
Seite E I zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 
 

Teil E 
 
Vorbemerkung der Redaktion des AWR zur Berichterstattung der 
Zeitschrift „Unser Mitteleuropa“: 
 
Weder „Fakten-Darstellung“ noch Sprache von Putin (über die Regierung der 
Ukraine: „Drogenbande“, „Nazis“) und von Lawrow gefallen uns in der 
Zeitschrift „Unser Mitteleuropa“. Der Angriffskrieg gegen die Ukraine ist 
darüber hinaus durch nichts zu rechtfertigen.   
 
Dieser Überfall ist ein Verbrechen!!! 
 
Überdies ist die Berichterstattung von „Unser Mitteleuropa“ zu diesem Komplex 
in seiner Putin-Hörigkeit sehr zu bedauern! Auch in der Tonart der Sprache 
und in der Wortwahl hat sich die Zeitschrift leider anstecken lassen! Einfach 
widerlich!!! 
 
Und ist der Versuch der Politik Putins schon vergessen, Europa durch 
„Flüchtlingsströme“ über Weißrussland zu destabilisieren? Der polnischen 
Regierung sei dankgesagt, dass sie die Grenzen zu Weißrussland 
geschlossen hat! 
 
Wer kann uns etwas über die Zusammensetzung der Redaktion von „Unser 
Mitteleuropa“ sagen (Putinisten in Krakau?), wer lüftet uns das Geheimnis zum 
Eigentümer, für den lediglich ein Postfach in London genannt wird.  
 
Redaktion in Krakau? Wer soll das glauben, dass „Putinisten“ in Polen arbeiten 
und diese Thesen vertreten? 
 
Schade! Schade! „Unser Mitteleuropa“ vertut Chancen, eine kritische, auch 
selbstkritische Publikation zu sein. 
 
Wir sehen eine Gratwanderung zwischen „historischem Dokument“ und 
„Propaganda“ – letztere ist zuweilen auch ein „historisches Dokument“.  
 
Unsere Meinung ist klar, möge der Leser für sich entscheiden und viele 
unterschiedliche Quellen benutzen! 
 
Wir übernehmen immer weniger Beiträge aus „Unser Mitteleuropa“, für Putin-
Propaganda sind wir uns zu schade! 
 
Die Redaktion 
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P. Jordan: „Großgliederung Europas nach kulturräumlichen Kriterien“, Europa Regional 13 

(2005), Heft 4, Leibniz-Institut für Länderkunde, Leipzig. Karte Europa Grünes Band.png 

https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Grossgliederung_Europas.png 

 

Quelle: WIKIPEDIA „Ostmtteieuropa“, aufgerufen am 28.11.19, 12:50 Uhr: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Ostmitteleuropa 

s.a. Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg: Begr. „Ostmitteleuropa“ im 

Online-Lexikon zur Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa    

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa 

Eine eindeutige Definition der geografischen Regionen West- und Ostmitteleuropa ist 
kaum sinnvoll, weil die historische Entwicklung und der Entwicklungsstand[1] der dort 
liegenden Staaten zu berücksichtigen wäre. 
 
Im Sprachgebrauch West- und Mitteleuropas spiegelt sich annähernd folgende Zuordnung der 
Staaten wider: 
 
    - Westmitteleuropa: Deutschland, Österreich, die Schweiz und Liechtenstein 
    - Ostmitteleuropa: zumindest Polen, Tschechien, die Slowakei und Ungarn. Manchmal werden auch 
Rumänien, Slowenien und Kroatien dazugezählt. 
 
Landschaftlich gehört Ostösterreich zu Ostmitteleuropa, die Zuordnung Österreichs zu 
Westmitteleuropa wurzelt politisch-geographisch in der Zeit des mittleren zwanzigsten Jahrhunderts. 
Physisch ist hier die Grenze im Raum zwischen Alpen und Böhmischer Masse zu sehen. Diese Grenze 
entspricht etwa den klimatischen Grenzen des atlantischen Einflussbereichs zum Pannonischen Klima. 
 
West- und Ostmitteleuropa in diesem weiteren Sinne zusammen entsprechen etwa auch dem Begriff 
Mitteleuropa oder Zentraleuropa, englisch Central Europe (CE). Abzugrenzen ist diese 
kulturgeographische Region vom wirtschaftspolitischen Begriff MOEL Mittel- und osteuropäische 
Länder / CEE Central and Eastern Europe, einem Konzept, das etwas umfassender dem hier erwähnten 
Ostmitteleuropa entspricht oder umfassend östlicher zu sehen ist. 

https://ome-lexikon.uni-oldenburg.de/begriffe/ostmitteleuropa
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01) "Seelsorge ist die Muttersprache der Kirche". 06.09.2023 
 
Predigt vom vergangenen Sonntag "Seelsorge ist die Muttersprache der Kirche" und 
Ehrenamtsausflug der Gemeinde Nikolassee 
Posteingang 
Steffen Reiche 
  
Anhänge 06.09.2023, 09:00 
  
an 
 
        Liebe Predigtkreisgemeinde, 
 
 
          
 
        Seelsorge ist die Muttersprache der Kirche. Als ich den Satz das erste Mal hörte, hat 
er mich überwältigt. Ich dachte, dass Hebräisch oder Griechisch oder Latein oder für uns 
eben Deutsch die Muttersprache der Kirche ist. Aber der Satz, diese Ansage, diese 
Behauptung, leuchtet mir ein. 
 
        Wenn die Kirche sich nicht mehr um die Seele kümmert, dann verkümmert die Seele. 
Und wenn die Seele verkümmert, dann ist ein Mensch entseelt, seelenlos. Und wir alle 
wollen doch nicht nur glücklich sein, sondern selig werden. Denn glücklich sein ist etwas 
Flüchtiges. Man hat Glück und dann ist man glücklich. Aber das geht schnell vorbei. Das 
Glück fähret schnell dahin. 
 
        Aber wer selig ist, ist mehr als glücklich. Selig ist jemand von tief innen. Wer selig ist, 
der ist mit sich im Reinen, der ist bei sich angekommen, der schwingt mit sich. 
 
        Ich will mit Ihnen heute an diesem Sonntag, bei der Taufe von Amalia Magdalena, über 
unsere Seele reden, besser von unserer Seele reden. 
 
        Auch die Bibeltexte, die wir von Monica Bierschenk gelesen bekommen und gehört 
haben, tun das. „Der HERR redete mit Mose und sprach: Rede mit der ganzen Gemeinde 
der Israeliten und sprich zu ihnen: Ihr sollt heilig sein, denn ich bin heilig.“ 
 
        Und aus dem Lukas-Evangelium haben wir gehört: „Da stand ein Gesetzeslehrer auf 
und sprach zu Jesus: Meister, was muss ich tun, dass ich das ewige Leben ererbe? Er aber 
sprach zu ihm: Was steht im Gesetz geschrieben? Was liest du? Der Schriftgelehrte 
antwortete und sprach: »Du sollst den Herrn, deinen Gott, lieben von ganzem Herzen, von 
ganzer Seele und mit all deiner Kraft und deinem ganzen Gemüt, und deinen Nächsten wie 
dich selbst« 
 
        Kaum einer von uns würde heute wohl so fragen, weil nur noch wenige von uns an das 
ewige Leben glauben und darauf hoffen und daher die meisten nicht mehr danach fragen. 
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        Der Psalm, den wir gemeinsam gebetet haben, sagt uns: „Wohl dem, der den HERRN 
fürchtet, der große Freude hat an seinen Geboten!“ 
 
        Und der 1. Johannesbrief sagt wunderbar klar: „Wenn wir in der Liebe sind, dann sind 
wir in Gott.“ 
 
        Keiner von uns hat je die Seele von sich selbst oder einem anderen gesehen. Aber wir 
alle spüren, dort wo Seele ist, ist Leben. Wo keine Seele mehr ist, ist auch kein Leben. Wo 
kein Leben mehr ist, ist etwas seelenlos geworden. 
 
        Seit jeher versucht man, die Seele zu messen, zu bestimmen, zu erkennen und zu 
erklären. 
 
        So wog 1902 MacDougall sechs sterbende Patienten in einem Versuch. Er wollte 
beweisen, dass die Seele materiell und messbar sei – die Gewichtsdifferenz zwischen 
lebendigen und toten Patienten betrug nach seinen Angaben durchschnittlich „21 Gramm.“ 
MacDougall stellte während des Sterbens von 15 Hunden jedoch keine Gewichtsabnahme 
fest, woraus er folgerte, dass Hunde keine Seele besäßen. Später versuchte er, die 
menschliche Seele auch als „Schattenbild“ auf Röntgenbildern zu erkennen. Es gibt einen 
wunderbaren Film, den wir mit KulturAktiv im Klepper-Saal gesehen haben und es gibt ein 
schönes Cafe‘ auf einem Kirchhof, dem Thomas-Kirchhof in Neukölln, das heißt so – „21 
Gramm.“ 
 
        Ich denke nicht, dass es so ist, dass die Seele „etwas auf die Waage bringt“ und glaube 
doch und habe es erfahren und gespürt, auch beim Tod meiner Eltern, so wie es Navid 
Kermani beschreibt, wenn er von der Leichenwaschung der Mutter erzählt. Die Mutter, die 
ihn so sehr liebte, mit der er so leidenschaftlich stritt. Das Buch „das alphabet bis S.“ 
erscheint morgen und ich zitiere daraus: „Als die Mutter bis in alle Poren sauber war, auch 
ihr Haar mit Shampoo gewaschen, der Körper mit den feinsten Essenzen des Libanons 
bestäubt und ins weiße Tuch ihres Pilgergewands gewickelt, hoben wir sie zu viert an. 
Offenbar dachten die Schwestern das Gleiche, jedenfalls schauten wir uns verblüfft an: So 
leicht war der Körper, viel leichter als erwartet. Wog denn die Seele so schwer? Das Gebet 
der Wäscherin nachmurmelnd, betteten wir die Mutter in den Sarg und betrachteten sie 
lange. Ihr Gesicht: als wäre sie schon im Himmel, flüsterte eine von uns, so schön. Mama 
ist ein Engel, sprach leise die andere, wie ein Kind. 
 
        Zuletzt zog die Wäscherin das Tuch übers Gesicht. 
 
        Gott hat uns, so haben wir es in der Schöpfungsgeschichte, der ältesten, wohl über 
2700 Jahre alt, gehört, die Seele eingehaucht. Nefesch heißt es auf Hebräisch und steht 
synonym für Leben. 
 
        Griechisch heißt Seele Psyche – und wir wissen und spüren, damit ist anderes 
gemeint. 
 
        Das ist unser Fühlen, unser Empfinden, das, wie wir leben und denken. 
 
        Das ist ganz eng verwandt mit unserem Geist, den Erfahrungen, die uns prägen. 
 
        Und die Psychologie oder die Psycho-Analyse helfen uns, das besser zu verstehen. 
 
        Auf Lateinisch heißt es anima, aber das Wort wird seltener von uns gebraucht. 
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        Seele ist etwas, was wir nicht kennen, nicht sehen, nicht anfassen können, was wir 
nicht einmal verorten können. Und was wir aber mehr empfinden und brauchen, als Körper, 
Geist und Leib. Die Seele, die uns von Gott eingehaucht ist, die verbindet uns am ehesten 
mit anderen Dimensionen, verbindet uns mit Gott. In der Seele spüren wir Gott, fühlen wir 
uns ihm nahe, leben aus ihm und zu ihm hin. Und deshalb haben wir eine Scheu, darüber 
zu reden und doch ist eine große Sehnsucht in uns, dass es der Seele gut geht. Deshalb 
betreiben wir selber, oft unbewusst, Seelsorge bei uns selbst. 
 
        „Essen hält Leib und Seele zusammen“ und viele andere Worte kennen wir, die uns 
begleiten und die Bedeutung unserer Seele für uns aufstrahlen lassen. 
 
          
 
        Als ich das erste Mal hierherkam, nachdem mich die Kirchenleitung gebeten hatte, in 
die, so sagten sie, schwierigste Gemeinde der Landeskirche zu gehen, lief ich vom Bahnhof 
die Prinz-Friedrich-Leopold-Straße hinab und mit dem Blick auf die schönen Villen dachte 
ich: „Ihr braucht mich doch hier gar nicht. Ihr habt doch alles was Ihr braucht. Euch geht es 
doch gut.“ 
 
        Aber Gott hat mich schnell befreit von dieser Überheblichkeit. Und mir gezeigt, dass 
gerade hier die Erwartungen an einen Pastor, an einen Hirten größer sind, als in vielen 
anderen Bereichen Berlins oder unseres Landes. 
 
        Dass Seelsorge die Muttersprache der Kirche ist, habe ich hier wie noch nie zuvor 
gespürt. 
 
        Als Aufgabe und als Chance. Weil hier viele Menschen spüren, dass Sie eine Seele 
haben und dass diese ihre Seele Pflege braucht und Aufmerksamkeit. Hier bei uns gibt es 
viele Menschen, die Gott nicht nur einen guten Mann sein lassen wollen, sondern nach ihm 
fragen und sich von Gott etwas erwarten, für Ihr Leben und eben, für Ihre Seele. Und so 
sind wir in diesen 11 Jahren miteinander gewachsen, haben gute Erfahrungen miteinander 
gemacht und haben uns gemeinsam um unsere Seelen gekümmert. Und öfter habe ich 
gesagt: Ich bete für Sie. Bitte beten sie für mich. 
 
        Seelsorge ist uns allen als Christen aufgetragen. Alle Christinnen und Christen sind 
durch die Taufe beauftragt, ihren Mitmenschen Seelsorger und Seelsorgerin zu sein. 
 
        Luther sprach vom wechselseitigen Gespräch und Trösten der Brüder und Schwestern, 
von „mutuum colloquium et consolatio fratrum et sororum“. Und das habe ich mit Euch, liebe 
Schwestern und Brüder gemeinsam erlebt und erfahren. Dass wir im gemeinsamen 
Gespräch unsere Seelen getröstet und gestärkt haben. Und so wird in der Seelsorge das 
Priestertum aller Getauften, von dem der 1. Petr 2,5-9 spricht, unmittelbar erfahrbar. 
 
        Ich selber habe in der vergangenen Woche zwei Lesefrüchte, Hörfrüchte gesammelt: 
 
        „Du bist nicht so wichtig, wie du glaubst. Und nicht so unwichtig, wie du fürchtest“. Oder 
bzw. und „Was aber kann das Leben sein, wenn die erste Probe für das Leben schon das 
Leben selber ist? fragte der gerade gestorbene Milan Kundera in „Die unerträgliche 
Leichtigkeit des Seins“. 
 
          
 
        Die Psalmen reden besonders viel von der Seele, sie singen aus der Seele. 
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        Wer betet spricht nur, aber wer singt, der bringt auch die Seele zum Klingen. Deshalb 
hat der Heilige Kirchenvater Augustinus gesagt: Wer singt, betet doppelt. Denn beim Singen 
ist alles beteiligt, Leib und Körper, Geist und Seele. 
 
        Vom Hauptmann von Kapernaum wird erzählt: „Als er aber nicht mehr fern von dem 
Haus war, sandte der Hauptmann Freunde zu Jesus und ließ ihm sagen: Ach, Herr, bemühe 
dich nicht; ich bin nicht wert, dass du unter mein Dach gehst; darum habe ich auch mich 
selbst nicht für würdig geachtet, zu dir zu kommen; sondern sprich ein Wort, so wird mein 
Knecht gesund.“ 
 
        Die katholische Kirche hat diesen Satz für Ihre Liturgie übernommen und ihn 
wunderbar verändert. „Ich bin nicht wert, dass du unter mein Dach gehst; aber sprich nur 
ein Wort, so wird meine Seele gesund.“ 
 
        Die Seele hört auf Gott, mit der Seele können wir Gott am ehesten spüren. Die Seele 
ist Gott am Nächsten. Und deshalb sind wir, wenn wir seelig sind, am glücklichsten, am 
meisten froh. 
 
        Im Johannes-Evangelium gibt es ein Gespräch von Jesus mit Petrus, dass uns das gut 
erklärt: 
 
        Da sprach Jesus zu den Zwölfen: Wollt ihr auch weggehen? Da antwortete ihm Simon 
Petrus: 
 
        Herr, wohin sollen wir gehen? Du hast Worte des ewigen Lebens; und wir haben 
geglaubt und erkannt: Du bist der Heilige Gottes. 
 
          
 
        Wir reden nicht so gern von unserer Seele, weil das so unmodern ist. Modern ist, 
worüber wir verfügen können, was in unserer Macht steht. 
 
        Deshalb will ich uns mit dieser Predigt erinnern, wo überall wir aber dennoch mit der 
Seele umgehen, darauf hoffen, daran glauben, dass es sie gibt: 
 
        Wenn jemand gestorben ist, dann öffnet man das Fenster, damit die Seele gehen kann. 
 
          
 
        Nefesch kommt im AT sehr oft vor – über 750 mal 
 
        Da machte Gott der HERR den Menschen aus Staub von der Erde und blies ihm den 
Odem des Lebens in seine Nase. Und so ward der Mensch ein lebendiges Wesen. 
 
        Die Seele klagt weint zürnt fleht sehnt sich und ist insofern ganz lebendig in uns. 
 
        Wir reden davon: Er ist die Seele des Geschäfts. Jemand ist die Seele von etwas. 
 
        Und sind verwundert, wenn jemand Seele gezeigt hat. Und sagen dann verwundert: Er 
hat Seele gezeigt. Oder stellen erstaunt fest: „Zwei Seelen, ein Gedanke.“ 
 
        Und wissen mit dem Sprichwort: „Die Augen sind der Spiegel der Seele.“ 
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        „Ist die Kiste zu, hat die Seele Ruh.“ 
 
        „Die Seele eines Verliebten ist nie zu Hause.“ Denn in der Liebe ist man nicht bei sich, 
sondern bei dem oder der Anderen, dem oder der Nächsten. 
 
        Ein Tau hat eine Seele. Und Seele ist das, was von uns am ehesten Verbindung mit 
Gott aufnehmen kann. Die Seele ist das, was uns Gott eingehaucht hat und daher ist die 
Seele das in uns, was von Gott ist. 
 
        2 Seelen wohnen ach in meiner Brust. 
 
          
        Faust verkauft dem Teufel, Mephisto seine Seele. 
 
        Baron Lefuet, also im Spiegel gelesen, Baron Teufel, will Timm Thalers Lachen – seine 
Seele. 
 
        Gogol schriebt ein Buch über die „Tote Seelen“. 
 
        100 Seelen wohnen in einem Dorf. 
 
          
        Warum sind wir eigentlich hier? Warum eigentlich feiern wir gemeinsam Gottesdienst? 
 
        Was wollen wir hier, wo doch die meisten jetzt anderes machen und den lieben Gott 
einen guten Mann sein lassen. Was suchen Sie hier? Was suche ich hier ? 
 
        Dass ich darüber für uns einmal predigen sollte, wurde mir klar, als vor wenigen Tagen 
ein Gemeindeglied nach dem Gottesdienst am Ausgang zu mir sagte: Ich komme, weil ich 
den Gottesdienst wirklich brauche. Ich war verwundert, hatte ich das doch in dieser 
Offenheit nicht erwartet. Und auch nicht von diesem Menschen, der seinen Weg im Leben 
nimmt. 
 
        Ja, auch ich brauche den Gottesdienst zum Leben und deshalb ist Gottesdienst für 
mich eigentlich auch noch nie Arbeit gewesen. Ich feiere den Gottesdienst mit Ihnen. Ein 
Pfarrer der am Sonntag arbeitet, bricht nicht nur das 3. Gebot, sondern hat auch seinen 
Beruf verfehlt. 
 
        Nun wird jeder diese Frage anders für sich beantworten, auch von Sonntag zu Sonntag 
mag es andere Gründe geben. Manche singt gern, mancher ist gespannt auf die Predigt, 
mancher mag die feierliche Atmosphäre, manche genießt es, dazuzugehören zu der 
Gemeinschaft der Schwestern und Brüder in Christus, weil man in der Woche doch oft auch 
mehr allein ist, als unter Menschen. 
 
        Aber ich glaube, dass uns da alle auch etwas gemeinsam treibt und zieht, dass wir alle 
einen Urgrund haben der Sehnsucht, in welcher Form auch immer Gottesdienst zu feiern. 
 
        Gottesdienst ist Seelsorge. 
 
        Wir alle wollen geborgen sein. Sicher sind wir das, jeder auf seine Weise, in der 
Familie, mit der wir zusammenleben, telefonieren oder mailen und wissen, dass sie 
kommen, wenn wir Hilfe brauchen. Aber nicht nur, dass es da auch manchmal Streit gibt 
und Angst, einander zu verlieren. Wir haben alle schon auf Kirch- und Friedhöfen gestanden  
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und Menschen, die wir geliebt oder gemocht haben, hinterher geschaut. Und wissen, dass 
uns das auch blüht, dass das auch eines fernen oder nicht so fernen Tages auf uns 
zukommt. 
 
          
 
        Und wir alle haben uns daher schon gefragt: 
 
        Ich leb und waiß nit wie lang, ich stirb und waiß nit wann, 
 
        ich far und waiß nit wahin, mich wundert das ich [so] frölich bin. 
 
          
 
        Tilman Jens fragt seine 95jährige Mutter nach einem Schlaganfall, ob sie sterben 
möchte. 
 
        Sie nickt und sagt dann: „Aber erst muss ich noch in die Reha, um wieder laufen zu 
lernen. ...“ 
 
        Viele surfen und brettern über diese Fragen hinweg. Sie stellen sie sich lieber nicht. 
Sie stellen sich der Frage lieber nicht, weil sie wissen, es gibt keine beweisbare Antwort. 
 
        Und auch die Antworten sind meist nicht so, dass, wenn man sich dieser Frage gestellt 
hat, Ruhe findet durch die Antwort. 
 
        Aber eins will ich den so sicheren Atheisten, die manchmal so mitleidig über unseren 
Glauben hinwegblicken sagen: Es steht fifty fifty. Nicht mehr aber eben auch nicht weniger. 
 
          
 
        Denn wir wissen doch, dass wir sterben müssen, wissen, dass uns auch ohne eigene 
Schuld ein Unglück treffen kann und uns aus unserem Leben katapultiert. Wie die Menschen 
auf Hawaii, wie die Menschen bei den Waldbränden, wie die Menschen, die an der 
jemenitisch-saudi-arabischen Grenze. 
 
        Viele leben in der Leichtigkeit des Seins und blenden diese Fragen aus. Und manchmal 
schaue ich auch voller Neid auf sie und dann ist der Gedanke sancta simplicitas nicht 
hochmütig gemeint, sondern dann ist das voller Neid und Bewunderung gedacht, auch so 
leben zu können. 
 
        Deshalb lasst uns bitte gemeinsam, in der Liebe und der Seelsorge für den Nächsten, 
dafür sorgen, dass unsere Seele gesund wird oder gesund bleibt. 
 
          
 
        Und der Friede Gottes, der höher ist als alle Vernunft, bewahre eure Herzen und Sinne 
in Jesus Christus. 
 
  
 
--  
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Bleiben Sie gesund Behütet in diesen Zeiten. Täglich 9.00 Uhr gibt es ein "Wort zum Tage", 
den Morgen- und Abend-Segen bei HauptstadtTV. Und an jedem Sonn- und Feiertag lese 
ich für Sie das entsprechende Poem aus "Das Geistliche Jahr" von Annette von Droste-
Hülshoff, gerahmt von Orgelmusik aus Hermannswerder von Kantor Dietrich Schönherr. 
Und jeden Sonntag 12.00 Uhr sendet HauptstadtTV einen halbstündigen Glaubenskurs. 
Jeden Abend lese ich für Sie jetzt Ukrainische Märchen, die das Fühlen und Denken dieses 
wunderbaren europäischen Volkes, das vom Kreml-Terror mit Krieg überzogen worden ist, 
deutlich machen. 
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E. b) Themen global, die uns auch bewegen                    Seiten E 28– E 58 

 
01) Anwendung von Racketeering Gesetzen gegen transnationale Anschläge  
      auf die Nationalstaaten 
 
29. 09. 2023  

 
The East offering its riches to Britannia - allegorical ceiling piece commissioned by the East 
India Company in 1777 for the Revenue Committee Room in East India House| Quelle: 
Spyridon Romas, CC0, via Wikimedia Commons 

Angriffe zur Marginalisierung von Nationalstaaten häufen sich 

Die Welt steht vor einer Zeitenwende und eine neue globale Ordnung ist im Entstehen. Das 
koloniale und neokoloniale Zeitalter der letzten 500 Jahre liegt in den letzten Zügen. Die 
Kolonialherren und monopolaren Nutznießer jener Epoche (1500 – 2000) stemmen sich 
diesen objektiven und historischen Entwicklungsprozessen mit letzter Kraft entgegen. 

Transnationale Kreise und die ihnen nachgeschalteten Landeseliten – teilweise in 
Kooperation und teilweise auch in Konfrontation – versuchen mit den Konzepten aus der 
Vergangenheit das Ende ihrer Hegemonie so weit wie möglich nach hinten bzw. in die 
Zukunft zu schieben: 

• Eine ihrer Methoden geht in die Richtung «Krieg», um im Zuge des militärischen 
Chaos und einer Notstandsgesetzgebung Mehrheiten wegzusperren zu lassen, um 
auf  den Trümmern der vielen Konflikte die erträumte Eine-Welt-Ordnung 
wiederzubeleben. Als Beispiele dafür kann man den Krieg in der Ukraine und auch  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/der-East-India-Company.png?fit=602%2C442&ssl=1
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das atlantische Säbelrasseln im Südchinesischen Meer ansehen. 
Eine Notstandsgesetzgebung parallel dazu lässt sich über ideologische 
Kampfbegriffe, wie vor allem über die Schlagwörter wie «Klimawandel», 
«Energiewende» oder «Pandemieabwehr» sehr gut verpacken und die irdische 
Heilslehre, namens «Great Re-Set», unter dem Zepter von Globalisten gleich einer 
Krypto-Religion darüber entstehen. 

• Die andere Methode zielt darauf supranationale oder internationale Institutionen für 
unipolare Zwecke zu instrumentalisieren und den Nationalstaaten von oben her über 
ein überstaatliches Gesetzesregime die Souveränität zu reduzieren und möglichst 
vollständig zu entziehen. Maßnahmen zur Marginalisierung der Nationalstaaten 
haben mit dem Fall des Eisernen Vorhangs im Jahr 1989 eine neue und höchste 
Priorität erhalten. 

Aktuelle Anschläge auf Verfassung und Gesetze der Nationalstaaten, um diese von oben 
her entweder über Hegemonialansprüche atlantischer Mächte oder zwischenstaatliche 
Organisationen auszuhebeln, lassen sich folgend beschreiben: 

• Foreign Intelligence Surveillance Act [FISA], Section 702 der USA zum 
Ausschnüffeln von Nicht-US-Bürgern inklusive dem massenhaften Abgreifen von 
elektronischen Kommunikationsdaten außerhalb der USA, unabhängig davon, ob 
gegen die betroffenen ausländischen Staaten oder ihre Bürger Delikte vorlägen. Es 
geht einzig um die Durchsetzung der nationalen Interessen der USA, wenn immer 
nötig auch unter Bruch der Gesetze der ausländischen Staaten. 

• Gemäß anglikanischem Recht wurden die Eingriffsmöglichkeiten von FISA durch den 
USA Patriot Act [2001], den USA Freedom Act [2015] sowie den Clarifying Lawful 
Overseas Use of Data Act [CLOUD Act; 2918] stark ausgeweitet. Verschärfend 
wirken die Sektion 215 des Patriot Acts sowie Sektion 101 des Freedom Acts. Auf 
die dadurch geänderten Sektionen 501 und 502 von FISA stützt sich die U.S. 
National Security Agency [NSA], um ihren Anordnungen an Telefongesellschaften 
auf Herausgabe von Telekommunikationsdaten Nachdruck zu verschaffen. 
Dazu bestehen weitere Ermächtigungsbefugnisse unter FISA und der berüchtigten 
Sektion 702, welcher die Bespitzelung von Nicht-US-Bürgern außerhalb des US 
Staatsgebietes, z.B. an die NSA freigibt. Um von FISA bespitzelt zu werde Bedarf es 
keines Vergehens der ausländischen Zielpersonen: Es genügt den US- Behörden ein 
sogenannter «significant purpose» [signifikanten Grund], um einer «foreign 
intelligence information» [ausländische Nachrichten-Info] nachzugehen. 
Der CLOUD Act ist ein Änderungsgesetz und bezieht sich auf Sektion 2703 des 
«Electronic Communications Privacy Act [ECPA; 1986]»: Darauf gestützt basieren 
strafverfahrensrechtliche Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschlüsse der US-
Behörden zur Herausgabe von Beweismitteln, selbst wenn diese außerhalb des US-
Territoriums liegen bzw. gespeichert wären. Dank Sektion 215 des Patriot Acts und 
der Sektionen 501, 502 von FISA kann die Herausgabe jeglicher Unterlagen, 
inklusive Serverdaten verlangt werden. Formell sind dazu nur Beschlüsse des hierfür 
zuständigen «Foreign Intelligence Surveillance Courts» [FISC oder FISA-Gericht] 
nötig, die jedoch routinemäßig und großzügig erteilt werden. 
Die US-Administration hat angekündigt die Verlängerung der FISA Überwachung der 
Kommunikation von US-Bürgern mit ausländischen Kontakten durchzusetzen. 

• Plan der WHO sich im Eilverfahren zum Eine-Welt-Gesundheits-Hegemon mit 
Exekutivgewalt über die dann kaltgestellte Nationalstaaten ausrufen zu lassen. 
Nach dem «erfolgreichen» Testlauf mit dem Smart-CoV-Virus verfolgt die WHO den 
Plan, gestützt auf den medizinisch-bio-chemisch-industriellen Komplex, nun zum  
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entscheidenden letzten Schlag auszuholen: Das WHO-Komplott sieht vor, als dann 
Weltgesundheits-Überregierung nicht nur überstaatliche Exekutivgewalt über die 
«Internationale Gesundheitsvorschriften» [IHR], Pandemievorsorge [Pandemie 
Vertrag] und Zwangsbehandlungen auszuüben, sondern auch Vollmachten zur 
Zensur und Verfolgung missliebiger Kritiker auf sich zu vereinen. 

• Plan der Vereinten Nationen [UN] unter dem Vorwand, dass die Nachhaltigen 
Entwicklungsziele [Sustainable Development Goals /SDGs] in Gefahr wären, Zensur- 
und Knebelparagraphen über ihre Mitgliedstaaten von oben her gegen Recht und 
Verfassungen der noch Nationalstaaten künftig verhängen zu lassen. 
Auf der Webseite der UN sind die Ausreden nachzulesen, um die geplante Zensur 
ungestraft zusammen mit den UN-Träumen von ihrer «digitalen Armee» global über 
die Welt verhängen zu können: 

Eine digitale Armee im Aufbau: UN Friedenskräfte kämpfen gegen tödliche 
Desinformationen | Quelle: news.un.org/en/story/2023/08/1139682%5B/caption%5D 

Die UN Webseite lässt dazu verkünden: 

«Mit Smartphones, Bearbeitungs-Apps und innovativen Ansätzen bauen einige UN-
Friedenseinsätze in der ganzen Welt eine „digitale Armee“ auf, die gegen Falsch- und 
Desinformationen in sozialen Netzwerken und darüber hinaus vorgehen soll. 

 Die Vereinten Nationen haben Wege entwickelt, um gegen Unwahrheiten, die Spannungen, 
Gewalt oder sogar Tod auslösen können, vorzugehen. Sie haben beobachtet, wie 
Fehlinformationen, Desinformation und Hassreden Gesundheit, Sicherheit und Stabilität 
sowie Fortschritte bei der Erreichung der «Nachhaltige Entwicklungsziele» (SDGs) 
beeinträchtigen können. 

https://news.un.org/en/story/2023/08/1139682%5B/caption%5D
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Es ist klar geworden, dass „business as usual“ keine Option sei, sagte UN-Generalsekretär 
António Guterres in einem im Juni veröffentlichten Strategiepapier zur Informationsintegrität 
auf digitalen Plattformen. 

„Die Fähigkeit, Desinformationen im großen Stil zu verbreiten, um wissenschaftlich 
gesicherte Fakten zu untergraben, stellt ein existenzielles Risiko für die Menschheit dar und 
gefährdet demokratische Institutionen und grundlegende Menschenrechte“, schrieb er in 
dem Brief.» 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen setzt sich darüber hinweg, was in den 
Verfassungen bzw. Grundgesetzen seiner Mitgliedsstaaten zum Thema Informations- und 
Meinungsfreiheit, wie beispielsweise in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
oder in den Verfassungen der Mitgliedstaaten verfassungsrechtlich verankert ist und leicht 
nachzulesen ist. So finden sich beispielsweise: 

Zur Charta der Grundrechte der Europäischen Union gemäß Artikel 11 Freiheit der 
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit:  

«Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe 
und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben.  

Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.» 

Zum Grundgesetz (GG) der Bundesrepublik Deutschland: 

«GG – Art. 5 (1) gewährleistet mit der Meinungs-, Informations-, Presse-, Rundfunk- und 
Filmfreiheit insgesamt fünf Grundrechte: 

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten 
und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten.  

Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden 
gewährleistet.  

Eine Zensur findet nicht statt.» 

Gesetze für den Kampf gegen bandenmässig wie auch transnational organisierte 
Kriminalität [Racketeering – Gesetzgebung] sind mittlerweile überfällig 

Selbstermächtigte Vertreter des Eine-Welt-Herrschaftsmodell unternehmen Versuche von 
oben und ihrem rechtsfreiem Raum kommend – z.B. über das Vehikel zwischenstaatlicher 
Institutionen – über die Nationalstaaten und multipolare Weltordnung gegen den Willen der 
großen Mehrheiten unter Verstoß gegen Verfassungen und Gesetze der betroffenen 
Nationalstaaten hinwegzuregieren. 

Diese Attacken gegen die Fundamente der Nationalstaaten und des nationalen Rechts und 
der Gesetze werden es künftig erforderlich machen auf effektivere Gegenmaßnahmen 
zurückzugreifen, die über die bisher gescheiterten Abwehrmethoden hinausgehen, wie die 
Geschichte oft genug zeigte: 

Es gilt mit juristischen Mitteln des Nationalstaates gegen Staats- und Verfassungsfeinde von 
außen und innen mit schlagkräftigeren Gesetzen wirksamer vorzugehen: 
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Zumal die Angriffe auf nationalstaatliche Souveränität in fast allen Fällen über 
Organisationen und Institutionen, doch nicht über Einzelpersonen erfolgen, erfordern dieser 
Umstand eine Gesetzgebung, wie sie in den USA erst einen erfolgreichen Kampf gegen 
bandenmäßige Kriminalität [Mafia] ermöglicht hat. Es wäre die sogenannte «Anti-
Racketeering» Gesetzgebung [gegen bandenmäßige Kriminalität], die Nationalstaaten erst 
in die Lage versetzte, auch gegen Angriffe transnational beeinflusster Institutionen und ihrer 
Paten auf Basis einer erweiterten Anti-Banden-Gesetzgebung vorzugehen: 

So wie sich die USA im Kampf gegen die organisierte Kriminalität und US-Mafia-Familien 
seit 1970 erst nach dem RICO Act [Gesetz: Racketeer Influenced Corrupt Organizations 
Act] des Kapitels IX unter dem Organized Crime Control Act [OCCA; Kontrollgesetz 
gegen organisierte Kriminalität] erst durchsetzen konnte, wird auch im Kampf gegen 
Staatsfeinde transnationaler Natur – ganz gleich in welchem Gewande oder institutioneller 
Verkleidung verpackt – eine ähnliche geartete Anti-Racketeering-Gesetzgebung in 
Anschlag zu bringen sein. 

Erst eine Racketeering Gesetzgebung oder Anti-Banden-Gesetzgebung, die in vielen 
europäischen Staaten heute extrem schwach ausgeprägt vorhanden nur ist, wird es 
ermöglichen auch gegen die Ober-Bosse als die «nur» Auftraggeber [und nicht nur gegen 
die «kleinen» Ausführenden unten, wie es bis heute nur üblich ist], doch entscheidenden 
Drahtzieher im bandenmäßigen Verbund effektiv vorzugehen. Unter solchem Vorzeichen 
könnte z.B. der Täterkomplex des Falles CoV von «Medien-Politik-medizinisch 
biochemischer Komplex» im Fall bewiesener Tatbestände en bloc über ein Anti-
Racketeering-Verfahren gemäß RICO ausgehoben werden. 

Stark zunehmende staatliche Kriminalität über die letzten Jahre, wird einen 
maßgeschneiderten Anti-Racketeering-Gesetzesapparat wie schon gegen Mafia-Familien-
Strukturen, doch künftig auch gegen internationale sowie auch zwischen- und überstaatliche 
Organisationen und Institutionen gesetzlich erforderlich machen, um gegen Anschläge auf 
Staat und Verfassung von außen und innen künftig adäquater gerüstet und besser 
vorbereitet zu sein: 

Im Falle künftiger Angriffe und Verstöße auf staatliche Souveränität und Rechtsstaat 
könnten dann von den betroffenen Staaten Verfahren gegen bandenmäßige Kriminalität der 
überstaatlichen und zwischenstaatlichen Institutionen und ihren ausführenden Handlangern 
eingeleitet werden. 

Unter solch geänderten Umständen dürften sich künftig die Frontmänner der 
transnationalen Drahtzieher an oberer Stelle ihr Verhalten nach altem Muster, dass ihnen 
vormals noch absolute Straffreiheit versprach, zweimal überlegen! 

*** 

Ein Beitrag von UNSER-MITTELEUROPA Global-Research 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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02) Vom Idioten zum Hochschulprofessor 
 
       Von HANS-JÜRGEN GEESE 
 
14. 09. 2023  

 
bild: shutterstock 

Von HANS-JÜRGEN GEESE | Charles Darwin entdeckte die Gesetze der Evolution. Seiner 
Lehre zufolge verdrängt der Stärkere stets den Schwächeren, wodurch langfristig eine 
Auslese zu einer Elite stattfindet. Sie können sich also stolz auf die Schultern schlagen und 
mit einer gewissen Genugtuung morgens in den Spiegel schauen: Den Regeln der Evolution 
zufolge sind Sie das Beste was die Natur bisher hervorgebracht hat. Und das Gleiche gilt 
für die Gesellschaft insgesamt. Oder etwa nicht? 

Wir haben in Deutschland den Mangel überwunden. Niemand bräuchte mehr zu hungern. 
Im Gegenteil: Wir leben im Überfluss. Man könnte sogar so weit gehen zu behaupten, dass 
die Evolution an ihrem Ende angekommen sei. Besser geht nimmer. Und da dem so ist, da 
die Evolution nicht mehr weiter weiß, hat der Mensch den Fortschritt in seine eigenen Hände 
genommen. Nicht nur das. Er definiert sogar per Dekret was denn Fortschritt überhaupt 
noch bedeutet. 

Die törichte Evolution hatte zum Beispiel die störrische Angewohnheit, maximal 20 % von 
deutschen Schülern das Zeugnis der Reife auszustellen. Doch als der Mensch sich aus den 
Fesseln der Evolution befreit hatte beschloss er kurzerhand, mithilfe der Weisheit des 
Bildungsministeriums, dass 50 % der Schülerinnen und Schüler in Deutschland Abitur 
haben sollten. Und so geschah es. Ach, wie stolz war man doch im Land der Dichter und 
Denker. Und es überrascht wenig, dass man sich sogleich ein neues Ziel steckte: 70 % 
sollen es sein. Ich habe keinen Zweifel daran, dass die klugen Menschen im 
Bildungsministerium auch dieses Ziel erreichen werden. Man kann diese Genies eigentlich  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Idioten.png?fit=568%2C390&ssl=1
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nur bewundern. Die haben es doch tatsächlich geschafft, den Darwin zu widerlegen und 
selbst dem lieben Gott mal so richtig zu zeigen, wo es lang gehen muss. Wie man so sagt 
im Hochgefühl des überschwänglichen Erfolges: Der Fortschritt ist fürwahr nicht 
aufzuhalten. Schon gar nicht beim Bildungsministerium in Berlin. 

Wer hat recht? Deutschland, Österreich oder die Schweiz? 

Das ist die Situation in Deutschland. Und auch in Österreich sind die Ambitionen ähnlich 
gelagert. Aber in der Schweiz beträgt die Abiturquote nach wie vor lediglich etwa 20 %. Und 
die machen in der Schweiz auch keine Anstalten, das ändern zu wollen. Diese Primitivlinge 
in den Bergen hängen nach wie vor den doch völlig überholten Lehren von dem Charles 
Darwin an. Und kommen trotzdem zu einem wesentlich höheren Lebensstandard als in 
Deutschland. Die haben sogar eine wesentlich niedrigere Jugendarbeitslosigkeit in der 
Schweiz. Und überholen Deutschland regelmäßig auf dem Glücksbarometer. Sollte das zu 
denken geben? 

Das Glücksbarometer für das Jahr 2023 weist die folgenden Länder als die glücklichsten 
Länder in der folgenden Reihenfolge aus: Finnland, Dänemark, Island, Israel, Niederlande, 
Schweden, Norwegen, Schweiz. Ist Ihnen was aufgefallen? Das sind alles kleine Länder. 
Sollte auch das Ihnen nicht zu denken geben? Den Regeln der Evolution zufolge leben in 
großen Ländern nun mal keine glücklichen Menschen. Deutschland ist einfach zu groß. Da 
können Sie mal sehen. 

Die Frage drängt sich natürlich auf, ob es auch eine Beziehung zwischen Abitur und 
Glückseligkeit geben könnte. Theoretisch. In der Praxis wurde die Frage bereits beantwortet 
(siehe oben). Warum dann drängen die in Deutschland wie verrückt mit dem Abitur? Nun, 
diese Frage ist nicht rational zu beantworten. Die angestrebte Maximierung von Abiturienten 
ist eine politische Entscheidung. 

Was ist eine politische Entscheidung? 

Sie müssen heutzutage Politik mit Religion vergleichen. So wie dereinst die Bibel als 
Handlungsanweisung galt so gilt heute das Parteiprogramm oder das Regierungsprogramm 
als Handlungsanweisung. Sie können mit dem lieben Gott nicht diskutieren. Sie können mit 
einem Parteiprogramm nicht diskutieren. Das ist vorgegeben. Und muss dann umgesetzt 
werden. In dieser Hinsicht haben es Politiker sogar einfacher als Gott, der sich mit seinen 
moralischen Zwängen lediglich ab und zu durchsetzen kann. Wohingegen der Politiker über 
ein Budget verfügt, über Geld, mit deren Vergabe er Macht ausübt. Wer gehorcht kriegt 
Geld, wer nicht, eben nicht. Und zwar immer. Vor allem auf dem Gebiet der Bildung. 

Mit Geld und gutem politischen Willen geriet die Abiturgeschichte zum ganz großen Erfolg: 
Nie gab es nicht nur mehr Abiturienten, nie gab es auch bessere Noten. Trotzdem weigert 
sich das Glücksbarometer, solch Triumph anzuerkennen und Deutschland nach oben zu 
bewegen, anstatt nach unten, wie gerade wieder mal passiert. Dem Deutschen scheint sein 
Glück nicht wichtig zu sein. 

Den Extremfall dieses Phänomens können Sie derzeit beim Thema Ukraine erleben. Die 
politische Entscheidung lautet, dass die Ukraine gewinnen wird, dass die Ukraine alle Mittel 
erhalten wird, um diesen Sieg zu erringen, und dass selbst die Meinung der Wählerinnen 
und Wähler auf diese Entscheidung keinen Einfluss erhalten wird. Und dann machen die 
halt. Augen zu und durch. Denn ein Politiker, wie Gott, kann und darf sich einfach nicht irren. 
Sie können an den Fingern Ihrer rechten Hand abrechnen wie viele Politiker sich nach dem 
Covid Desaster bei Ihnen entschuldigten. Falls sich überhaupt jemand entschuldigte. 
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Das Abitur als Fetisch 

Ein Fetisch hat angeblich magische Kraft. Und somit ist das Abitur ein Fetisch. Denn es 
besitzt in der Tat ungeheure magische Kraft. Sie können mit diesem Abitur zu einer 
Universität marschieren und dort studieren. Und dann können sie den Doktortitel erwerben 
und später sogar Professor werden. Ein Professor ist kein Politiker. Nennen wir den 
Professor daher einen Halbgott. Der Professor hängt vom Willen des Politikers ab. Was 
zeichnet einen Professor aus? Antwort: Wenn Hinz und Kunz Ihnen was erzählen wollen, 
dann hören Sie nicht hin, nicht immer, aber wenn ein Professor spricht, dann saugen Sie 
jedes Wort gierig auf. 

Viele Professoren gelten heutzutage auch als sogenannte Experten. Sie erinnern sich an 
die Covidzeiten? Und wenn ein Experte sowohl Politiker als auch Professor ist, dann kann 
man die einfach nur noch anbeten. Und man muss denen natürlich glauben. Und gehorchen. 
Ein Experte in Gestalt eines Professors, in unserer Zeit, verpasst Ihnen sozusagen die 
garantierte, reine Wahrheit. 

Und somit haben wir den Bogen gespannt von der Geburtsstunde der potentiellen Wahrheit, 
dem Abitur, bis zur angeblichen Wahrheit des Herrn Professors. Es wird Ihnen leicht 
einsichtig sein, dass die Qualität dieser Wahrheit irgendwie mit der Geburtsstunde dieser 
Wahrheit, mit der Qualität des Abiturs, im Zusammenhang stehen muss. Und an diesem 
Punkt wird es jetzt richtig interessant. 

Was ist ein Abitur? 

Ich muss Sie jetzt leider enttäuschen. Es ist nicht möglich, ich wiederhole, es ist nicht 
möglich, dass 50 % oder mehr von Schülerinnen und Schülern in einem Land das Abitur 
erwerben und dass dieses Abitur die gleiche Qualität hat wie ein Abitur vor 50 Jahren, als 
die Abiturientenquote viel niedriger lag. Um diese 50 % zu erreichen müssen Sie die 
Standards senken. Anders ist das nicht möglich. Warum? Weil nun einmal die Menschen 
nicht gleich sind. Nicht jedes Kind ist in der Lage, den Anforderungen eines Gymnasiums 
zu genügen. Jedes Kind hat andere Talente. Das hat mit Intelligenz an sich nichts zu tun. 
Und wie wir gesehen haben, schon gar nicht mit Glückseligkeit. Man kann eine bestimmte 
Art von Intelligenz und Glückseligkeit nicht kaufen. In diesem einen Falle hilft Geld leider 
nicht weiter. Und nicht einmal die magischen Kräfte unserer genialen Politiker. 

Die Konsequenz all dieser Betrachtungen ist, dass das heutige Abitur in vielen Fällen einem 
Betrug gleichkommt. Es wird als etwas verkauft was es nicht ist. Denn das Zeugnis der Reife 
bedeutet doch, dass ein Mensch gelernt hat, selbständig und kritisch zu denken. Wenn er 
das nicht gelernt hat, dann kann man nicht von einem reifen Menschen sprechen. Von 
Bildung schon gar nicht. „Wissen“ in unserer Zeit wird in Form von einseitiger Kost serviert, 
was nicht nur nicht das Wachstum fördert, sondern was im Extremfall zum Kotzen führt. 

Der selbständig denkende, der sich kritisch verhaltende Bürger ist heute nicht mehr nicht 
nur nicht erwünscht, er wird geradezu als Gefahr für die Gesellschaft betrachtet und muss 
daher bekämpft werden. Gefragt und gepriesen wird der angepasste, gehorsame, 
liebdienerische Bürger, dem dann alle Wege in die höchsten Ämter in der Gesellschaft offen 
stehen. Diese Typen werden auf den Gymnasien heutzutage in riesigen Massen produziert, 
werden dann mit ihrem beschränkten Geist auf die Universitäten geschickt und praktizieren 
auch dort erfolgreich ihr bereits antrainiertes Verhalten: Hinauf die Erfolgsleiter klettern bis 
zum Herrn Professor. Und immer brav sein. Sonst werden sie ausgesondert. 
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Jordan Peterson 

Jordan Peterson ist ein Professor für Psychologie von der Universität Toronto in Kanada. 
Bis vor ein paar Jahren war der Mann außerhalb Kanadas so gut wie unbekannt. Heute ist 
Jordan Peterson ein weltweites Phänomen. Weil er gewagt hat, selbständig zu denken, als 
Professor, und dann die Ergebnisse seines Denkprozesses dem Rest der Welt mitzuteilen. 
Das konnte natürlich nicht gut gehen. Und somit ist Jordan Peterson quasi ein Staatsfeind 
in Kanada. Solche Kritiker des Systems werden in der Regel mit Gerichtsverfahren 
überhäuft, finanziell in den Schwitzkasten genommen und als Paria dem Pöbel zum Fraß 
vorgeworfen. Ausgestoßene der Gesellschaft. Trotzdem hat der Mann Millionen Exemplare 
seiner Bücher verkauft, hat Millionen von „Followern“ und füllt die Vortragssäle, wohin auch 
immer er reist. 

Hier in Neuseeland wollte ihm die Regierung die Einreise verweigern. Es bedurfte einer 
Gerichtsentscheidung, die dann tatsächlich die Regierung in die Schranken wies. Doch 
dann gab es Probleme mit dem Vortragsort. Die wollten nicht mehr. Und so weiter. Es stellte 
sich mal wieder heraus, dass, wenn die Oberaufsicht über die Bildung von der Regierung 
ins Extrem getrieben wird, dann immer die Qualität leidet. Weil die Regierung Qualität mit 
niedrigem Niveau und Gehorsam gleichsetzt. Gleichsetzen muss, denn sonst würden die 
Gebildeten und Aufgeklärten und unabhängig Denkenden, die Jordan Petersons dieser 
Welt, die Regierung und deren Treiben in Frage stellen. Und dann diese Armleuchter der 
Regierung in die Wüste jagen. Das kann und darf natürlich nicht sein. Eine blöde Regierung 
braucht ein blödes Volk. So einfach! 

Die Bildungsfalle 

Die offensichtliche Frage ist natürlich: Werden all diese Abiturienten wirklich gebraucht? 
Und werden all diese Akademiker wirklich gebraucht? Wenn wir die Schweiz als Maßstab 
nehmen, dann kann die Antwort nur negativ lauten. Zudem hat die Schweiz einen höheren 
Lebensstandard als Deutschland. Die Schweiz ist übrigens Auswanderungsland Nummer 
eins für die Deutschen. 

Vielleicht sollte man sich zumindest mal anschauen, was die dort anders machen. Und siehe 
da, es ist mal wieder ganz einfach: Die duale Bildung ist das Geheimnis. Wer hätte das 
gedacht? Die Schweizer haben herausgefunden, dass Leben in der richtigen Welt wichtiger 
ist als geistige Hochflieger zu züchten, die sich mit oftmals an den Haaren herbeigezogenen 
„Wissenschaften“ ihr Leben versauen. 

Arbeitslosigkeit in Deutschland ist am höchsten in welchen Berufen? Naturwissenschaften 
7,5 %, Mediengestaltung, Werbung und Marketing 6,7 %, Geistes- und 
Gesellschaftswissenschaften 6,3 %. 

Trotzdem wird der „Bildungswahn“, der mit Bildung immer weniger zu tun hat, in 
Deutschland weiter vorangetrieben werden. Noch einmal die grausame Wahrheit: Das ist 
nur möglich, wenn das Niveau gesenkt wird. Die Erfolgszahlen werden vorgegeben. Und 
dann geht es los. Wie? Der sogenannte Erfolg wird mit viel Geld für die Universitäten 
belohnt. Das Ding ist ein Selbstläufer. Das Ende daher nicht abzusehen. Oder doch? Nun, 
wenn jeder Abitur hat und dann selbst der Dorftrottel zum Hochschulprofessor befördert 
worden ist, dann, und nur dann, wird sich die Schöpferkraft in diesem Wahnsinn erschöpft 
haben. 

Was aber noch viel schlimmer ist: Bildung wird hier geradezu in ihr Gegenteil verkehrt. 
Bildung ist und wird immer mehr zu einem politisch erwünschten Verblödungsprozess.  
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Bildung bezieht sich mehr und mehr vor allem nur noch auf die Anforderungen für den 
Produktionsprozess in der Wirtschaft. Halbgare Bildung wird zum Sklaven des Geldes. Und 
protzt mit Titeln. Selbst die sogenannten Geisteswissenschaften werden in diesen Prozess 
eingebunden. 

Damit der ganze Schwindel überhaupt funktionieren kann muss die Gesellschaft stets neue 
Verhaltensregeln erfinden, neue Arbeitsgebiete erfinden, wie zum Beispiel diesen 
Genderschwachsinn, dessen Akzeptanz der an den Haaren herbeigezogenen Logik und der 
Einhaltung neuer Regeln unbedingte Voraussetzung ist, um am Gesellschaftsgeschehen 
überhaupt vollwertig teilnehmen zu dürfen. 

Fortschritt, der keiner ist 

Im Jahre 1950 arbeiteten 32,5 % der Deutschen im Dienstleistungsbereich, 42,9 % im 
produzierenden Gewerbe und 24,6 % in Land- und Forstwirtschaft und Fischerei. Heute 
arbeiten etwa 75 % der Deutschen im Dienstleistungsbereich. Heute arbeiten nur noch etwa 
24 % der Deutschen in einem produzierenden Gewerbe. Und nur noch 1,3 % in Land- und 
Forstwirtschaft und Fischerei. Im Jahre 1965 arbeiteten sogar 49,2 % der Deutschen in 
einem produzierenden Gewerbe. 49,2 %!!! Ab den 1970er Jahren ging es bergab. 

Was geschah? Einfache Antwort: Überproduktion. Wir stellten mehr her als wir zum Leben 
brauchten. Also, logischerweise, hätte man doch die Arbeitszeit dramatisch verkürzen 
können? Genau! Wohlstand für alle war in der Tat möglich und wurde bis zu einem gewissen 
Grad bis in die 70er Jahre tatsächlich als Politik verfolgt. Doch dann tauchten alle diese 
Dienstleistungsarbeitsplätze auf, meistens ausgefüllt von Frauen. Und ein Konsumrausch 
brach aus, der sich selbst heute noch immer nicht ausgetobt hat. Der Überfluss wurde zum 
Selbstläufer. Um Geld zu verdienen. Ob Sie all das Zeugs brauchen ist völlig belanglos. Ich 
kann Ihnen verraten, Sie brauchen nicht viel zum Leben. Das meiste was da angeboten wird 
ist schlicht und einfach überflüssig. Positiv ausgedrückt. 

Wenn denn wirklich der Mensch die Umwelt zerstört, dann bräuchte man lediglich die 
Produktion selektiv um 50 % zurückzufahren, was überhaupt kein Problem wäre. Aber was 
dann tun mit all den Menschen? Denn die meisten Berufe im Dienstleistungsbereich sind 
ebenfalls völlig überflüssig. Vor allem die beim Staat. Was also tun? Antwort: Noch mehr 
sinnlose „Berufe“ schaffen. Viel mehr! 

Im Wintersemester 2021/2022 boten die deutschen Hochschulen 9.400 Bachelor-
Studiengänge an. Allein in den vergangenen zehn Jahren ist die Zahl der Studienangebote 
um mehr als ein Drittel gestiegen. Sind die völlig durchgeknallt? Das ist eine künstlich 
geschaffene Welt, die mit Realität immer weniger zu tun hat. 

Die Verleugnung von Wirklichkeit 

Wenn es Armut im Lande gibt, wenn Menschen sich Sorgen machen, ihre Rechnungen 
bezahlen zu können, wenn Sinnlosigkeit im Lande um sich greift, dann kann man doch 
unmöglich von Fortschritt sprechen. Nein, es gibt keinen Fortschritt. Diese Einsicht ist 
unbedingte Voraussetzung, um überhaupt wieder auf den rechten Weg zu kommen, Realität 
anzuerkennen und die Probleme zu lösen, die in dieser Realität Priorität haben: Die 
Grundprobleme im Zusammenhang mit dem Wohl jedes einzelnen Deutschen. 

Viktor Orban, der Premierminister von Ungarn, hat in einem hoch interessanten Gespräch 
vor kurzem in drei Worten zusammengefasst, worauf es ankommt: Familie, Volk, Gott. Der 
spricht vieles offen aus und wird deswegen angefeindet. Er erklärte zum Beispiel, dass in  
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Russland Freiheit anders definiert wird als im Westen und dass selbst Demokratie nicht 
gleich Demokratie sei. Orban hat auch das Volk befragt. Das Volk entschied: Nein, wir 
wollen keine Ausländer, wir wollen Ungarn im Lande. Daher: Wenn in Ungarn nicht 
genügend Kinder geboren werden, dann unterstützt der Staat massiv die Familien. Orban 
weiß, dass man sich Familien überhaupt erst einmal leisten können muss. Nein, das Leben 
ist wirklich nicht kompliziert. Sonst wären die Menschen längst ausgestorben. Die 
Verleugnung von Wirklichkeit ist das Hauptproblem unserer Zeit. Politiker sind Traumtänzer. 
Die sind angestellt, uns von der Realität fernzuhalten. Sonst fliegt der ganze Hokuspokus 
Laden in Berlin auf. Reden wir also von der Realität. 

Geben und nehmen 

Jede funktionierende, gesunde, vitale Gesellschaft lebt nach dem Prinzip von geben und 
nehmen. Jeder einzelne leistet in einer gesunden Gesellschaft seinen Beitrag in dieser 
Gesellschaft. Und erhält im Gegenzug die Solidarität und Unterstützung dieser Gesellschaft. 
Es kann keine funktionierende, gesunde, vitale Gesellschaft geben, in der der Einzelne 
keinen Beitrag leistet. Was uns ja täglich vor Augen geführt wird. 

Die Abschaffung der Wehrpflicht war eine Katastrophe. Man hätte stattdessen das Model 
noch weiter ausbauen müssen: Wer Soldat sein will und Soldat sein kann soll Soldat sein. 
Wer nicht, der leistet Sozialdienst. 

Wenn wir denn eine Armee brauchen, dann muss es wieder eine richtige Armee sein, mit 
richtigen Soldaten und richtigen Waffen. Eine Elitearmee. Dazu gehört, dass alle Frauen 
aus der Armee verschwinden. 5.000 Jahre Geschichte der Menschheit sind Beweis genug, 
um zu dieser Entscheidung zu kommen. 

Jeder Deutsche, jede Deutsche muss nach Schulabschluss ein soziales Jahr oder zwei 
soziale Jahre ableisten. Ausnahme: Handwerker haben die Wahl. Sie können, müssen aber 
nicht. Die Jugendlichen würden mit der wirklichen Welt konfrontiert. Die Situation in den 
Altersheimen, Krankenhäusern, sozialen Einrichtungen würde sich schlagartig verbessern. 
Die Menschen fänden wieder zusammen. Die Gesellschaft insgesamt würde wieder 
zusammenwachsen. 

Handwerk hat goldenen Boden 

Neben der Landwirtschaft muss das Handwerk und müssen die Handwerker im Zentrum 
des gesellschaftlichen Geschehens stehen. Abgesehen von der eigentlichen Leistung der 
Handwerker verkörpern sie auch Tradition und Kultur. Und wie wir alle wissen ist das duale 
Ausbildungssystem, die Kombination von praktischem und theoretischem Wissen, 
unschlagbar. Wir brauchen in Deutschland nicht 165.186 Anwälte und Heerscharen von 
allen möglichen Spielarten von Sozialberufen, die eine kranke Gesellschaft heilen sollen. 
Das ist nicht möglich. Es geht darum, eine heile, eine gesunde, eine vitale Gesellschaft zu 
schaffen. So wie es auch im persönlichen Bereich zu empfehlen ist, gar nicht erst krank zu 
werden. 

Der Werkunterricht an den Schulen muss massiv ausgebaut werden. 
Schülergenossenschaften müssen massiv ausgebaut werden und in Partnerschaft mit 
Firmen in der Gemeinde arbeiten. 

Jede Schule muss einen groß angelegten Garten haben. 
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In der Schule müssen die Jugendlichen lernen, wie man ein Unternehmen aufbaut, vor allem 
mit Schwerpunkt auf Genossenschaften. Und lernen, Arbeitgeber zu sein. In kleinen 
Betrieben. Das Handwerk vor allem muss wieder den Platz in der Gesellschaft erhalten, den 
es traditionell innehatte und den es verdient. 

„Ehre deutsches Volk und hüte, treulich deinen Handwerksstand. Als das deutsche 
Handwerk blühte, blühte auch das deutsche Land.“ 

Nachwort: Wenn Schulen und Universitäten zu Verblödungsinstitutionen verkommen, wenn 
Wahrheitsalternativen verpönt sind und der dröge Drill der Hirnsubstanz nach 
vorgegebenen Mustern als Bildung angepriesen wird, dann sollten Schüler und Personal, 
zur Besinnung, erst einmal für eine Weile nach Hause gehen, einen Apfelbaum pflanzen 
und beten. Das reinigt die Seele. 

————- 

 

Hat Ihnen dieser Artikel gefallen? Ist es nicht beeindruckend, wie Hans-Jürgen Geese vom 
anderen Ende der Welt die Lage auch in Deutschland treffend analysiert? Da können wir 
Ihnen nur empfehlen, das Werk desselben Autors zu genießen. Mit dem Titel „Ausverkauf 
vom Traum Neuseeland“ spannt Geese den Bogen von Neuseeland zu Deutschland. 
Seine messerscharfen Analysen zeigen auf, wie die Bürger weltweit von den immer gleichen 
Akteuren mit den immer gleichen Methoden unterdrückt und ausgebeutet, ja zu Sklaven 
gemacht werden. Täuschen Sie sich nicht. Was Geese in Neuseeland wie unter dem 
Brennglas aufzeigt, findet auch in Deutschland statt. Es ist nur nicht so leicht zu erkennen. 
„Ausverkauf vom Traum Neuseeland“ ist erhältlich im Buchhandel oder bestellen Sie Ihr 
Exemplar direkt beim Verlag hier.  

https://anderweltverlag.com/p/ausverkauf-vom-traum-neuseeland   

Hier können Sie eine Rezension zu diesem Werk ansehen. 

https://www.anderweltonline.com/kultur/kultur-2020/ausverkauf-vom-traum-
neuseeland-wie-ein-bluehendes-land-verramscht-wurde/  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 

https://anderweltverlag.com/epages/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691.sf/de_DE/?ObjectPath=/Shops/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691/Products/ISBN9783940321244
https://anderweltverlag.com/epages/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691.sf/de_DE/?ObjectPath=/Shops/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691/Products/ISBN9783940321244
https://anderweltverlag.com/p/ausverkauf-vom-traum-neuseeland
https://www.anderweltonline.com/kultur/kultur-2020/ausverkauf-vom-traum-neuseeland-wie-ein-bluehendes-land-verramscht-wurde/
https://www.anderweltonline.com/kultur/kultur-2020/ausverkauf-vom-traum-neuseeland-wie-ein-bluehendes-land-verramscht-wurde/
https://www.anderweltonline.com/kultur/kultur-2020/ausverkauf-vom-traum-neuseeland-wie-ein-bluehendes-land-verramscht-wurde/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://anderweltverlag.com/epages/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691.sf/de_DE/?ObjectPath=/Shops/7ebd50b8-862e-4d44-b6b2-7afce366b691/Products/ISBN9783940321244
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03) Maria Zeee: «Der wahre Feind ist die neue Weltordnung!» 
 
      Von REDAKTION 
 
12. 09. 2023  

 
Die politische Deklaration der UN soll die Welt am 20. Sept. vor vollendete Tatsachen stellen 

Die politische Deklaration der UN soll die Welt am 20. September vor 

vollendete Tatsachen stellen 

  

Von REDAKTION | UNSER-MITTELEUROPA berichtete bereits – hier - über die sinisteren 
Pläne der WHO, um sich im Schnellverfahren – nach obskuren Absprachen in nur 
Hinterzimmern – unter dem Deckmantel gesundheitlicher Fürsorge bis 2025 mit 
suprastaatlichen Machtbefugnissen und zentraler Exekutivgewalt über 196 Staaten der Welt 
ausstatten zu lassen. 

Die Verträge sollen bis 2025 völkerrechtliche Verbindlichkeit erlangen und der WHO als 
dann Gesundheits-Weltregierung diktatorisch-autokratische Rechte zu einem 
Pandemieregime-Plus-Plus einräumen, wie wir es in einer ersten Testversion während CoV-
19 schon erleben und erleiden durften. Doch künftig wünschen transnationale Kreise 
versteckt hinter der WHO zentral und vor allem immerwährend und permanent diktatorisch 
durchregieren zu lassen. 

Dazu soll über alle nicht genehmen Medien ein weltweites Zensur-Regime verhängt werden. 
Die WHO als Behörde der Eine-Welt-Welt Apostel soll die Befugnis erhalten, zensurieren, 
definieren und vorgeben lassen zu dürfen, was im Zusammenhang mit Gesundheit, 
Pandemievorsorge & Pandemiebekämpfung nicht mehr gesagt werden darf, soll und kann: 

https://unser-mitteleuropa.com/pro-schweiz-stellt-sich-gegen-who-komplott-zur-entmachtung-der-nationalstaaten/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/UNO-20.-Sept.png?fit=551%2C369&ssl=1
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Das ist für die schöne neue Welt nach dem Rezeptbuch der Globalherrscher geplant! 

Vereinte Nationen und WHO in konzertierter Aktion 

Wir dachten, die oben genannten Schreckensmeldungen liessen sich nicht mehr 
übertreffen, doch müssen uns inzwischen korrigieren: Die Vereinten Nationen (UN) sind im 
Begriff die WHO bei der Realisierung ihrer Eine-Welt-Pläne zu sekundieren! 

Die UN macht sich daran, den Griff transnationaler Kreise nach unumschränkter Einer-Welt-
Herrschaft über das Vehikel WHO 2.0 noch in diesem Monat – einmal mehr nur nach 
Geheimabsprachen in Hinterzimmern – über ihre sogenannte «Politische Deklaration zur 
Pandemie-Prävention, Pandemie-Vorbereitung & Pandemie-Reaktion» eilfertig abstimmen 
und die Ermächtigungspläne der WHO damit flankieren zu lassen. 

 

Die Grafik oben zeigt, dass die UN neben dem WHO-Komplott die erste Schiene mit der 
«Politischen Deklaration» [Track 1] auf dem Weg in die Eine-Welt-Diktatur zur Verfügung 
stellt. Die Schienen zwei, drei und vier mit Neufassungen für die Internationalen 
Gesundheits-Regulierungen (IHR) und WHO CA+ oder «Pandemie Vertrag» [Track 2, 3 & 
4] kommen parallel dazu, doch unter Mantel der WHO. 

Die «Politische Deklaration» der UN soll es den transnationalen Drahtziehern im 
Hintergrund ermöglichen der WHO ihre neue diktatorische Rolle zuzuschieben: 
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Die WHO vom vormaligen Gesundheits-Ratgeber zum Pandemie-Diktator 

Die Antwort auf jene infamen Anschläge auf Souveränität & Freiheit kann nur lauten: 

 

Stoppt die Vereinten Nationen, WHO und die globale Agenda! 

 

Vor diesem dramatischen Hintergrund des konzertierten Komplotts von den beiden 
supranationalen Organisationen UN und WHO hat Maria Zeee, Moderatorin auf dem Stew 
Peters Network (SPN), James Rugoski – professioneller Aufdecker von MDM, das sind 
Mis/Miss-Informationen, Dis/Fehl-Informationen und Mal/Schad-Informationen & Substack 
Betreiber [Kontaktdetails siehe unten] – zu einem Video-Interview gebeten, welches auf 
Rumble in englischer Sprache erschienen ist: Hier  

Aufgrund der besonderen Brisanz des Geschehens hat UNSER-MITTELEUROPA das 
Transkript angefertigt, ins Deutsche übersetzt und seinen Lesern verfügbar gemacht: 

Die Welt auf schiefer Bahn zur Eine-Welt-Herrschaft 

Maria Zeee: Die Vereinten Nationen sind dabei, am 20. September eine «Politische 
Deklaration» durchzusetzen: 

 

 

https://rumble.com/v3g35om-uncensored-un-to-declare-permanent-covid-measures-this-month.html
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Es ist im Grunde ihre Erklärung zur Eine-Welt-Regierung – nicht nur vorübergehend, 
sondern für immer! 

Sie [die UN] fordern, dass die vorübergehenden Maßnahmen, welche zuvor während Covid-
19 [zwangs]verhängt wurden, künftig dauerhaft eingerichtet würden. Richtig: Ein 
permanenter Zustand mit Pandemien und Injektionen, vor dem wir von Anfang an gewarnt 
hatten. James Roguski hat dazu unglaubliche Forschungsarbeit geleistet. Er hat das Thema 
von Anfang an verfolgt und ist uns zugeschaltet. 

 

James, vielen Dank, dass Sie heute bei uns sind. Wir wissen ihr Zeit und exzellente Arbeit 
für all diese wichtigen Themen sehr zu schätzen. Ich danke Ihnen! 
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James Roguski: Gerne – es ist immer ein Vergnügen, mit Ihnen zu sprechen! 

Ich möchte Sie ersuchen, dieses Kapitel mit Wendepunkt zu überschreiben: Ich habe 
nämlich das Gefühl und einige Ideen entwickelt, die helfen könnten Teile aus unserer 
Bewegung vereinen und zusammenbringen zu können. Sie wissen schon, gewisse Leute 
haben diese Ideen und andere jene. Ich glaube, ich habe ein Thema gefunden, das genau 
betrachtet, zumindest verschiedene Gruppen zusammenbringen und unsere Energien 
gegen jene Leute bündeln könnte, die versuchen die Welt zu übernehmen. 

Maria Zeee: Ja, darüber wollen wir unbedingt sprechen. Die Leute fragen immer nach 
Lösungen: Doch, Sie sind eine Person, die stets Lösungen generiert. Das respektiere ich 
so sehr an Ihnen! 

Ich möchte auf diese politische Deklaration eingehen, welche die Vereinten Nationen 
vorantreiben. Wir haben einen sehr engen Zeitplan und wie Sie vielleicht bemerkten, habe 
ich auf der «Reawaken America Tour» gesprochen und aus Ihrem Substack den Zeitplan, 
welche die UN und UNO jetzt ins Auge fassen, zitiert. Wohlgemerkt: Jetzt erfahren wir diese 
Ankündigung, dass Covid plötzlich wieder ein Problem wäre, wobei Tedros [WHO 
Generaldirektor] sagt: «Oh, es ist noch nicht vorbei. Wir brauchen mehr Hilfsmittel und 
Impfstoffe!» Und so versuchen sie wirklich, dies mit ihrem Zeitplan in Einklang zu bringen, 
den die UN übrigens auf den 20.9.2023 festgesetzt hat. Sprechen Sie mit uns über besagte 
politische Deklaration. 

James Roguski: Nun, vor mehr als einem Jahr, am 2. September 2022, kamen die 
Vereinten Nationen zusammen und planten genau dieses Treffen. Doch, eines der 
Probleme unserer Widerstandsbewegung ist, dass wir immer nur reaktiv agieren, während 
die anderen einem langfristigen Plan folgen: Sie haben dies vor über einem Jahr geplant. 
Sie werden sich am 20. September [2023], einem Mittwoch, treffen und die so genannte 
politische Deklaration zur Pandemie-Prävention, – Vorsorge und – Reaktion  [Political 
Declaration on Pandemic Prevention, Preparedness and Response) verabschieden. So 
weit, so schlecht. Sie arbeiten seit über einem Jahr und einem Monat an diesem Dokument. 
Ich habe, wie Sie wissen, darüber berichtet. 

Vor einiger Zeit haben sie ihren finalen Entwurf für das Schweige-Prozedere (silence 
procedure) abgegeben. Das ist es, was nach meiner Meinung jedem bewusst werden sollte: 
Was diese Organisationen betreiben, ist, dass sie eine Formulierung ausarbeiten und sie 
unter den Botschaftern der Vereinten Nationen verteilen, um zu sagen: «Seht her, hier ist 
das Dokument, das wir ausgearbeitet haben!»  

Interessanterweise waren es die beiden Nationen, Marokko und Israel, die jene [Schweige-
]Prozedur anleiteten: Sie sagten, dies sei das Abkommen, das am 20. September 
anzunehmen wäre und mit dem Schweige-Prozedere verhält es sich so: Falls man keinen 
Einspruch erhebt, würde man davon ausgehen, dass eine Zustimmung erteilt worden sei. 
So wie mit der… 

Maria Zeee: … WHO (Weltgesundheitsorganisation). 

James Roguski: Genau – das ist ein beinahe universelles Verfahren. So gehen sie vor: Sie 
sagen, was sie tun wollen. Es könnte auch Teil ihrer Ideologie sein, was immer man denken 
wollte, aber sie geben bekannt, was sie planen. Sie veröffentlichen die Dokumente. Sie 
hängen sie nicht an die große Glocke, schicken keine SMS bzw. niemand auf der Welt erhält  
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eine E-Mail-Benachrichtigung. Vielmehr, stellen sie es als öffentliche Bekanntmachung, 
begraben auf irgendeiner Webseite ins Netz. Doch falls man es übersähe und keinen 
Einspruch erhöbe, sagen sie einfach: «Ihr hattet ja eure Chance!» 

Mit der People‘s Deklaration sage ich im Prinzip, dass ich mein Einverständnis dazu nicht 
erteile: Dazu, dass die WHO oder welch neue Bürokratie auch immer, die sie für diese 
Rahmenkonvention zu installieren gedenken, 30 Milliarden Dollar pro Jahr bekäme, um 
Dinge zu tun, von denen Meryl Nass [Internistin & Expertin für Bio Terrorismus, die 
Verfolgungen ausgesetzt ist] sehr deutlich erklärte, dass sie Pandemien nur 
wahrscheinlicher machten. 

Der ganze Sinn dieser Verhandlungen ist, jemanden etwas glauben zu lassen, obwohl es in 
Wirklichkeit um etwas ganz anderes geht. Doch, sie bleiben dabei und sagen einfach, sie 
wollten nur die nächste Pandemie verhindern. 

Nun, ich denke, hier können wir die Menschen vereinen, denn ich werde jetzt eine dritte 
Ebene ansprechen, wenn Sie verstehen, was ich meine. Ich werde jetzt ein Thema 
ansprechen, an dem sich die Geister scheiden: 

Es gibt eine Gruppe, die sagen, SARS COV 2 hätte nie existiert. Covid-19 wäre eine 
erfundene Geschichte und von Daten bzw. PSYOPS [psychologische 
Kriegsführung/Operationen] getrieben gewesen. Es wäre alles Betrug. Dann gibt es die 
Leute, welche sagen, wir hätten es mit einem Virus zu tun und der verursache Covid-19. 
Und es gäbe diese frühen Behandlungen mit antiviralen Mitteln, wie Ivermectin, 
Hydroxychloroquin [HQL], Zink und all die anderen Dinge. 

Es gibt also diese beiden Lager, die unterschiedliche Auffassung vertreten. 

Und dann gibt es noch jene anderen beiden Gruppen: Eine von diesen sagt, sie wüssten, 
dass es ein neuartiges Virus gäbe, welches aus einer Fledermaushöhle irgendwo in China 
sei und jemand Fledermaussuppe gegessen hätte oder es von einer Fledermaus oder 
einem Pangolin des Wuhan-Marktes stamme. Wir hätten die Umwelt nach diesen 
zoonotischen Erregern oder Übertragungsrisiken abzusuchen, denn Tierviren könnten 
Menschen infizieren. Aber dann gäbe es noch etwas anderes… 

Maria Zeee: Entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche, James: Das ist genau das, was 
sie in Australien machen. Wenn man sich die von der CSIRO (Commonwealth Scientific and 
Industrial Research Organisation) veröffentlichte Studie zur Stärkung der australischen 
Pandemiebereitschaft ansieht, der vorgeworfen wird, in Wuhan an illegaler Gain-of-
Function-Forschung [Forschung zur Steigerung der Virulenz des Pathogens, welches im 
Labor künstlich verstärkt wird] beteiligt gewesen zu sein: Die sagen, dass Pandemien in der 
Zukunft und ich paraphrasiere hier, im Wesentlichen durch das Eindringen des Menschen 
in die natürlichen Lebensräume verursacht wären. Das stimmt perfekt mit der Agenda zum 
Klimawandel und der ultimativen Agenda der UN überein, die darauf abzielen den 
Menschen aus der Natur zu verbannen und alle in Smart Cities zu treiben. 

Ich möchte kurz darauf eingehen, zumal sich meine Meinung im Laufe der Zeit dazu 
weiterentwickelt hat: Ich glaube wirklich, dass bewiesen ist, dass das Virus nicht isoliert 
wurde. Aber der Punkt ist tatsächlich, dass es Behandlungen gab, die sogar bei Grippe 
helfen und den Menschen vorenthalten wurden, zumal die WHO und Vereinten Nationen 
nicht die Absicht hatten, den Menschen Zugang zu Behandlungen zu ermöglichen, die bei 
dieser Krankheit hätten helfen können gegen Symptome, was auch immer diese Symptome 
gewesen sein mögen. 
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Sie sprechen also davon, die Menschheit zu vereinen, unabhängig von unseren 
Meinungen? Dem stimme ich zu, denn egal, in welchem Lager man sich befindet, der Punkt 
ist der, dass wir nicht wollen, dass Bill Gates oder die WHO unsere medizinischen 
Entscheidungen kontrollierten. 

James Roguski: Absolut. Falls ihre Symptome durch 5G Immission verursacht wurden und 
eine frühzeitige Behandlung mit diesem oder jenem Medikament, Heilkraut oder Vitamin 
oder was auch immer funktionierte, dann hat es funktioniert, weil es jenen half, gesund zu 
werden. Wenn Sie also in Florida sind, halten Sie sich von Amarillos oder anderen Tieren 
fern, die möglicherweise lepraverursachende Bakterien enthalten könnten. 

Sie möchten alle diese Statistiken hernehmen, in denen fünf Fälle auf sechs anwachsen 
und einen Anstieg von 20 % signalisieren: Das erzeugt dann extrem große Angst. Ich habe 
einen Bericht dazu verfasst und werde damit zum «Propaganda-Checker». Es gibt 
Faktenprüfer, doch ich werde eine regelmäßige Serie von Reports zur Propaganda machen, 
um ihre Lügen aufzudecken. 

Aber lassen Sie mich auf die Thematik der Meinungsverschiedenheiten zurückkommen. Es 
gibt eine Gesundheitsauffassung, wonach alle Tiere ein potenzielles Risiko repräsentierten: 
Hühner könnten die Vogelgrippe, Hunde das Hunde-Coronavirus oder Schweine die 
Schweinegrippe haben. Es könnte auch etwas in der Kanalisation oder im Abwassersystem 
vorkommen, doch alles käme von Tieren und der Umwelt. Wir sollten die Erreger also 
isolieren und nach deren Pandemiepotenzial untersuchen und über ein Netzwerk 
austauschen lassen: Die Kehrseite der Medaille ist, dass nach Einbezug all diese Erreger 
in das WHO-System des Pathogen Access Benefit Sharing System [Pathogen-Zugangs-
Vorteile-Austausch], man die Gain-of-Function-Forschung (Gain-of-Function Research: 
Forschung zur Steigerung der Virulenz des Pathogens, welche im Labor künstlich verstärkt 
wird) zu stärken beginnt. Doch, es könnte wieder zu einem Leck in einem Labor kommen, 
wie es vielleicht in Wuhan passiert war. [Anmerkung der Redaktion: Und in vielen anderen 
Labors ohne „vielleicht“, wovon man selten nur spricht…] 

Ob es nun um das Leck im Labor von Wuhan geht, die Fledermaus-Suppe, den Lebend-
Tier-Markt (Wet-Market) – was auch immer - das Problem ist, ob sie tatsächlich die Lehren 
aus den letzten vier Jahren gezogen haben? 

Die eine Sache auf die wir uns, so glaube ich, alle einigen können: Nachdem die 
Verhandlungen im Geheimen laufen und wir die letzte Version der Änderungen nicht sehen 
dürfen. Denn, sie haben nichts veröffentlicht: Wir dürfen den 208 Seiten umfassenden Text 
des Rahmenübereinkommens nicht einsehen. Ich denke, wir sollten uns alle einig werden, 
dass der Vertrag, der ausgehandelt werden sollte, ein Vertrag zu sein hätte, der diesen 
Gain-of-Function-Wahnsinn [Gain-of-Function Wahnsinn: Wahnsinns-Forschung zur 
Steigerung der Virulenz des Pathogens, welche im Labor künstlich verstärkt wird] stoppt. 

Wenn Sie nicht an Viren glauben, dann betrachten Sie Gain-of-Function [Laborexperimente 
zur Steigerung der Virulenz der Pathogene, welche erst im Labor künstlich verstärkt werden] 
dank den Labors und all das als eine absolute Ablenkung, als Geldverschwendung und als 
einen vollständigen und totalen Betrug. 

Wenn Sie an Viren glauben, dann sollten Sie die Ausweitung des Austauschs von 
Krankheitserregern und das Geldmachen mit der Gain-of-Function [Steigerung der Virulenz 
der Pathogene, welche in Labors von Big Pharma künstlich verstärkt werden] und den 
mRNA-Injektionspräparaten betrachten. Sie sollten immer noch das ablehnen, worüber 
nicht verhandelt wird. Ganz genau: Denn, ich sage, dass verhandelt werden soll, dass die  
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Forschung mit Gain-of-Function [Steigerung der Virulenz der Pathogene, welche in den 
Labors dank Big Pharma künstlich verstärkt wird], die gemeinsame Nutzung von 
Krankheitserregern und die Suche nach Krankheitserregern mit Pandemiepotenzial 
[pandemic potential] beendet werden muss. Denn, das [Pandemie-]Potenzial ist tatsächlich 
nur das Potenzial für Profit. 

 

Maria Zeee: Ich möchte einwerfen, was im australischen Bericht über die Stärkung der 
Pandemiebereitschaft steht, weil es für das, was Sie sagen, so wichtig ist: 

 

Sie [Big Pharma] fordern die Legalisierung der Gain-of-Function Forschung [Forschung zur 
Steigerung der Virulenz des Pathogens, welche im Labor künstlich erzeugt wird]. Das ist ein 
direkter Verstoß gegen das Übereinkommen gegen biologische Waffen, und sie sagen uns, 
dass wir diese [Gain-of-Function] für genau das, was Sie hier beschreiben, legalisieren 
müssen. 
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James Roguski: Ich meine, der 17. September ist der Stichtag, an dem die australische 
Regierung eine öffentliche Stellungnahme zu diesen Verhandlungen abgeben möchte, doch 
sie haben der australischen Bevölkerung drei falsche Fragen gestellt. Fallen Sie nicht auf 
die falschen Fragen herein: Folgen Sie Ihrem Herzen und sagen, dass sie überhaupt keine 
Lehren gezogen hätten. Sie haben sich nicht mit der Tatsache auseinandergesetzt, dass 
wir es mit statistisch induzierten Fällen zu tun haben, indem Sie PCR-Tests einsetzten, was 
für den Test einen Betrug für jede Art von Krankheit darstellt. Wir wissen, dass 
Masken[pflicht], ebenso nur Betrug ist. Solange man sich an die Wissenschaft hält, gibt es 
keinen Nachweis, dass sie Schutz böten. Die Abriegelungen und Ausgangssperren, die 
Reisebeschränkungen und all das ist einfach nur Missbrauch von Rechten, wie die 
Ablehnung von frühzeitigen Behandlungen, was auch immer sie gebracht hätten: Die Ärzte 
haben herausgefunden, wie sie die Menschen gesünder machen können, unabhängig von 
der Ursache ihrer Krankheiten. 

Sie haben nicht das Geringste gelernt. Alles, was Sie gelernt haben, ist, dass Sie mit dem, 
was Sie vorher gemacht haben, eine Menge Geld verdient haben, und das Problem, das sie 
haben, war nur, dass nicht genug Leute auf ihre Propaganda hereinfielen und sie jetzt 
nachdoppeln wollen. 

Wissen Sie, sie wollen eine Größenordnung höher gehen: Sie wollen 30 Milliarden Dollar 
pro Jahr, um ein System aufzubauen, das die Angstmacherei nur noch weiter steigert. 

«…» 

… Schweigen [der Bürger] würde als Zustimmung angesehen werden: Jetzt ist die 
Zeit gekommen die Stimme zu erheben! … Ein Rahmenabkommen ist weit 
abträglicher als eine Vereinbarung … Eine Rahmenabkommen gibt ihnen die 
Befugnis eine neue Bürokratie zu installieren… Ich sehe das als Wendepunkt: Sie 
[UN, WHO & Co] machen Fehler, sie überschreiten [ihre Kompetenzen]. Wir sehen, 
was sie tun! Aber, man darf nicht zulassen zu schweigen! 

Maria Zeee: Ja, ich stimme Ihnen zu, James! 

«…» 

Jetzt müssen wir in der Tat nachlegen. Ich möchte den Menschen auf Seite zwei besagter 
«Politischen Deklaration» verdeutlichen, wie ernst diese Deklaration der UN ist. All dies 
kann auf James‘ Substack nachgelesen werden: Dort [in der Politischen Deklaration] heißt 
es, man sähe die Notwendigkeit, innerhalb und zwischen den Ländern Vertrauen 
aufzubauen und den politischen Willen zu stärken, um aus der Dynamik der Covid 19-
Reaktion Kapital zu schlagen, indem vorübergehend aufgestockte Kapazitäten in 
dauerhafte Kapazitäten samt Agenden und Netzwerken umgewandelt würden, indem man 
auf gelernten Lektionen und bewährten Praktiken aufbaut und internationale 
Rahmenbedingungen für internationale Zusammenarbeit und globale Solidarität begrüßt. 
Diese Worte, die sich von Covid abwenden, verwandeln vorübergehend aufgestockte 
Kapazitäten in permanente Kapazitäten samt Agenden und Netzwerken. 
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Sie sagen uns, dass sie eine permanente Eine-Welt-Regierung errichten wollen, einen 
permanenten militärisch-medizinischen Kriegsrechts-Arm der Vereinten Nationen, der die 
WHO ist. Das ist es, was diese Worte bedeuten, James. 

 

James Roguski: Vielen Dank, dass Sie sich die Zeit genommen haben, das Dokument zu 
lesen und es verstehen. Das ist der Punkt, auf den ich hinauswill. Sie sagen es uns und es 
ist in einer Sprache verschlüsselt, die oft – Sie wissen schon – ekelhaft süß klingt.  In dieser 
Erklärung heißt es im Wesentlichen, dass die Vereinten Nationen hinter den 
rechtsverbindlichen Dokumenten und den Änderungen der Vorschriften stehen. Und noch 
einmal, es handelt sich um eine Rahmenkonvention, und ich möchte sicherstellen, dass die 
Leute verstehen, dass der Entwurf des WHO CA+ (Pandemievertrags) eine 
Rahmenkonvention ist, die eine brandneue Bürokratie schaffen soll, um sich jährlich in alle 
Zukunft zu treffen und zu entscheiden, wie man bis zu 30 Milliarden Dollar pro Jahr für den 
Aufbau dieser permanenten Infrastruktur ausgeben könnte. 
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Damit wäre man in der Lage, mehr Gain-of-Function-Forschung und Panikmache, als es in 
der Vergangenheit möglich war, zu betreiben. In Afrika und auf den karibischen Inseln, im 
Südpazifik etc. hatten sie diese Infrastruktur noch nicht verfügbar. Dies hat sie eine Menge 
an Profit gekostet, weil sie in den Ländern, die nicht über diese Infrastruktur verfügten, nicht 
in der Lage waren, die Pandemiefälle mit Angst [& Panik] genügend aufzublasen und 
genügend Injektionsmittel und all diese Dinge einzusetzen. 

In diesen Verträgen geht es nicht um die Verbesserung unserer Gesundheit. Es sind 
Verkaufsaussichten für Risikokapital (Venture Capital). Schauen Sie sich das Interview von 
Catherine Austin Fitts [Ehemalige Investment Bankering und US-Unterstaatssekretärin für 
Wohnungsbau und Stadtentwicklung], der ein Licht aufgegangen ist, mit Sasha Latypova 
[Pharma & Medical Device R&D Spezialist] an. Das ist nur ein Trick, um Geld in den, wie 
ich es nenne pharmazeutischen Not-Krankenhaus-Industriekomplex zu pumpen, damit sie 
den Leuten Angst einjagen können, egal ob man an Impfstoffe oder Viren glaubt oder nicht, 
egal ob man das Konzept der Terrain-Theorie [Theorie des ganzheitlichen 
Krankheitsgeschehens] versteht oder nicht: Sie gehen immer noch zu einem Arzt und 
nehmen Medikamente, um ihre Symptome zu therapieren. Egal auf welcher Seite sie stehen 
und ob es sich um ein Leck in einem Labor in Wuhan oder um eine zoonotische Übertragung 
durch eine Fledermaussuppe auf einem Lebend-Tier-Markt handelt. 

Unabhängig davon, auf welcher Seite man steht, lautet die Antwort: Lasst uns nicht 
Erreger mit Pandemiepotenzial unter einem ständig wachsenden Finanz- und 
Laborsystem einsetzen, um Gain-of-Function zu betreiben und noch mehr 
Injektionsmittel, die Gott weiß was enthalten, zu produzieren.  

Offensichtlich haben sie ein anderes Ziel: Ihre und meine Gesundheit zu schützen ist 
nicht das, was sie anstreben. Es geht ihnen um Kontrolle, Geld und Profit, sowie 
Entvölkerung: Auf welcher Seite Sie auch stehen, jetzt ist es an der Zeit, sich dem, 
was sie versuchen umzusetzen, zu widersetzen. 

Maria Zeee: Ich stimme Ihnen zu und ich habe in den sozialen Medien dazu aufgerufen, 
diesen Leuten jetzt offen zu trotzen… 

«…» 

Deshalb möchte ich jetzt die Aufmerksamkeit der Leute auf die People’s Deklaration lenken. 
Gehen Sie auf James Roguski´s Substack. Da finden Sie: 

Das Archiv: Hier 

Schauen Sie sich die People‘s Declaration von James Roguski an: Hier 

Die Deklaration des Volkes [People’s Declaration] auf Deutsch 

Ich bin gegen die Zentralisierung der Macht in den Händen nicht gewählter, nicht 
rechenschaftspflichtiger und weitgehend unbekannter Bürokraten zur Aushandlung 
internationaler Abkommen, die absolut nicht die Wünsche der Menschen in der Welt 
widerspiegeln.  

Ich bin gegen das, was im Grunde genommen Biowaffenforschung darstellt, 
unabhängig davon, ob sie als Impfstoffforschung, Gain-of-Function-Forschung,  

 

https://jamesroguski.substack.com/archive
https://jamesroguski.substack.com/p/the-peoples-declaration
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besorgniserregende Forschung zweifachen Verwendungszwecks [militärisch & zivil] 
oder unter irgendeinem anderen Namen daherkommt. Diese Art von Forschung darf 
nicht ausgeweitet werden. Sie muss gestoppt werden.  

 Ich bin gegen den Einsatz von Terrorismus und Panikmache, auch in Form von 
Propaganda und Zensur, und ich bin gegen die Bewaffnung von injizierbaren 
Substanzen, die sich als „Impfstoffe“ tarnen und Männern, Frauen und Kindern auf 
der ganzen Welt ohne deren informierte Zustimmung aufgezwungen werden.  

 Ich lehne die „Politische Erklärung des hochrangigen Treffens der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Pandemieprävention, 
Pandemievorsorge und Pandemiereaktion“ ab, weil ich nicht damit einverstanden 
bin, bis zu 30 Milliarden Dollar pro Jahr auszugeben, um „die faire, gerechte und 
rechtzeitige Aufteilung zu Vorteilen, die sich aus der Verwendung von 
Krankheitserregern mit Pandemiepotenzial ergeben, zu fördern.“  

 Ich lehne auch das CA+-Rahmenübereinkommen der WHO ab, das gemeinhin als 
„Pandemievertrag“ bekannt ist, und zwar aus einer Vielzahl von Gründen, darunter 
die Forderung nach einem System für den Zugang zu Krankheitserregern und den 
Vorteilsausgleich, das „den rechtzeitigen Zugang zu Krankheitserregern mit 
Pandemiepotenzial und den entsprechenden Vorteilsausgleich sicherstellen soll“.  

Ich lehne auch die vorgeschlagenen Änderungen der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften aus einer Vielzahl von Gründen ab, einschließlich der (von 
Indien vorgelegten) Änderungen zu Anhang 1, die den „rechtzeitigen Austausch von 
biologischem Material und genetischen Sequenzdaten mit der WHO“ als 
Gegenleistung für nicht näher spezifizierte „Vorteile“ fordern.  

Die Bedürfnisse der Menschen in der Welt wurden schon viel zu lange ignoriert. Die 
Absicht, Dutzende von Milliarden Dollar auszugeben, um die Profite des 
pharmazeutischen Not-Krankenhaus-Industriekomplexes unter dem Deckmantel der 
„Gerechtigkeit“ zu steigern, ist einfach nicht akzeptabel.  

Ich stimme nicht zu.   #ExitTheWHO 

«…» 

Maria Zeee: Nun, während wir dafür kämpfen, James, sind wir Ihnen sehr dankbar für Ihre 
Zeit. Vielen Dank für alles, was Sie getan haben! 

James Roguski: Vielen Dank, Maria. Vielen Dank auch für alles, was Sie tun! 
«…» 
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Maria Zeee: … Der wahre Feind ist die neue Weltordnung! 

*** 

 Übersetzung aus dem Englischen: UNSER MITTELEUROPA  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
04) Forscher und Klimahysteriker ratlos: Ostpazifik trotz „Erderhitzung“ kälter  
      statt wärmer! 
 
12. 09. 2023  

Bild: pixabay 

-Klimamodelle liegen voll daneben: Die „kalte Zunge“ des Pazifiks, ein Ozeangebiet, 
das sich westlich von Ecuador erstreckt, ist kühler als vorhergesagt. 
 
Im Ost-Pazifik passiert etwas Unerwartetes. Zumindest aus Sicht der Klimapanikmacher. Er 
kühlt sich immer weiter ab. Wissenschaftler berichten darüber in der Zeitschrift New  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Wellen-bunt.jpg?fit=1280%2C853&ssl=1
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Scientist. Wenn diese so genannte „kalte Zunge“ anhält, könne sie die 
Treibhausgaserwärmung um 30 Prozent reduzieren, wie man meint. Aber halt! Auch eine 
Abkühlung statt „Erderhitzung“ hat es in sich: es könnte zu einer „Megadürre“ in den USA 
kommen. 

Seit 30 Jahren kälter statt wärmer – ein Rätsel 

Vor der Küste Ecuadors erstreckt sich über Tausende von Kilometern ein Meeresarm, der 
in den letzten 30 Jahren kälter statt wärmer wurde. Im Englischen bezeichnet man das 
Phänomen als „cold tongue“, also „kalte Zunge“. Warum widersetzt sich dieser Bereich des 
östlichen Pazifiks den Vorhersagen? Pedro DiNezio von der University of Colorado Boulder 
nennt es „die wichtigste unbeantwortete Frage der Klimawissenschaften“.  Das Problem ist, 
dass man nicht weiß, warum diese Abkühlung stattfindet. 

Keine Entwarnung 

Wer diese Abkühlung jedoch als Beruhigung empfindet und als Beweis, dass wir nicht 
demnächst reihenweise den Hitzetod erliegen werden, liegt leider daneben. Zumindest, 
wenn es nach den jetzt ratlosen „Forscherinnen und Forscher“ geht. Die „Forschenden“ 
erblicken nämlich auch in der Abkühlung, wie oben kurz erwähnt, eine immense Gefahr. So 
ist im online-Magazin spektrum.de nachzulesen: 

„Klar ist: Die Entwicklung der Kaltwasserzunge hat globale Auswirkungen; sie könnte 
darüber entscheiden, ob Kalifornien von einer dauerhaften Dürre oder Australien von immer 
tödlicheren Waldbränden heimgesucht wird. Sie beeinflusst, wie intensiv die Monsunzeit in 
Indien wird oder ob es zu Hungersnöten am Horn von Afrika kommt. Die weitere Entwicklung 
könnte sogar das Ausmaß des globalen Klimawandels verändern, indem sie die 
Empfindlichkeit der Erdatmosphäre gegenüber steigenden Treibhausgasemissionen 
beeinflusst.“ 

Fassen wir zusammen: Die Klima-Hysteriker lassen alle Optionen offen, egal ob wir 
demnächst verbrennen, erfrieren oder im „erhitzten“ oder abgekühlten Meer ersaufen. 
Hautsache wir machen zuvor hunderte Milliarden Euro für die „Energiewende“ locker. 

Dazu passend auch einige hysterische Meldungen der letzten Jahrzehnte: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.spektrum.de/news/kaltwasserzunge-warum-wird-der-ostpazifik-immer-kaelter/2168004
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Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
05) Politische Mega-Trends in den Abgrund 

    Ein Gastbeitrag von Prof. em. Dr. Peter-W. Gester, Dipl.-Psych. 

05. 09. 2023  

 
Bild: shutterstock 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Rote-Pfeile.png?fit=785%2C469&ssl=1
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Die zehn politischen Mega-Trends der Negativen-Moderne 

Die ‘Gesellschaft zur Erforschung von Gedankenverbrechen (GEG)‘ einem 
Forschungsprojekt des missing-link-institut.de, hat die gesellschaftlichen Hoch-Risikofelder 
in zehn aktuelle, politische Mega-Trend-Thesen der Abstiegsgesellschaften der ‘Negativen 
Moderne‘ zusammengefasst. Regierungsseitig und in den Mainstream Medien werden die 
folgenden politischen Mega-Trends als verschwörungstheoretische Gedankenverbrechen 
und als Hassrede geframt. 

Geopolitische Neuordnung zwischen den drei Blöcken USA, Russland, China und den 
großen Schwellenstaaten 

Die globalen Bestrebungen zu einer geopolitischen Neuordnung werden von den globalen 
Eliten der Hoch-Finanz & ihren angeschlossenen, politischen & regierenden Politschranzen 
auch mit kriegerischen Mitteln ungehemmt fortgesetzt. Die Atomkriegsuhr stand noch nie so 
kurz vor ‘Zwölf‘ wie zur Zeit. 

Das Ziel ist eine Weltregierung mit einer digitalen Weltwährung bei einer um Milliarden 
reduzierten Weltbevölkerung. Dazu sind regierungsamtliche, totalitaristische Euthanasie- 
und Freiheitszerstörungsprogramme notwendig, wie sie in der Corona-Lügen-Zeit als 
Prototyp getestet wurden. Zwei von mehreren weiteren Organisationszentren sind das WEF 
& die Gates Stiftung. 

Keine Aufarbeitung der Coronaverbrechen sowie Konstruktion und Verbreitung 
weiterer ‘Plandemien‘ 

Die Coronakrise und ihre nutzlosen und unrechtmäßigen Lock-Downs, Masken und 
toxischen Impfungen, wird nicht von den Verursachern und nicht von den Mainstream-
Medien aufgearbeitet, sondern nur von den freien Medien, solange es noch möglich 
sein wird. 

Im gleichen Atemzug werden weitere Corona-Varianten oder neue ‘Plandemien‘ weltweit 
ausgerufen werden, um die Corona-Maßnahmen mit Maskenzwang, Ausgangssperren usw. 
inszeniert. Das wird spätestens mit dem Abschluss des Ukraine Krieges geschehen. 

Weitere Konstruktion und beschleunigter Ausbau der Klima-Katastrophe 

In der Zwischenzeit bis zur nächsten ‘Plandemie‘ wird die Angst vor der Klima-Katastrophe 
geschürt. Auch hier wird weder vor systematischen Manipulationen der Wetterdaten im tgl. 
Wetterbericht noch vor großflächigen Brandstiftungen zurückgeschreckt. Dabei wird mit den 
gleichen Versatzstücken gearbeitet wie während der Corona-Lügen. ‘Hitzebedingte Lock 
Downs‘ und die ‘15 Minuten Städte‘ sind längst vorbereitet. 

Weitere Konstruktion und beschleunigter Ausbau von Energie- und Rohstoffkrise 

Entsprechend der angeblichen Klima-Katastrophe wird die Energieversorgung 
‘dekarbonisiert‘ und auf ‘erneuerbare‘ Energien umgestellt, einschließlich einer angeblichen 
umwelt-verträglicheren Elektromobilität. Klimagünstige Atomkraftwerke werden 
abgeschaltet und durch umweltschädliche fossile Kraftwerke in Deutschland ersetzt. Die 
Sprengung von Nord Stream II (NS II) gehört ebenfalls zu diesem Themenfeld. Energie- und 
Rohstoffmangellagen mit inflationstreibenden Energiepreisen und zukünftigen politischen 
Energie- Rohstoff- und Ressourcenzuteilungen und Black Outs folgen daraus. 

https://www.missing-link-institut.de/forschung/gedankenverbrechen/
https://www.missing-link-institut.de/
https://www.missing-link-institut.de/konzepte-ueberblick/risikofelder/
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Beschleunigte Fortsetzung der politisch gesteuerten Massenmigration 

Die gesteuerte Massenmigration zur weiteren Zerstörung der liberalen Gesellschaften 
Europas wird weiter ungebremst von der Klasse der Polit-Parasiten forciert. Der 
gesellschaftspolitische Selbstmord Europas durch Umvolkung wird beschleunigt vollzogen. 
Die Straftaten von Migranten und ‘Menschen mit Migrationshinter-grund‘ steigen im 
Vergleich zu ihrem Bevölkerungsanteil exponentiell an, dementsprechend ist das 
Sicherheitsgefühl der autochthonen Bevölkerung im freien Sinkflug. 

Konstruktion und beschleunigter Ausbau des Wokeismus 

Die bekannten Schwurbel-Themen des Wokeismus von der ‘Divörcity‘, dem angeblichen 
Sexismus, dem Anti-Semitismus, kultureller Aneignung, Cancel Culture, Kontakt-Schuld, 
Genderismus, Flug-Scham und der Konstruktion eines sozialen anstelle eines biologischen 
Geschlechts sind die Facetten der seelischen Beschaffungskriminalität des Kultur-
Marxismus zur Zerstörung der bisherigen liberalen Kulturen auf der nördlichen Weltkugel. 
Man kann nun zwar sein Geschlecht wählen, aber nicht seine Staatsangehörigkeit. 

Politische Propaganda auf allen Kanälen 

Ausgehend von S. Freuds Neffen E. Bernays werden alle medialen Formen und Kanäle 
genutzt, um unter schönfärbenden, narrativen Erfindungen diese Gesamtheiten des sg. 
‘neuen Normals‘ in positiven Farben zu verbreiten. Die ehemaligen Qualitätsmedien und 
heutigen Systemmedien (Lügenpresse) sind von ihrer ursprünglichen Aufgabe, den 
Regierungen kritisch auf die Finger zu schauen zu einer bedingungslosen Verteidigung des 
Regierungshandelns umgeschwenkt und werden wegen sinkender Auflagen aus 
Regierungskreisen alimentiert. 

Es wird durch neue gesetzliche Zensurgesetzgebungen versucht, die medialen Kanäle der 
freien Presse zu behindern bis zunehmend zu verhindern. 

Informelle und formelle Verfolgung Andersdenkender 

Aus dem 7. Mega-Trend folgt, dass die grundgesetzlich verbrieften Rechte von Meinungs-, 
Versammlungs-, Kunst- und Wissenschaftsfreiheit weiter ausgehöhlt werden. 
Regierungskritische Bürger und Andersdenkende werden als rechtsextrem geframt, und 
durch Denunzierung, Diskreditierung, Stigmatisierung, Pathologisierung, Kriminalisierung, 
Inhaftierung bis Liquidierung verfolgt und unter fadenscheinigen Anklagen juristisch 
verurteilt und kriminalisiert. 

Ihre Sichtweisen der Realität werden im Orwellschen Sinne als rechtfertigungsnotwendige, 
verurteilungs- und strafwürdige Gedankenverbrechen umgebogen. 

Im falschen Namen der Demokratie wird mit totalitaristischer Zensur in Nazi-Manier gegen 
den angeblichen Faschismus gekämpft. Die gesetzlichen Bestimmungen werden 
entsprechend nachgebessert. Ein AfD-Verbot wegen angeblichen Rechtsextremismus wird 
mittlerweile öffentlich und täglich gefordert und aus Kreisen der kritisierten Regierung 
befördert. 

Der Rechtsstaat muss mittlerweile leider als ausgehöhlte, dysfunktionale 
Verurteilungsmaschinerie zur Erzeugung von Anpassungsdruck betrachtet werden. 
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Fortsetzung und Ausbau einer digitalisierten Überwachungsgesellschaft 

Ein Ziel dieser politischen Mega-Trends ist die beschleunigte Konstruktion einer 
digitalisierten Überwachungsgesellschaft mit einem Schnüffelstaat auf allen elektronischen 
Ebenen und medialen Kanälen und Plattformen, sowohl in den öffentlichen als auch den 
privaten Räumen. 

Ein wirtschaftlicher Crash der Schuldenstaaten kann in naher Zukunft der Kipppunkt für 
zentral gesteuerten, digitalen Währungen sein, die mit sozialen Punkte- oder Token-
Systemen verknüpft werden und dadurch eine regierungsgewünschte Steuerung bis auf die 
individuelle Ebene durch Zuteilung oder Entzug von Grundrechten, Bewegung, 
Versammlung, Reisen, Geld, Nahrung und Behausung ermöglichen. 

Konstruktion der Deindustrialisierung Europas 

Ziel all dieser Bemühungen ist eine Deindustrialisierung Europas, insbesondere 
Deutschlands und damit die Installation einer Postwachstumsgesellschaft (Degrowth). Je 
weniger Wachstum und je mehr industrieller Abbau, desto weniger CO2 und Klima-
Erwärmung, lautet die Formel. 

Ein Aspekt ist der Abbau bis zur Zerstörung der kritischen Infrastrukturen in den Bereichen 
Versorgung, Mobilität, Energie, Gesundheit bis hin zu einer ‘Brasilianisierung‘ 
Deutschlands. 

Das bedeutet eine schlussendliche Umsetzung des ursprünglichen Morgentau-Plans via der 
zuvor zusammengefassten Narrative. 

 

Die längerfristigen Ziele sind Post-Choice, Post-Voting, Post-Market, Post-Energy, Post 
Ownership Societys. 

*** 

Peter-W. Gester ist Leiter des missing-link-institut.de (Foto l.) 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf PHILOSOPHIA PERENNIS, unserem Parner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

http://missing-link-institut.de/
https://philosophia-perennis.com/2023/09/03/die-zehn-politischen-mega-trends-der-negativen-moderne/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/philosophia-perennis.com/wp-content/uploads/2023/09/mlijuli11-1.jpg.webp?ssl=1
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06) Soros langer Arm nach Polen – Investment in große Printmedien vor    
      der Wahl 
 
05. 09. 2023  

 

Philanthropische Subversion Teil III 

Das, vom Soros-Fond (Economic Development Fund) finanzierte niederländische 
Unternehmen Pluralis, erwarb nun die Mehrheitsanteile (57 Prozent) am polnischen Verlag 
Gremi Media. 

Diesem Verlag gehören zwei der größten polnischen Zeitungen, die Tageszeitung 
Rzeczpospolita und die Finanztageszeitung Parkiet. 

Angekündigter Rückzug aus Europa eine „Soros-Finte“ 

Erst kürzlich hatte der US-amerikanische Investor George Soros erklärt, dass er sich mit 
seiner Stiftung Open Society Foundation aus der EU zurückziehen wolle. 

Damit wäre auch die finanzielle Förderung von EU-Projekten seitens des sogenannten 
Philanthropen beendet, so zumindest interpretierten Journalisten diesen Rückzug, 
tatsächlich geglaubt hatte es wohl niemand. UNSER-MITTELEUROPA vermutete in einem 
Artikel zurecht, dass, wie man jetzt sieht, Soros seine Aktivitäten nun verstärkt auslagern 
und somit nicht offen in Erscheinung treten wird. 

Nun hat ein, von Soros finanziertes Unternehmen, die endgültige Kontrolle über zwei 
große polnische Zeitungen übernommen. 

Kurz vor den Parlamentswahlen in Polen sei das niederländische Unternehmen Pluralis, 
das vom Soros-Entwicklungsfonds „Economic Development Fund“ finanziert würde, 
Mehrheitseigentümer an dem polnischen Zeitungsverlag Gremi Media geworden. Einer  

https://freedert.online/europa/178342-george-soros-stiftung-beendet-engagement-in-der-eu/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/10/Soros-eu-sterne.png?fit=894%2C560&ssl=1
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Meldung von Bloomberg zu Folge stocke Pluralis seine Beteiligung an dem polnischen 
Verlag auf 57 Prozent der Unternehmensanteile auf. Auch diese Entwicklung wurde bereits 
von UNSER-MITTELEUROPA vorhergesagt (siehe Links unten). 

Mediale „Wahlmanipulation“ der Eliten in Polen? 

Der polnische Unternehmer und Besitzer Grzegorz Hajdarowicz der Tageszeitung 
Rzeczpospolita (Die Republik) und des Börsenblattes Parkiet (Parkett) habe einen großen 
Teil seiner Anteile an Gremi Media dem niederländischen Unternehmen Pluralis verkauft. 

An dem, in Amsterdam ansässigen Unternehmen, ist wiederum der Soros Economic 
Developement Fund Anteilseigner. Mit dem Erwerb des zusätzlichen Anteils von 20 Prozent 
an der Gremi Media SA hält der Soros Fonds somit jetzt 57 Prozent des Unternehmens. 

Im Jahr 2021 soll sich Polens staatlich unterstützter Öl- und Gasriese Orlen am Kauf des 
Gremi Media Unternehmens interessiert gezeigt haben. Zu der Zeit habe es noch zu 100 
Prozent dem polnischen Unternehmer Grzegorz Hajdarowicz gehört. 

Nun habe es der Zeitungsverleger offenbar vorgezogen, Anteile von Gremi Media an einen 
ausländischen Investor zu verkaufen. 

Polen scheint also für die „West-Eliten“ noch nicht zu 100 Prozent auf Kurs zu sein, da hat 
man dann wohl rasch einmal nachgeholfen. 

*** 

Lesen Sie dazu auch Teil 1 und 2 unserer diesbezüglichen Berichte: 

• Philanthropische Subversion II: Polen – George Soros kauft 40 Prozent Anteile an 
führendem Medienunternehmen 

https://unser-mitteleuropa.com/polen-george-soros-kauft-40-prozent-anteile-an-
fuehrendem-medienunternehmen/  

• Philanthropische Subversion I: Wie das Soros-Netzwerk in Mitteleuropa und auf dem 
Balkan arbeitet 

https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-
mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/  
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

https://unser-mitteleuropa.com/polen-george-soros-kauft-40-prozent-anteile-an-fuehrendem-medienunternehmen/
https://unser-mitteleuropa.com/polen-george-soros-kauft-40-prozent-anteile-an-fuehrendem-medienunternehmen/
https://unser-mitteleuropa.com/polen-george-soros-kauft-40-prozent-anteile-an-fuehrendem-medienunternehmen/
https://unser-mitteleuropa.com/polen-george-soros-kauft-40-prozent-anteile-an-fuehrendem-medienunternehmen/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/
https://unser-mitteleuropa.com/philanthropische-subversion-wie-das-soros-netzwerk-in-mitteleuropa-und-auf-dem-balkan-arbeitet/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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E. c) Wanderungen und Einwanderungen                                     Seite E 40  

 
01) ACHTUNG REICHELT! 
      Lampedusa. Eine Gefahr für Europa 
 
17. 09. 2023  

 

JULIAN REICHELT | „Die Einheiten auf Lampedusa stehen vor dem Zusammenbruch”, so 
der verzweifelte Hilferuf der italienischen Polizei, die den enormen Zulauf tausender 
Flüchtlinge auf der Mittelmeerinsel handeln muss. Der Insel-Pfarrer verzweifelt am 
Migranten-Ansturm: 
  

„Lampedusa erlebt eine Apokalypse”  

Alleine am Dienstag dieser Woche erreichten 5.000 Migranten die Insel – von dort aus geht 
es weiter aufs europäische Festland. Julian Reichelt im Gespräch mit Fürstin Gloria woher 
diese gewaltige neue Flüchtlingsproblematik kommt und wie diese zu lösen ist – jetzt hier 
reinschauen! 

https://www.youtube.com/watch?v=wditD88mIck&t=1s  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=wditD88mIck&t=1s
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Achung-Reichelt-0917.png?fit=556%2C327&ssl=1
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E. d) Länder weltweit – im Überblick                               Seiten E 41– E 89 
 

Telldenkmal mit Bronzestatue von Richard Kissling und Hintergrundbild von Hans 
Sandreuter in Altdorf (Kanton Uri, Schweiz) · Foto: Хрюша / Wikimedia CC 3.0 
 
Im Internet mitgehört und mitgeschrieben von Wilhelm Tell 
 

01) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 30.09.2023 
 

Argentinien – Inflations-Chaos und Anarcho-Kapitalismus. Die Preise explodieren, die 
Auslandsschulden sind enorm. Argentinien findet nicht aus seiner schweren 
Wirtschaftskrise. Das Vertrauen in die politischen Eliten ist dahin. Profitiert davon bei den 
Wahlen im Oktober ein exzentrischer Populist vom rechten politischen Rand? «Ich 
kandidiere nicht, um eine Schafherde anzuführen – ich kandidiere, um Löwen aufzuwecken. 
Lang lebe die Freiheit, verdammt!» schmettert Javier Milei (52), Ökonom und Populist. Mileis 
Ideen sind radikal: Er sagt von sich selbst, er sei ein Anarchokapitalist. Der 52-jährige 
Rechtsaußenpolitiker schwärmt von einem Argentinien, in dem der Markt alles bestimmt. 
Milei trat zuerst als Ökonom im Fernsehen mit seinem ultra-liberalen Diskurs auf. Er sagte, 
die Zentralbank gehöre in die Luft gesprengt. Oder: Die Mafia sei ihm lieber als der 
argentinische Staat, weil die Mafia den Wettbewerb suche. Doch nun bewirbt sich der 
politische Selbstdarsteller ausgerechnet für den Posten als Regierungschef ebendieses 
Staates. Bei den landesweiten Vorwahlen holte er mit seinen radikalen Ideen rund 30 
Prozent der Stimmen, mehr als jeder andere Kandidat. «Die Leute hoffen auf einen 
Neuanfang», bringt Experte Pablo Stefanoni das Phänomen Javier Milei auf den Punkt.  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2020/12/Telldenkmal_Altdorf_02_11-e1607193790113.jpg?fit=909%2C673&ssl=1
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Tatsächlich haben nach Jahrzehnten der Krisen viele das Vertrauen in die Politik verloren. 
«Wir brauchen Veränderung, so kann das nicht weitergehen», sagt etwa der 71-jährige 
Händler Roberto in Buenos Aires. «Unsere Kinder gehen nach Europa, wenn wir die Inflation 
unter Kontrolle bringen würden, kämen sie zurück». Er will dem Rechtspopulisten Milei eine 
Chance geben. Ökonom Leandro Mora Alfonsín dagegen hofft, dass der aktuelle 
Wirtschaftsminister, Sergio Massa, die Wahlen gewinnt. Die demokratischen Institutionen 
dürften nicht geschwächt, sie müssten gestärkt werden. Argentinien sei im Grunde eine 
leistungsfähige Volkswirtschaft mit großem Potential auch für den Export, ist der Ökonom 
überzeugt. Doch bis jetzt sind mit jeder neuen Krise mehr Argentinier durch die Maschen 
des Systems gefallen. Das Land feiert 40 Jahre Demokratie nach dem Ende der Diktatur 
der Militärjunta. Ausgerechnet im Jubeljahr ist ein Rechtsaußenkandidat überzeugt davon, 
dass er die Macht erlangen kann. – 1 Franken = 386’324 Arg$ (Pesos) SRF.ch 

Armenien – US Manöver in Armenien mit Folgen. 40’000 flüchten von Arzach nach 
Armenien. Während die Gespräche zwischen Vertretern Berg-Karabachs und 
Aserbaidschans noch andauern, bleibt das Schicksal der 120’000 Armenier der Region 
unklar, da eine große Zahl auf die Möglichkeit wartet, nach Armenien evakuiert zu werden. 
Trotz der Kapitulation der Region am Dienstag bestehen weiterhin Engpässe bei 
Nahrungsmitteln, Strom und Anschlüssen, und viele, darunter auch Kinder, werden immer 
noch vermisst. Am Dienstag begannen öffentliche Proteste, die zunächst nur den Rücktritt 
des armenischen Ministerpräsidenten Nikol Paschinjan (48) forderten. Am Mittwoch gab 
Ishkhan Saghatelyan von der Armenischen Revolution bekannt, dass die armenische 
Opposition angesichts der Situation, die sich aus dem Angriff Aserbaidschans auf Berg-
Karabach ergibt, ein nationales Komitee einrichtet. Berg-Karabach und aserbaidschanische 
Beamte treffen sich in Jewlach (AZ), um die Zukunft der Region zu besprechen. Am 21. 
September blieben die Spannungen im Zentrum von Eriwan hoch, als sich 
Regierungsgegner versammelten, um gegen die unzureichende Unterstützung der 
ethnischen Armenier in der abtrünnigen aserbaidschanischen Region zu protestieren. 
Oppositionsführer forderten die Demonstranten auf, das Hauptregierungsgebäude zu 
blockieren, um die Sitzungen der Exekutive zu stören. Einige forderten den Rücktritt von 
Premierminister Nikol Paschinjan. Am 20. September mussten Separatistenführer in Berg-
Karabach angesichts der überwältigenden Militäraktionen Aserbaidschans ihre Waffen 
niederlegen. RFERL.cz 

Arzach – Nach ihrer Niederlage gegen Aserbaidschan haben die armenischen Kämpfer 
in Arzach/Bergkarabach/Nagornokarabach russischen Angaben zufolge mit der Abgabe 
ihrer Waffen begonnen. Im Einklang mit der Vereinbarung von Mittwoch seien unter der 
Aufsicht russischer Soldaten in der Konfliktregion im Südkaukasus erste Waffen und 
Militärtechnik abgegeben worden, teilte das Verteidigungsministerium in Moskau mit. Der 
Name Karabach ist aserbaidschanisch und bedeutet „Schwarzer Garten“ – Dağlıq Qarabağ 
oder Yuxarı Qarabağ / gebirgiger schwarzer Garten oder oberer schwarzer Garten. 
Armenisch Լեռնային Ղարաբաղ Lernajin Gharabagh. Russisch Нагорный Карабах, 
Nagorny Karabach. Die Armenier nutzen für Bergkarabach vor allem die Bezeichnung 
Արցախ‘ Arzach. Es war nicht Teil der Republik Armenien, sondern eine eigene Republik 
mit eigener Flagge und Währung. Der Արցախյան դրամ Arzach-Dram mit 100 լումա 
Lumam entspricht 1:1 dem armenischen Dram, mit eigenen Münzen und Scheinen, geprägt 
und gedruckt in Wien: 400 Arzach-Dram = 1 US$. ORF.at 

Brasilien – Mehr Gerechtigkeit für die indigene Bevölkerung. Ein Gesetz, das Indigenen 
verbieten wollte, weitere Ansprüche auf die Rückgabe von Land zu erheben, ist ungültig. 
SRF.ch 
● Der brasilianische Präsident Luiz Inacio Lula da Silva habe seinem ukrainischen 
Amtskollegen Wladimir Selenski gesagt, dass der beste Weg, im Konflikt zwischen Kiew  
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und Moskau voranzukommen, darin bestehe, die Kämpfe zu beenden und einer friedlichen 
Lösung zuzustimmen. Lula machte gegenüber Selenski klar, dass es seiner Meinung nach 
keine militärische Lösung des Konflikts zwischen Russland und der Ukraine geben 
könne. CNN.br 

China  und Syrien wollen künftig stärker zusammenarbeiten und dazu eine strategische 
Partnerschaft aufbauen. Das hat Chinas Staats- und Parteichef Xi heute nach einem Treffen 
mit dem syrischen Präsidenten Assad angekündigt. Syrien will unter anderem Teil der 
sogenannten „Neuen Seidenstraße“ werden, einer Handelsroute, die China gerade 
aufbaut. China zählt zu den Unterstützern des syrischen Regimes. Assad war mehr als zehn 
Jahre international weitgehend isoliert. Inzwischen kehrt er zunehmend auf die 
internationale Bühne zurück. Im Mai war er erstmals wieder Gast beim Gipfel der Arabischen 
Liga. RBB.de 

Demokratische Republik Kongo (DRK) – Die DRK hat den baldigen Abzug der UN-
Friedensmission namens MONUSCO gefordert, die seit mehr als zwei Jahrzehnten in 
dem zentralafrikanischen Land stationiert ist, weil sie ihr Mandat nicht erfüllt hat. Der 
kongolesische Präsident Felix Tshisekedi stellte diesen Antrag am Mittwoch vor der UN-
Generalversammlung und behauptete, dass die im Rahmen der Mission eingesetzten 
Truppen nicht in der Lage seien, Rebellen zu kontrollieren, bewaffnete Konflikte zu lösen 
oder Zivilisten zu schützen. VESTI.ru 

BR Deutschland – In Brandenburg hat ein Marder einen Millionenschaden in einem 
Umspannwerk verursacht. Nach Angaben der Polizei ist auf dem Betriebsgelände in 
Hennigsdorf ein ölgekühlter Transformator in Brand geraten. Zeugen berichteten von einem 
meterhohen Lichtbogen. Die kriminaltechnische Untersuchung hat laut Polizei auf einen 
Marderbiss als Brandursache hingewiesen. Der geschätzte Schaden beläuft sich auf etwa 
eine Million Euro. Menschen wurden nicht verletzt. Auch die örtliche Stromversorgung wurde 
nicht gestört. 
● Ein erstes deutsches Unternehmen aus der Automobilbranche hat angekündigt, gegen 
das geplante Verbrenner-Aus auf EU-Ebene zu klagen. Die Lühmann-Gruppe erwirken, 
dass auch nach 2035 noch Pkw mit Verbrennungsmotor zugelassen werden dürfen. Der 
Chef des Unternehmens, Kiene, sagte der Zeitung, es ergebe „keinen Sinn, Emissionen nur 
am Auspuff zu messen“. Stattdessen müsse man den CO2-Ausstoss über den gesamten 
Lebenszyklus eines Fahrzeugs hinweg erfassen. 
● Die BVG soll Schwarzfahrer nicht mehr anzeigen. Die sogenannten 
„Ersatzfreiheitsstrafen“ verbüßen aktuell allein in Berlin über 300 Personen. 
● Im ehemaligen Mannesmann-Röhrenwerk Düsseldorf, mittlerweile Teil des französischen 
Unternehmens Vallourec, wurde letzte Woche des letzte Stahlrohr hergestellt. Vallourec 
hatte bereits im Mai 2022 die Schließung der beiden Werke in Düsseldorf und Mühlheim 
mit 2400 Mitarbeitern angekündigt. Man müsse sich eingestehen, so das Unternehmen 
damals, dass die Produktion nahtloser Stahlrohre „für uns in Deutschland aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht mehr darstellbar ist“. RBB.de 
● Am Grund der Nord- und der Ostsee liegen schätzungsweise 1.6 Millionen Tonnen 
Kriegsmunition. Die deutsche Regierung plant nun ein Pilotprojekt für 100 Millionen Euro, 
um herauszufinden, wie diese Altlasten aus dem Meer geborgen werden können, ohne die 
Umwelt, Mensch und Tier zu gefährden. SRF.ch 

EU – Die Europäische Union unterstützt die Ukraine mit weiteren 1,5 Milliarden Euro für 
die beschädigte Infrastruktur. ORF.at 

Israel – Israel begeht Jom Kippur, das Versöhnungsfest. Die Armee ist in Alarmbereitschaft. 
Denn: Militante palästinensische Gruppierungen haben mit massiver Gewalt gegen Israel  
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gedroht. Von Gaza aus, wo die radikalislamische Hamas regiert. Aber auch im 
Westjordanland, wo die Hamas und andere bewaffnete Gruppierungen zunehmend Fuss 
fassen. Die palästinensische Autonomiebehörde, die Teile des Westjordanlands kontrolliert, 
verweist demgegenüber auf israelische Gewalt gegen die palästinensische Bevölkerung. 
SRF.ch 

Italien – Der nach 30 Jahren Flucht im Januar dieses Jahres gefasste sizilianische Mafia-
Boss Matteo Messina Denaro liegt im Koma – und wird laut seinen Ärzten nicht wieder 
aufwachen. Die lebenserhaltenden Maßnahmen wurden eingestellt, wie das Spital der 
mittelitalienischen Stadt L’Aquila mitteilte. Dort wird der 61-jährige Messina Denaro wegen 
eines Darmtumors behandelt. Der Mafioso liegt seit über einem Monat im Spital. Eine 
Darmoperation, der sich Messina Denaro am 8. August unterzogen hatte, war erfolgreich, 
aber der fortgeschrittene Dickdarmkrebs führte zu einer «irreversiblen Verschlechterung» 
seines Gesundheitszustandes. Er starb am 25. September 2023 um 2 Uhr früh. Nach dem 
Tod von Matteo Messina Denaro begannen die bürokratischen Verfahren für die 
Überführung des Leichnams nach Castelvetrano, wo er in der Familienkapelle beigesetzt 
werden soll. 

Japan – Im Rahmen des bilateralen Abkommens setzt die japanische Regierung ihre 
Arbeiten zur Verlegung der U.S. Marine Corps Air Station Futenma aus einem dicht 

besiedelten Gebiet in ジノーン Ginowan in eine neue Anlage fort, die in einem Küstengebiet 

in ナグ Nago, beide auf der Insel Okinawa, gebaut wird, trotz heftigen Widerstands vor Ort 

. Tamaki hat versucht, internationale Unterstützung zu gewinnen, während er darum kämpft, 
den Umsiedlungsplan zu verhindern. Er sagte, dass die Inselpräfektur 70 % aller US-
Militärstützpunkte in Japan beherbergt, während sie nur 0,6 % der gesamten Landfläche 
des Landes ausmacht. CGTN.cn 

Kanada – Kanada unterstützt Ukraine mit 650 Millionen kanadischen Dollar (435 Mio. 
Franken). Nach Washington ist Präsident Selenski weiter nach Ottawa gereist, wo er ein 
weiteres militärisches Hilfspaket erhielt. SRF.ch 

Mexiko – Laut einer am Donnerstag in der Fachzeitschrift Science veröffentlichten Studie 
steigt die Zahl der Mitglieder in Mexikos tödlichen Drogenkartellen weiter an, da sich täglich 
Dutzende Menschen den kriminellen Gruppen anschließen. Die Studie schätzte außerdem, 
dass Kartelle die fünftgrößten Arbeitgeber in dem lateinamerikanischen Land seien. 
XEW.mx 

Nachitschewan – Der türkische Präsident besucht Aserbaidschans autonome Exklave 
Nachitschewan und zeigt seine Solidarität. Diese Region umfasst 5’500 km2 mit einer 
Bevölkerung von 460’000 und ist vom Rest des Landes getrennt. Der Plan besteht darin, 
das Land zu vereinen, indem Armenien ein Stück abgenommen wird. SRF.ch 

Niederlande – Der gegenseitige Handel zwischen Russland und den Niederlanden sei im 
Juli im Vergleich zum Vorjahr auf ein Drittel auf 620 Millionen Euro zurückgegangen und 
damit auf den niedrigsten Stand seit 2015 gesunken, unter Berufung auf niederländische 
Zolldaten. Im Juli gingen die Importe russischer Waren aus dem EU-Land im Vergleich zum 
Vormonat um 14 % auf 419 Millionen Euro zurück, was einen Rückgang um 250 % im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum bedeutet. Unterdessen beliefen sich die Warenexporte 
aus den Niederlanden nach Russland im Juli auf 201 Millionen Euro, was einem Anstieg 
von 7 % gegenüber dem Vormonat entspricht. Im Jahresvergleich sind sie jedoch um fast 
50 % gesunken. NOS.nl 
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Österreich – Seit Jahrzehnten wird in Österreich gestritten, was mit dem Geburtshaus von 
Adolf Hitler in Braunau/Inn zu tun sei. 2016 verkündete der damalige Innenminister, es 
werde abgerissen. Dann wurde das Haus enteignet, um zu verhindern, dass es in falsche 
Hände fällt. Der Dokumentarfilm «Wer hat Angst vor Braunau?» rollt die bewegte 
Geschichte und Gegenwart von Hitlers Geburtshaus nochmals auf. Günter Schwaigers (57) 
Dokumentarfilm (dimdimfilm.com) kam am 1. September 2023 in die Kinos. Seit 9. 
September gibt es den Film „MEIN VATER, DER FÜRST“ von Lila Schwarzenberg (54), 
(meinvaterderfuerst.at). SRF.ch 

Polen – Mit bis zu 550 Kilometern pro Stunde mit dem Zug durch Europa flitzen. Die 
polnische Firma Nevomo (nevomo.tech/) sieht das mithilfe der Magnetschwebetechnik in 
greifbarer Zukunft. Und benötigt dafür kein neues Schienennetz – sondern nur eine, wenn 
auch teure, Umnutzung der bestehenden Zuggleise. Schwebend über die Gleise gleiten – 
das ist bereits heute Realität. Bei der sogenannten Magnetschwebetechnik fahren die Züge 
nicht auf Gleisen, sondern schweben einige Zentimeter darüber. Damit sich der Zug auch 
vorwärtsbewegt, sind Magnete unterhalb des Fahrwerks («Läufer») und oberhalb der Gleise 
(«Stators») nötig. Die Magnete auf den Gleisen, die vor dem Zug liegen, ziehen die Magnete 
am Zug an. Sobald der Zug dort ankommt, werden diese Magnete auf dem Gleis umgepolt. 
Nun ziehen weiter vorne liegende Magnete den Zug nach vorne. Hinter dem Zug liegende 
Magnete hingegen stoßen den Zug ab. Und damit der Zug in der Spur bleibt, gibt es seitlich 
sogenannte Führmagnete. Der Geschwindigkeitsrekord eines solchen 
Magnetschwebezuges liegt bei 603 Stundenkilometern. Aufgestellt hat ihn der japanischen 
Shinkansen L0 während Testfahrten. In China fährt ein solcher Zug von der Innenstadt zum 
Flughafen von Shanghai. Einige Male pro Tag flitzt der Zug mit 430 Kilometern pro Stunde 
– ansonsten, um Energie zu sparen, mit 300 Stundenkilometern. Mit der schnelleren 
Geschwindigkeit würde die Strecke von Zürich nach Paris eine Stunde und 36 Minuten 
dauern. Zum Vergleich: Heute dauert es etwas mehr als vier Stunden. Herkömmliche Züge 
mit Bodenkontakt fahren mit einer Spitzengeschwindigkeit von 330 Stundenkilometern 
durch Europa. Anders in Testfahrten: Da erreicht etwa der TGV 574.8 Kilometer pro Stunde. 
Die deutlich tiefere Höchstgeschwindigkeit im Alltag begründet Professor Thomas Sauter-
Servaes von der ZHAW zhaw.ch/ mit der Wirtschaftlichkeit und den infrastrukturellen 
Randbedingungen – also beispielsweise der kurvigen Streckenführung, dem Risiko von 
Fahrleitungsabrissen und dem Materialverschleiß. So könnten bisherige und neue Züge auf 
denselben Schienen rollen, beziehungsweise schweben. Das spart Kosten. Müssten sonst 
doch alle Gleise neu verlegt werden. Nur, billig ist es auch so nicht: Für einen Kilometer 
Strecke kostet die Umrüstung etwa fünf Millionen Euro. Das Fernziel von Nevomo ist 
der Hyperloopzug. Für die Fortbewegung werden auch hier elektrische Magnetfelder 
genutzt. Doch schwebt der Zug nicht mehr über den Gleisen, sondern fliegt in einer 
Vakuum-Röhre. Der Vorteil: Ohne Luftwiderstand sind bis zu 1200 Stundenkilometer 
möglich, also fast so schnell wie Schall. Neben der Schnelligkeit sind schwebende und 
fliegende Züge leiser und führen zu weniger Materialverschleiß. Bei Geschwindigkeiten ab 
150 Stundenkilometern verbrauchen sie weniger Energie als herkömmliche Züge. 
Nichtsdestotrotz geht auch bei den Magnetschwebe- und Hyperloopzügen eine höhere 
Geschwindigkeit mit mehr Energieverbrauch einher. Zudem benötigen Hyperloopzüge ein 
neues Röhrensystem. Als möglicherweise nachhaltigste Lösung für schnelle 
Interkontinentalverbindungen sieht Professor Thomas Sauter-Servaes Flugzeuge mit 
nachhaltigem Treibstoff. Der Vorteil davon: «Wir müssen die Kontinente nicht mit einem 
tausende Kilometer langen und damit sehr ressourcenintensiven Betonröhrensystem 
durchziehen.» SRF.ch 
● Die Einfuhren russischer Düngemittel nach Polen stiegen im Juli 2023 im Vergleich zum 
Vorjahr um das 3,3-Fache, wie eine Analyse offizieller Daten durch RIA Novosti ergab. Dem 
Medium zufolge kauften polnische Unternehmen Düngemittel im Wert von 20,2 Millionen  

http://dimdimfilm.com/
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US-Dollar, verglichen mit nur 6,2 Millionen US-Dollar im vergangenen Juli. Damit belegte 
Russland unter Polens größten Lieferanten den zweiten Platz, während es im Juli 2022 nur 
den sechsten Platz belegte. VESTI.ru 

Russland – „Außergewöhnliche“ russische Ernte senkt globale Weizenpreise. Es wird 
erwartet, das Land in diesem Jahr fast 50 Millionen Tonnen Getreide exportiert. Die 
Weizenpreise sind aufgrund eines „außergewöhnlich hohen“ Ertrags in Russland auf ein 
Dreijahrestief gesunken, was dazu beiträgt, die Exportlücke zu schließen, die durch das 
Defizit aus der Ukraine entstanden ist, berichtete die Financial Times am Donnerstag. Die 
Preise sind seit Ende Juli um mehr als ein Fünftel gesunken, da Russlands 
Weizenexportaussichten vom US-Landwirtschaftsministerium (USDA) auf 48 Millionen 
Tonnen angehoben wurden, die für den Auslandsverkauf vorgesehen sind. „Wir haben 
gesehen, dass die Weizenpreise vor allem aufgrund Russlands erheblich gesunken sind“, 
sagte Michael Magdovitz, leitender Rohstoffanalyst bei der Rabobank. Nach Schätzungen 
von S&P wird der Anteil der Ukraine an den weltweiten Weizenexporten voraussichtlich von 
9,2 % im Agrarjahr 2021–2022 auf 6,4 % in der Erntesaison 2023–2024 sinken. 
Unterdessen dürfte Russland, bereits der weltweit größte Exporteur, im laufenden Agrarjahr 
22,5 % der weltweiten Exporte liefern, verglichen mit 15,9 % im Vorjahr. RT.ru 
● Viele Russen ziehen freiwillig in den Krieg, denn der Kreml hat den Armeedienst zu 
einer lukrativen Option gemacht. Der einst bescheidene Sold beträgt nun das Dreifache des 
russischen Durchschnittslohns. Fällt ein Soldat an der Front, kommen 
Entschädigungszahlungen hinzu, die ebenfalls erhöht worden sind. Außerhalb der 
wohlhabenden Städte Russlands ist es inzwischen so, dass der Tod eines Soldaten seiner 
Familie oft mehr Geld einbringt, als wenn dieser als Zivilist bis zur Pensionierung 
weitergearbeitet hätte. Wladimir Putin spricht kaum mehr von einer kurzen, erfolgreichen 
«Spezialoperation», sondern von einem existenziellen Kampf gegen den Westen. Dass der 
russische Staat auf einen dauerhaften Kriegszustand getrimmt wird, scheint außer 
Zweifel. SRF.ch 

Schweiz – Der Leitzins ist ein Zinssatz, über den Notenbanken das Verhalten der 
Geschäftsbanken beeinflussen. Denn die Banken müssen sich immer wieder neues Geld 
leihen, das gehört zu ihrem Tagesgeschäft. Wenn die Banken bei der Nationalbank Geld 
leihen, zahlen sie einen Zins. Das ist der Leitzins. Leitzinsveränderungen wirken sich immer 
verzögert aus. Denn es dauert eine Weile, bis die Banken die veränderten Zinsen an die 
Kundinnen und Kunden weitergeben, auf die neuen Zinsen für Kredite und Hypotheken 
reagieren und sich das auf die Wirtschaft auswirkt. Wenn die Preise steigen, kann die 
Nationalbank den Leitzins erhöhen, um die Preissteigerung zu bremsen. 
● Touristen bringen Geld, aber Touristen bringen eben auch Probleme. Amsterdam, 
Luzern oder Venedig – früher haben sie um Reisegruppen gebuhlt. Heute sagen viele, sie 
werden überrannt. So zum Beispiel auch Lauterbrunnen. Der Ort hat zwar nur rund 2300 
Einwohner, aber dafür umso mehr Touristen. Sie kommen vor allem wegen des 300 m 
hohen Staubbachfalles. Er ist einer der höchsten Wasserfälle der Schweiz – und auf 
Instagram ein großer Hit. Diesen Sommer wurde Lauterbrunnen praktisch überrannt. Die 
Einheimischen sind genervt. Die Gemeinde hat bereits reagiert und Schilder aufgestellt, die 
um Rücksicht bitten. Lauterbrunnen ist keine Ausnahme, sondern eines von mehreren 
Beispielen hierzulande. Es stellt sich die Frage: Läuft etwas schief im Schweizer Tourismus? 
«Wenn man die Bevölkerung anschaut, dann sicher ja. Wenn man einige Souvenirshops 
fragt, dann wahrscheinlich nicht», sagt Jürg Stettler. Er ist Tourismusexperte an der 
Hochschule Luzern. «Und das zeigt genau die Problematik, dass am Standort 
Lauterbrunnen zu einem gewissen Zeitpunkt oder häufig zu viele Touristen sind, die aus 
Sicht der Bevölkerung nicht mehr akzeptiert werden. Insofern ja, es stimmt, dass es im 
Moment aus dem Ruder gelaufen ist», so Stettler. Overtourism heißt das Phänomen. Und  
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daran sind eben auch die Touristiker ein bisschen mitschuldig. Lange hat man 
beispielsweise in Asien groß Werbung gemacht für Schweizer Hotspots. Natürlich rächt sich 
das. Aber es ist auch eine Frage der Perspektive. 
● Immunologen fällt der Anstieg von Turbokrebs auf, der sich bei Patienten nach Corona-
Impfungen entwickelt. Der Züricher Chemieprofessor Martin Winkler weist darauf hin, dass 
es mittlerweile einige wissenschaftliche Arbeiten über die potenziellen Gefahren der 
Corona-Impfstoffe veröffentlicht wurden. Gegenüber dem epd bedauerte er, dass diese 
Artikel in den Medien kaum Beachtung finden. 
● Der Krieg in der Ukraine fordert die Schweizer Neutralität heraus. Die Neutralitätspolitik 
des Bundesrats stößt derzeit im Ausland immer wieder auf Unverständnis. So kritisierte 
etwa der amerikanische Botschafter, die Schweiz tue zu wenig, um die Russland-
Sanktionen umzusetzen und Deutschland ärgerte sich, dass die Schweiz die Weitergabe 
von Waffen an die Ukraine nicht erlaubt. Am Freitag warf Moderator Sandro Brotz in der 
«Arena» deshalb die Frage auf, ob wenigstens die Anwesenden die Neutralitätspolitik des 
Bundesrats verstünden. «Nein», antwortete die Mitte-Ständerätin Andrea Gmür. Die 
Schweiz könne neutral sein und habe trotzdem viele Möglichkeiten, die Ukraine zu 
unterstützen. «Wenn wir im Rahmen dieser Möglichkeiten nichts machen, dann 
unterstützen wir Russland», so Gmür. Für GLP-Nationalrat Beat Flach ist der Fall klar: «Die 
Neutralität braucht ein Update.» In diesem Update inbegriffen wären für Flach auch direkte 
Waffenlieferungen an die Ukraine. So weit würde die FDP-Nationalrätin Maja Riniker nicht 
gehen. Aber auch sie möchte die Neutralitätspolitik «möglichst flexibel handhaben». Weil 
die Politik des Bundesrates momentan nicht nachvollziehbar sei, müsse das Parlament 
vorwärtsmachen, betonte Riniker. Sie möchte den Verkauf von 25 Leopard-2-
Kampfpanzern an eine deutsche Firma erlauben, damit Deutschland seine Armeebestände 
wieder auffüllen kann. SVP-Ständerat Werner Salzmann entgegnete, eine solche 
Panzerlieferung sei mit der Neutralität nicht vereinbar. Man müsse das geltende 
Neutralitätsrecht achten und könne die Schweizer Neutralität nicht «einfach über Bord 
werfen». Auch Grünen Nationalrätin Marionna Schlatter ärgerte sich über die Debatte um 
Waffenlieferungen. Geht es nach ihr, muss die Schweiz im humanitären Bereich viel mehr 
helfen. Zur Neutralitätspolitik des Bundesrats meinte Schlatter: «Die militärische Neutralität 
der Schweiz verstehen alle. Was die Leute nicht verstehen, ist die «Geschäftli-Macher-
Neutralität». Die Schweiz sei der Oligarchen-Hafen von Europa. Auch der SP-Vizepräsident 
Jon Pult findet, die Schweiz müsse «ihren Stall in Ordnung bringen». Für Pult heißt das, 
dass die Sanktionen konsequenter umgesetzt werden müssen. Im zweiten Teil der Sendung 
widmeten sich die Parlamentarier einem politischen Dauerbrenner: die Beziehungen der 
Schweiz zur EU. Bis Ende Jahr soll der Bundesrat Vorbereitungen treffen, damit die 
Verhandlungen mit der EU nächstes Jahr starten können. Kommt jetzt der große 
Durchbruch? 
● Zwangsarbeit in Fabriken – das war für junge Frauen in der Schweiz, die als «liederlich» 
oder «arbeitsscheu» galten, bis in die 70er-Jahre normal. Der Staat hat sie in Heimen 
versorgt, diese haben sie in Textil- oder Uhrenfabriken geschickt, wo sie schuften mussten. 
Der Lohn ist ans Heim geflossen. Teilweise haben die Frauen einen kleinen Betrag davon 
erhalten, wenn sie das Heim verlassen konnten. Die jungen Frauen waren ohne Urteil und 
ohne anwaltschaftliche Rechte versorgt und zur Arbeit gezwungen worden. Sie gehören zu 
den rund 60’000 Kindern und Jugendlichen, die der Staat in Anstalten versorgt hatte. 
Bekannter sind die Geschichten der Verdingbuben, die auf Bauernhöfen arbeiten mussten. 
Aber auch die versorgten Mädchen waren in den Nachkriegsjahren gefragte 
Billigarbeitskräfte. Industrielle der Textil- und Uhrenindustrie haben sie ausgebeutet. Der 
bekannteste unter ihnen ist Emil Bührle (1890–1956). Er ist auch dank der billigen Arbeit 
administrativ Versorgter mit seiner Spinnerei zum damals reichsten Mann der Schweiz 
geworden. Er war aber nur einer von vielen, die von der Zwangsarbeit der jungen Frauen 
profitiert haben. Und dabei ist Zwangsarbeit auch in der Schweiz seit den 1940er-Jahren  
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verboten. Die Behörden haben sich aber nicht daran gehalten 
● Seit dem Sommer wurden elf Bettler aus Osteuropa aus der Schweiz ausgewiesen. 
● Schweizer Bischofskonferenz-Präsident: «Zeit ist reif, die Zölibatspflicht 
abzuschaffen». Die römisch-katholische Kirche müsse sich wandeln, sagt der Präsident 
der Schweizer Bischofskonferenz, Felix Gmür (57). 
● Ein koronaler Massenauswurf hat die Erde in der Nacht erreicht. Die Teilchendichte des 
Sonnenwindes war mit 20 Teilchen pro cm³ recht hoch. Daher wurde viel radikaler 
Sauerstoff (O+) auf etwa 200 km Höhe zum Leuchten gebracht. Statistisch gibt es in etwa 
einem Prozent der Nächte Nordlichter über der Schweiz. In den nächsten fünf Jahren 
werden wir das häufiger haben. Da nun die Sonnenflecken vermehrt am Sonnenäquator 
auftreten, werden solche Massenauswürfe (CME) also häufiger auch Richtung Erde 
kommen. SRF.ch 

Serbien – In Serbien wurde am Straßenrand ein erst wenige Monate altes Löwenbaby 
gefunden. Das weibliche Jungtier wanderte am Rande der nördlichen Stadt 
Subotica/Szabadka nahe der Grenze zu Ungarn umher. Die Polizei brachte die junge Löwin 
in den Palic Zoo in der Nähe von Subotica, wo sie gepflegt wird. „Sie ist in einem ziemlich 
schlechten Zustand und unterernährt. Es ist schwierig, genau zu bestimmen, wie alt das 
Junge ist, aber wir gehen davon aus, dass es vier bis fünf Monate alt ist“, sagte Sonja 
Mandic, Direktorin des Zoos, einer lokalen Nachrichtenseite. NOS.nl 

UK – Challenger-2-Panzer und viele andere Fahrzeuge im Besitz der britischen Armee 
könnten Asbest enthalten, ein gefährliches Material, das irreversible Lungenschäden 
verursachen kann, berichtete The Times unter Berufung auf den britischen 
Verteidigungsminister James Cartlidge. Asbesthaltige Materialien (ACMs) könnten in 2’700 
Teilen der britischen Militärausrüstung enthalten sein, von denen einige in die Ukraine 
geliefert wurden, wie die Zeitung am Donnerstag nach Durchsicht von Cartlidges Brief an 
die Labour Party enthüllte. Zu den potenziell kompromittierten Fahrzeugen gehören 324 
Challenger-2-Panzer, 765 gepanzerte Bulldog-Personentransporter, 75 gepanzerte 
Challenger-Reparatur- und Bergungsfahrzeuge, 841 Pinzgauer-Allradfahrzeuge, 64 
gepanzerte Stormer-Fahrzeuge und 540 Warrior Infanterie-Kampffahrzeuge und 34 
Wildcat-Hubschrauber, heißt es in dem Brief. BBC.uk 

Ukraine – Kiew wirft schon Polizei und Grenzschutz in die Schlacht. VESTI.ru 
● Natürlich leidet die Glaubwürdigkeit von Selenski, wenn er kurz nach dem Angriff von 
Костянтинівка Konstantinowka schon auf die Russen zeigt und sich dann später 
herausstellt, dass alles nicht so eindeutig ist. Die Glaubwürdigkeit ist für die Ukraine eine 
unglaublich wichtige Ressource. Wenn nun aber irgendwann der Eindruck entsteht, 
Selenski erzähle die Unwahrheit, dann hat das unter Umständen fatale Folgen für die 
Ukraine. Anfang September sind nach einem Raketeneinschlag auf einem Markt im 
ukrainischen Konstantinowka 15 Menschen gestorben. Zunächst hieß es, die Rakete sei 
eine russische. Nun kommt die «New York Times» nach einer Recherche zum Schluss, eine 
ukrainische Rakete sei für das Unglück verantwortlich gewesen. David Nauer, 
Auslandredaktor und ehemaliger SRF-Russland-Korrespondent, schätzt die Recherche der 
«New York Times» ein. Mir scheint die Recherche plausibel zu sein. Die Kollegen von der 
«New York Times» haben Augenzeugen befragt. Sie haben den Ort des Einschlags der 
Rakete besichtigt und Videos sowie Satellitenbilder ausgewertet. Aus all diesen Puzzleteilen 
ergibt sich ein Bild. Gemäß diesem Bild kann es gut sein, dass der Markt von 
Konstantinowka von einer ukrainischen Rakete getroffen wurde. SRF.ch 

Ungarn – Ungarn stellt sich bei Schwedens Nato-Beitritt weiterhin quer. KR.hu 
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USA – Den neuesten Daten des US-Statistikdienstes zufolge importierten die Vereinigten 
Staaten zwischen Januar und Juli dieses Jahres eine Rekordmenge an russischen 
Düngemitteln im Wert von 944 Millionen US-Dollar. 
● Die USA sollten nicht endlos Geld in die Ukraine strömen, da Kiew „nichts vorzuweisen 
hat“, argumentierte Senator Josh Hawley, nachdem Präsident Joe Biden um zusätzliche 
Mittel gebeten hatte. KFAR.us 
● Neue Waffenlieferungen der USA und Kanada. «Je mehr der Westen liefert, desto 
abhängiger wird die Ukraine». Nach Selenskis Besuch bei Biden kann Kiew auf neue Waffen 
hoffen. Der Sicherheitsexperte Wolfgang Richter sieht die Lage aber kritisch. Wolfgang 
Richter ist Sicherheitsexperte beim Geneva Center for Security Policy. Davor war er 
Sicherheitsexperte bei der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin. Er ist ehemaliger 
Oberst der deutschen Bundeswehr und war langjähriger Vertreter Deutschlands in der 
OSZE und der UNO. SRF.ch 
● Der demokratische US-Senator Bob Menendez ist wegen Korruption angeklagt 
worden. Ermittler hätten rund 500’000 US-Dollar (rund 469.000 Euro) in bar und zig 
Goldbarren, versteckt in Umschlägen und in Jacken des Senators, gefunden. Menendez 
(69) ist seit Anfang 2021 Vorsitzender des Ausschusses für auswärtige Beziehungen des 
Senats. Er ist ein aktiver Befürworter der von den USA seit Beginn des Ukraine-Konflikts 
verhängten Sanktionen gegen Russland und argumentierte wiederholt, dass die 
Maßnahmen entscheidend seien, um „die Möglichkeiten Russlands einzuschränken“. an der 
Weltwirtschaft teilzunehmen, wichtige Exporte einzuschränken und … den russischen Eliten 
Kosten aufzubürden.“ ORF.at 
● Dutzenden Republikanern gefällt die milliardenschwere Unterstützung für die Ukraine 
nicht. Amerikanischen Medien zufolge schwindet nicht nur die politische Unterstützung, 
sondern auch die Begeisterung der amerikanischen Bürger, den Kampf gegen die Russen 
zu finanzieren, nimmt ab. Laut einer CNN-Umfrage sind 55 Prozent der Amerikaner gegen 
eine weitere Unterstützung der Ukraine. Die Zeit der bedingungslosen Unterstützung der 
Ukraine scheint nicht nur in Amerika, sondern auch in Polen vorbei zu sein. NOS.nl 
● Rund 100’000 Flüchtlinge sind nach New York gekommen. Die Stadt ist überfordert. Kritik 
kommt nun auch von Demokraten. SRF.ch 
● Die NASA-Sonde „Osiris-Rex“ soll eine Probe des Asteroiden 101955-Bennu (500 m 
Durchmesser, entdeckt 1999) über der Wüste des US-Bundesstaates Utah abwerfen. Nach 
Schätzungen der NASA enthält die Kapsel rund 250 Gramm Gestein, das vor rund drei 
Jahren gesammelt wurde. Es soll rund 102’000 Kilometer über der Erde abgeworfen werden 
und mithilfe von Fallschirmen landen. Die Kapsel wird später nach Texas gebracht, um sie 
in NASA-Laboren zu testen. Eine siebenjährige Mission zur Erforschung des als 
gefährlichsten Gesteins im Sonnensystem bezeichneten Himmelskörpers steht kurz vor 
ihrem dramatischen Abschluss. Wissenschaftler erwarten von der Chemie der Proben neue 
Informationen über die Entstehung der Planeten vor 4,5 Milliarden Jahren und 
möglicherweise sogar Einblicke in die Entstehung des Lebens auf unserer Erde. BBC.uk 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://kfar.us/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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02) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 28.09.2023 

Armenien – Der Sonderbotschafter Armeniens, Edmon Marukyan, hat die USA 
aufgefordert, in die erneuten Kämpfe in Berg-Karabach einzugreifen, und Washington 
aufgefordert, die Zivilbevölkerung der Region zu verteidigen. RFERL.cz 

Aserbaidschan – Im Südkaukasus hat Aserbaidschan eine neue Militäroperation zur 
Eroberung der Konfliktregion Bergkarabach gestartet. 
● Aserbaidschan bestätigt Feuerpause in Bergkarabach. SRF.ch 

China – Die Staatsbahn 中国铁路 (Zhōngguó Tiělù) fordert Frauen auf, sich im Zug nicht 

mehr zu schminken – und löst damit hitzige Diskussionen aus. SRF.ch 

BR Deutschland – Eine großangelegte Studie liefert die bisher genaueste Schätzung der 
Zahl und Größe aller Körperzellen von Menschen. Eine typische Frau mit 60 Kilogramm hat 
laut Studie 28 Billionen Zellen, ein typischer Mann mit 70 Kilogramm 36 Billionen Zellen. 
Die Studie, die soeben im Fachmagazin „PNAS“ erschienen ist, gibt Auskunft über die 
Größe und Anzahl der Zellen im menschlichen Körper. Die Ergebnisse hat das Team rund 
um Ian Hatton vom Max Planck Institut in einer interaktiven Kartei, der Human Cell Tree 
Map, veranschaulicht. ORF.at 
● Die NATO will im kommenden Jahr einen Angriff durch „ein östliches Militärbündnis“ 
gegen Europa durchspielen. Bisher fanden NATO-Manöver in einer Fantasiewelt statt. 
Künftig üben Soldaten einen Krieg in einem realistischen Szenario. Deutschland soll 
Schauplatz des fiktiven Krieges sein. RT.ru 
● Die «Hammerskins» hat das deutsche Innenministerium jetzt verboten, weil sich diese 
«gegen die verfassungsmäßige Ordnung» und «gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung» stellten. Bei den Vorbereitungen für das Verbot haben staatliche 
Stellen und Bundesländer nach Angaben des Ministeriums über ein Jahr lang 
zusammengearbeitet. Auch mit US-Partnerbehörden sei kooperiert wurden. Die Neonazi-
Gruppe ist ein Ableger einer Gruppierung aus den USA und existiert in Deutschland seit 
Anfang der 1990er-Jahre. SRF.ch 
● Die Bayreuther Festspiele haben den Tod des amerikanischen Heldentenors Stephen 
Gould bekannt gegeben, einem ihrer leuchtenden Stars der letzten Jahre. Stephen, der 61 
Jahre alt war, zog sich diesen Sommer von drei Rollen zurück und machte erst vor zwei 
Wochen deutlich, dass er an inoperablem Gallengangskrebs leide. Die Geschwindigkeit 
seines Niedergangs und der Schock seines Ablebens haben die Opernwelt vor Trauer 
stumm gemacht. Stephen Gould debütierte 2004 in Bayreuth und sang dort mehr als 100 
Auftritte. Obwohl seine Karriere erst spät Fahrt aufnahm, erlangte er nach einem peripheren 
Start als Bariton weltweit Respekt und Zuneigung. Möge er in Frieden ruhen. DW.de 
● Immer mehr Kinder und Jugendliche in Deutschland machen sich Sorgen wegen der 
finanziellen Situation ihrer Familien. RBB.de 
● Deutschland sei mit den ukrainischen Vorschlägen zur Reform des UN-Sicherheitsrates, 
zu denen auch der Entzug Russlands seines Vetorechts gehört, nicht einverstanden, sagte 
Außenministerin Annalena Baerbock. DW.de 

EU – 4,1 Millionen Ukrainer, 10% der Gesamtbevölkerung, haben laut Eurostat mit Stand 
31. Juli 2023 Schutz und Unterstützung in der EU gefunden. Die EU werde der Ukraine so 
lange beistehen, wie es nötig sei, bekräftigte eine Sprecherin der Brüsseler Behörde. 
ORF.at 
● Der Einsatz des Unkrautvernichters Glyphosat soll nach dem Willen der EU-Kommission 
länger erlaubt werden als bisher geplant. Dabei geht es um einen Zeitraum von weiteren 
zehn Jahren. RBB.de 
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Frankreich – Wie im Magazin Science zu lesen, hat das Team neuste Messdaten der ESA-
Raumsonde Solar Orbiter ausgewertet und dabei den wohl wichtigsten Antrieb des 
Sonnenwinds aufgespürt. Wie man schon länger weiß, schießt der Sonnenwind mit 
Geschwindigkeiten von bis zu 800 km/sec. aus der Sonnenkorona, und zwar dort, wo das 
wilde Magnetfeld der Sonne Löcher hat. Dies sei die Voraussetzung dafür, dass der 
Sonnenwind überhaupt ins All entweichen kann, so Harra. Die jetzt neu entdeckten Mini-
Explosionen in jenen Regionen dauern jeweils höchstens hundert Sekunden. «Jedes Mal 
wird die Energie frei, die es braucht, um 6000 Schweizer Haushalte ein Jahr lang mit Strom 
zu versorgen», hat Science-Erstautor Lakshmi Pradeep Chitta vom Göttinger Max-Planck-
Institut für Sonnensystemforschung für SRF berechnet. Das klinge nach viel, doch «für 
Sonnenverhältnisse ist es extrem wenig». Die Sonne wird 2025 das Maximum ihres 
elfjährigen Aktivitäts-Zyklus erreichen. Nicht nur die großen Sonnen-Ausbrüche, die 
ebenfalls Teilchen ins All schleudern können, werden nun zahlreicher, sondern auch der 
Sonnenwind wird heftiger. Auf der Erde hat dies die bekannten Folgen: Mehr beschädigte 
Satelliten, Einschränkungen auf polnahen Flugrouten, gestörte Navigationssysteme, 
Stromnetz-Ausfälle sogar am Boden. Doch man kann sich auch auf Schönes freuen: auf 
mehr Polarlichter – mit etwas Glück sogar in Breitengraden wie der Schweiz. SRF.ch 
● Sein Name ist Barry, er ist 150 Millionen Jahre alt, über zwei Meter hoch und fünf Meter 
lang. Es kommt bald in einem Auktionshaus unter den Hammer. Barry ist ein 
Camptosaurus, ein pflanzenfressender Dinosaurier, der in der Jurazeit lebte. Sein Skelett 
wurde in den 1990er Jahren im US-Bundesstaat Wyoming vom Paläontologen Barry James 
entdeckt, der ihn später Barry nannte. James begann mit der Restaurierung des Skeletts, 
später übernahm ein italienisches Unternehmen den Auftrag. Experten zufolge ist das 
Skelett in einem außergewöhnlich guten Zustand. „Es ist ein sehr gut erhaltenes Exemplar, 
was ziemlich selten ist“, sagte Alexandre Giquello vom Pariser Auktionshaus Hotel Drouot, 
wo die Auktion stattfindet. „Der Schädel ist zu 90 Prozent fertig und der Rest des Skeletts 
ist zu 80 Prozent fertig.“ Barrys Auktion findet am 20. Oktober statt. Das Pariser 
Auktionshaus erwartet einen Erlös zwischen 800’000 und 1,2 Millionen Euro. NOS.nl 
● Die Weltwirtschaft wird nach Einschätzung der OECD auch im nächsten Jahr schwach. 
Wie die Organisation der Industriestaaten mitgeteilt hat, dürfte die globale 
Wirtschaftsleistung 2024 um 2,7 Prozent zulegen. Als Grund nennt die OECD die 
Zinserhöhungen der Notenbanken. RBB.de 

Hispaniola – Die Spannungen zwischen der Dominikanischen Republik und Haiti haben 
weiter zugenommen. Nachbarländer, die sich eine Insel teilen, sind sich nicht einig über den 
Bau eines Kanals in Haiti. Die Vereinten Nationen warnen vor einer schlimmen Situation, 
nachdem die Dominikanische Republik ihre Grenze zu Haiti geschlossen hat. Haiti gräbt 
einen Kanal, der mit einem Grenzfluss zwischen den beiden Ländern verbunden ist. Haiti 
sagt, dass es wegen der Dürre Wasser für die Landwirtschaft benötigt, aber die 
Dominikanische Republik befürchtet, dass der Kanal zu Dürre bei den Bauern auf ihrer Seite 
der Grenze führen könnte. Darüber hinaus beruft sich die Dominikanische Republik auf 
einen Grenzvertrag von 1929. NOS.nl 

Kanada – Sikh-Gemeinde in Kanada. Trudeau beschuldigt Indiens Regierung des 
Mordes. Kanada verdächtigt Agenten der indischen Regierung, an der Ermordung eines 
Sikh-Führers beteiligt gewesen zu sein. SRF.ch Indien warnt seine Bürger, bei Reisen nach 
Kanada vorsichtig zu sein. Die Beziehungen zwischen den beiden Ländern sind 
angespannt, seit der kanadische Premierminister Trudeau am vergangenen Montag die 
indische Regierung beschuldigt hat, am Tod eines kanadischen Sikh-Führers beteiligt 
gewesen zu sein. Die meisten internationalen Studierenden in Kanada kommen aus Indien. 
Kurz nach dem Mord zeigte die große Sikh-Gemeinschaft in Kanada mit dem Finger auf 
Indien. Außerhalb Indiens leben in Kanada die meisten Sikhs: etwa 770.000 Menschen.  
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Indien. Die indische Regierung betrachtete Nijjar als Terroristen, weil er Mitglied der 
Khalistan-Bewegung war. Diese Organisation möchte in Indien einen eigenen Staat für 
Sikhs gründen. Sikhs machen etwa 2 Prozent der indischen Bevölkerung aus, also fast 30 
Millionen Menschen. NOS.nl 
● Die indische Botschaft teile mit, dass die indischen Visadienste für Kanadier aus 
betrieblichen Gründen ab dem 21. September 2023 bis auf Weiteres eingestellt seien. 
SRF.ch 

Krim – Die ehemalige Villa des ukrainischen Präsidenten Wladimir Selenski auf der Krim 
könnte in ein Museum umgewandelt werden, das dem Kampf gegen den 
Nationalsozialismus gewidmet ist, so ein Vorschlag des Vorsitzenden des 
Krimparlaments, Wladimir Konstantinow – und als Warnung davor dienen könne, was 
„Intriganten passieren könne, die es zu weit treiben“. VESTI.ru 

Kroatien – Die Getreide-Lieferungen könnten gerne durchfahren, aber nicht bleiben, 
sagte der kroatische Ministerpräsident Andrej Plenković. RTS.rs 

Luxemburg – Der Europäische Rechnungshof warnt in einem Bericht vor dem „grünen 
Dilemma“, das der massive Bau von Windkraftanlagen auf See mit sich bringt. Der Anstieg 
der sogenannten Offshore-Energie ist für den ökologischen Wandel der EU von 
entscheidender Bedeutung, aber ihre Entwicklung könnte der Meeresumwelt schaden. In 
dem Bericht weist der Rechnungshof auf die Risiken für das Leben unter und über Wasser 
hin. Obwohl die EU versucht, Meeresenergie mit Biodiversität in Einklang zu bringen, hat 
die Europäische Kommission keine Untersuchungen zu den möglichen Auswirkungen auf 
die Meeresumwelt durchgeführt. Zu den Auswirkungen könnten die Bewegung von Vogel- 
und Fischarten sowie Veränderungen in der Struktur dieser Populationen gehören. Die 
Europäische Union will die Energiewende beschleunigen, um unabhängig von Russland zu 
werden. NOS.nl 

Österreich – Inflation im August auf 7,4 Prozent gestiegen. Die SPÖ wird der gesamten 
Regierung bei der kommenden Nationalratssitzung das Misstrauen aussprechen. Das 
kündigte die Klubspitze um den Parteivorsitzenden Andreas Babler und den 
geschäftsführenden Fraktionschef Philip Kucher in einer schriftlichen Stellungnahme an. Als 
Grund gibt man an, dass die Koalition bei der Bekämpfung der Teuerung versagt habe. 
● FPÖ-Parteiobmann Herbert Kickl und die AfD-Fraktionsvorsitzende Alice Weidel haben 
ihre Parteien heute in Wien als die wahren Schützer der Verfassung bezeichnet. 
● Im kommenden Jahr wird eine neue Vignettenkategorie für Pkws eingeführt: die 
Eintagesvignette um 8,60 Euro. Das hat die Regierung heute im Ministerrat beschlossen. 
Bei der vor allem von Urlauberinnen und Urlaubern genutzten Zehntagesvignette kommt es 
zu einer leichten Anpassung, der Preis der Jahresvignette verbleibt unverändert bei 
96,40 Euro. 
● Die katholische Privatschule St. Ursula in Klagenfurt hat eine zwölfjährige Schülerin nach 
einem Streit mit deren Mutter aus der Schule geworfen. Die Mutter bezeichnete die 
Kleiderordnung der Schule als „faschistisch“ und „patriarchales Verhalten“. 

Russland – Das Grab des Wagner-Chefs wird rund um die Uhr bewacht. 
● „Laut der ILO-Methodik sank die Arbeitslosigkeit in Moskau Ende 2022 auf 2,2 %, 
verglichen mit 2,6 % im Jahr 2021. Dem Bericht zufolge folgten Moskau dicht gefolgt von 
Tokio mit einer Arbeitslosenquote von 2,6 % und Peking mit 3,1 %. New York lag mit einer 
Arbeitslosenquote von 4,3 % auf dem siebten Platz, während London mit 4,4 % schlechter 
rangierte. Shanghai und Los Angeles komplettierten die Top Ten der Rangliste mit dem 
gleichen Arbeitslosenindikator von 4,5 %. VESTI.ru 
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Sambia – Ein Archäologenteam hat in Sambia gut erhaltene Teile einer Holzkonstruktion 
entdeckt, deren Alter auf mindestens 476’000 Jahre datiert worden ist. Vorfahren der 
Menschen arbeiteten wohl schon deutlich früher mit Holz als bisher gedacht, wie die Studie 
der Universität Liverpool zeigt. ORF.at 

Schweiz – Silvia Bayard wird als heimliche Modekönigin der Schweiz bezeichnet. Das sei 
ihr unangenehm, sagt sie im ECO Talk. Sie habe einen Knochenjob: als Geschäftsführerin 
des Modeunternehmens Bayard, das sie zusammen mit ihrem Ehemann Fredy besitzt. Die 
Bayards fällten einen bewussten Entscheid: Sie verzichten seit 2020 komplett auf das 
Online-Geschäft. «Es hat einfach nie rentiert», sagt Fredy Bayard, der von Anfang an gegen 
Online gewesen sei. Das Modehaus setzt anders als viele Konkurrenten voll auf den Verkauf 
in den Läden. Heute zählt die Bayard-Gruppe 88 Filialen. 2022 schrieb sie einen Umsatz 
von 155 Millionen Franken. 
● Parlament passt Mietrecht zugunsten der Hauseigentümerschaft an. 
● Es gibt immer mehr neue Drogen. Denn um Gesetze zu umgehen, entwickeln Hersteller 
ständig neue psychoaktive Substanzen und liefern sich ein Katz-und-Maus-Spiel mit den 
Behörden. Einige dieser Drogen sind sogar für eine gewisse Zeit legal und einfach im 
Internet zu bestellen. 
● Was ist «ordentliche» Kleidung? Jörg Wiesel: Was ordentlich ist, wird durch unsere 
Gesellschaft, Politik, Kultur und Normen bestimmt, die wir immer wieder neu verhandeln. 
Auch durch die Schule. Schüler reihen sich ein, brechen aus oder wollen über Kleidung ein 
anderes Verhalten zeigen, als es Schule oder Gesellschaft von ihnen erwarten. Zerrissene 
Jeans provozieren niemanden mehr. Man kann sie schon zerschlissen kaufen. Die 
Modeindustrie stellt sich offenbar etwas anderes vor als der Bundeselternrat. Woher 
stammen die verschiedenen Vorstellungen? Das Thema ist in der Mode nicht neu: Um 1980 
dekonstruierten japanische Designer die europäische Mode, indem sie diese intensiv 
analysierten, um dann zerrissene Kleidung auf den Laufsteg zu bringen. Sie wurden dafür 
oft kritisiert und als Schöpfer des «Hiroshima Look» bezeichnet. Dennoch fand es Anklang, 
da Mode oft ein Spiel zwischen Verhüllung und Enthüllung ist. SRF.ch 
● Seit 2009 erforscht ein internationales Forschungsteam im internationalen 
Atmosphärenforschungsprojekt CLOUD (Cosmics Leaving Outdoor Droplets) am 
Europäischen Labor für Teilchenphysik CERN in Genf (Schweiz) Nukleationen. In einem 26 
Kubikmeter großen Edelstahltank können die Forscher die Bildung von Aerosolpartikeln 
und Wolken unter extrem präzise kontrollierbaren Bedingungen untersuchen. Zu den 
wichtigsten natürlichen Gasen, die bei der Nukleation eine Rolle spielen, zählen 
Kohlenwasserstoffe, die von Pflanzen, vor allem von Bäumen, freigesetzt werden, konkret 
Isoprene, Monoterpene und Sesquiterpene. Wenn diese Substanzen in der Luft oxidieren, 
bilden sie Partikel. Während die Konzentration von Schwefeldioxid in der Luft durch 
strengere Umweltgesetze abnimmt, steigt die Konzentration der Terpene dagegen, „weil 
Pflanzen unter Stress mehr davon freisetzen. So werden jährlich rund 465 Mio. Tonnen 
Isopren und 91 Mio. Tonnen Monoterpene freigesetzt, aber nur 24 Mio. Tonnen 
Sesquiterpene. Die Forschungsergebnisse könnten auch dazu beitragen, Unsicherheiten 
von Klimamodellen zu reduzieren und präzisere Vorhersagen zu treffen. Dazu müssten 
neben Isoprenen und Monoterpenen künftig auch die Sesquiterpene als eigener Faktor in 
die Klimamodelle aufgenommen werden, so die Studienautoren. Die Vorhersagen für die 
globale Klimaerwärmung sind mit Unsicherheiten behaftet. Ein Grund dafür ist, dass noch 
nicht alle Vorgänge in der Atmosphäre verstanden sind. ORF.at 

UK – Die Zahl der Ladendiebstähle im Vereinigten Königreich ist gewaltig gestiegen, 
auch Mitarbeitende werden attackiert. Die Branche macht hauptsächlich höhere 
Lebenskosten für die Zunahme an Diebstählen verantwortlich. Kleinere Läden und große 
Unternehmen kritisieren geringe Strafen und mangelnde Polizeiarbeit. Große 
Einzelhandelsketten greifen zur Selbsthilfe und wollen nun die Ermittlungen der Polizei  
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finanzieren. «Es gibt Mütter, die Waren in Kinderwagen stecken, es gibt Rentner, Kinder 
und Teenager auf Rädern», erklärt Ladenbesitzer Benedict Selvaratnam gegenüber BBC. 
Die Diebe würden immer dreister und aggressiver – und sie kämen aus allen 
Gesellschaftsschichten. Selvaratnam besitzt einen kleinen Supermarkt in Südlondon. Bis zu 
neun Ladendiebstähle am Tag habe er gezählt. Kleine Läden und große Unternehmen 
klagen gleichermaßen über laxe Strafen. Denn wer Ware im Wert von maximal 222 Franken 
(200 Pfund) stiehlt, kommt in aller Regel mit einer geringen Geldstrafe davon. 
«Ladendiebstahl wurde faktisch entkriminalisiert», sagt Handelsexperte Dixon. Große 
Einzelhandelsketten wie Sainsbury’s, Tesco oder Waitrose greifen auf eigene Kosten zur 
Selbsthilfe. Sie haben bereits verdeckte Ermittelnde eingestellt und Mitarbeitende mit 
Körperkameras ausgerüstet. Nun wollen sie diese Ermittlungen auch finanzieren. Insgesamt 
zehn Konzerne bezahlen umgerechnet 669’240 Franken. Im Gegenzug lassen die Ermittler 
die Aufnahmen von Überwachungskameras durch ihre Datenbanken laufen. SRF.ch 

Ukraine –  Die verheerende Explosion am 6. September auf einem Markt in 
Константиновка Konstantinowka in der Ostukraine wurde nicht durch eine russische 
Rakete verursacht, sondern durch eine Buk-Rakete der ukrainischen Flugabwehr, die ihr 
Ziel verfehlte und in einer belebten Einkaufsstraße landete. Das stellt die New York Times 
(nytimes.com/2023/09/18/world/ europe/ukraine-missile-kostiantynivka-market.html) auf 
Grundlage eigener Recherchen fest. Bei der Explosion kamen Dutzende Menschen ums 
Leben. Die amerikanische Zeitung stützt ihre Schlussfolgerung auf eine Analyse, die 
Fragmente der Rakete, Schäden an Gebäuden und auf der Straße sowie Bilder von 
Satelliten und Sicherheitskameras untersuchte. NOS.nl 
● Kiew verklagt Ungarn, Polen und die Slowakei beim EUGh wegen der Weigerung, das 
Einfuhrverbot für ukrainische Agrarprodukte aufzuheben. Die Ukraine ist besonders wütend 
auf Ungarn, weil es die Liste der verbotenen Agrargüter verlängert hat. Die Europäische 
Kommission hat am Freitag die am 2. Mai eingeführten Einfuhrbeschränkungen für Weizen, 
Mais, Sonnenblumen und Raps aufgehoben. Als Reaktion darauf führten Ungarn, Polen und 
die Slowakei nationale Verbote für landwirtschaftliche Rohstoffe und Lebensmittel aus der 
Ukraine ein. KR.hu 
● Die ukrainische Wirtschaft habe sich in einen „Zombie“ verwandelt, der nur mit 
westlicher Finanzierung Lebenszeichen zeige, behauptete der ehemalige ukr. 
Ministerpräsident Nikolai Asarow (2010–2014) am Montag. In einem Beitrag auf Telegram 
argumentierte der ehemalige Politiker, dass die Volkswirtschaft „auseinanderfällt“ und dass 
die Ukraine „unter dem Druck des Internationalen Währungsfonds“ mit einem minimalen 
BIP-Wachstum und einer drohenden Abwertung der Griwna konfrontiert sei. „Das beste 
Beispiel für die katastrophale Lage ist, dass im Haushalt des Kriegslandes mehr als sechs 
Milliarden Dollar fehlen, um allein das ukrainische Militär zu bezahlen“, sagte er. Asarow 
behauptete, dass die Familien der während des Konflikts getöteten polnischen Söldner trotz 
der Zusagen Kiews keine Entschädigung erhalten hätten. 
● Selenski lehnt uralte Leopard Panzer aus Deutschland ab, nur das Neueste und Beste 
ist für die Ukraine gut genug. VESTI.ru 
● Analysten des US-Geheimdienstes glauben, dass die Ukraine ihre Gegenoffensive gegen 
Russland aufgegeben hat und dass das Einzige, was den Konflikt verlängert, die mangelnde 
Bereitschaft Washingtons und Kiews ist, ihr Scheitern anzuerkennen, behauptete der 
investigative Journalist Seymour Hersh. Am Donnerstag schrieb der erfahrene Reporter auf 
substack.com und zitierte eine ungenannte Quelle, die „die ersten Jahre seiner Karriere 
damit verbrachte, gegen sowjetische Aggression und Spionage zu kämpfen“, als er das 
ukrainische Narrativ über einen langsamen, aber stetigen Fortschritt der Gegenoffensive 
ablehnte. „‚Es sind alles Lügen‘“, sagte die Quelle laut Hersh. „ ‚Der Krieg ist vorbei. 
Russland hat gewonnen. Es gibt keine ukrainische Offensive mehr, aber das Weiße Haus 
und die amerikanischen Medien müssen die Lüge aufrechterhalten.“ KFAR.us 
 

http://nytimes.com/2023/09/18/world/
http://substack.com/
http://kfar.us/


Seite E 55 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 
 
UN – Die «Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung» ist das ehrgeizigste Programm, das 
sich die UNO jemals vorgenommen hat. Es reicht von der Eliminierung von Hunger bis zu 
Frieden und Menschenrechten. Die jetzige Halbzeitbilanz enttäuscht. Ein 
Nachhaltigkeitsgipfel in New York soll nun Schub verleihen. Beschönigen hat keinen Sinn 
und wäre völlig unglaubwürdig. Weshalb UNO-Generalsekretär António Guterres 
unumwunden einräumt, die Welt sei bloß bei einem Siebtel der 17 Nachhaltigkeitsziele und 
169 Unterziele auf Kurs. Fortschritte gibt es etwa bei der Reduzierung der 
Kindersterblichkeit, beim Zugang zum Internet und zu Elektrizität. Viel zu wenig bewegt sich 
hingegen bei der Gleichberechtigung der Frauen, beim Kampf gegen das Analphabetentum 
oder gegen Kinderehen und beim Klima. Sogar deutliche Rückschritte zu verzeichnen sind 
bei der extremen Armut und beim Hunger – beides hat seit der Verabschiedung der Ziele 
2015 zugenommen. Kurz: In den meisten Bereichen ist man meilenweit oder Jahrzehnte 
vom Ziel entfernt. Doch es bleiben nur noch sieben Jahre. 
● Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, oftmals auch als Weltsicherheitsrat bezeichnet, 
ist ein Organ der Vereinten Nationen. Er setzt sich aus fünf ständigen (P5) und zehn 
nichtständigen Mitgliedern zusammen. Die fünf ständigen Mitglieder (Frankreich, Russland, 
die Vereinigten Staaten, die Volksrepublik China und das Vereinigte Königreich) haben bei 
der Verabschiedung von Resolutionen ein erweitertes Vetorecht und werden daher auch als 
Vetomächte bezeichnet. Selenski fordert den Generalsekretär auf Russland durch 
Deutschland zu ersetzen. SRF.ch 
● Der srilankische Präsident Ranil Wickremesinghe hat den AUKUS-Pakt als ein Bündnis 
verurteilt, das auf China abzielt. Er bezeichnete ihn als „strategischen Fehltritt“ und betonte, 
der Militärblock werde Asien nur in rivalisierende Lager spalten und die Region 
destabilisieren. In seiner Rede am Montag am Rande der UN-Generalversammlung nahm 
Wickremesinghe das AUKUS-Bündnis ins Visier, das 2021 von den USA, Grossbritannien 
und Australien gegründet wurde. „Ich glaube nicht, dass es nötig war“, sagte er. „Ich denke, 
es ist ein strategischer Fehltritt. „Ich denke, sie haben einen Fehler gemacht“, sagte der 
Präsident. „Es ist ein Militärbündnis gegen ein einziges Land – China.“ CGTN.cn 
● Selenski greift Russland vor UN an: „Terroristen haben kein Recht auf Atomwaffen“. 
Ein Treffen zwischen dem ukrainischen und dem polnischen Präsidenten, das am Rande 
der UN-Generalversammlung in New York stattfinden sollte, wurde abgesagt. Zudem 
rechtfertigt Andrzej Duda Polens Verbot von Getreideimporten und vergleicht die Ukraine 
mit einem „Ertrinkenden“. RPI.pl 
 
USA – G7 geht davon aus, dass der Ukraine-Konflikt bis zum Ende des Jahrzehnts 
andauern wird, sagt Bloomberg. KFAR.us 
● Der mächtige Medienunternehmer Rupert Murdoch tritt als Chef der US-amerikanischen 
Fox-Gruppe und des Verlags News Corp. zurück. Der 92-Jährige wolle die Leitung an 
seinen Sohn Lachlan übergeben, kündigte er laut dem TV-Sender Fox News an. Dem 
Unternehmen bleibe er jedoch als emeritierter Vorstandsvorsteher erhalten, heisst es 
weiter. Mit dem Rücktritt des 92-Jährigen endet eine sieben Jahrzehnte lange Karriere. 
Murdoch hat ein Medienimperium geschaffen, das sich von Australien bis in die USA 
erstreckt. Der 1931 geborene Murdoch fing mit dem Aufbau seines globalen 
Medienimperiums bereits im Alter von 22 Jahren an, mit einer Zeitung in seinem Heimatland 
Australien. Mit Boulevardblättern wie «The Sun» setzte er kompromisslos auf 
Sensationsjournalismus, mit Sendern wie Fox News später auf politische Meinungsmache, 
die auch als Wegbereiter etwa für Donald Trump gesehen wird. 
● Der globale Schuldenberg stieg im ersten Halbjahr 2023 um 10 Billionen US-Dollar auf 
ein Rekordhoch von 307 Billionen US-Dollar, berichtete das Institute of International Finance 
(IIF) am Dienstag. Es fügte hinzu, dass die USA, Grossbritannien und Japan zu den Märkten 
gehören, die den Anstieg vorantreiben. Das in den meisten Volkswirtschaften 
vorherrschende Hochzinsumfeld hat die Zahl in die Höhe schnellen lassen, so dass der 
aktuelle Schuldenstand laut IIF um 100 Billionen US-Dollar höher ist als vor einem  

http://kfar.us/
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Jahrzehnt. Das Institute of International Finance, Inc. (IIF) ist die einzige globale Vereinigung 
von Finanzinstituten. Es wurde 1983 von 38 Banken der führenden Industrienationen 
gegründet und dient als Lobbyorganisation der Finanzindustrie. Das Institut unterhält neben 
dem Hauptsitz in Washington, D.C. Außenstellen in Peking, Singapur, Dubai und Brüssel. 
SRF.ch 

VAE – Statistiken zeigten, dass der Golfstaat im Jahr 2022 96,4 Tonnen Gold aus Russland 
importierte und damit sein größter Abnehmer wurde. Die Menge entsprach etwa einem 
Drittel der gesamten jährlichen Goldproduktion Russlands. Auch die Goldimporte des 
arabischen Landes aus Russland stiegen im Vergleich zum Vorjahr um mehr als das 
Fünfzehnfache. JAZ.qt 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
03) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 23.09.2023 

Armenien – Die Wahllokale in der armenischen Hauptstadt wurden am 17. September 
aufgrund der geringen Wahlbeteiligung geschlossen, die als großer Test für 
Premierminister Nikol Pashinian (48) Նիկոլ Վովայի Փաշինյան gilt. Die Wähler gingen zur 
Wahl, um eine Gemeindeversammlung zu wählen und über den Bürgermeister von Eriwan 
für die nächsten fünf Jahre zu entscheiden. Die Zentrale Wahlkommission (CEC) gab an, 
dass die Wahlbeteiligung bei Schließung der Wahllokale um 20 Uhr bei 28,5 Prozent lag, 
was 234.553 Wählern von 824.250 Wahlberechtigten entspricht. Insgesamt 13 politische 
Parteien und ein Block kämpften um 65 Sitze in der Versammlung, dem sogenannten 
Ältestenrat. Die Abstimmung ist der erste große Test für Pashinians Zivilvertragspartei nach 
den Parlamentswahlen 2021, bei denen sie einen Erdrutschsieg errang. RFERL.cz 

Australien – Ein heißer Wind weht durch das Outback. Abgesehen von den Küstenstreifen 
ist Australien mehrheitlich trockene Wüste – mit so wenig Niederschlägen wie kein anderer 
bewohnter Kontinent. Jahrelange Dürreperioden gehören zum natürlichen Ablauf, nicht nur 
im isolierten Inland. Wegen der Klimaerwärmung werden sie aber immer länger, immer 
heißer, immer extremer. Trotzdem, sagen Experten, gehe kaum ein anderes Industrieland 
so verschwenderisch mit Wasser um wie Australien. Und dem riesigen Einzugsgebiet der 
Flüsse Darling und Murray im Südosten des Landes – der eigentlichen Lebensader des 
Kontinents – droht der ökologische Kollaps, weil kaum noch Wasser fließt. Immense 
Baumwollfarmen stromaufwärts pumpen seit Jahren Milliarden Liter aus dem Flusssystem. 
«Das ist alles ganz legal», sagt Polly Hemming. Sie ist Klima- und Wasserexpertin bei der 
Denkfabrik Australia Institute. Es sei absurd, im trockenen Australien einige der durstigsten 
Pflanzenarten überhaupt anzubauen. Die Plantagen würden nur wenig Ertrag abwerfen und 
wenig dazu beitragen, die Bevölkerung zu ernähren. Versprechen der Regierung, den 
Plantagen den Endloshahn zuzudrehen, bleiben bis heute genau das: ein Versprechen. 
Mindestens so fahrlässig geht Australien mit seinem Grundwasser um. Im Northern Territory 
beginnt in Kürze eine Bergbaufirma mit einem großen Fracking-Projekt. Trotz Protesten 
von Bauern und Ureinwohnerinnen wird dabei mit hohem Druck Wasser, das mit giftigen 
Chemikalien vermischt wurde, in tiefe Gesteinsschichten gepumpt, um aus ihnen Erdgas zu 
lösen. «Auf der ganzen Welt ist Fracking verurteilt worden, weil es nicht nur das 
Grundwasser vergiftet, sondern auch den Wasserspiegel senkt», betont Hemming. Immer 
mehr Länder haben deshalb ein Moratorium verhängt oder verbieten Fracking. Nicht so 
Australien. Obwohl Grundwasser wegen der globalen Klimaerwärmung eine immer 
wichtigere Rolle spielt für das Überleben ganzer Gemeinden, erlauben Politikerinnen seine  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Ausbeutung. Eigentlich dürfte die Bergbauindustrie über 100 Jahre nur 20 Prozent der 
Wasserressourcen ausbeuten. Im Northern Territory sind es 80 Prozent. Für die zuständige 
Ministerpräsidentin Natascha Fields sind Bedenken über die Gefährdung der 
Grundwasserreserven zweitrangig, wie sie jüngst an einer Pressekonferenz klarmachte. Es 
gehe um wirtschaftliches Wachstum, um Arbeitsplätze. «Die Zeit ist gekommen, um die 
Energie zu liefern, die der Welt den Übergang zu erneuerbaren Energien ermöglicht», sagte 
sie. Damit wiederholt die Politikerin eins zu eins die Argumente der Industrie: Obwohl 
Klimatologen den sofortigen Stopp des Abbaus fossiler Brennstoffe fordern, weil nur so der 
Klimakollaps aufgehalten werden könne, behauptet die Industrie, Kohle und Gas würden 
noch Jahrzehnte gebraucht, bis erneuerbare Energiequellen wie Sonne und Wind 
übernehmen könnten. Laut Fachleuten stimmt das nicht. Die enge Verflechtung von Politik 
und Wirtschaft bestimme nicht nur maßgeblich den Umgang mit der Umwelt, mit Wasser, 
sie sei das Fundament der politischen Kultur in Australien, so die Expertin Polly Hemming. 
Und das, obwohl Politiker und Politikerinnen damit eigentlich komplett gegen die Interessen 
der Bevölkerung handeln würden. SRF.ch 

Belgien – Die NATO wird im Jahr 2024 eine massive Militärübung mit über 40’000 
Soldaten durchführen – die größte seit dem Kalten Krieg – sagte der Vorsitzende des 
Militärausschusses des von den USA geführten Blocks, Admiral Rob Bauer, am Samstag. 
DW.de  

Bulgarien – In Bulgarien regieren Parteien, die den Kampf gegen Korruption ernst meinen, 
jetzt zusammen mit Parteien des alten, korrupten Systems. Das hat die Erneuerer viel 
Sympathie gekostet. Vielleicht ist es aber der beste Weg hin zu einem besser 
funktionierenden Staat. Denn die Beseitigung von Korruption geht oft schief, wenn sie zu 
gründlich ist. Wenn Bestechung zum Alltag gehört, funktioniert erst einmal alles schlechter 
ohne Bestechung. Beispiel Baubewilligungen: Steckt man einem Beamten Geld zu, kommt 
sie schneller und der Beamte verdient mehr. Bauherrin und Beamte haben etwas davon. Ist 
diese Art von Bestechung nicht mehr möglich, verlieren kurzfristig beide. So gibt es in 
Bulgariens Politik wenige, die versuchen, das Land von Korruption zu befreien. Und viele, 
die nichts verändern wollen. Für diese vielen, die nichts verändern wollen, steht Bojko 
Borissow (64). Er war lange Jahre Regierungschef in Bulgarien, er bekommt auch heute 
noch bei fast allen Wahlen am meisten Stimmen – obwohl er umweht ist von Skandalen. 
Für die wenigen, die in Bulgarien etwas verändern wollen, steht Kiril Petkov (43). Er war im 
vergangenen Jahr einige Monate lang ebenfalls Bulgariens Regierungschef. Studiert hat er 
an einer Elite-Uni in den USA. Versprochen hat er das Ende der Korruption. Als 
Regierungschef wollte Petkov schnell einiges verändern. Wohl zu viel, zu schnell. Für viele 
Menschen wurde der Alltag mühsamer – Kiril Petkovs Kampf gegen Korruption machte viele 
wütend. Nach wenigen Monaten stürzten die alteingesessenen Politiker im Parlament seine 
Regierung. Doch nun ist passiert, was man nicht für möglich gehalten hatte: Die Partei von 
Kiril Petkov, dem Erneuerer, regiert zusammen mit der Partei von Bojko Borissow, die für 
das alte, von Korruption durchdrungene System steht. Keine der beiden Seiten hatte genug 
Stimmen, um allein zu regieren. SRF.ch 
● Erstmals ist in Bulgarien eine Drohne mit Sprengstoff gefunden worden, die 
anscheinend aus dem Ukraine-Krieg stammt. Ein Team der bulgarischen Marine entschärfte 
die in einem Dorf an der Schwarzmeer-Küste in der Nähe zur rumänischen Grenze 
gefundene Drohne, die rund drei Meter lang war, wie das bulgarische 
Verteidigungsministerium heute mitteilte. 
● Am Samstag versammelten sich Hunderte Menschen in der bulgarischen Stadt Kalofer 
zur 18. nationalen und ersten internationalen Versammlung der „Freunde Russlands“. An 
der Veranstaltung nahmen mehrere Tausend Menschen aus ganz Europa teil, darunter 
auch aus Österreich und der Schweiz. ORF.at 
 



Seite E 58 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 
 
BR Deutschland – «Ozapft is!» Sonne, Promis und Prosit: Münchner Oktoberfest ist 
eröffnet. 18 Tage lang wird in der bayrischen Hauptstadt viel Bier getrunken. Wahlkampf 
ist aber verboten. SRF.ch 
● Die Unesco hat das jüdisch-mittelalterliche Erbe in Erfurt als neues Welterbe 
ausgezeichnet. Das betrifft mehrere Bauten in der Altstadt der thüringischen Hauptstadt. 
Dazu gehören unter anderem die Alte Synagoge, das Ritualbad und das Steinerne Haus. 
Die Entscheidung ist bei einer Tagung des Welterbekomitees in der saudi-arabischen 
Hauptstadt Riad gefallen. Für Deutschland ist es der 52. Welterbetitel, für Thüringen der 
fünfte. 
● Immer mehr Menschen in Deutschland gehen auch als Rentner noch arbeiten. Nach 
Medienberichten sind derzeit mehr als eine Million Arbeitnehmer über 67 Jahre alt. Das ist 
ein Plus von etwa 56’000 im Vergleich zum vergangenen Jahr. Für viele sei Arbeit im 
höheren Alter keine freiwillige Entscheidung, sondern bedingt durch hohe 
Lebenshaltungskosten. 
● In Berlin wird es zunehmend schwieriger, Geflüchtete unterzubringen. Wie die Senats-
Sozialverwaltung dem rbb mitgeteilt hat, sind die entsprechenden Unterkünfte voll 
ausgelastet. Aktuell liege die Belegung bei knapp 32’000 Personen. 
● In Deutschland sind im vergangenen Jahr 621 Vorfälle mit antiziganistischem 
Hintergrund – Fahrende und Jenische – registriert worden. 
● In Berlin ist zum ersten Mal eine asiatische Hornisse nachgewiesen worden. Für 
Menschen besteht keine erhöhte Gefahr. Diese Hornissenart ernährt sich aber von 
heimischen Honigbienen. Imker befürchten deshalb erhebliche Schäden für ihre 
Bienenvölker. RBB.de 
● Der Westen müsse sich auf „einen langen Krieg“ in der Ukraine vorbereiten, erklärte 
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg am Sonntag. Obwohl er behauptete, einen 
„schnellen Frieden“ in der Ukraine zu wollen, betonte Stoltenberg, dass er weiterhin das Ziel 
von Präsident Wladimir Selenski, einen militärischen Sieg über Russland zu erringen, 
unterstütze. „Die meisten Kriege dauern länger als erwartet“, sagte Stoltenberg. RFERL.cz 

EU – Die Ukraine sagte am Donnerstag, dass jeder Schritt osteuropäischer Staaten, die am 
15. September auslaufenden Beschränkungen für ukrainische Lebensmittelexporte zu 
verlängern, illegal sei und den gemeinsamen Wirtschaftsinteressen schade. Die von der 
Europäischen Union im Mai verhängten Beschränkungen ermöglichten es Polen, Bulgarien, 
Ungarn, Rumänien und der Slowakei, den Inlandsverkauf von ukrainischem Weizen, 
Mais, Raps und Sonnenblumenkernen zu verbieten und gleichzeitig die Durchfuhr solcher 
Ladungen für den Export in andere Länder zu gestatten. EU droht den nicht ko-operierenden 
Ländern mit hohen Bussen. Getreideunruhen in Bulgarien. VOIRI.ir 

Frankreich – Gegen betrunkene Jäger werden hohe Geldstrafen verhängen. Das Gesetz 
ist Teil eines Maßnahmenpakets, das darauf abzielt, die Zahl der Jagdunfälle in Frankreich 
zu verringern. NOS.nl 

Indonesien – Im Nationalmuseum der indonesischen Hauptstadt Jakarta hat ein Feuer 
gewütet. Mehrere Lagerflächen für historische Objekte sollen beschädigt worden sein. Das 
betreffende Museum würde in naher Zukunft etwa 470 Kunstwerke erhalten, die die 
Niederlande an Indonesien zurückgeben würden. Diese Kunstwerke waren nicht in Gefahr. 
„Nur die Singosari-Statuen wurden nach Indonesien geschickt und sie sind in Sicherheit“, 
sagte ein Sprecher des scheidenden Staatssekretärs Uslu auf Nachfrage. Das Feuer sei 
gegen 20 Uhr Ortszeit ausgebrochen, vermutlich aufgrund eines Kurzschlusses, schreibt 
CNN Indonesia. Mehr als eineinhalb Stunden später gelang es der Feuerwehr Berichten 
zufolge, den Brand zu löschen. CNN.id 
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Iran. Seit Monaten wurde er geplant – ein Gefangenenaustausch zwischen den USA und 
dem Iran. Jetzt soll dieser über die Bühne gehen. Fünf US-Gefangene wurden freigelassen. 
Im Gegenzug wird die USA fünf Iraner begnadigen. Voraussetzung für den Austausch war 
die Freigabe von iranischen Vermögen in der Höhe von sechs Milliarden Dollar in Südkorea. 
Das Geld war eingefroren. Das Geld, auf das der Iran Zugriff bekommen soll, wurde von 
Südkorea nach Angaben Teherans und Washingtons in mehreren Tranchen in Euro 
getauscht und nach Katar überwiesen. Mit den Vermögen soll die Islamische Republik 
demnach unter Aufsicht Güter kaufen können. SRF.ch 
● Der Generaldirektor der Internationalen Atomenergiebehörde, Rafael Grossi, hat die 
„unverhältnismäßige und beispiellose“ Ausweisung hochrangiger UN-Inspektoren aus 
seinen Nuklearanlagen durch den Iran verurteilt. Teheran reagierte mit diesem Schritt auf 
Vorwürfe aus dem Westen, es würde heimlich Uran anreichern. VOIRI.ir 

Sahel – Mali, Niger und Burkina Faso haben einen Sahel-Sicherheitspakt unterzeichnet. 
Die Militärregierungen dreier afrikanischer Staaten, die in den letzten Jahren alle ihre vom 
Westen unterstützten Führer abgesetzt haben, haben vereinbart, sich gegenseitig einzeln 
oder gemeinsam im Falle äußerer Aggression oder interner Bedrohung ihrer Souveränität 
zu unterstützen. Malis Interimspräsident Assimi Goita sagte am Samstagabend, er habe die 
Liptako-Gourma-Charta mit den Führern von Burkina Faso und Niger unterzeichnet, „mit 
dem Ziel, einen Rahmen für kollektive Verteidigung und gegenseitige Hilfe zu schaffen“. 
RFI.fr 

Schweiz – Das neue jüdische Jahr 5784 beginnt verhalten optimistisch: Kleine 
Gemeinden verschwinden, doch in den Ballungszentren besteht eine lebendige jüdische 
Kultur – trotz Säkularisierung, Überalterung und Finanzsorgen. Die Zahl jüdischer 
Menschen in der Schweiz ist mit rund 18’000 Personen stabil niedrig – ihre 
Gemeindelandschaft jedoch verschiebt sich historisch: Das jüdische Leben ballt sich 
zunehmend in Zürich und Genf. Von den jüdischen Landgemeinden der Schweiz ist fast 
nichts mehr übrig. 
● Sie stand einige Male vor dem Aus. Finanzielle Probleme, interner Krach. Doch die 
Zürcher Studentenzeitung meisterte alle Hürden. 100 Jahre lang. Ihre Geschichte ist 
lebhaft, teils unruhig, geprägt auch von der gesellschaftlichen Dynamik eines Jahrhunderts. 
«Die Zeitung hat über 100 Jahre alle Bewegungen mitgemacht», sagt Michael Kuratli. Er 
blickt in seinem Buch zurück auf ereignisreiche Zeiten. Oder, wie es der Buchtitel sagt, auf 
«100 Jahre Zoff». Schon der Start des «Zürcher Studenten» – so hieß das Blatt bei seiner 
Gründung 1923 – war unruhig. «1929, nicht spät nach der Gründung, haben Frontisten das 
Blatt übernommen», erzählt Kuratli. «Das Gefühl, man müsse eine Führung im 
nationalsozialistischen Stil an der Uni kultivieren, löste Streitigkeiten aus.» Und so prägte 
nicht nur das Aufkommen des Faschismus vor dem Zweiten Weltkrieg die Zeitung, es waren 
auch andere Entwicklungen dieses Jahrhunderts. «Von der 68er- über die 80er-Bewegung 
bis hin zur Klimabewegung. Überall war man eigentlich Vorreiter», so Kuratli. «Die Zeitung 
war eine Art avantgardistische Spielwiese.» So etwa benutzten die Redaktoren des Blatts 
schon in den 1990er-Jahren nur die weibliche Form. Die Entwicklung der Gesellschaft 
spiegelt sich in den Texten der Zeitung – und wurde nun auf 360 Seiten in einem 
Jubiläumsbuch zusammengetragen: Bilder, Inserate, Pamphlete. Herausgekommen sei ein 
historisches Dokument, sagt Oliver Camenzind, der am Buch mitgearbeitet hat. «Das Buch 
ist ein Beweis dafür, dass etwas scheinbar Banales wie eine Studentenzeitung in der 
historischen Perspektive relevant ist. Es spiegeln sich rückblickend viele populärkulturelle 
und politische Tendenzen, die wichtig sind und interessant waren.» Heute ist die «Zürcher 
Studierendenzeitung» ein unabhängiges Medium, hat eine Auflage von 25’000 Exemplaren 
und ist – so Michael Kuratli – ein Sprachrohr für die Studenten. «Die Zeitung wird sehr 
aufmerksam von den Professoren gelesen, aber auch von der Schulleitung. Sie ist die 
Stimme der Studenten, ein politischer Kommentar über das, was an der Uni passiert.» 
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● Woher stammt unsere Volksmusik? Wie das Historische Lexikon der Schweiz (hls-dhs-
dss.ch) schreibt, haben fahrende Artisten, Turmbläser, Trommler und Pfeifer diese Musik 
gespielt. Diese Tatsache legt also nahe, dass die Volksmusik durch Einflüsse aus anderen 
Regionen oder gar anderen Ländern beeinflusst wurde. Auch haben die Kriege der letzten 
Jahrhunderte neue Instrumente in der Schweiz bekannt gemacht. In Regionen wie 
Graubünden, bei Landsgemeinden und im Wallis kann man heute noch Marschmusik hören, 
die aus der Zeit der Söldner stammt. Trommler und Pfeifer waren besonders während der 
italienischen Kriege im 16. Jahrhundert und bei ausländischen Armeen im 16. bis 18. 
Jahrhundert beliebt. Sogar der Dudelsack wurde früher in der Armee verwendet. Er kam um 
1610 aus Frankreich in die Westschweiz und wurde später im Tessin als «zampogna» 
bekannt. Die Bündner Volksmusik wurde von Menschen aus der Unterschicht nach 
Graubünden importiert. Oft waren es jenische Reisende, die in anderen Ländern unterwegs 
waren und sich von unterschiedlichen Stilen inspirieren ließen. Als Gründer dieser Bündner 
Volksmusik gilt der «Gigerhannes», mit bürgerlichem Namen Johann Majoleth. Majoleth war 
ein jenischer Geiger und Besenmacher aus Untervaz (1774–1856). Sein Vater stammte aus 
dem Wallis und lebte im Fürstentum Liechtenstein. Zu dieser Zeit nannte man die Musik 
nicht «Ländlermusik», sondern «Seppli-Musik» oder «Fränzli-Musik». Auch die 
Zusammensetzung der Instrumente war zu Beginn anders: Es gab ein oder zwei Geigen, 
eine Klarinette und einen kleinen Kontrabass (Bassett), manchmal auch eine Trompete und 
ein Hackbrett. Um 1900 zogen viele Menschen von den Bergen in die Städte und brachten 
ihre Musik mit. Zu dieser Zeit wurde das «Schwyzerörgeli» bekannter und allmählich 
ersetzte es die Geige. Das Schwyzerörgeli repräsentiert die Identität der Schweiz. Wer die 
Urheberin ist, ist nicht ganz geklärt. Eine erste Nennung geht auf das Jahr 1829 zurück. Ein 
Wiener Orgel- und Klavierbauer erhielt ein Patent für ein «Accordion» am 23. Mai 1829. Es 
wurde so beliebt, «dass man überall, besonders in den Abendstunden, die akkordähnlichen 
Klänge auf den Straßen und in den Promenaden hören kann», schreibt die Wiener Theater-
Zeitung am 11. Oktober 1834. Sieben Jahre später wurde in Langnau im Emmental die erste 
Handharmonika hergestellt, das sogenannte «Langnauerli» und rund 50 Jahre später in 
Pfäffikon (SZ) das erste «Schwyzerörgeli». Das «Langnauerli» war vorwiegend bei der 
Unterschicht beliebt. Seine Handhabung war einfach: Es verfügte nur über zwei Bass- und 
neun Melodientasten und war günstig in der Anschaffung. 
● Die Fluggesellschaft Edelweiß (flyedelweiss.com/) erneuert ihre Langstreckenflotte. Die 
neuen Flugzeuge sollen 2025 zur Flotte stoßen, heißt es in der Mitteilung. Edelweiß 
übernimmt die Flugzeuge von der chilenischen Fluggesellschaft Latam. Konkret beschafft 
sich Edelweiß sechs effizientere und emissionsärmere Flugzeuge des Typs Airbus A350-
900. Diese werden ab Sommer 2025 gestaffelt zur Flotte stoßen und die bestehenden fünf 
Langstreckenflugzeuge des Typs Airbus A340-300 ablösen, heißt es in einer Mitteilung. 
Ende 2026 habe die Langstreckenflotte von Edelweiß wieder gleich viele Flugzeuge wie vor 
der Corona-Pandemie, heißt es weiter. ● In Basel ist es erstmals in Europa gelungen, einem 
Patienten eine 3D-gedruckte, künstliche Schädeldecke zu implantieren. SRF.ch 

Slowakei – Am 30. September wählen die Slowaken ein neues Parlament und damit auch 
eine neue Regierung. Die vorgezogenen Neuwahlen waren nötig geworden, nachdem die 
bislang regierende Koalition aus vier Parteien zerbrochen ist und eine darauffolgende 
Minderheitenregierung das Vertrauen verloren hat. In den Umfragen führt die Smer-Partei 
von Robert Fico. Sie wäre für eine Regierungsbildung aber wohl auf mehrere 
Koalitionspartner angewiesen. Abgesehen von der Smer ist die Politlandschaft in der 
Slowakei geprägt davon, dass es oft neue, oft wenig stabile Parteien gibt. Hier hat der 58-
jährige Jurist ein mehrheitlich grauhaariges Publikum, das ihn feiert wie einen Popstar. Und 
Fico enttäuscht seine Anhänger nicht. Sofort kommt er zu dem Thema, das die Leute hier 
besonders beschäftigt: die massiv gestiegenen Preise. Seine Regierung würde 
Preisobergrenzen einführen, verspricht Fico. Sozialer Ausgleich mit scheinbar einfachen  

http://flyedelweiss.com/
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Mitteln – das ist wichtig im Parteiprogramm der Smer-Partei. «Eine rustikale 
Sozialdemokratie mit expressivem Stil» sei das, erklärt der einflussreiche Smer-Politiker 
Lubos Blaha gegenüber SRF. Expressiv wird Fico vor allem dann, wenn es um seine vielen 
Gegner geht – um die Parteien, die ihn bei den letzten Wahlen besiegten, oder um 
Journalisten, die ihm kritische Fragen stellen. Und ganz besonders giftig wird er, wenn es 
um die Staatsanwälte geht, die gegen ihn ermitteln, weil sie ihn verdächtigen, Teil einer 
kriminellen Organisation zu sein. Auch seine Haltung im Ukraine-Krieg kommt gut an. Heute 
ist die Slowakei ein wichtiger Verbündeter der Ukraine. Doch laut Umfragen gibt eine 
Mehrheit der Slowaken dem Westen oder der Ukraine die Schuld am Krieg im Nachbarland. 
Fico sagt, der Krieg habe angefangen, als ukrainische Bandera-Nazis begonnen hätten, 
russische Bürger zu töten. «Wir lehnen die Waffenlieferungen in die Ukraine ab», sagt 
Fico. Wenn er an die Macht komme, werde er sie beenden. Ukrainischen Flüchtlingen in der 
Slowakei wolle er einen Teil der Unterstützung streichen. Die Chancen, dass Fico zum 
dritten Mal Regierungschef wird, sind intakt. Ficos Partei führt in den Umfragen. Robert Fico, 
der politisch Totgesagte, ist zurück. Bei den Wahlen Ende Monat steht er einmal mehr im 
Zentrum. SRF.ch 

Tschechien – Tausende Demonstranten haben sich in der tschechischen Hauptstadt Prag 
versammelt, um den Rücktritt der pro-westlichen Regierung des Landes zu fordern, weil 
sie den Krieg in der Ukraine unterstützt. Die Demonstranten, die Anhänger der neuen 
politischen Partei PRO sind, versammelten sich am Samstag auf dem Prager Wenzelsplatz. 
Die Nachrichtenagentur CTK schätzte die Beteiligung auf etwa 10’000. Die Kundgebung 
war die dritte ihrer Art, die in diesem Jahr von PRO, dessen Name auf Englisch für Law, 
Respect and Expertise steht, in der Hauptstadt organisiert wurde. Sie verfügt noch über 
keine Sitze im Parlament. „Wir haben heute einen weiteren Schritt gemacht, um die 
Regierung von Petr Fiala (59) aus dem Weg zu räumen“, sagte PRO-Chef Jindřich Raichl 
der Menge. Er machte die Regierung dafür verantwortlich, „Befehle aus Brüssel zu befolgen“ 
und sagte: „Sie sind Agenten ausländischer Mächte. Menschen, die Befehle ausführen, sind 
gewöhnliche Marionetten. Und ich will keine Marionettenregierung mehr.“ Raichl kritisierte 
die Unterstützung der Tschechischen Republik für die Ukraine, die Prag seit Beginn des 
Krieges mit Russland im vergangenen Jahr mit Panzern, Raketenwerfern, Hubschraubern, 
Artilleriegranaten und anderer militärischer Ausrüstung bewaffnet. „Wir wollen nicht die 
Regierung der EU, der USA oder der Ukraine. Wir wollen nicht einmal eine russische oder 
chinesische Regierung. Wir wollen dort eine tschechische Regierung“ für den tschechischen 
Bürgern“, fügte er hinzu. VOIRI.ir  

Ukraine – Die Ukraine beabsichtigt, die inländische Uranproduktion zu steigern, um 
Russland aus dem globalen Markt für Kernbrennstoffe zu verdrängen, sagte 
Energieminister German Galuschtschenko. Seine Äußerungen erfolgten, nachdem mehrere 
westliche Nationen eine Koalition angekündigt hatten, die Moskau als „instabil“ bezeichnete, 
um dasselbe Ziel zu erreichen. Galuschtschenko bedauerte, dass Russland immer noch 
einen erheblichen Teil des Uran-Weltmarktes kontrolliere und zahlreiche Verträge mit 
Unternehmen weltweit habe. IZ.ru 
● Nach Angaben des Verteidigungsministeriums in Moskau haben russische Streitkräfte 
einen Langstreckenangriff auf ukrainische Lagerhäuser durchgeführt, in denen vom 
Westen gelieferte Waffen gelagert wurden, darunter Langstreckenraketen und Granaten mit 
abgereichertem Uran. 
● Bis zu neun von zehn Wehrpflichtigen der ukrainischen Armee, die im letzten Jahr 
eingezogen wurden, seien im Einsatz entweder getötet oder verwundet worden, sagte 
ein hochrangiger Sprecher in der Region Poltawa des Landes am Freitag. VESTI.ru 

USA – Die meisten Chip-Hersteller sind in den USA zu Hause, auch Nvidia, die Firma, 
die den Markt für Hochleistungs-KI-Chips beherrscht. Produziert werden diese Chips aber  



Seite E 62 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 

nicht in den USA, sondern in Asien, mehrheitlich in Taiwan, wo TSMC zu Hause ist. TSMC 
ist eines der größten Unternehmen der Welt und einer der wenigen Chip-Produzenten, die 
auch die fortschrittlichste Chip-Technologie beherrscht. Neben Nvidia in den USA und 
TSMC in Taiwan gibt es in der Lieferkette für KI-Chips noch viele weitere Stationen. 
Zulieferer sind rund um den Globus verteilt und oft hoch spezialisiert. Ein Beispiel ist ASML 
aus den Niederlanden, der einzige Hersteller, der die Chip-Fabriken mit jener Maschine 
beliefern kann, die für die Produktion von hoch entwickelten Chips nötig sind. Die komplexe 
globale Lieferkette ist störungsanfällig. Da ohne Chips die Wirtschaft der meisten Länder 
rasch zum Erliegen kommen würde und da insbesondere KI-Chips auch für das Militär 
wichtig sind, möchte der Westen die Lieferkette absichern und die Chip-Fabriken auf 
eigenen Boden holen. In den USA sind vier Fabriken geplant von Intel, eine von Samsung 
und zwei von TSMC. In einigen dieser Fabriken sollen auch die leistungsstärksten Chips 
von weniger als 5 Nanometer hergestellt werden können. 52 Milliarden USD fließen an 
Fördergeldern. Obwohl die Projekte gerade erst anlaufen, zeichnen sich erste Probleme ab: 
Die Produktion in den USA ist deutlich teurer als jene in Taiwan oder Südkorea. Und die 
amerikanischen Arbeiter bemängeln die langen Arbeitstage und vielen Überstunden in den 
TSMC-Fabriken. Für Unmut sorgt auch, dass viele Spezialisten aus Taiwan eingestellt 
werden sollen, um die lokale Arbeiterschaft auszubilden. Auch die EU möchte Chip-Fabriken 
bauen lassen. Dafür sollen 43 Milliarden Euro fließen, ein Großteil in Form von nationalen 
Subventionen. Ganz vorne mit dabei ist «Silicon Saxony», das Gebiet rund um Dresden in 
Ostdeutschland. Dort sollen Fabriken von TSMC, Infineon und Intel angesiedelt werden. 
Milliarden von Subventionen, eine Reihe neuer Fabriken – insgesamt werden diese 
Bemühungen lediglich kleine Verschiebungen zur Folge haben. Zum einen decken diese 
Fabriken nur einen Bruchteil des tatsächlichen Bedarfs ab. Auch mit den neuen Fabriken 
werden die USA weiterhin rund zwei Drittel der Chips importieren müssen. ● Die 
Drogenkrise in den USA ist eskaliert: Allein letztes Jahr starben weit über 100’000 
Menschen an einer Überdosis. Das Opioid Fentanyl ist zur richtigen Killerdroge geworden. 
Ein Besuch im Bundesstaat West Virginia zeigt: Neue Wege wären gefragt, doch das 
Umdenken findet erst langsam statt. Ausgelöst wurde die Krise vor über 20 Jahren durch 
verschreibungspflichte Schmerzmittel: Opioidpillen wie «Oxycontin», die aggressiv 
vermarktet wurden. Das Versprechen der Hersteller, die neuen Pillen machten kaum 
abhängig, erwies sich als falsch – und führte in eine Katastrophe. Besonders früh und hart 
getroffen wurden ländliche Gebiete: wirtschaftlich abgehängte Landstriche wie West 
Virginia. Die abgelegenen Täler im Appalachen-Gebirge boten der Opioidkrise den 
Nährboden. West Virginia wurde von den Schmerzpillen regelrecht überflutet. Doch längst 
hat die Opioidkrise auch die Städte erfasst, wie die offenen Drogenszenen eindrücklich 
zeigen. Und die Krise ist eskaliert: Als es schwieriger wurde, an verschreibungspflichtige 
Pillen zu kommen, boten Drogendealer die illegale Alternative: Heroin, seit etwa 2013 auch 
das synthetische Opioid Fentanyl, das die Zahl der Toten stark nach oben trieb. Die Krise 
ist eskaliert – und die Covid-Pandemie hat sie zusätzlich verschlimmert. Die Behörden 
sprechen längst von einer Opioid-Epidemie. Und die Krise hat sich gewandelt, auch am 
Epizentrum, in West Virginia: Sucht, Obdachlosigkeit und psychische Krankheiten gehen 
Hand in Hand. Wer Strassendrogen nimmt, weiß vielleicht gar nicht, dass er Fentanyl nimmt 
– oder das Tierberuhigungsmittel Xylazin, das den Drogen seit einiger Zeit beigemischt wird. 
Jene, die versuchen, gegen das Elend anzukämpfen, sind vor allem damit beschäftigt, 
Leben zu retten: Sie verteilen saubere Spritzen, HIV-Tests oder den Nasenspray Narcan. 
Dieser kann Menschen nach einer Überdosis wieder aufwecken, und sie so vor dem Tod 
bewahren. Experten sagen, es brauche mehr Schadensminderung, es sei etwa nötig 
saubere Spritzen zu verteilen, um die Süchtigen vor HIV oder Hepatitis zu schützen. Es 
gebe zu wenig Therapieplätze mit Ersatzsubstanzen wie Methadon, gerade in 
Bundesstaaten wie West Virginia, wo solche Therapien am dringendsten gebraucht würden. 
Dinge wie Drogenkonsumräume oder die staatlich kontrollierte Drogenabgabe gibt es kaum 
oder gar nicht. Nach Jahrzenten des «Krieges gegen die Drogen», scheinen die USA nur  
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zögerlich wegzukommen von der Politik der harten Hand. Das Sterben geht derweil weit. 
Der Schaden ist immens, der menschliche, aber auch der wirtschaftliche. SRF.ch ● RFK Jr. 
fordert Schutz durch den Geheimdienst. Der Vorfall ereignete sich in der Nähe des Ortes, 
an dem 1968 der Vater des US-Präsidentschaftskandidaten erschossen wurde. Robert F. 
Kennedy Jr., dessen Vater und Onkel beide im Wahlkampf getötet wurden, erlebte bei einer 
Kundgebung in Los Angeles einen angespannten Moment, als ein schwer bewaffneter 
Mann, der sich als Bundespolizist ausgab, von seinen Sicherheitskräften festgenommen 
wurde. KFAR.us 
● Anrainer sollen verschollene F-35 finden. Das passiert auch nicht jeden Tag: Die US 
Air Force kann einen ihrer modernsten Kampfjets nach einem Zwischenfall während eines 
Fluges nicht finden. Das Militär rief nun die US-Bevölkerung auf, bei der Suche zu helfen. 
Das Militär verlor das Fluggerät irgendwo über dem US-Bundesstaat South Carolina aus 
den Augen. Zuvor war der Pilot des Flugzeugs mit dem Schleudersitz abgesprungen. 
ORF.at 

Westjordanland – Die UNESCO hat Ruinen nahe der antiken Stadt Jericho יְרִיחוֹ / أريحا als 
Welterbe der Palästinenser anerkannt und ist dafür von Israel kritisiert worden. Die UNO-
Kulturorganisation stimmte bei einer Sitzung im saudi-arabischen Riad dafür, die Stätte Tell 
as-Sultan auf eine entsprechende Liste der Welterbestätten zu setzen. Der israelische Staat 
ist zwar seit 2019 nicht mehr UNESCO-Mitglied, weil er die Organisation als 
voreingenommen Israel gegenüber betrachtet, war aber nach Medienberichten als 
Beobachter in Riad zugegen. Ein Sprecher des israelischen Außenministeriums teilte mit, 
Israel sehe die Entscheidung als „weiteres Anzeichen für den zynischen Gebrauch der 
Organisation UNESCO durch die Palästinenser und für eine Politisierung der Organisation“. 
Israel werde sich mit Hilfe befreundeter Staaten dafür einsetzen, „alle verqueren 
Entscheidungen zu ändern“. Die archäologische Ruine nahe Jericho liegt im südlichen 
Westjordanland, das Israel 1967 mit anderen Gebieten erobert hatte. Die Palästinenser 
beanspruchen es als Teil eines unabhängigen Staates Palästina mit dem arabisch 
geprägten Ostteil Jerusalems als Hauptstadt. Israel lehnt das jedoch ab, viele Mitglieder des 
rechts-religiösen Lagers im Land beanspruchen das Westjordanland als Teil des jüdischen 
Staates. Der palästinensische Präsident Mahmud Abbas begrüßte die Entscheidung der 
UNESCO am Sonntag als „äußerst wichtig“. Sie bezeuge „die Authentizität und Geschichte 
des palästinensischen Volkes“. Er betonte, dass „der Staat Palästina dem Erhalt dieser 
einzigartigen Stätte zum Wohle der Menschheit verpflichtet“ sei. ORF.at 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
04) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 18.09.2023 

Argentinien – Gut einen Monat vor der Präsidentenwahl in Argentinien hat die ohnehin 
hohe Inflationsrate weiter zugenommen. Im August stieg die Teuerungsrate im Vergleich 
zum Vormonat auf 12,4 Prozent, im Vergleich zum August 2022 betrug die Inflationsrate 
124,4 Prozent. RN.ar 

Australien – Der Dingo (Canis lupus dingo) ist ein wilder Hund aus Australien, der 
wahrscheinlich vom indischen Steppenwolf (Canis lupus pallipes) abstammt. Sie wurden 
vermutlich vor etwa 5’000 Jahren von Menschen als Haustiere gehalten. Allerdings sind sie 
wieder verwildert und haben als exotische Art einen Lebensstil entwickelt, der dem der 
Wölfe sehr ähnlich ist. Dingos sind viel kleiner als Wölfe und haben das Gewicht eines 
mittelgroßen Hundes (10 bis 20 Kilo). Ein Australier ist zu einer Geldstrafe von 2’500 AUD  

http://kfar.us/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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(1’500 Franken) verurteilt worden, weil er auf der Insel K’gari [/ˈɡɑːri/] , früher Fraser Island, 
wilde Dingos gefüttert hatte. Der 58-Jährige sei in der vergangenen Woche dabei gefilmt 
worden, wie er versucht habe, die Tiere auf der weltgrößten Sandinsel anzulocken. 

China – Wissenschaftler enthüllen den physikalischen Mechanismus des durch Magnetar 
erzeugten schnellen Funkstoßes. Ein internationales Forschungsteam nutzte das 
weltweit größte Radioteleskop in Kedu, Pingtang, Guizhou. Chinas 520-m-Radio Teleskop 

Tianyan (天眼=Himmelsauge, FAST), um einen Magnetar zu beobachten und Hinweise 

darauf zu liefern, wie er schnelle Radiostöße (FRBs) erzeugt, so das National 
Astronomische Observatorien Chinas (NAOC). Bei FRBs handelt es sich um helle, starke 
Emissionen von Radiowellen im Bereich von Bruchteilen einer Millisekunde bis hin zu 
einigen Millisekunden, die jeweils Energie erzeugen, die der Jahresproduktion der Sonne 
entspricht. Ihr Ursprung und ihr physikalischer Mechanismus sind derzeit eines der 
heißesten Forschungsthemen in der Astrophysik. Forscher des NAOC, der Peking 
University, der University of Nevada, der Beijing Normal University und anderen Instituten 
aus China, den Vereinigten Staaten und der Türkei nutzten einen Monat FAST, um 
Multibandbeobachtungen von SGR J1935+2154 durchzuführen, einem Magnetar in der 
Milchstraße. Sie konnten die Einzelpuls-Pulsarstrahlung des Magnetars erfolgreich 
nachweisen. SGR J1935+2154 erlebte am 28. April 2020 eine Explosion und ein sehr heller 
Radioausbruch wurde von bodengestützten Radioteleskopen eingefangen. Der 
Radioausbruch des Magnetars erreichte die Helligkeit bestimmter extragalaktischer FRBs 
und war damit das erste bekannte FRB-Phänomen innerhalb der Milchstraße. Seit 2020 hat 
der Magnetar sporadisch mehrere helle Radioausbrüche erlebt, die FRBs ähneln. Diese 
hellen Funkstöße liefern wichtige Informationen für die Untersuchung der Mechanismen 
hinter. Die Ergebnisse legen nahe, dass sich der Entstehungsmechanismus von FRBs 
wahrscheinlich von dem der Pulsarstrahlung unterscheidet. Sie können bei heftigen 
Prozessen auftreten, die die stabile Struktur des Magnetfelds stören können und daher in 
zufälligen Rotationsphasen auftreten. Diese Schlussfolgerung ist von großer Bedeutung für 
das Verständnis des Entstehungsmechanismus. Die Studie wurde kürzlich in der 
Fachzeitschrift Science Advances advances.sciencemag.org/ veröffentlicht. CGTN.cn 
● Behörden suchen nach Dutzenden Krokodilen. Am Montag entkamen 75 Tiere einer 

Krokodilfarm in 茂名市 Maoming, einer Küstenstadt im Süden Chinas. Nach starkem 

Regen wurde das Gehege der Krokodile überschwemmt und ermöglichte ihnen die Flucht. 
Dabei handelte es sich um 69 ausgewachsene Tiere und sechs Jungtiere. Die erwachsenen 
Krokodile sind etwa zwei Meter lang. Einige wurden bereits gefangen, aber die Operation 
geht schleppend voran, weil sich die Krokodile in einem tiefen See befinden, berichten 
chinesische Medien. Es ist unklar, wie viele Tiere noch frei sind. Den Anwohnern wurde 
geraten, drinnen zu bleiben. Bisher wurden keine Verletzten gemeldet. NOS.nl 

Dänemark – In Kopenhagen wird heute das weltweit erste Containerschiff getauft, das mit 
Methanol betrieben wird. Das Schiff soll künftig Waren im Ostseeraum transportieren. Sein 
Methanol wird aus Biogas gewonnen, das wiederum aus den Abfällen von Mülldeponien 
stammt. Das Containerschiff der dänischen Reederei Maersk ist mit einer Art Hybridmotor 
ausgestattet und kann auch auf Dieselantrieb umschalten. Laut Unternehmen sei das in den 
kommenden Jahren aber nicht nötig. Die Container-Schifffahrt ist verantwortlich für rund 3 
Prozent des globalen Treibstoff-Ausstoßes. Methanol oder Methylalkohol (auch bekannt als 
Holzgeist oder Holzalkohol), ist eine organisch-chemische Verbindung mit der Formel CH4O 
und der einfachste Vertreter aus der Stoffgruppe der Alkohole. RBB.de 

BR Deutschland – Berlin und die ukrainische Hauptstadt Kiew wollen heute offiziell eine 
Städtepartnerschaft schließen. Berlin hat schon 17 Partnerstädte. Die Städtepartnerschaft 
mit Moskau liegt auf Eis. RBB.de 
 

http://advances.sciencemag.org/
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● Die Kurzflügler (Staphylinidae) sind eine Familie der Käfer und mit derzeit über 64’000 
beschriebenen Arten in rund 3’200 Gattungen eine der größten Familien überhaupt, mit 
Sicherheit ist aber eine große Zahl Arten bisher noch nicht beschrieben. Gruppiert werden 
sie in bis zu 31 Unterfamilien. In Mitteleuropa gibt es etwa 2000 Arten, davon in Deutschland 
rund 1554 Arten. Sich durchfüttern lassen – das hat dieser Käfer zur Exzellenz getrieben. 
Sein Hinterleib ist eine realistische Kopie einer Termite, samt Antennen und Beinchen. Mit 
dieser Attrappe auf dem Rücken füttern ihn die Termiten anstandslos durch, sobald er in 
einem Termitenbau auftaucht. Termiten sind organisierte Staaten. Die Arbeiterinnen und 
Arbeiter sammeln Nahrung und füttern das Erbrochene dann im Bau an hungrige Mitglieder 
der Kolonie. Und unbemerkt auch an den schmarotzenden Kurzflügelkäfer. SRF.ch 
Erde – Die Ausbeutung des Planeten Erde durch den Menschen erzeugt immer größere 
Risiken: Laut einer neuen Studie sind sechs von neun planetaren Belastungsgrenzen 
bereits überschritten, zum Teil deutlich. Die sechs überschrittenen planetaren Grenzen 
betreffen demnach die globale Erwärmung, Biosphäre, Entwaldung, Schadstoffe 
beziehungsweise Plastik, Stickstoffkreisläufe und Süßwasser. Auch nach dem 
Überschreiten wachse der Druck globaler Prozesse auf diese Grenzen weiter, hieß es in 
der Studie, die in der Fachzeitschrift „Science Advances“ (science.org/journal/sciadv) 
veröffentlicht wurde. Erstmals sei für die Studie die Grenze für sogenannte Novel Entities – 
das Einbringen neuartiger Stoffe – quantifiziert worden. Die Bewertung zeige, dass sie 
überschritten sei. ORF.at 
● Die Kardaschow-Skala ist eine vom russischen Astronomen Никола́й Семёнович 
Кардашёв Nikolai Kardaschow (1932–2019) vorgeschlagene Klassifikation für die 
technologische Entwicklung der Zivilisationen. In der Originalversion verfügt die Skala 
über drei Kategorien, in die Zivilisationen anhand ihrer Energieproduktion eingeteilt werden: 
Typ I: Die Zivilisation ist in der Lage, die gesamte auf einem Planeten verfügbare Energie 
zu nutzen. Das sind etwas mehr als 1,74×10hoch17 W, (d.i. eine Eins mit 17 Nullen!). Eine 
Zivilisation vom Typ I verbraucht Strom in der Größenordnung des Tausend- bis 
Millionenfachen unserer aktuellen Planetenleistung, etwa 100 Billionen mal Billionen Watt. 
Es hätte genug Energie, um das Auftreten bestimmter Naturphänomene wie Erdbeben oder 
Vulkane zu verändern, und könnte Städte auf den Ozeanen bauen. Wir können die Anfänge 
einer Typ-I-Zivilisation darin erkennen, dass die Menschheit in der Lage ist, mit dem Rest 
der Welt zu kommunizieren. Laut Carl Sagan sollte Typ I um das Jahr 2370 erreicht werden. 
– Typ II: Die Zivilisation ist in der Lage, die gesamte verfügbare Energie eines einzelnen 
Sterns zu nutzen. Das sind etwa 10hoch26 W. Eine mutmaßliche Typ-II-Zivilisation könnte 
eine Dyson-Kugel oder eine ähnliche Vorrichtung verwenden, um die gesamte 
Energieabgabe eines Sterns zu extrahieren. Eine Dyson-Kugel oder Dyson-Schale ist eine 
Megastruktur, die um einen Stern herum aufgebaut ist. Typ III: Die Zivilisation ist in der Lage, 
die gesamte verfügbare Energie einer Galaxie zu nutzen. Das sind etwa 10hoch36 W. Die 
menschliche Zivilisation liegt immer noch irgendwo unter Typ I, da wir nur einen Teil der auf 
der Erde verfügbaren Energie nutzen können. Man könnte unsere Menschheit als „Typ 0 
Zivilisation“ bezeichnen. Obwohl Kardaschows ursprüngliche Skala keine Zwischenwerte 
vorsah, versuchte der Amerikaner Carl Sagan (1934–1996) eine Interpolation. Er schätzte 
den Status der Menschheit im Jahr 1973 auf der Grundlage der Formel {K={\frac {\log 
_{10}{W}-6}{10}}} auf 0,7: Wenn wir den Energieverbrauch der Menschheit im Jahr 2020 in 
diese Formel eintragen, 1,5×10hoch13 W, kommen wir nun auf 0,72. Typ IV: Die 
Zivilisation kann die gesamte verfügbare Energie in einem Superhaufen von Galaxien 
nutzen. Das sind etwa 10hoch46 W. Typ V: Die Zivilisation kann die gesamte verfügbare 
Energie im gesamten Universum nutzen. Das sind etwa 10hoch54 Watt, sagt Prof. Michio 
Kaku (mkaku.org) in «Science Fantastic». In seinen Büchern „Hyperspace ISBN-0–19-
286189–1“ und „Parallel Worlds ISBN-978–0385509862“ hat Michio Kaku (76) eine Typ-IV-
Zivilisation diskutiert, die „extragalaktische“ Energiequellen wie dunkle Energie nutzen 
könnte. KAOI.us 
 

http://science.org/journal/sciadv
http://mkaku.org/
http://kaoi.us/
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EU – EZB erhöht Leitzins im Euroraum auf 4.5 Prozent. SRF.ch 

Frankreich – Nach den Bestechungsvorwürfen im Europaparlament in Straßburg haben 
die Abgeordneten für schärfere Transparenzregeln gestimmt. ORF.at 

Grönland – Den 206 Menschen an Bord des auf Grund gelaufenen Kreuzfahrtschiffes 
vor Grönland gehe es gut. Das teilte das «Arktische Kommando» des dänischen Militärs 
mit. Mitarbeiter der Sirius-Patrouille, einer Spezialkräfte-Einheit in Nordostgrönland, seien 
an Bord der «Ocean Explorer» gewesen. Die Stimmung unter den Passagieren und der 
Besatzung sei «den Umständen entsprechend gut», schreibt die dänische Armee. Es gebe 
keine Hinweise darauf, dass das Schiff ernsthaft beschädigt wurde, als es auf Grund lief. 
Am Montag hatte das Kommando die Nachricht erhalten, dass das Schiff im «Alpefjord» 
feststeckt. Dieser liegt knapp 1400 Kilometer nordöstlich der grönländischen Hauptstadt 
Nuuk. Daraufhin habe sich ein Militär-Schiff der dänischen Armee auf den Weg zum «Ocean 
Explorer» gemacht. Die Anfahrt dauere jedoch mehrere Tage, sodass mit einer Ankunft bei 
dem Kreuzschiff frühestens in der Nacht zum Freitag zu rechnen sei. Die «Ocean Explorer» 
gehört zur so genannten Infinity-Klasse von Expeditionskreuzfahrtschiffen. Sie wurde 2018 
und 2019 gebaut. Die «Ocean Explorer» wurde gemäß dem Branchenportal «Cruise 
Industry News» im Mai im Hafen Caen in der Normandie kurzfristig außer Betrieb 
genommen, weil die damalige Betreiberfirma zahlungsunfähig wurde. Mitte Juli machte sie 
sich auf Richtung Norwegen, um Passagiere für Arktis-Rundfahrten aufzunehmen. Gemäß 
Webseite des aktuellen Betreibers Aurora Expeditions kann die «Ocean Explorer» 134 
Passagiere aufnehmen. Auf dem Schiff gibt es einen Fitnessraum und einen Whirlpool. «Die 
Ocean Explorer bietet ein modernes nordisches Innendesign und modernste 
Annehmlichkeiten für maximalen Passagierkomfort», wirbt die Reiseanbieterin für den 
Aufenthalt auf dem Luxuskreuzer. Kreuzfahrtreisen boomen zurzeit weltweit, besonders in 
die Arktis und Antarktis. Den Reisenden wird eine Forschungs- und Expeditions-Erfahrung 
versprochen. Kreuzfahrtschiffe stoßen viele schädliche Klimagase aus, weil sie Schweröl 
verbrennen. SRF.ch 

Großbritannien – Sie hat das kleine Schwarze bekannt gemacht, war nie verheiratet und 
hat ein Imperium geschaffen: Designerin Gabrielle „Coco“ Chanel (1883–1971) wurde zu 
einer der Modeikonen des 20. Jahrhunderts. Das Victoria and Albert Museums in London 
widmet ihr ab Samstag eine große Ausstellung. BBC.uk 

Japan – In den Städten stehen an fast jeder Straßenecke „自動販売機 /自販機/ Jihanki“, wie 

die Getränkeautomaten dort heißen. Sie bieten Wasser, Elektrolytdrinks, Limonaden, Tee 
und Dosenkaffee gegen wenig Geld – und bescheren der Branche vor allem in den heißen 
Sommermonaten satte Gewinne. Rund 30 Prozent der Dosen und Flaschen, die japanweit 
vertrieben werden, werden über Automaten verkauft. Statistisch gesehen kommen auf einen 
Verkaufsautomaten 23 Einwohnerinnen bzw. Einwohner. 2022 setzte die Branche laut 
japanischem Statistikamt 1,09 Mrd. Euro um, heuer sollen es 1,15 Mrd. Euro werden. 
Größter Anbieter im Getränkeautomatensektor mit seinen rund zwei Millionen Apparaten ist 
die US-amerikanische Coca-Cola-Company mit 700’000 Verkaufsmaschinen gefolgt vom 
japanischen Getränkeunternehmen Suntory, das rund 400’000 Automaten betreibt. ORF.at 

Libyen – Massive Regenfälle und Dammbrüche reißen wohl tausende Menschen in den 
Tod. Die Schäden sind immens. Nach der verheerenden Flutkatastrophe im 
Bürgerkriegsland Libyen stieg die Opferzahl gestern weiter an. Allein in der am stärksten 
vom Sturm „Daniel“ getroffenen Hafenstadt Darna درنة im Nordosten des Landes wurden 
laut lokalen Behördenangaben mehr als 20’000 Tote befürchtet. Die Hilfe für Libyen 
gestaltet sich schwierig. Bürgerkrieg, Minen, Zerstörung erschweren Hilfslieferungen – 
angestrebt wird eine Zusammenarbeit mit Partnern vor Ort. SRF.ch 



Seite E 67 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 

Niederlande – In den Niederlanden scheinen sich Kolonien schädlicher Termiten 
angesiedelt zu haben. Dabei handelt es sich um die Amerikanische Erdtermite, eine Art, die 
durch das Nagen von Holz großen Schaden an Gebäuden anrichten kann. Untersuchungen 
ergaben, dass es sich um die amerikanische Erdtermite mit dem lateinischen Namen 
Reticulitermes flavipes handelt. Es handelt sich um eine sogenannte exotische Art, die in 
den Niederlanden nicht natürlich vorkommt. Die Termiten stammen aus den wärmeren 
Regionen im Osten der USA und Mexikos. Sie hatten sich bereits in anderen europäischen 
Ländern wie Deutschland, Frankreich und Italien etabliert. Nach dem ersten Bericht wurden 
in den Niederlanden Maßnahmen zur Ausrottung der Tiere ergriffen, die jedoch nicht 
funktionierten. Mittlerweile hat sich die Termitenkolonie auf einer Fläche von etwa 1’500 
Quadratmetern ausgebreitet, auf der sich zwei Häuser befinden. Laut der Zeitschrift 
Entomological Reports verfügt einer von ihnen auch über einen Gewächshauskomplex. Die 
Termiten haben an den Häusern erheblichen Schaden angerichtet: Die Fundamente wurden 
angefressen, ebenso das Holz im Erdgeschoss und im ersten Stock. Möglicherweise 
befinden sich die Insekten auch im Dach. Die Sicherheit der Gebäude sei daher gefährdet, 
sagen die Forscher. Termiten gehören zur Klasse der Insekten, sind weiß und mit 
Kakerlaken verwandt. Termiten leben wie Ameisen in Kolonien, in denen sie 
zusammenarbeiten. Sie können eine maximale Größe von etwa zwei Zentimetern erreichen 
und kommen hauptsächlich in tropischen und subtropischen Gebieten vor. Eine Kolonie 
kann aus Millionen von Tieren bestehen, sie leben meist unter der Erde und bauen riesige 
Nester. Eine Kolonie besteht aus Arbeitern (die Nahrung sammeln und das Nest bauen) und 
Soldaten (die das Nest bewachen und Feinde vertreiben). Jede Kolonie hat eine Königin 
und einen König, die sich um den Nachwuchs kümmern. Das Besondere an Termiten ist, 
dass sie ausschließlich von Zellulose leben, dem Hauptbestandteil pflanzlicher Zellwände. 
Die meisten Termiten fressen totes Holz oder verdorrte Pflanzen und Gräser. Die 
Entdeckung der Termitenkolonien sei besorgniserregend, sagen das Animal Pests 
Knowledge and Advice Center und das EIS Insects Knowledge Center, die die Forschung 
durchgeführt haben. In den Niederlanden wurden gelegentlich Termiten gefunden, dabei 
handelte es sich jedoch um ein oder höchstens einige tote Exemplare in importierten Waren 
oder um ein Tier, das mit Urlaubern gereist war. Die ersten Exemplare der heutigen Kolonien 
kamen höchstwahrscheinlich vor etwa zehn Jahren mit aus Nordamerika importierten 
tropischen Pflanzen an. Dieser Import ist gestoppt, die Forscher berücksichtigen jedoch, 
dass sich die Tiere zunächst weiter ausbreiten konnten. Amerikanische Bodentermiten 
richten großen Schaden an: Sie nagen von innen an Holzbalken und Baumstümpfen, 
sodass sie von außen schwer zu erkennen sind. Man erkennt sie daran, dass sie 
Schlammtunnel graben, die sie vor Austrocknung schützen. Den Forschern zufolge ist es 
wichtig, mehr darüber zu wissen, wie sich Termiten ausbreiten und wie sie erkannt und 
bekämpft werden können. Da es in den Niederlanden wärmer werde, sei das ein 
aufkommendes Problem, sagen sie. NOS.nl 

Norwegen – Die norwegische Prinzessin Märtha Louise will im kommenden Jahr ihren US-
Verlobten Durek Verrett heiraten, der sich selbst als Schamane bezeichnet. Die Hochzeit 
solle am 31. August 2024 stattfinden, kündigte das Paar heute an. Ort der Trauung solle 
das Dorf Geiranger am gleichnamigen Fjord sein. ORF.at 

Österreich – Seit 2019 werden in Wien „denkende Ampeln“ getestet. Diese Lichtanlagen 
reagieren automatisch, wenn sich Radfahrer oder Fußgänger nähern. ORF.at 

Polen – Kiew fordert die Öffnung Polens für ukrainisches Getreide. Die Ukraine werde für 
ihr Recht kämpfen, Lebensmittel nach Osteuropa zu exportieren, drohte Premierminister 
Denis Shmygal. UR.ua 
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Russland – Bei seinem Treffen mit dem nordkoreanischen Machthaber Kim Jong Un hat 
der russische Präsident Wladimir Putin am Mittwoch eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen beiden Staaten angekündigt. Kim pries unterdessen die in der Ukraine 
kämpfenden russischen Truppen. Nordkorea werde immer hinter den Entscheidungen von 
Putin stehen. 
● Österreichs Ex-Außenministerin Karin Kneissl hat Details eines Medienberichts 
bestätigt, wonach ihre Ponys mit einem Transportflugzeug der russischen Luftstreitkräfte 
aus Syrien nach St. Petersburg transportiert wurden. „Ich hatte (…) die Option, einen 
russischen Transportflug auf dem Rückweg aus Syrien nach Russland zu begleiten, wofür 
ich sehr dankbar bin“, schrieb sie heute auf Telegram. Sie beklagte gleichzeitig „Hass“ aus 
Österreich. Der Libanon, in den sie im Juni 2022 ihre Bücher, Kleidung sowie Ponys via 
DHL aus Marseille wegen der „Ausweisung aus Frankreich“ habe transportieren lassen, sei 
eine Zwischenlösung gewesen, um zu überleben, führte Kneissl aus. Nun baue sie in St. 
Petersburg ein Politinstitut auf. ORF.at 
● Nach Einschätzung von Beobachtern ging es auf dem Gelände des Weltraumbahnhofs 
Wostotschny um gegenseitige Rüstungslieferungen. Die sind aber wegen UN-Sanktionen 
gegen den nordkoreanischen Diktator verboten. Putin sagte im Anschluss, er werde sich 
daran halten, dennoch gebe es gewisse Freiheiten. RBB.de 
 
Schweiz ● Der Bundesrat will der Oligarchen-Taskforce nicht beitreten. Aber aus Wirtschaft 
und Politik kommen andere Signale. Der Bundesrat sieht keinen Grund, warum sich die 
Schweiz in der G7-Taskforce als Mitglied engagieren sollte. Aber der Druck auf die 
Schweiz, beim Gremium mitzumachen, bleibt groß. Schon im Frühling forderten die G7-
Botschafter – die Vertreter der USA, Frankreichs, Italiens, Deutschlands, Großbritanniens, 
Kanadas und Japans – die Schweiz zu mehr Engagement auf. Jetzt mehren sich die 
Stimmen, die sich für einen Beitritt zur Taskforce aussprechen. Die Bankiervereinigung tat 
es heute in der «NZZ». SVP-Nationalrat Franz Grüter ist überzeugt: «Es geht der Taskforce 
auch darum, an Wirtschaftsinformationen heranzukommen, zum Beispiel an Kundendaten 
von Rohstoffunternehmungen, und hier gibt es handfeste wirtschaftliche Interessen 
insbesondere der USA, die selbst auch in diesem Business tätig sind.» Die Grüne Franziska 
Ryser hält solche Szenarien für übertrieben: «Schon heute gibt es einen Austausch von 
Daten mit den USA. Da würde sich nichts ändern. Der Beitritt der Schweiz wäre vor allem 
ein politisches Zeichen.» Vorsichtiger äußert sich der FDP-Präsident zu diesen 
Befürchtungen und stellt klar: «Der Beitritt zur Taskforce darf nur unter dem Vorbehalt 
geschehen, dass die Datensicherheit gewährleistet ist.» 
● Johann Dähler ist tot. Der als Ananaskönig bekannt gewordene Thurgauer verstarb letzte 
Woche im Alter von 70 Jahren im Berner Inselspital nach kurzer Krankheit. Das vermeldete 
20 Minuten, Sohn Stéphane bestätigte den Tod. Dähler durchlebte Höhen und Tiefen. 1972, 
kurz nach der Rekrutenschule, packte den Bauernsohn die Abenteuerlust. Er fand sein 
erstes Glück in Afrika, genauer gesagt in der Elfenbeinküste. Dort kam er erstmals mit der 
Ananas in Berührung. In Westafrika jobbte er in einer Ananaskonservenfabrik. Zurück in der 
Schweiz fiel ihm auf, dass es hierzulande keine frische Ananas gab. Der künftige 
Ananaskönig baute nach und nach sein Imperium auf, begann, mit der Swissair frische 
Ananas in die Schweiz zu exportieren. Damit leistete er Pionierarbeit. Zwischenzeitlich 
gehörte Dähler die größte Ananasplantage der Elfenbeinküste. Diese war 2000 Hektar groß 
und beschäftigte 1500 Mitarbeitende. SRF.ch 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
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05) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 13.09.2023 

Alaska – Ein goldenes Ei? Geheimnisvolle glänzende Kugel auf dem Meeresboden vor 
Alaska verblüfft Meeresforscher. Ein Team der NOAA Ocean Exploration erkundete gerade 
den Meeresboden in einer Tiefe von 2 Meilen, als sie vor der Küste Alaskas ein goldenes 
„Ei“ entdeckten. Ein Team von Tiefseeforschern, die einen erloschenen Vulkan besuchten, 
fand 250 Meilen vor der Küste Südalaskas etwas, das einem goldenen Ei ähnelte. Die 
Entdeckung wurde am Mittwoch, dem 30. August, gemacht, als ein NOAA Ocean 
Exploration-Team ein Video in „den Abgrundtiefen des Golfs von Alaska“ aufnahm. Dieses 
goldene „Ei“ wurde von einem Team von NOAA-unterstützten Forschern vor der Südküste 
Alaskas gesehen. Experten sind sich nicht sicher, was es ist. Dort, in einer Tiefe von etwa 
2 Meilen, befand sich eine glänzende goldene Kugel – mit einem verblüffenden Loch darin. 
„Etwas hat versucht, hineinzukommen … oder herauszukommen“, beobachtete ein 
Forscher in einer Live-Übertragung. In der anschließenden Debatte machte das Team 
lustige Anspielungen auf alles, von den X-Akten bis hin zu klassischen Monsterfilmen. 
Letztendlich wurde entschieden, dass eine Probe der Kugel benötigt wurde, um ihre DNA 
zu untersuchen. Allerdings war Vorsicht geboten. „Ich hoffe nur, dass nicht etwas 
herauskommt, wenn wir hineinstochern“, sagte ein Wissenschaftler. „Es ist wie der Anfang 
eines Horrorfilms.“ Ein ferngesteuerter Arm wurde eingesetzt, um das Ei zu „kitzeln“, wobei 
sich herausstellte, dass es sich zart anfühlte, wie Hautgewebe. Anschließend wurde es 
vorsichtig in ein Röhrchen „gesaugt“, um es in einem Labor zu testen. Das „Ei“ erwies sich 
als fleischiges Gewebe, als es für eine DNA-Probe abgesaugt wurde. Die Teammitglieder 
gaben einige Vermutungen darüber ab, um welches Objekt es sich handeln könnte, darunter 
eine Eihülle oder die Reste eines Schwamms. „Wenn unser kollektives Wissen es nicht 
identifizieren kann, ist es etwas Seltsames“, schlussfolgerte ein Teammitglied. „Was für ein 
Tier würde so eine Eierhülle herstellen?“ NOAA-Beamte stellten in einem Update vom 7. 
September fest, dass das Exemplar, das einen Durchmesser von etwa 10 cm hatte, sich 
weiterhin einer einfachen Erklärung entzog. Es ist „eindeutig biologischen Ursprungs“, aber 
Experten müssen noch feststellen, ob es „mit einer bekannten Art oder einer neuen Art in 
Zusammenhang steht oder vielleicht ein unbekanntes Lebensstadium einer bestehenden 
Art darstellt“. Dieses nicht identifizierte Exemplar, fotografiert im Nasslabor des NOAA Ship 
Okeanos Explorer, wurde von NOAA Ocean Exploration im Golf von Alaska gefunden. 
NOAA Ocean Exploration „Wir werden wahrscheinlich nicht mehr erfahren, bis wir es in eine 
Laborumgebung bringen können, wo wir weiterhin auf das kollektive Fachwissen der 
wissenschaftlichen Gemeinschaft zurückgreifen können“, sagte Sam Candio von NOAA 
Ocean Exploration in einer Pressemitteilung. „Obwohl es ein wenig demütigend ist, von 
diesem Befund überrascht zu sein, erinnert es uns doch daran, wie wenig wir über unseren 
eigenen Planeten wissen und wie viel wir noch über unseren Ozean lernen und schätzen 
können.“ Der Tauchgang war Teil der Seascape Alaska 5-Expedition, bei der das Team 
Videos von Gebieten aufnahm, die noch nie zuvor von Menschen gesehen wurden, darunter 
einige Orte in einer Tiefe von fast 4 Meilen. Die Tauchgänge begannen am 24. August und 
dauern bis zum 15. September. Zuschauer können ab 12:00 Uhr einen Live-Feed unter 
Oceanexplorer.noaa.gov/okeanos/explorations ansehen. bis 21 Uhr SOMMERZEIT. Wenn 
die Bedingungen es zulassen, werden Wissenschaftler den Golf von Alaska erkunden, 
einschließlich der Lebensräume von Tiefseekorallen und Schwämmen sowie geologischer 
Merkmale wie Schlammvulkane. Die Tiefen liegen zwischen 656 Fuß und 19.685 Fuß. 
KFAR.us 

Armenien – Es ging Schlag auf Schlag diese Woche. Zuerst war da dieses Interview, das 
der armenische Premier der italienischen Zeitung «La Repubblica» gab. Russland ziehe 
sich aus der Region zurück, so Նիկոլ Փաշինյան Nikol Paschinjan (48): «Eines Tages 
werden wir aufwachen und Russland ist nicht da.». Aus dem Kreml hieß es daraufhin: 
Russland sei integraler Teil der Region, Russland könne Armenien gar nicht verlassen.  

http://oceanexplorer.noaa.gov/okeanos/explorations
http://kfar.us/
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Dann wurde bekannt, dass Armenien humanitäre Hilfe in die Ukraine schickt – das erste 
Mal seit Beginn des russischen Angriffskrieges. Und schließlich will Armenien schon 
nächste Woche eine gemeinsame Militärübung mit den USA abhalten. Paschinjan steht 
der Partei Zivilvertrag vor, welche die Nationalversammlung mit absoluter Mehrheit 
dominiert. Am 8. Mai 2018 wurde er zum Premierminister gewählt und bei der darauf 
folgenden Parlamentswahl erhielt sein Parteienbündnis 70,4 Prozent der Stimmen. Bei der 
vorgezogenen Parlamentswahl 2021 wurde die absolute Mehrheit seiner Regierung 
bestätigt. SRF.ch 

Balkan – Seit Tagen regnet es sintflutartig in Griechenland, Bulgarien und Teilen der Türkei. 
Normalerweise wäre es dort zu dieser Jahreszeit sonnig und trocken. Verantwortlich dafür 
soll die sogenannte Omega-Wetterlage sein. Felix Blumer von SRF Meteo beantwortet die 
wichtigsten Fragen. Bei einer Omega-Lage reden wir eigentlich von einem Wetterphänomen 
in der oberen Atmosphäre. Im Idealfall verläuft der Jetstream, das Starkwindband, in einer 
Höhe von 7000 bis 10’000 Metern von Westen nach Osten und trennt die kalte Luft im 
Norden von der warmen Luft im Süden. In der Realität macht der Jetstream aber 
Wellenbewegungen. Im Extremfall lenkt er weit nach Norden aus und bildet dort eine Art 
Blase, das Omega-Hoch, während weit im Süden das eine Tief fast das andere Tief aufholt. 
In der aktuellen Lage hat das Tief vor der portugiesischen Küste, das Tief über dem 
Westbalkan und Griechenland schon fast aufgeholt. Wobei die heftigen Regenfälle auf der 
östlichen Seite von diesem Tief niedergehen, nicht nur in Griechenland, sondern auch in 
Bulgarien und in der Türkei. Die beiden Tiefdruckgebiete blockieren sich also gegenseitig 
und graben sich gegenseitig die Energie ab. Durch diese blockierte Lage bewegen sich die 
beiden Tiefs kaum mehr und regnen sich über Tage an der gleichen Stelle aus, was natürlich 
zu Überschwemmungen führt. Anfangs Woche ist übrigens auch Spanien sehr hart getroffen 
worden. SRF.ch 

Bergkarabach – Inmitten anhaltender Spannungen zwischen den verfeindeten Kaukasus-
Staaten Armenien und Aserbaidschan hat die umstrittene Region Bergkarabach einen 
neuen Präsidenten gewählt. ORF.at 

Dänemark gibt zu, Panzer aus Museen zur Ausbildung von Ukrainern eingesetzt zu 
haben. RT.ru 

BR Deutschland – Zwischen Hamburg und Berlin sind mehrere Fernverkehrszüge 
ausgefallen. Die Ursache für die Ausfälle sind Brände in Kabelschächten. Die Polizei geht 
von einem politischen Motiv aus. Ein Bekennerschreiben ist auf Indymedia aufgetaucht. 
Zahlreiche Züge auf der hochfrequentierten Strecke fallen wohl noch bis Samstag aus. Die 
Polizei geht von einem linksradikalen Hintergrund aus. SRF.ch 
● Der Görlitzer Park in Berlin-Kreuzberg soll abschließbare Eingänge, mehr Beleuchtung 
und teilweise Videoüberwachung bekommen. Das hat ein Sicherheitsgipfel des Senats 
beschlossen, um den Drogenhandel und andere Kriminalität zu bekämpfen. Innensenatorin 
Spranger sagte, dass auch zeitweilige Schließungen, vor allem nachts, möglich werden 
sollen. Die Videoüberwachung wird vor allem an den Eingängen und in ausgewählten 
Gebieten eingesetzt. Am Görlitzer Park und am Leopoldplatz in Wedding sollen zusätzliche 
Räume geschaffen werden, damit Drogennutzer nicht in der Öffentlichkeit konsumieren. 
● Brandenburg hat es begrüßt, dass der Bund die Treuhandverwaltung für die PCK-
Raffinerie in Schwedt um ein halbes Jahr verlängert hat. Das verschaffe Zeit, um über die 
künftige Eigentümerstruktur zu entscheiden, sagte Landeswirtschaftsminister Steinbach. 
Die Verhandlungen mit der deutschen Tochtergesellschaft des russischen Staatskonzerns 
Rosneft stocken. 
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● 80 % der ukrainischen Flüchtlinge sind arbeitslos, sagt Die Welt. Dank der großzügigen 
finanziellen Unterstützung hätten die Ankömmlinge keine Eile, Arbeit zu finden, behauptet 
die Zeitung. 
● Fast die Hälfte der heute Vollbeschäftigten in Deutschland werden nach jetzigem Stand 
weniger als 1’500 Euro Rente bekommen. RBB.de 
● Nachdem die deutschen Zöllner damit begonnen haben, russischen Staatsbürgern bei der 
Grenzüberquerung ihre privaten Fahrzeuge wegzunehmen, hat die EU-Kommission in 
ihrem am Freitag veröffentlichten Dokument zur Sanktionsanwendung unmissverständlich 
klargestellt: Das Handeln der deutschen Beamten ist regelkonform. Darüber hinaus stellten 
die EU-Behörden fest, dass fast alles, was Touristen für ihren privaten Gebrauch bei der 
Einreise mit sich führen, in der EU beschlagnahmt werden darf. VESTI.ru 

Donbass – Putin gratuliert den Russen zum 80. Jahrestag der Befreiung des Donbass 
von den Nazis. SP.ru 

Griechenland  ist mehr als eine Feriendestination: Es liegt in einem militärischen und 
energiepolitischen Brennpunkt – inmitten der Interessen von China, den USA und der EU. 
Piräus vor den Toren Athens gehört zu den fünf wichtigsten Häfen Europas, seit Cosco den 

Hafen quasi übernommen hat. 中远集团 Cosco steht für «China Ocean Shipping Company» 

und ist eine der größten Reedereien der Welt. Über fünf Millionen Container werden in 
Piräus jährlich umgeschlagen. 15 Millionen Menschen nutzen jedes Jahr den Fährhafen 
zu den griechischen Inseln – das ist Rekord in Europa. Und 770 Kreuzschiffe, darunter auch 
die ganz großen mit 5000 Passagieren, legen jährlich im Hafen vor Athen an. Piräus liegt 
zwar 7625 Kilometer Luftlinie von Peking entfernt, aber der chinesische Staats- und 
Parteichef Xi Jinping nennt ihn dennoch «den Kopf des chinesischen Drachen». Der Hafen 
gehört zu zwei Dritteln Cosco, die den Hafen erst mal bis 2052 gepachtet hat. Und hinter 
Cosco steht der chinesische Staat. Für China ist Piräus das Tor zum Westen. Die 
Containerschiffe aus Asien erreichen Europa durch den Suezkanal und machen dort einen 
ersten Zwischenhalt. Anschließend verkehren sie weiter nach Genua, Rotterdam, Hamburg, 
sogar bis in die USA, oder die Fracht wird über den Balkan nach Osteuropa transportiert. 
SRF.ch  

Großbritannien – 270 Millionen Views: Wieso geht eine Teekanne derart viral? Die Serie 
«Flucht aus dem British Museum» treibt Rückgabeforderungen chinesischer Kunstwerke 
an. Im Video sucht eine menschgewordene Teekanne den Weg nach Hause, nach China. 
Dazu bittet sie einen chinesischen Journalisten in London um Hilfe. Dem 
Teekannenmädchen ist die Flucht aus dem British Museum gelungen. So lautet auch der 
Titel der Serie: «Flucht aus dem British Museum». Die dreiteilige Miniserie ist eine süße 
Liebesgeschichte, in deren Kern es um ein chinesisches Artefakt geht, das aus dem 
Londoner Museum zurück nach China gebracht werden soll. Dorthin, wo es hingehöre. Der 

verantwortliche Videomacher «Pancake Fruit» (煎饼果仔呀) behauptet, das Video basiere 

auf Tatsachen. Damit ist wohl weniger die menschgewordene Teekanne gemeint als 
vielmehr die chinesischen Kunstwerke, die sich im British Museum befinden. Das Museum, 
eines der bedeutendsten der Welt, beherbergt nach eigenen Angaben 23’000 chinesische 
Objekte. Darunter ist auch eben jene Teekanne: Laut BBC ist sie ein relativ neues Stück im 
Museum. Insbesondere nach jüngsten Berichten, denen zufolge ein Angestellter Tausende 
von Artefakten aus dem British Museum gestohlen hatte, werden internationale 
Rückgabeforderungen lauter. 
● Erster Todestag der Queen. Prinzessin Kate erobert die britischen Herzen. Nach 
Königin Camilla wird Kate die nächste Monarchin Englands. Sie ist längst die heimliche 
Königin der Herzen. SRF.ch 
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Hongkong – Bei Rekordniederschlägen und Überschwemmungen sind in Hongkong 
mehr als 100 Menschen verletzt worden. Zudem seien mindestens zwei Menschen bei den 
schweren Unwettern ums Leben gekommen. Dies berichtete die Hongkonger Zeitung 
«South China Morning Post» unter Berufung auf die Polizei. Die Regierung der chinesischen 
Sonderverwaltungsregion sprach von «extremen Bedingungen». Schulen blieben 
geschlossen, Unternehmen wurden aufgefordert, ihren Mitarbeitenden freizugeben. Die 
starken Regenfälle begannen bereits am Donnerstagabend. In der Nacht zum Freitag 
registrierte die Wetterwarte in Hongkong dann einen neuen Regenrekord. Am Hauptsitz des 
Observatoriums wurden innerhalb einer Stunde 158.1 Millimeter Regen pro Quadratmeter 
gemessen. Das ist der höchste Wert seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 1884. SRF.ch  

Indien – Zusammen seien die G20-Länder für 80 Prozent der weltweiten Emissionen 
verantwortlich. Nach Angaben europäischer Diplomaten wollen unter anderem Russland, 
China und Indien ihre Klimaschutz-Verpflichtungen lockern. Selenski wurde ausgeladen. 
RBB.de 
● Nachdem die indische Regierung am Montag dem Obersten Gerichtshof mitgeteilt hat, 
dass sie die „Tragfähigkeit“ von 13 Himalaya-Staaten bewerten wird, liegt der Fokus ganz 
auf dem nördlichen Bergstaat Himachal Pradesh („Land des Schnees“), der in dieser Saison 
72 Blitzschläge erlitten hat, Überschwemmungen und fast 400 Menschen (und Tausende 
von Tieren) starben bei regenbedingten Vorfällen. Die Tragfähigkeit der Bergstädte und 
Bahnhöfe ist in den letzten Jahren stark unter Druck geraten. Himachal Pradesh, oder HP, 
verfügt über weltberühmte Bergstationen wie Schimla, das Kullu-Tal, Manali (am 
beliebtesten bei Rucksacktouristen) und Dharamshala (der Stützpunkt des Dalai Lama). 
Angesichts der zunehmenden Naturkatastrophen – nach Angaben der Landesregierung gab 
es im Jahr 2020 zehn Sturzfluten, im Jahr 2021 16 und im Jahr 2022 75 – behauptete 
Ministerpräsident Sukhvinder Singh Sukhu, sein Staat habe Schäden in Höhe von 
insgesamt 12’000 Crore Rupien (1,4 Milliarden US-Dollar) erlitten. dieses Jahr. AIR.in 

Israel – Die traditionelle Wallfahrt strengreligiöser Juden ins ukrainische Uman 
(Умань, Humań, אומאַן) beschäftigt israelische Regierungskreise. Die Warnung des 
israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu vor der gefährlichen Lage in dem 
Land sorgte für scharfe Kritik strengreligiös-jüdischer Abgeordneter. ORF.at 

Italien – Die «Città dello Sport» von Stararchitekt Santiago Calatrava sollte ein 
Vorzeigeprojekt sein. Stattdessen wird in dem unfertigen Bau nun mit Drogen gedealt. 
Italiens faszinierendste moderne Bauruine sollte man selbst am helllichten Tag nicht 
aufsuchen. Aus Sicherheitsgründen. Die vor sich hin gammelnden Gebäude am östlichen 
Stadtrand Roms ragen auf einem von der Dauerhitze verbrannten Terrain in die Höhe. Das 
größte von ihnen erinnert an ein gigantisches Segel: ein weißes Gerüst, in weiten Teilen 
verrostet. Geplant war das Bauensemble als Austragungsort für sportliche Wettkämpfe und 
kulturelle Veranstaltungen. 15’000 Zuschauer sollten hier Platz finden. Die Einweihungsfeier 
war für 2009 angedacht, rechtzeitig zur internationalen Schwimmweltmeisterschaft. 
Entworfen wurde das futuristisch anmutende Projekt von niemand geringerem als dem 
spanischen Stararchitekten Santiago Calatrava. 2005 wurde mit den Bauarbeiten 
begonnen. Nur vier Jahre später wurde alles dicht gemacht. ● Westlich von Neapel liegen 
die Phlegräischen Felder, ein unterirdisch schlummernder Supervulkan. Dort treten 
kleine Erdbeben häufiger auf als früher und pro Jahr hebt sich die Erde derzeit um zehn 
Zentimeter. Eine Studie warnt, die Gefahr eines Ausbruchs sei gestiegen. Die Phlegräischen 
Felder sind ein Gebiet, das unter einem riesigen Vulkan ruht. Dieser Supervulkan hat aber 
nicht die typische kegelige Vulkanform. Er sieht aus dem All vielmehr aus wie ein flacher 
Kessel. Der letzte große Ausbruch war vor 15’000 Jahren. Damals stieß der Vulkan sehr 
viel Material aus. In der Folge sackte das ganze Gebiet ein. Zu einem großen Teil liegt es 
heute im Meer. Ein weiterer Teil ist heute dicht bewohnt – Vororte von Neapel. SRF.ch 
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Libyen – Nach heftigen Unwettern in Libyen befürchtet die Regierung im Landesosten 
Tausende Tote. Der Ministerpräsident einer der rivalisierenden Regierungen in dem 
Bürgerkriegsland, Osama Hammad, sagte heute dem Fernsehsender al-Massar, es seien 
mehr als zweitausend Tote zu befürchten. ORF.at 

Niederlande – Im Kampf gegen organisierte Kriminalität haben europäische Ermittler in den 
Jahren 2020 und ’21 jeweils etwa vier Milliarden Euro beschlagnahmt. Laut der 
Polizeibehörde Europol ist das aber nur ein Bruchteil der kriminellen Gewinne. Europol 
spricht von einer globalen kriminellen Parallelwirtschaft rund um Geldwäsche, illegale 
Finanztransfers und Korruption. Herausfordernd sei, dass sich viele Akteure außerhalb der 
EU befänden. RBB.de 

Nordkorea lanciert nach eigenen Angaben ein neuartiges U-Boot, das für den Angriff mit 
taktischen Nuklearwaffen eingesetzt werden könne. Pjöngjang hat das Ziel, über das ganze 
Spektrum von Atomwaffen und Raketen verfügen. Unklar bleibt, wie viele Raketen das neue 
U-Boot tragen und abfeuern könnte. Das U-Boot werde seinen «Kampfauftrag als eines der 
Kernstücke der offensiven Unterwasser-Trägermittel» erfüllen, wurde Kim Jong-un von den 
Medien zitiert. Die Ausrüstung der Marine mit Atomwaffen müsse in Zukunft vorangetrieben 
werden. Nach seiner Teilnahme am feierlichen Stapellauf am Mittwoch habe Kim das 

U-Boot Nummer 841 «김건옥 Kim Kun Ok» einen Tag später vor der ersten Testfahrt 

inspiziert. SRF.ch 
● Nordkorea hat den 75. Jahrestag mit Militärparaden auf dem Kim-Il-sung-Platz in der 
Hauptstadt Pjöngjang begangen. Anführer Kim Jong Un, der Dritte in der Kim-Dynastie, 
schaute sich die Parade am Abend an. Anlässlich des Jubiläums führte Kim auch 
Gespräche mit chinesischen Diplomaten. Nach Angaben der Nachrichtenagentur KCNA 
versprach er, die Beziehungen zu China und Russland zu stärken. Der chinesische 
Präsident Xi kündigte in einem Brief an, die Zusammenarbeit verstärken zu wollen. Auch 
auf der koreanischen Halbinsel und in Nordostasien will der russische Präsident Putin für 
Sicherheit und Stabilität sorgen. NOS.nl 

Österreich – Experten der Österreichischen Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
(ÖGKJP) schlagen angesichts neuer Zahlen zur Suizidalität bei jungen Menschen Alarm. 
Daten aus dem klinischen Bereich belegen seit 2018 eine Steigerung bei suizidalen 
Gedanken und Handlungen bei unter 18-Jährigen um das Dreifache. 
● Martin Selmayr (53) ist ein deutscher Jurist und EU-Beamter, der seit 2019 die Vertretung 
der Europäischen Kommission in Österreich leitet. Von November 2014 bis Ende Februar 
2018 war er Kabinettschef von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. Anfang 
September 2023 distanzierte sich die Kommission von den bedauerlichen und 
unangemessenen Äußerungen des Leiters der Repräsentanz in Österreich. Bei einem 
Vortrag auf der Wiener Messe für zeitgenössische Kunst sagte Selmayr am Mittwoch, 
Österreich finanziere Russlands Krieg gegen die Ukraine, dennoch protestiere niemand 
dagegen, so ORF.at. „Das überrascht mich, denn mit der Gasrechnung wird jeden Tag 
Blutgeld nach Russland geschickt“, wird er zitiert. Unterstützung für Selmayrs Äußerungen 
kam von Österreichs liberaler Partei NEOS. Michael Schnedlitz – von der Freiheitlichen 
Partei Österreichs – forderte die Abberufung Selmayrs und schlug ihm vor, ein „One-Way-
Ticket“ zurück nach Brüssel zu kaufen. 
● Bei den Salzburger Festspielen hat der österreichische Dirigent Franz Welser-Möst (63) 
heuer Konzerte sowie das Dirigat von Verdis Oper „Macbeth“ aufgrund einer akuten 
orthopädischen Erkrankung absagen müssen. Gestern wurde durch ein Statement auf 
seiner Homepage klar, dass eine Krebsoperation der Grund war. Welser-Möst muss nun 
aufgrund einer ersten Behandlungsphase alle Engagements ab Ende Oktober bis 
Jahresende absagen. 
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● Vor 120 Jahren hat die Stadt Wien den bisher von Privatunternehmen geführten 
öffentlichen Verkehr übernommen und damit eine neue Ära eingeläutet. Heute wird im 
Resselpark der „Öffi“-Jubiläumsgeburtstag gefeiert. 
● Der Niedergang des Euro kommt uns teuer zu stehen. Für die gleichen Waren, die wir 
bei der Euro-Einführung 2002 um 1›000 Euro bekamen, müssen wir heute 1›717 Euro 
zahlen, also über 71% mehr. Den Eurokurs kann Österreich nicht beeinflussen, aber man 
könnte eine Parallelwährung auflegen, den goldgedeckten Goldschilling. Damit wären die 
1›000 Euro von damals heute 5›782 Euro wert, schreibt die Sonntagskrone. 
● Zur Hochzeit seines Finanzministers Blümel weilte der ehemalige Kanzler Kurz in 
Österreich. Er hat keine Zeit für ein politisches Comeback. Er betreibt die SK Management 
GmbH in Wien. Für Thiel Capital USA arbeitet er als Globalstratege. In Israel betreibt er das 
 Schalev Hulio KI Unternehmen. ORF.at שלו חוליו

Ostsee – Vor der Küste Lettlands und Estlands hat ein Ostsee-Militärmanöver unter 
deutscher Leitung begonnen. Die zweiwöchige Übung sei planmäßig angelaufen, heißt es 
von der Marine in Rostock. An der seit 2007 stattfindenden Übung „Northern Coasts“ 
nehmen in diesem Jahr mehr als 3.000 Soldatinnen und Soldaten aus 14 Ländern teil, 
darunter auch Italien, Frankreich, Kanada und die USA. RBB.de 

Russland – Chinesische Autohersteller machen mittlerweile rund 40 % des russischen 
Marktes aus, im vergangenen Jahr waren es noch 5 %, sagte ein bekannter 
Geschäftsmann. Westlicher Exodus aus Russland ist ein Segen für chinesische 
Unternehmen. Chinesische Unternehmen hätten stark vom Rückzug westlicher 
Unternehmen aus dem russischen Markt profitiert, sagte Zhou Liqun, Vorsitzender des 
Chinesischen Unternehmerverbandes Russlands, am Sonntag. 
● Moskauer Beamte haben im südöstlichen Teil der Hauptstadt eine neue U-Bahn-Station 
eröffnet, deren elegantes, modernistisches Design die Errungenschaften Russlands in der 
Flugzeugbauindustrie im Laufe der Jahrzehnte würdigt. Am Mittwoch eröffnete 
Bürgermeister Sergej Sobjanin im Rahmen der neuen Ausbaustufe der Moskauer Metro – 
bekannt für ihre vielseitigen, lebendigen und grandiosen Architekturstile vom sozialistischen 
Realismus der Sowjetzeit bis zum Art Deco – zwei neue Stationen – Pykhtino und Aeroport 
Wnukowo. Das elegante Design des Bahnhofs станция метро Пыхтино Pykhtino 
unterstreicht die reiche Geschichte der russischen Luftfahrt und liegt in der Nähe mehrerer 
Straßen, die nach berühmten Fliegern benannt sind. Eine der Wände der Station ist mit 
Flugzeugen geschmückt, die in chronologischer Reihenfolge vom gewaltigen Doppeldecker 
Tupolew ANT-3, der 1925 seinen Jungfernflug absolvierte, bis zum strategischen 
Überschallbomber Tupolew Tu-160 reichen. VESTI.ru 

Schweiz – Wegen Schädling schränken Ostschweizer Kantone den Maisanbau ein. Der 
Maiswurzelbohrer frisst die Wurzeln der Maispflanzen. Der Käfer habe «großes 
Schadenpotenzial», heißt es. 
● Weg von fossiler Energie und hin zu grünem Strom mit Kupfer, Lithium und Co. 
● Vermisst im Wahlkampf: die Wirtschaft. Es gibt zuhauf Wirtschaftsthemen, die die Wähler 
bewegen. Doch die Parteien greifen sie kaum auf. 
● Es war vor 175 Jahren, als in Bern Kantonsvertreter die Zukunft der Schweiz prägten: Sie 
schufen die erste Bundesverfassung und damit die erste stabile Demokratie Europas. 
Andreas Kley ist Spezialist für die Schweizerische Verfassung und beschreibt, wie es dazu 
kam. Das Umfeld war eher unfreundlich. In ganz Europa herrschte Aufruhr. Es gab 
Revolutionen, die allerdings scheiterten. In der Schweiz hatte man einen Bürgerkrieg hinter 
sich, den Sonderbundskrieg 1847. Nun ging es um die Schaffung dauerhafter Institutionen. 
Es ging darum, alle einzubeziehen, insbesondere das Volk. Auch das Volk sollte 
repräsentiert werden, nicht nur die Kantone. Der zweite Punkt betraf die Katholiken. Diese 
hat man auf Distanz gehalten, weil sie den liberalen Idealen nicht zustimmten. SRF.ch 
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● Der Gotthard-Straßentunnel in der Schweiz bleibt wegen Schäden auf unbestimmte Zeit 
gesperrt. Das haben die Behörden heute mitgeteilt, nachdem gestern am nördlichen 
Tunneleingang Betonteile auf die Straße gefallen sind. Danach habe man in einer 
Zwischendecke einen 25 Meter langen Riss entdeckt. RBB.de 

Serbien vermeidet es bislang, Russland für den Angriff auf die Ukraine klar zu verurteilen. 
So ist das Balkanland neben Belarus der einzige Staat in Europa, der keine Sanktionen 
gegen Russland verhängt hat. Gleichzeitig ist man aber auch um gute Beziehungen zum 
Westen bemüht. Erst letzte Woche traf sich der serbische Präsident Aleksandar Vučić mit 
seinem ukrainischen Amtskollegen Selenski. Es war das erste persönliche Gespräch der 
beiden seit Kriegsbeginn. SRF-Auslandredaktor Janis Fahrländer darüber, wie es Serbien 
derzeit gelingt, sowohl zum Westen als auch zu Russland gute Beziehungen zu unterhalten. 
SRF.ch 

Slowakei – Sollte Fico die anstehenden Wahlen gewinnen, wird er die Ukrainehilfe sofort 
einstellen. SRF.ch 

Südafrika – Eine der umstrittensten Persönlichkeiten aus dem südafrikanischen 
Freiheitskampf ist tot. Mangosuthu „Gatsha“ Buthelezi starb heute im Alter von 95 
Jahren, wie Präsident Cyril Ramaphosa auf X schrieb. SABC.za 

Sudans Hauptstadt Khartum ist erneut von einem Luftangriff getroffen worden. Nach 
Angaben einer örtlichen Erste-Hilfe-Station kamen auf einem Markt im Süden der 
Hauptstadt mindestens vierzig Menschen ums Leben; Dies wäre die höchste Zahl an 
Todesopfern bei einem einzigen Angriff seit Kriegsbeginn im April. NOS.nl 

Ukraine – Selenski plant Klage gegen EU in Luxemburg beim EuGH, wegen Verbot der 
Getreideeinfuhr aus der Ukraine. Es sei ein Verstoß gegen die europäischen Werte, für 
die die Ukraine kämpfe, so Selenski. Kiew argumentiert, dass die Beschränkungen gegen 
das Freihandelsabkommen zwischen der EU und der Ukraine aus dem Jahr 2014 
verstoßen. Kaschkas Kommentare untermauerten eine Warnung von Igor Schowka, einem 
leitenden Berater von Präsident Selenski, diese Woche. Sollte Brüssel es versäumen, 
gegen die Länder vorzugehen, die gegen das Handelsabkommen verstoßen, „behält sich 
Kiew die Wahl rechtlicher Mechanismen vor, wie reagiert werden soll“, sagte Schowka 
gegenüber Interfax-Ukraine. Das ukrainische Außenministerium sagte, Kiew habe sich das 
Recht vorbehalten, ein Schiedsverfahren im Rahmen seines Assoziierungsabkommens mit 
der EU einzuleiten oder sich an die Welthandelsorganisation zu wenden. VESTI.ru 

USA – Elon Musk habe letztes Jahr aus Angst vor einem Atomkrieg persönlich interveniert, 
um einen ukrainischen Angriff auf die Krim zu stoppen, berichtete CNN am Donnerstag und 
zitierte einen Auszug aus der kommenden Biografie des SpaceX- und Tesla-Gründers. 
Als sich ukrainische Drohnen der Küste der Krim näherten, „verloren sie die Verbindung und 
wurden harmlos an Land gespült“, heißt es in dem Buch von Walter Isaacson (71), das 
nächste Woche veröffentlicht werden soll: Elon Musk. (Simon & Schuster, 2023) ISBN 978–
1982181284, €25.- CNN.us 
● Das ehemalige Haus von Marilyn Monroe in Brentwood, 12305 Fifth Helena Drive, Los 
Angeles, soll vor dem Abriss gerettet werden. Der Stadtrat von Los Angeles stimmte gestern 
dafür, ein Verfahren einzuleiten, um das Gebäude, in dem die Schauspielerin 1962 an einer 
Überdosis Drogen starb, als historisches und kulturelles Denkmal auszuweisen. ORF.at 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

http://cnn.us/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 11.09.2023 

Afghanistan. UNO-Organisationen können aufgrund fehlender Mittel zehn Millionen 
Menschen in Afghanistan nicht mehr helfen. SRF.ch 

Alaska. Die Regierung von US-Präsident Joe Biden hat neue Öl- und Gasbohrungen in 
großen Teilen Alaskas verboten. SRF.ch 

Antarktis. Ein in der Antarktis schwer erkrankter Australier wurde vom Südpol gebracht und 
ist nun auf dem Weg in die tasmanische Hauptstadt Hobart. Der Mann arbeitete mit etwa 20 
Kollegen an der abgelegenen Casey-Station, einer von drei australischen 
Forschungsstationen in der Antarktis. Nach Angaben der Behörden verschlechterte sich 
sein Gesundheitszustand letzte Woche so sehr, dass er fachärztliche Behandlung 
benötigte. Dann wurde beschlossen, den Eisbrecher des australischen Antarktisprogramms 
zur Abholung in die Antarktis zu schicken. Nach einer Reise von mehr als 3’000 Kilometern 
erreichte der Eisbrecher die Antarktis, etwa 150 Kilometer von der Forschungsstation 
entfernt. Anschließend holten Hubschrauber den Mann an der Forschungsstation ab. Der 
Australier ist nun an Bord des Eisbrechers, der zurück nach Tasmanien fährt. Auf dem 
Schiff erhält er die nötige Pflege. NOS.nl 

China. Der russische McDonald’s-Nachfolger strebt eine Expansion nach China an. Der 
Besitzer von Vkusno i Tochka sagt, er warte auf die Genehmigung der ehemaligen 
Muttergesellschaft. Die russische Fast-Food-Kette Vkusno i Tochka hat ihren ehemaligen 
Franchisegeber McDonald’s um die Genehmigung gebeten, eine Filiale in der chinesischen 
Stadt Heihe zu eröffnen, wie TASS berichtete. Vkusno i Tochka („Einfach lecker“) ist eine 
umbenannte Version von McDonald’s in Russland, die im Rahmen des Verkaufs des US-
Franchise vor dessen Ausstieg aufgrund von Sanktionen entstand. Es bietet seinen Kunden 
im Wesentlichen das gleiche Menü wie das Original. Nach Angaben des Inhabers des 
russischen Franchise-Unternehmens, Aleksandr Govor, erhielt Vkusno i Tochka eine 
Anfrage aus der chinesischen Stadt, die gegenüber der russischen Stadt 
Blagoweschtschensk am Amur liegt. Gemäß den Bedingungen der Vereinbarung zwischen 
Govor und dem US-Fast-Food-Riesen, nachdem dieser beschlossen hatte, den russischen 
Markt zu verlassen, kann die lokale Gruppe keine Restaurants der umbenannten Kette in 
Ländern eröffnen, in denen McDonald’s tätig ist. RT.ru ● Vor etwa 148 bis 150 Millionen 
Jahren scheint eine Dinosaurierart mit einer für Wissenschaftler bemerkenswerten 
Anatomie gelebt zu haben. In der südostchinesischen Provinz Fujian wurde das Fossil eines 
vogelähnlichen Dinosauriers mit langen Hinterbeinen und einer Art Vorderbeinen entdeckt, 
die an Flügel erinnern. Der Teil unterhalb des Knies der Hinterbeine ist doppelt so lang wie 
die Oberschenkel des Tieres, die in ihrer Größe mit einem Fasan vergleichbar sind. Und 
das ist bemerkenswert, denn bei den meisten Dinosauriern ist das Verhältnis umgekehrt. 
Aufgrund seines besonderen Körperbaus wirft dieser Fujianvenator prodigiosus 
(lateinisch für: skurriler Jäger aus Fujian) unter Wissenschaftlern die Frage auf, ob das Tier 
als Vogel einzustufen ist. NOS.nl 

Donezk. Bei einem russischen (?) Angriff auf die russischsprachige Stadt Константиновка 
Kostantynowka sind mindestens siebzehn Menschen getötet und zwanzig weitere verletzt 
worden. NOS.nl Russische Quellen sprechen von Operation unter falscher Flagge der 
Ukraine. VESTI.ru 

BR Deutschland. Bundeskanzler Scholz hat die diesjährige Internationale 
Automobilausstellung in München eröffnet. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Autolandes Deutschland stehe außer Frage, sagte er mit Blick auf die Konkurrenz durch  
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E-Autos aus China. Scholz kündigte an, dass die Lade-Infrastruktur massiv ausgebaut 
werden soll. Er warb erneut für das Ziel, 15 Millionen E-Autos bis 2030 auf deutsche Straßen 
zu bringen. 
● Brandenburgs Innenminister Stübgen will mehr Landespolizei an der Grenze zu Polen 
einsetzen. Wie er der „Märkischen Allgemeinen“ gesagt hat, sollen die Beamten zusammen 
mit der Bundespolizei kontrollieren – um illegale Einreisen zu verhindern und Schleuser 
abzuschrecken. 
● Die Ukraine hat die ersten Geschosse für den Flugabwehr-Panzer Gepard aus 
Deutschland bekommen. Das Verteidigungsministerium in Berlin spricht von einer 
fünfstelligen Zahl. Insgesamt will die Bundesregierung 300’000 Schuss liefern – 
hergestellt vom Rüstungskonzern Rheinmetall. Die Ukraine hat bis jetzt 46 Gepard-Panzer 
bekommen. Sechs weitere sollen folgen. RBB.de 
● Nach den Plänen des Berliner Haushaltsentwurfs konstatiert die Caritas, dass in Berlin 
weitere schmerzhafte Einsparungen bei der Unterstützung von Obdachlosen drohen. 
Jedoch beträgt die finanzielle Unterstützung des Berliner Senats für das Projekt „Berliner 
Register“, einer Meldestelle angeblich über „Trans-Diskriminierung und extrem rechte 
Aktivitäten“, weiterhin 830’000 Euro. RT.ru 

Frankreich will Gewicht von Schultheks (Schultaschen) halbieren. Statt acht sollen die 
Kinder nur noch vier Kilogramm buckeln, sagt der Bildungsminister Attal im Fernsehen. 

Griechenland. Nach den Waldbränden. So viel Regen wie noch nie. Extreme Unwetter in 
Griechenland und auf dem Balkan. Schwere Unwetter fordern in Griechenland und auf dem 
Balkan Menschenleben. SRF.ch 

Grossbritannien. Album «Hackney Diamonds». Die Rolling Stones bringen ihr 31. 
Album heraus. Die Altrocker um Mick Jagger haben ein neues Album angekündigt. Morgen 
wird es über den Youtube-Kanal gestreamt. SRF.ch 

Indien. Ein neuer Bericht der Universität Chicago zeigt, dass wegen schlechter Luft die 
Lebenserwartung in Indien seit 2013 um fünf Jahre gesunken ist. In Bangladesch sind es 
gar 6.8 Jahre. In China dagegen ist die Lebenserwartung in den letzten zehn Jahren um 2.2 
Jahre gestiegen. Ein Hauptgrund für die Luftverschmutzung im 1.4-Milliarden-Volk Indien ist 
starkes Bevölkerungswachstum. Immer mehr Fabriken müssen immer mehr produzieren, 
die Energieproduktion aus Kohle steigt. Auch wird ein Teil der Bevölkerung immer 
wohlhabender, kann sich Autos und Flugreisen leisten. Fortschritte verzeichnet China, auch 
wenn das Land mit ebenfalls über 1.4 Milliarden Menschen beim Ranking der schlechtesten 
Luftqualität noch immer Platz 13 belegt. Vor allem in Großstädten gebe es einen Wandel, 
sagt Fabian Kretschmer, freier Journalist in Peking. «Noch vor sieben Jahren wähnte man 
sich beim Blick durchs Fenster in einem apokalyptischen Science-Fiction-Film», so 
Kretschmer: Wer raus musste, trug eine Maske, wer es sich leisten konnte, hatte Luftfilter 
in der Wohnung. Joggen war nur selten möglich. Das Stadtbild habe sich deutlich verändert, 
so Kretschmer. Immer mehr Junge verbrächten ihre Mittagspause in den Parks. Der 
deutliche Gewinn an Lebensqualität hängt damit zusammen, dass Städte wie Peking oder 
Schanghai die Schwerindustrie zunehmend ins Umland verbannten. SRF.ch 
● In Indien haben sich heute Vermutungen verdichtet, wonach Regierungschef Narendra 

Modi den offiziellen Namen seines Landes abschaffen und in भारत Bharat ändern will. 

„Bhārat“, der Name für Indien in mehreren indischen Sprachen, leitet sich hauptsächlich 
vom Namen des vedischen Stammes der Bharatas ab, die im Rigveda als eines der 
Hauptkönigreiche der Aryavarta erwähnt werden. ORF.at 
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Irland. Der Kurzvideodienst TikTok hat ein neues Rechenzentrum in Irland eröffnet, das 
die Angst vor einem Zugriff auf europäische Nutzerdaten von China aus zerstreuen soll. 
ORF.at 

Israel und Saudi-Arabien nähern sich an – vor allem wegen der USA. Nach 75 Jahren 
Nahostkonflikt ist eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel und Saudi-
Arabien eine Zeitfrage. SRF.ch 
● In Israel nehmen die Covid-Infektionen wieder zu. Israel ist wieder das erste Land, das 
einen neuen Impfstoff testet. Die Masken kommen wieder zu Ehren. REQA.il 

Italien. Ab 2024 müssen Tagestouristen in Venedig Eintritt bezahlen. Reisende, die nicht 
in der Stadt übernachten, müssen einen Beitrag von fünf Euro zahlen, beschloss der 
Tourismusausschuss der Gemeinde. ORF.at 

Japan schickt Sonde Richtung Mond. Mit dem Mondlandegerät SLIM sollen dann 
punktgenaue Landungen auf dem Erdtrabanten getestet werden. SRF.ch 

Kanada. Die Fluglinie Air Canada hat zwei Passagiere des Flugzeugs verwiesen, weil diese 
sich über unhygienische, weil mit Erbrochenem verunreinigte Sitze beschwert hatten. 
Eine weitere Passagierin erzählte gegenüber der BBC, dass die zwei Personen vom 
Sicherheitsdienst aus dem Flieger eskortiert wurden. BBC.uk 

Mexiko. Sowohl die Regierungspartei als auch das Oppositionsbündnis haben eine Frau 
als Präsidentschaftskandidatin in Mexiko nominiert. Der amtierende Präsident Andrés 
Manuel López Obrador, der sehr beliebt ist, darf nach sechs Jahren im Amt nicht mehr 
antreten. Die Kandidatin der Regierungspartei, Claudia Sheinbaum, war Stadtpräsidentin 
von Mexiko City. Sie hat sich mit ihrer Nominierung in der Partei gegen fünf Mitbewerber 
durchgesetzt. So stehen die Chancen gut, dass Mexiko ab Juni 2024 erstmals von einer 
Frau geleitet wird. 
● Oberstes Gericht Mexikos entkriminalisiert Abtreibungen. SRF.ch 

Niger. Frankreich verhandelt über geordneten Abzug seiner Truppen aus Niger. SRF.ch 

Nordkorea. Die USA haben Nordkorea für den Fall von Waffenlieferungen an Russland 
bereits mit Konsequenzen gedroht. Russland sei für Nordkorea eine wichtige und 
interessante Quelle für strategische Rohstoffe wie Erdöl, sagt Rüdiger Frank, Professor für 
Ostasienwissenschaften an der Universität Wien. «Was den Westen besonders 
beunruhigen dürfte, ist die Möglichkeit, dass Russland inzwischen bereit sein dürfte, 
fortgeschrittene Militärtechnologie an Nordkorea zu liefern», sagt der Ostasienexperte. 
Nordkorea sei für Russland strategisch interessant, sagt Frank. Russland versuche als 
Reaktion auf die westlichen Bündnisse wie die Nato, Gegenbündnisse aufzubauen. Deshalb 
suche Russland nach Alliierten. Nordkorea hat außerdem eine sehr gut ausgebaute 
Militärindustrie und produziert schon seit Jahrzehnten eigene Munition und eigene Waffen. 
«Wir wissen darüber hinaus, dass Nordkorea selbst in der Vergangenheit auch schon sehr 
häufig als Exporteur von Waffen aufgetreten ist, wobei die Kunden eher Länder aus der 
Dritten Welt gewesen sind», erklärt Frank. Deshalb seien Waffenexporte nach Russland 
relativ ungewöhnlich. Technisch gesehen stellt der Ostasienexperte ein großes 
Fragezeichen hinter einen Waffendeal zwischen den beiden Ländern. «Nordkoreas 
Produktionskapazitäten sind begrenzt.» Hinzu komme, dass Nordkorea die eigenen 
Reserven nicht auflösen werde, da es diese selbst brauche. Auch die 
Transportmöglichkeiten der Waffen seien begrenzt. «Nordkorea ist 9’000 Kilometer entfernt 
vom Kriegsschauplatz in der Ukraine», so Frank. Es gebe zwar die Transsibirische 
Eisenbahn, doch man müsse bedenken, dass auch die Ukraine große Schwierigkeiten  
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habe, ihr Getreide auf dem Landweg zu transportieren. Der Seeweg wiederum sei für 
nordkoreanische Waffenlieferungen an Russland absolut undenkbar, weil die Amerikaner 
diesen unter Kontrolle hätten. Der Ostasienexperte beschreibt mögliche Lieferungen als 
«Tropfen auf den heißen Stein». Zwar gebe es von russischer Seite keine politischen 
Vorbehalte, da Russland damit argumentiere, dass die Ukraine auch von westlichen 
Ländern beliefert werde. Doch angesichts der Menge hätten die Lieferungen eher einen 
symbolischen Wert und keinen kriegsentscheidenden, so Frank. SRF.ch 

Österreich. Am 21. September startet die kritische Doku „Projekt Ballhausplatz – Aufstieg 
und Fall des Sebastian Kurz“ von Regisseur Kurt Langbein, in der es um die politischen 
Karriere von Ex-Bundeskanzler Sebastian Kurz und dessen zwei Regierungszeiten geht. 
Regisseur Kurt Langbein dokumentiert anhand von Erzählungen von Wegbegleitern und 
einer Collage aus Video- und Filmmaterial, wie eine Gruppe um Kurz, genannt die 
Prätorianer, wichtige Positionen der Republik besetzen konnten und wie die Ibiza-Affäre und 
schließlich die ÖVP-Korruptionsaffäre zum Rückzug von Kurz aus der Politik führte. Doch 
schon einige Tage früher erscheint ein zweiter Kurz-Film, der „Kurz – der Film“ heißt. Dass 
gleich zwei Filme über genau dieselbe Person in solch kurzem Abstand in die Kinos 
kommen, ist auffallend. „Kurz – der Film“-Regisseur Sascha Köllnreitner bat diverse 
Weggefährten und Kritiker von Kurz vor die Kamera. Zu Wort kommen unter anderem 
Michael Spindelegger, Arnold Schwarzenegger, Elisabeth Köstlinger, Thomas Schrems 
usw. Nach seiner politischen Laufbahn übernahm Kurz 2022 einen Posten als „Global 
Strategist“ bei Thiel Capital in den USA. In Israel betreibt er eine Firma im KI Bereich. Jetzt 
soll er auch noch in die Politik zurück, um Kickl (FPÖ) zu stoppen. RA.at 
● Die Staatsanwaltschaft Wien akzeptiert in der Causa Teichtmeister das erstinstanzliche 
Urteil, das das Landesgericht für Strafsachen gestern über Ex-Burgschauspieler Florian 
Teichtmeister verhängt hat. Damit bleibt es bei zwei Jahren bedingt für das Beschaffen 
von rund 76’000 Dateien mit Missbrauchsdarstellungen von Kindern und Jugendlichen. 
● Die Sanierung des Theater an der Wien wird deutlich teurer als ursprünglich geplant. Die 
Baukosten dürften sich um rund 20 Millionen Euro auf 81 Millionen Euro erhöhen. Der 
Zeitplan soll jedoch halten – das Theater soll im Herbst 2024 wieder öffnen. ORF.at 

Philippinen. Die Seestreitkräfte der USA und der Philippinen haben gemeinsame 
Übungen im Südchinesischen Meer in der Nähe eines Gebiets durchgeführt, auf das 
sowohl Manila als auch Peking Anspruch erheben. Zuvor hatte China seine Nachbarn davor 
gewarnt, sich gegenüber Washington einzuschmeicheln und die Region zu destabilisieren. 
CGTN.cn 

Schweiz. Mit einer Wespe gegen die invasive Kirschessigfliege. Die Kirschessigfliege ist 
verheerend im Beeren-, Stein- und Obstbau. Nun soll sie einen Gegenspieler bekommen. 
SRF.ch 

Spanien. Es ist Jahre her, seit Carles Puigdemont [ˈkarɫəs pudʒðəˈmon i kazəməˈʒo] in den 
Schlagzeilen stand. Er ist immer noch Führer der katalanischen Separatisten, die 2017 für 
die Region ein Unabhängigkeitsreferendum lancierten. In Katalonien wurde das 
Referendum angenommen, Spanien stürzte in eine Verfassungskrise, und am Ende musste 
Puigdemont fliehen, um einem Haftbefehl zu entgehen. Seither lebt er in Brüssel. Vom Staat 
wurde er ignoriert – bis er gestern plötzlich Besuch von einem Regierungsmitglied erhalten 
hat. Puigdemont ist weiterhin die große Führungsfigur der katalanischen separatistischen 
Partei Junts, wenn auch nicht deren offizieller Vorsitzender. Diese Partei hat bei den 
spanischen Parlamentswahlen im Juli sieben Mandate erzielt. Und diese Stimmen sind 
angesichts der knappen Mehrheitsverhältnisse notwendig für die Wahl eines neuen 
spanischen Premiers. Junts, sprich: Puigdemont, ist also das Zünglein an der Waage. 
Ohne ihn geht es nicht, ohne ihn gibt es keine Mehrheit. SRF.ch 
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Südafrika. Die Naturschutzorganisation African Parks hat das größte 
Nashornzuchtprojekt der Welt erworben. Es beheimatet über 2000 Breitmaulnashörner. 
Ende April hatte der Privatmann John Hume sein Nashornzuchtprojekt «Platinum Rhino» 
im Nordwesten Südafrikas versteigert. Die über 2000 Breitmaulnashörner sollen in den 
nächsten zehn Jahren ausgewildert werden, wie die Naturschutzorganisation African Parks 
am Dienstag weiter mitteilte. Es handele sich um das größte Projekt dieser Art, das es 
jemals in Afrika gegeben habe. Mehr als 2000 bedrohte Breitmaulnashörner leben auf der 
8500 Hektar großen Farm von Privatmann John Hume – das sind gut zwölf Prozent der 
geschätzt 16’000 Breitmaulnashörner weltweit. Die Naturschutzorganisation African Parks 
hat das größte Nashornzuchtprojekt der Welt erworben. Es beheimatet über 2000 
Breitmaulnashörner. Ende April hatte der Privatmann John Hume sein Nashornzuchtprojekt 
«Platinum Rhino» im Nordwesten Südafrikas versteigert. Die über 2000 Breitmaulnashörner 
sollen in den nächsten zehn Jahren ausgewildert werden, wie die Naturschutzorganisation 
African Parks am Dienstag weiter mitteilte. Es handele sich um das größte Projekt dieser 
Art, das es jemals in Afrika gegeben habe. Mehr als 2000 bedrohte Breitmaulnashörner 
leben auf der 8500 Hektar großen Farm von Privatmann John Hume – das sind gut zwölf 
Prozent der geschätzt 16’000 Breitmaulnashörner weltweit. SRF.ch 

In Südkorea gingen am vergangenen Montag über 100’000 Lehrer auf die Straße. Sie 
streikten für bessere Arbeitsbedingungen und mehr Rechte. «Sie fordern, dass sie das 
Recht auf Unterricht wiederbekommen und es ausüben dürfen», sagt Martin Fritz, Journalist 
für SRF in Seoul. Der Grund: Lehrer in Südkorea sind gegenüber Vorwürfen von Eltern fast 
machtlos. In den vergangenen fünf Jahren gab es 100 Suizide von Lehrkräften. Einer der 
letzten Fälle ereignete sich im Juli 2023, als sich eine Primarlehrerin das Leben nahm. Sie 
war 23 Jahre alt. Auch ihr sei Fehlverhalten gegenüber Kindern vorgeworfen worden, 
berichtete die ARD. Seit ihrem Suizid haben die Lehrer jedes Wochenende Mahnwachen 
und Demonstrationen im ganzen Land abgehalten. SRF.ch 

Ukraine. Das Präsidialamt in der Ukraine ist tatsächlich sehr mächtig. Seit Kriegsbeginn 
werden die meisten wichtigen Entscheidungen von Selenski und seinen Beratern gefällt. Sie 
vertreten die Ukraine oft in der Öffentlichkeit und erklären die Regierungspolitik. Das führt 
unter anderem auch dazu, dass in- und ausländische Medien ihre Interviews bevorzugt mit 
Selenski-Beratern machen, weil sie näher an der Macht sind. Minister und Parlamentarier 
haben das Nachsehen. Die Präsidialorganisation um Selenski ist so zu einer Art 
Schattenregierung geworden. Dieser obsiegte zwar 2019 in einer freien und fairen Wahl und 
ist entsprechend demokratisch legitimiert. Dies gilt nicht für seine Beraterinnen und Berater, 
die seit Kriegsbeginn sehr viel Macht auf sich konzentriert haben. Das Parlament und selbst 
die Regierung mit dem Ministerpräsidenten haben dagegen an Einfluss verloren. SRF.ch 
● Der Kreml hat die von den USA geplante Lieferung von Uranmunition an die Ukraine 
scharf verurteilt. „Das sind sehr schlechte Neuigkeiten“, sagte Kreml-Sprecher Dmitri 
Peskow heute der Nachrichtenagentur Interfax zufolge. Der Einsatz solcher Munition werde 
zu einer Erhöhung der Erkrankungen an Krebs und anderen Leiden führen, sagte er. Das 
zeigten etwa Daten nach der Bombardierung Jugoslawiens. Gleiches sei nun auch in der 
Ukraine zu erwarten. „Die Verantwortung dafür wird natürlich voll und ganz bei der Führung 
der Vereinigten Staaten von Amerika liegen. 
● Europa hat seine Hilfen für die Ukraine erhöht und einer Studie zufolge damit die USA 
deutlich überholt. In dem erfassten Zeitraum bis zum 31. Juli summiere sich der Wert des 
zugesagten Gesamtvolumens von europäischen Gebern auf 156 Milliarden Euro verglichen 
mit knapp 70 Milliarden Euro von den USA. 
● Kiew beginnt geflüchtete Männer zurückzuholen. In Österreich hat Medienberichten 
zufolge das Innenministerium versprochen, Ukrainer nicht an Kiew auszuliefern. ORF.at 
● Laut einem am Mittwoch vom Wirtschaftsministerium des Landes veröffentlichten 
Vorschlag plant die Ukraine eine deutliche Preiserhöhung für alkoholische Getränke.  
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Dem Vorschlag zufolge sollen die Großhandelspreise für hochprozentige Spirituosen um 
34 % bis 42 % und die Einzelhandelspreise um bis zu 25 % steigen. Unterdessen könnten 
die Einzelhandelspreise für Weinprodukte um 61 % bis 71 % steigen, während die Preise 
für Sekt und kohlensäurehaltige alkoholische Getränke um 28 % angehoben werden. IZ.ru 
 
USA. Implantat übersetzt Hirnaktivität in Sprache. Ann sitzt im Rollstuhl. Seit einem 
Schlaganfall ist die heute 47-jährige Frau gelähmt und kann nicht mehr sprechen. Möglich 
macht das eine sogenannte Gehirn-Computer Schnittstelle. Eine Schnittstelle also, die das 
menschliche Gehirn mit einem Computer verbindet und es so ermöglicht, per Gedanken mit 
der Umwelt zu kommunizieren. Im Fall von Ann ist es ein dünner Film mit rund 250 
Elektroden. Dieser hat ihr der Neurochirurg Edward Chang von der Universität von 
Kalifornien in San Francisco unter die Schädeldecke implantiert. Dort messen die 
Elektroden die elektrischen Gehirnsignale, die entstehen, wenn Ann etwas sagen möchte. 
«Erst vor rund fünf, sechs Jahren haben wir begonnen, die elektrischen Muster wirklich zu 
verstehen, die zu den Bewegungen der Lippen, des Kiefers und der Zunge führen und 
schließlich die spezifischen Laute der einzelnen Konsonanten und Vokale in Wörtern 
erzeugen», sagt Edward Chang. SRF.ch 
● Der ehemalige Präsident Donald Trump hat behauptet, dass der anhaltende Ukraine-
Konflikt nie begonnen hätte, wenn die US-Wahlen 2020 nicht „manipuliert“ worden wären 
und Joe Biden ihn nicht abgelöst und sein Amt übernommen hätte. In einem Interview mit 
dem amerikanischen Radiomoderator Hugh Hewitt am Mittwoch betonte Trump, dass 
Russland seine Militäroperation in der Ukraine niemals gestartet hätte, wenn er noch im 
Weißen Haus gewesen wäre. KFAR.us 
● Moskau halte die Sperrung, Beschlagnahme oder Zurückbehaltung seines 
Staatsvermögens und seiner Reserven sowie der seiner Bürger für illegal, sagte 
Kremlsprecher Dmitri Peskow am Donnerstag vor Reportern. Er antwortete auf eine Frage 
während einer Pressekonferenz zu einem Versprechen der USA, eingefrorene russische 
Gelder an die Ukraine zu überweisen. Jeder Versuch, von den USA und ihren 
europäischen Verbündeten blockierte Gelder zu verwenden, werde letztendlich zu 
rechtlichen Schritten führen, warnte Peskow und fügte hinzu, dass „kein Fall einer solchen 
illegalen Einbehaltung unbeachtet bleiben wird“. VESTI.ru 
● Der US-Kongress sollte weitere 20 Milliarden US-Dollar an Finanzmitteln für die 
Ukraine genehmigen, sagte der Minderheitsführer im Senat, Mitch McConnell, am Mittwoch. 
Der republikanische Senator aus Kentucky argumentierte, dass die Hilfe Washingtons an 
Kiew Moskau geschwächt habe, „ohne einen einzigen Schuss abzufeuern“. In einer Rede 
im Senat behauptete McConnell, dass Präsident Joe Biden bei der Finanzierung der 
Kriegsanstrengungen der Ukraine „nicht so entschlossen gewesen sei, wie viele von uns es 
vorgezogen hätten“, dass dies jedoch kein Grund für den Kongress sei, „die Regierung zu 
verärgern“, schreibt die Washington Post. RFERL.cz 

Weltmeere. Pro Jahr werden 50 Milliarden Tonnen Sand für Beton, Glas und andere 
Bauteile aus Flüssen und Sandbänken ausgebaggert. Ein großer Teil stammt aus den 
Weltmeeren, zeigt nun eine Datenplattform, die an der Universität Genf zusammen mit 
UNO-Gremien entwickelt wurde. Auch vom Meeresgrund werden vier bis acht Milliarden 
Tonnen Sand pro Jahr abgesaugt und verarbeitet – mit Folgen für die marinen Ökosysteme. 
SRF.ch 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 

http://kfar.us/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Was in der Schweiz und anderswo berichtet wurde – 06.09.2023 

Afghanistan – Die in Afghanistan regierenden Taliban haben internationale 
Hilfsorganisationen des Diebstahls bezichtigt. „Ausländische 
Nichtregierungsorganisationen sind nicht gekommen, um Afghanistan wieder aufzubauen“, 
sagte Mohammed Yunis Rashid, Vizeinformationsminister, in der Provinz Paktia. „Sie 
kamen nach Afghanistan, um zu stehlen und zu plündern“. ORF.at 

Angola – In Kilamba, 25 km von Luanda, scheint sich Afrika davongemacht zu haben. 
Zumindest auf den ersten Blick. Konforme Hochhäuser, manche bis zu sieben Stockwerke 
hoch, verteilen sich auf einer Fläche von 30 Quadratkilometer. Breite Straßen 
durchschneiden sie in einem akkurat rechten Winkel. Bäume überall, Parks, die 
frühmorgens bewässert werden, und Babys in Kinderwägen, die spaziert geführt werden. 
Friedlich ist die Stimmung, klar die Luft, sogar das Zwitschern der Vögel ist zu hören. 
Kilamba war bei der Eröffnung 2011 als Stadt mit Sozialwohnungen konzipiert, doch 
damals hat eine Wohnung rund 300’000 Franken gekostet. Das konnte sich kaum jemand 
leisten, und die Trabantenstadt stand jahrelang leer und galt als sogenannter weißer Elefant 
– als typisches Beispiel für ein von China gebautes Wohnprojekt. Doch dann senkte die 
Regierung die Preise um bis zu 40 Prozent und ermöglichte es, dass die Wohnungen über 
30 Jahre abbezahlt werden können – und darum ist Kilamba, einst konzipiert für rund 
200’000 Menschen, heute immerhin das Zuhause von mehr als 100’000. «Es ist super hier. 
Viel sicherer als im Slum, wo wir vorher lebten», sagt der eine und sein Bruder ergänzt: «Es 
gibt hier alles, Schulen, Läden, eine Polizeistation, ein Krankenhaus und dann gibts auch 
coole Partys am Wochenende.» Kilamba liegt in Angola, einem Land mit riesigen 
Erdölreserven. Mit Erdöl wurden die von China gebauten Infrastrukturprojekte bezahlt. 
SRF.ch 

Australien – Bei einer australischen Frau wurde letztes Jahr bei einer Gehirnoperation ein 
acht Zentimeter großer lebender parasitärer Wurm gefunden. Forscher veröffentlichten 
diese Woche die makabre Entdeckung. Es ist das erste Mal, dass ein so großer lebender 
parasitärer Wurm in einem menschlichen Gehirn gefunden wurde. Der Wurm kommt 
normalerweise nur in Pythons vor. Die 64-jährige Frau klagte seit einem Jahr über 
Bauchschmerzen, Durchfall, trockenen Husten und Nachtschweiß. Später kamen 
Vergesslichkeit und depressive Gefühle hinzu. Nach einer MRT-Untersuchung ihres 
Gehirns wurde entschieden, dass eine Gehirnoperation notwendig sei. Die 
Magnetresonanztomographie, abgekürzt MRT oder MRI ist ein bildgebendes Verfahren, das 
vor allem in der medizinischen Diagnostik zur Darstellung von Struktur und Funktion der 
Gewebe und Organe im Körper eingesetzt wird. Es basiert physikalisch auf den Prinzipien 
der Kernspinresonanz. NOS.nl 
● Das in Australien viel diskutierte Referendum am 14. Oktober beinhaltet mehr politisches 
Mitspracherecht für die indigene Bevölkerung. SRF.ch 

Belgien – Bei der Bank bekommt man nicht genug für den Notgroschen. Der Zinssatz für 
frei abhebbare Sparkonten in Belgien beträgt durchschnittlich etwas mehr als ein halbes 
Prozent. Und das, während die Europäische Zentralbank (EZB) die Zinsen zügig auf 3,75 
Prozent angehoben hat. In sechs Tagen wurden fast 12,5 Milliarden Euro von Sparkonten 
in Staatsanleihen umgewandelt. Belgier können damit ihr Geld für mindestens ein Jahr 
sichern, und das zu einem Zinssatz von 2,81 Prozent. NOS.nl 

China – Der ostchinesische Landkreis 常山县 Changshan will Anreize für Heirat und 

Familienplanung geben, die nun beschlossenen Maßnahmen sorgen aber für internationale 
Schlagzeilen. Changshan bietet Paaren eine „Belohnung“ von 1’000 Yuan (127 Euro), 
wenn die Braut 25 Jahre alt oder jünger ist. Eine entsprechende Bekanntmachung wurde  
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vergangene Woche auf dem offiziellen Wechat-Konto des Landkreises veröffentlicht. Damit 
wolle man „altersgerechte Heirat und Kinderkriegen“ fördern, wie es hieß. Auch würden 
Paare mit Kindern eine Reihe von Kinderbetreuungs- und Bildungszuschüssen erhalten. 
Der erste Bevölkerungsrückgang seit sechs Jahrzehnten in China, gepaart mit der rasch 
alternden Bevölkerung, alarmierte zuletzt die Führung in Peking. ORF.at 

BR Deutschland – Die Pisten am Flughafen Zürich sollen verlängert werden. Im 
grenznahen deutschen Hohentengen stößt dies auf wenig Freude. SRF.ch 
● Im brandenburgischen Schloss Meseberg will die Ampel-Koalition ihre zweitägige 
Kabinettsklausur mit einer Reihe von Gesetzentwürfen beenden. So soll unter anderem das 
sogenannte Wachstums-Chancengesetz von Finanzminister Lindner die Unternehmen 
um mehr als sieben Milliarden Euro pro Jahr steuerlich entlasten. Beim Industriestrompreis 
ist die Koalition weiter uneins. Die Grünen und inzwischen auch die SPD-Fraktion fordern 
ihn. Bundeskanzler Scholz zeigt sich bisher skeptisch. Auch Finanzminister Lindner sagte 
am Abend in der ARD, eine derartige Subvention für die Wirtschaft führe zu einer 
Wettbewerbsverzerrung zwischen großen und kleinen Unternehmen. Zudem wisse er nicht, 
woher das Geld dafür kommen solle. Lindner hält es für wichtiger, die Energieerzeugung 
schneller auszubauen. 
● Die Inflation in Deutschland hat sich im August weiter leicht abgeschwächt. Wie das 
Statistische Bundesamt mitteilte, lag die Teuerung voraussichtlich bei 6,1 Prozent. Im Juli 
waren es im Jahresvergleich noch 6,2 Prozent, im Juni 6,4. Überdurchschnittlich teurer 
geworden sind wieder Energie und Lebensmittel. 
● Die Zufriedenheit mit der Ampelkoalition hat einen neuen Tiefpunkt erreicht. Laut ARD-
Deutschlandtrend sind nur noch 19 Prozent mit der Arbeit der Bundesregierung 
zufrieden. Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, käme die SPD auf 16, die Grünen auf 
14 und die FDP auf 6 Prozent. Stärkste Kraft bliebe die Union mit 29 Prozent. Die AfD 
verbessert sich auf 22, die Linke liegt unverändert bei 4 Prozent. 
● Die Staatsoper Unter den Linden in Berlin will die Arbeit mit der russischen Sängerin Anna 
Netrebko wieder aufnehmen. 
● Die Galerie Lafayette planen derzeit nicht, ihr Kaufhaus in der Friedrichstrasse in Berlin 
aufzugeben. Ein Sprecher vom Eigentümer Tishman Speyer erklärte dagegen, es habe nie 
einen Verlängerungswunsch von Galerie Lafayette über das Jahr 2024 hinaus gegeben. 
Berlins Kultursenator Chialo hatte Anfang der Woche das Quartier als neuen Standort für 
die Zentral- und Landesbibliothek vorgeschlagen. RBB.de 

DRK – In der ostkongolesischen Stadt Goma sind bei der gewaltsamen Niederschlagung 
mehrerer Demonstrationen gegen die dortige Friedensmission der Vereinten Nationen 
(UNO) nach Angaben der Regierung der Demokratischen Republik Kongo (DR Kongo) 43 
Menschen getötet und 56 verwundet worden. ORF.at 

EU – Unveröffentlichter EU-Bericht stellt Forderungen an die Schweiz. Zuständig für den 
Bericht zur Schweiz ist der österreichische Europaabgeordnete Lukas Mandl, Mitglied der 
Europäischen Volkspartei. Mandl ist grundsätzlich der Schweiz wohlgesonnen. Umso 
interessanter sind diejenigen Passagen, die die Schweiz auffordern, etwas zu tun oder 
Klartext sprechen. Zum Beispiel rund um den Ukraine-Krieg. Hier ermuntert der 
außenpolitische Ausschuss des EU-Parlaments die Schweiz, die militärische 
Zusammenarbeit mit der EU zu vertiefen. Oder er fordert die Schweiz auf, 
Gesetzesanpassungen vorzunehmen, um russische Gelder zu konfiszieren. Und mit 
Bedauern nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass die Schweiz die Wiedergabe von Waffen 
an die Ukraine verhindert. Mandl sagt dazu, «alle Länder, in denen Munition produziert wird, 
sind eingeladen, kreativ zu werden darin, wie man diese legitime und nötige 
Landesverteidigung auch wieder im Sinne der von Europa vertretenen Werte unterstützen 
kann.» 
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● Die EU beobachte die Situation nach dem Tod des russischen Geschäftsmanns Jewgeni 
Prigoschin und habe noch keine Entscheidung darüber getroffen, ob die gegen ihn 
verhängten Sanktionen aufgehoben werden sollen. Die Nachrichtenagentur DS sagte, sie 
habe eine Erklärung des Pressedienstes der EU-Exekutive erhalten, in der es hieß, es liege 
noch keine „zuverlässige Bestätigung“ für Prigoschins Tod vor. SF.ch 

Frankreich – In Frankreich existiert das „Livret d’épargne populaire“ – LEP, mit sechs 
Prozent für eine Einlage bis 10’000 Euro. Beim „Livret A“ wiederum werden für weitere 
22’950 Euro drei Prozent per annum geboten – ebenso wie beim „Livret de développement 
durable et solidaire – LDDS“, einem Nachhaltigkeitssparbuch, wo höchstens 12’000 Euro 
eingelegt werden können. Konsumenten dürfen alle drei der Sparbücher besitzen und 
erhalten somit für bis zu 44’950 Euro einen staatlich vorgegebenen Zinssatz, der jährlich – 
oder falls notwendig auch unterjährig – angepasst wird. 
● Glaubt man der Überlieferung, verwandelte Jesus im biblischen Galiläa 600 Liter Wasser 
zu Wein. 2000 Jahre später geschehen in Frankreich Dinge, die das Abendland 
erschaudern lassen: Dort wird aus überschüssigem Wein Desinfektionsmitteln gemacht. 
Der Grund ist allerdings nicht ein Comeback von Corona, gepaart mit schwindenden 
Vorräten an Desinfektionsmittel. Sondern eine ganz profane Erkenntnis: «Frankreich 
produziert seit Jahren mehr Wein, als es konsumiert. 
● In Frankreich tritt die umstrittene Pensionsreform von Präsident Emmanuel Macron nach 
monatelangen und teils gewaltsamen Protesten am 1. September in Kraft. SRF.ch 
 
Großbritannien – Die Diebstähle im British Museum liefert anderen Ländern gute 
Argumente für ihre Restitutionsforderungen. 
● London ist im Aufruhr: Denn das «Recht der Menschen in der Innenstadt auf saubere 
Luft», wie es Bürgermeister Sadiq Khan nennt, sorgt derzeit für wütende Reaktionen in der 
Bevölkerung. Wie bereits in sechs anderen britischen Städten gilt in der Metropole an der 
Themse ein sogenanntes «Road Pricing». Konkret: Wer mit einer Abgasschleuder durch 
London fährt, muss tief in die Tasche greifen. Umgerechnet 17 Franken täglich beträgt die 
Gebühr für Fahrzeuge, die gewisse Umweltnormen nicht erfüllen. SRF.ch 
● Wenige Tage vor Beginn des neuen Schuljahres in Großbritannien müssen Räume und 
Gebäude in Dutzenden Schulen wegen Einsturzgefahr geschlossen werden. ORF.at 

Indien – Beim G20-Gipfel in Indien nächste Woche werden die Behörden „Affen-
Imitatoren“ einsetzen; Eine Gruppe von dreißig bis vierzig Männern wird Affenlaute 
imitieren, um freche Rhesusaffen von den Weltführern fernzuhalten. Rhesusaffen sorgen in 
Neu-Delhi, wo der Gipfel stattfindet, regelmäßig für Ärger. Sie zerstören Gärten und Dächer 
und greifen Menschen um Nahrung an. Rhesusaffen stehen in Neu-Delhi unter Schutz und 
sind für viele Hindus heilig. Doch in den letzten Jahren gab es verschiedene Versuche, sie 
aus der Stadt zu vertreiben. Im Jahr 2015 wurden bei einem Besuch des damaligen US-
Präsidenten Obama Männer mit Besenstielen und Steinschleudern gegen die Affen 

eingesetzt. NOS.nl ● Der Mondrover प्रज्ञानम् Pragyan, der Teil der indischen Mission 

Chandrayaan-3 ist, hat Schwefel in der Nähe des Südpols des Mondes entdeckt. AIR.in 

Kanada – In der Nähe eines ehemaligen religiösen Internats wurden Dutzende Gräber 
indigener Kinder gefunden. Das gab Jenny Wolverine, Leiterin der indigenen Gemeinde 
English River, auf einer Pressekonferenz bekannt. „Was wir gefunden haben, ist 
herzzerreißend und überwältigend: Bisher wurden 93 nicht markierte Gräber von 79 Kindern 
und 14 Kleinkindern entdeckt“, sagte Wolverine. „Das ist noch keine endgültige Zahl“, fügte 
sie hinzu. Die endgültige Zahl kann daher viel höher ausfallen. Die Gräber wurden nach 
einer Radaruntersuchung des Bodens in der Nähe der römisch-katholischen Beauval Indian 
Residential School in der Provinz Saskatchewan entdeckt. Nach Angaben der University of 
Regina wurde die Schule 1995 von ihren ehemaligen Bewohnern abgerissen, nachdem sie  
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in diesem Jahr geschlossen wurde. Fast ein Jahrhundert lang wurden indigene Kinder in 
Kanada zwangsweise in 139 Internate geschickt. Insgesamt mehr als 150.000. Die Kinder 
wurden von ihren Familien getrennt und sollten sich an die Kultur der weißen Einwohner 
Kanadas anpassen. Tausende von ihnen starben an Krankheiten, Unterernährung oder 
Vernachlässigung. In den Schulen wurden Kinder misshandelt und getötet. 
● Die kanadische Polizei verhaftete im Mai den 57-jährigen Kenneth Law, einen Koch in 
einem Hotel in Toronto. Er hatte einem verdeckten Ermittler erzählt, dass viele Menschen 
nach der Einnahme von Drogen, die er online verkauft hatte, gestorben seien. Die 
Ermittlungen ergaben, dass Law Websites eingerichtet hatte, auf denen er Substanzen 
verkaufte, die Menschen zum Selbstmord befähigen. Nach Angaben der kanadischen 
Polizei könnte er Kunden in mehr als 40 Ländern gehabt und mindestens 1’200 Pakete 
verkauft haben. NOS.nl 

Libanon – Die von der französischen Total Energies im Rahmen eines Konsortiums mit der 
italienischen ENI und Qatar Energy gecharterte Bohrinsel ist der erste Schritt zur 
Ausbeutung der potenziellen Gas- und Ölreserven des Landes. Die Bohrungen werden 
voraussichtlich Ende August beginnen und innerhalb von zwei bis drei Monaten 
abgeschlossen sein. Aufgrund der laufenden Verhandlungen mit seinem südlichen 
Nachbarn Israel über die Grenzen der ausschließlichen Wirtschaftszonen (AWZ) des 
Landes war der Libanon jahrelang nicht in der Lage, seine südlichen Offshore-Reserven zu 
erkunden. Bei der Unterzeichnung eines Seeabgrenzungsabkommens im Oktober 2022 
verkündete der geschäftsführende Energieminister Walid Fayyad, dass der Libanon „ein 
erdölreicher Staat werden wird“. Die libanesische Öl- und Gasinitiative schätzt, dass die 
Offshore-Ölreserven des Libanon Gas und Öl im Wert von rund 600 Milliarden US-Dollar 
enthalten. Die arabische Gaspipeline, die Gas aus Ägypten in Nachbarländer, darunter den 
Libanon, exportiert, kann Gas aus dem Libanon nur importieren, nicht exportieren. SRF.ch 

Mexiko – Digitalnomaden zog es viele Jahre nach Mexiko-Stadt – es lag auf Platz 1 im 
Index, ist jetzt aber auf Platz 17 abgestürzt. Für Mexiko sprach die Nähe zu den USA, die 
schwache Währung, günstige Preise im AirBNB, das Klima, die Leichtigkeit ein 
Halbjahresvisum zu bekommen, die sachten Covid-Regeln. Digitale Nomaden sind 
Menschen, die frei reisen und gleichzeitig aus der Ferne arbeiten. Der Begriff „digitaler 
Nomade“ wurde Anfang der 1990er Jahre verwendet, um einen neuen High-Tech-
Reiselebensstil zu beschreiben, der durch das Wachstum der Computernetzwerke 
ermöglicht wurde. In vielen Ländern gibt es spezielle Visa für Digitalnomaden mit einjähriger 
Gültigkeit.→nomadlist.com SRF.ch 

Mond – Astronomiefans haben in der Nacht auf letzten Donnerstag den letzten Super Blue 
Moon vor 2037 betrachten können. Das seltene Phänomen, bei dem der Mond sowohl der 
Erde am nächsten ist als auch der Sonne direkt gegenübersteht, faszinierte rund um den 
Globus. Der Mond bewegt sich in einer durchschnittlichen Entfernung von 384’400 
Kilometern von der Erde, war aber mit rund 363’000 Kilometern auf dem Punkt seiner 
elliptischen Umlaufbahn, der der Erde am nächsten ist. Somit erschien der Erdtrabant um 
14 Prozent grösser als üblich. SRF.ch 

Niederlande – Als Vincent van Gogh 1890 seinem Leben mit nur 37 Jahren ein Ende setzt, 
kennt ihn niemand. Seinen Nachlass erbt Johanna Bonger, die Ehefrau seines 1891 
verstorbenen Bruders Theo. In ihrem Haus in der Nähe von Amsterdam stapelt sie 900 
Gemälde. Johanna Bonger hat Vincent Van Gogh zu Weltruhm verholfen. Dabei hat sie 
den Maler in ihrem Leben nur dreimal getroffen. SRF.ch 
● Die Staatsanwaltschaft fordert zwölf Jahre Gefängnis gegen den Pakistaner Khalid L., weil 
er die Ermordung des PVV-Führers Geert Wilders (60) gefordert hat. Im August 2018 
rief der ehemalige pakistanische Cricketspieler in einem Video dazu auf, Geert Wilders zu  
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töten, weil dieser einen Cartoon-Wettbewerb über den Propheten Mohammed organisieren 
wollte. Seit der islamische Fundamentalist Mohammed Bouyeri den Regisseur und 
Filmemacher Theo van Gogh am 2. November 2004 ermordete, steht Wilders wegen 
Morddrohungen unter Polizeischutz. Wilders ist bekannt für seine anti-islamische Haltung 
und seine Ablehnung der Beitrittsverhandlungen der Türkei mit der Europäischen Union. 
Außerdem fordert er, die Einwanderung in die Niederlande strikter zu beschränken. Ihm 
werden progressive Standpunkte in Bezug auf die Rechte von Frauen und sexuellen 
Minderheiten attestiert sowie zumindest in den Jahren nach 2009 eine sehr linke Position 
im Bereich der Sozialpolitik. Er möchte zudem dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk die Mittel 
entziehen, da alle Journalisten und Programme durch eine Gehirnwäsche entstünden. 
NOS.nl 

Pakistan. Ein erwachsener Löwe verbrachte etwa zwei Stunden auf der Straße in der 
pakistanischen Stadt Karatschi. Während der Hauptverkehrszeit war das Tier aus dem Auto 
seines Besitzers entkommen. Nach einer Durchsuchung wurde der Löwe beschlagnahmt; 
Es ist verboten, diese Raubtiere in Wohngebieten zu halten. NOS.nl 

Polen – Nach dem aktuellen Fischsterben in der Oder geben die Umweltbehörden 
Entwarnung. Gewebe- und Wasserproben seien unauffällig, teilten die polnischen und 
tschechischen Behörden mit. Wegen zu hoher Salzgehalte waren in der Oder letzten 
Sommer massenhaft Fische gestorben. Die Oder (Odra) ist ein mitteleuropäischer Strom, 
der in Tschechien entspringt, durch Polen fließt und einen Teil der Grenze zwischen Polen 
und der BR Deutschland bildet. Die Oder ist 900 Kilometer lang. NOS.nl 
● Die meisten kommen aus Pakistan, Malaysia und den Philippinen. Vor allem in Polen, das 
EU-Pläne zur gemeinsamen Aufnahme von Asylbewerbern strikt ablehnt, sind asiatische 
Arbeitsmigranten derzeit sehr gefragt. In Ungarn, das wie Polen nicht von Brüssel zur 
Aufnahme von Asylbewerbern gezwungen werden will, geschieht das Gleiche. „Ungarn darf 
kein Einwanderungsland werden“, sagte Ministerpräsident Orbán. Gleichzeitig erlebt sein 
Land mittlerweile einen erheblichen Zustrom von Migranten, unter anderem aus Indien. 
NOS.nl 

Russland – Der russische Söldnerführer Jewgeni Prigoschin ist nach Angaben seines 
Pressedienstes bereits in seiner Heimatstadt St. Petersburg beerdigt worden. Bei einer 
Trauerfeier im engsten Kreis ohne Öffentlichkeit sei von dem 62-Jährigen Abschied 
genommen worden, teilte der Pressedienst des Chefs der Privatarmee Wagner heute mit. 
Interessenten, die sich nun auch von dem am Mittwoch bei einem Flugzeugabsturz 
getöteten Geschäftsmann verabschieden wollten, könnten das auf dem Пороховское 
Кладбище Friedhof Porochowskoje tun. 
● Europäische Länder haben in den ersten sieben Monaten dieses Jahres einem Bericht 
zufolge mehr Flüssigerdgas aus Russland gekauft als vor Moskaus Angriff auf die 
Ukraine. Von Jänner bis Juli kauften die EU-Länder rund 22 Millionen Kubikmeter LNG, wie 
aus einer heute veröffentlichten Untersuchung der Umweltorganisation Global Witness auf 
Basis von Daten des Rohstoffanalyseunternehmens Kpler hervorgeht. Das sei ein Anstieg 
von 40 Prozent. Dabei sei Spanien bis Juli mit einem Bezug von 18 Prozent der zweitgrößte 
Abnehmer der gesamten russischen LNG-Verkäufe, nur China kaufe noch mehr (20 
Prozent). 17 Prozent der Ausfuhren gingen den Angaben zufolge nach Belgien. 
● Zwei Tage nach der Beerdigung von Wagner-Chef Jewgeni Prigoschin (62) ist auch 
dessen Stellvertreter Dmitri Utkin (53) beigesetzt worden, der bei demselben 
Flugzeugabsturz ums Leben gekommen war. Bewacht von einem großen Polizeiaufgebot 
nahmen heute Vormittag rund 20 Angehörige auf dem weitläufigen Militärfriedhof in 
Мытищи Mytischtschi im Norden Moskaus Abschied. Mytischtschi liegt unmittelbar vor 
dem nordöstlichen Stadtrand von Moskau am Fluss Jausa, 19 km vom Moskauer Zentrum  
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entfernt. Südlich der Stadt erstreckt sich das Waldgebiet des Nationalparks Lossiny Ostrow, 
auf dem entlang des Autobahnrings MKAD die Grenze zwischen Mytischtschi und Moskau 
verläuft. ORF.at 
● Die Zahl der ausländischen Buchungen russischer Hotels stieg im August im Vergleich 
zum Juli um 25 % und im Jahresvergleich um 40 %, berichtete die Wirtschaftszeitung 
Kommersant am Dienstag. Nach Angaben der Zeitung unter Berufung auf Berechnungen 
der Reiseseite Ostrovok.ru ist der Anstieg der ausländischen Nachfrage nach Unterkünften 
auf die Einführung elektronischer Visa in diesem Monat zurückzuführen, die das Reisen 
nach Russland für Bürger aus 55 Ländern erleichtern. Der Antragsprozess für ein E-Visum 
dauert vier Tage und basiert auf der Nutzung eines Online-Portals oder einer mobilen App. 
Es ermöglicht die einmalige Einreise nach Russland und ermöglicht Ausländern einen etwa 
zweiwöchigen Aufenthalt als Tourist, Gast oder Geschäftsbesucher sowie zur Teilnahme an 
wissenschaftlichen, kulturellen, gesellschaftspolitischen, wirtschaftlichen oder sportlichen 
Veranstaltungen. Die Kosten betragen 52 US$ oder 46 Franken. Antragsteller für ein 
E-Visum müssen kein Einladungsschreiben, keine Hotelbuchungsbestätigung oder ein 
anderes Dokument vorlegen, das den Zweck ihrer Reise in die Russische Föderation 
bestätigt. Nur Bürger der folgenden Länder, deren Liste von der Regierung der Russischen 
Föderation genehmigt wurde, haben Anspruch auf das einheitliche E-Visum: EU, 
Kambodscha, China, Indien, Indonesien, Iran, Japan, Korea-Nord, Kuwait , Malaysia, 
Mexiko, Myanmar, Nordmakedonien, Norwegen, Oman, Philippinen, San Marino, Saudi-
Arabien, Serbien, Singapur, Schweiz, Taiwan, Türkei, Vatikan, Vietnam. Russland hat auch 
gegenseitige visumfreie Gruppenreisen mit China und dem Iran gestartet und plant dasselbe 
mit Indien. RT.ru 
Schweiz – Die größten Parteien in Kürze. SVP – Schweizerische Volkspartei. Drei 
Kernanliegen der Partei: Die Zuwanderung durch eine restriktive Ausländer- und Asylpolitik 
begrenzen, Verteidigung der integralen Neutralität, keine weitere politische Integration in 
Europa, kein weiterer Ausbau der Sozialwerke, restriktive Steuer- und Finanzpolitik; 
Gegründet 1918: Gründung der «Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei» im Kanton Bern. – 
SPS – Sozialdemokratische Partei der Schweiz, 3 Kernanliegen der Partei: Mehr 
Kaufkraft und Wohlstand für alle, für mehr Gleichstellung und Gleichberechtigung, starken 
Service public; gegründet 1888. – FDP. Die Liberalen – Freisinnig-Demokratische Partei 
für eine freie und wettbewerbsfähige Schweizer Wirtschaft, die nicht von zu vielen 
Vorschriften behindert wird, für sichere und nachhaltig finanzierte Sozialwerke, damit auch 
künftige Generationen noch Renten beziehen können, für eine sichere Schweiz, die ihre 
militärischen Fähigkeiten selber erhöhen muss und zugleich – soweit es die Neutralität 
zulässt – die Kooperation mit anderen Ländern sucht. Formell als schweizweite 
Dachorganisation wurde die FDP 1894 gegründet. Allerdings gab es schon vorher in den 
meisten Kantonen freisinnig-radikale und -liberale Vereinigungen. – Die Mitte, gegen die 
Polarisierung: Die Mitte sieht sich als ausgleichende Kraft zwischen den politischen Polen. 
Hilfe für den Mittelstand: Die Partei bekämpft das Wachstum der Gesundheitskosten. Mit 
ihrer Kostenbremse-Initiative will sie den bedrängten Mittelstand entlasten. Einsatz für 
Verheiratete: Die Mitte setzt sich gegen die sogenannte Heiratsstrafe ein. 1912 als 
Schweizerische Konservative Volkspartei gegründet. – Grüne Schweiz. Für eine gesunde 
Umwelt und den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, insbesondere des Klimas. Für 
eine Schweizer Außenpolitik, die sich aktiv und konsequent um die Förderung des Friedens 
und der Menschenrechte bemüht. Für eine Gleichstellung der Geschlechter und 
Geschlechtsidentitäten und den Kampf gegen jegliche Diskriminierungen. Als nationale 
Partei wurde die Grüne Partei der Schweiz 1983 gegründet. – GLP – Grünliberale Partei 
der Schweiz: die GLP will das Klima schützen und wegkommen von fossilen Energien. 
Außenpolitische Öffnung, vor allem gegenüber der EU. Liberale Wirtschaftspolitik – der 
Staat soll mehr Eigenverantwortung fördern und für faire Startbedingungen sorgen. 
Gründungsjahr: 2007 – EVP, Evangelische Volkspartei der Schweiz. Die EVP ist eine im 
Christentum fundierte Partei, die sich bei ihren politischen Aktivitäten von den Grundsätzen  
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des Evangeliums leiten lässt. Sie setzt sich für eine Stärkung der Ehe und der Familien ein, 
welche für die EVP den Kern der Gesellschaft bilden. Die Partei fordert unter anderem 
höhere Kinder- und Ausbildungszulagen, sowie flexible Arbeitszeitmodelle und mehr 
Teilzeitstellen. Wichtig ist der EVP zudem der Klimaschutz. Sie will die Biodiversität fördern 
und verlangt, dass bei den Treibhausgas-Emissionen das Netto-Null-Ziel erreicht wird. 
Weiter setzt sich die EVP für eine verantwortungsvoll Wirtschaft ohne Ausbeutung ein und 
hat sich dem Kampf gegen Armut verschrieben. Gründungsjahr: 1919 – EDU – 
Eidgenössisch-Demokratische Union. Die EDU politisiert gemäß eigener Beschreibung 
auf Basis von biblischen Werten. Sie lehnt Schwangerschaftsabbrüche, Sterbehilfe, 
Pornographie und Fortpflanzungsmedizin ab. Sie will die Ehe schützen, die «Ehe für alle» 
lehnt sie ab. Sozialpolitisch will die EDU die Eigenverantwortung stärken, Sozialhilfe soll auf 
ein Minimum reduziert werden. Die EDU befürwortet Steuerentlastungen für 
Privatpersonen, Familien und Unternehmen. Umweltpolitisch fordert sie einen schonenden 
Umgang mit den Ressourcen, lehnt aber gleichzeitig eine auf die Reduktion des 
CO2 -Ausstoßes ausgerichtete Klimapolitik ab. Der Wahlkampf-Slogan der EDU lautet «Der 
Wahrheit verpflichtet». Parteien und Medien würden Propaganda betreiben, kritisiert die 
EDU. Sie lehnt den «Woke-Zeitgeist» und die «Gender-Ideologie» ab. Die Corona-
Maßnahmen hätten die Gesellschaft gespaltet. Es brauche eine Aufarbeitung durch eine 
unabhängige Kommission, fordert die EDU. Gründungsjahr: 1975 – - Lega – Lega dei 
Ticinesi. Die Lega dei Ticinesi will die einheimische Bevölkerung und den einheimischen 
Arbeitsmarkt vor Überfremdung schützen. Die Partei setzt sich für die Bedürfnisse der 
schwächeren Menschen ein, mit Augenmerk auf ältere Personen. Die Lega ist für 
Steuersenkungen bzw. für das Senken von Gebühren. Gründungsjahr: 1991 - PdA – Partei 
der Arbeit der Schweiz. Ziel ist, «auf die Schaffung einer breiten Mehrheit zur Überwindung 
des Kapitalismus und auf die Entwicklung der schweizerischen Gesellschaft zum 
Sozialismus hinzuwirken». Gründungsjahr: 1944 –. 
● Die Plattform Instagram hat in der Schweiz zum ersten Mal mehr User als Facebook. 
● Europas Wirtschaft hustet – und die Schweiz leidet mit. Keine guten Nachrichten für die 
Schweizer Industrie: Sie leidet stark unter der darbenden europäischen Wirtschaft. 
● Vor 100 Jahren hielt Adolf Hitler eine Rede in der Stadt Zürich. Für den späteren Diktator 
war sein einziger Abstecher in die Schweiz ein Erfolg: Er sammelte Zehntausende 
Franken Spenden. Ulrich Wille Junior, Sohn des gleichnamigen Schweizer Generals aus 
dem Ersten Weltkrieg, hegte wie sein Vater Sympathien für deutsch-nationale Anliegen. So 
hatte sich der Offizier der Schweizer Armee mit dem späteren Hitler-Stellvertreter Rudolf 
Hess angefreundet, der 1922 ein Semester an der ETH eingeschrieben war. Bald erschien 
Hess einmal pro Woche zum Mittagessen in der prunkvollen Villa Schönberg der Willes in 
Zürich-Enge und pries dabei die Leistungen des neuen Parteichefs, eines gewissen Adolf 
Hitlers. Wille Junior reiste schließlich zu NSDAP-Veranstaltungen nach München und lernte 
Hitler persönlich kennen. Und da in Deutschland Hyperinflation herrschte und die Partei in 
Geldnot war, lud er ihn nach Zürich ein, damit er vor gleichgesinnten und gutbetuchten 
Schweizern eine Rede halten und Spenden sammeln konnte. 
● Monatsrückblick August 2023. Von Hitze über Starkregen bis zu golfballgroßem Hagel. 
● Die Initiative zur Senkung der Radio- und TV-Gebühren ist zustande gekommen. Wie 
der Bund mitgeteilt hat, sind 126’000 von 128’000 eingereichten Unterschriften gültig. Als 
Nächstes muss sich der Bundesrat zur sogenannten «Halbierungsinitiative» äußern. Das 
Initiativkomitee hatte am 10. August die Unterschriften bei der Bundeskanzlei abgegeben. 
Damit befasst sich nun die Politik mit der Volksinitiative «200 Franken sind genug! (SRG-
Initiative)». Sie ist nach der «No Billag»-Initiative das zweite Volksbegehren, das sich gegen 
die SRG-Gebühren richtet. Das Volksbegehren will die Radio- und Fernsehgebühren von 
335 Franken pro Haushalt und Jahr auf 200 Franken senken. Die Initianten argumentieren, 
die Schweiz habe die weltweit höchsten geräteunabhängigen Gebühren. Arbeitgeber und 
Gewerbler würden doppelt zur Kasse gebeten. SRF.ch 
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Serbien – Eine Gruppe serbischer Gesetzgeber hat den Beitritt zur BRICS-
Staatengruppe vorgeschlagen und argumentiert, dass Belgrads Bestrebungen einer EU-
Mitgliedschaft ins Stocken geraten seien und dass BRICS bessere wirtschaftliche 
Aussichten bieten würde. Die Bewegung der Sozialisten, die von Aleksandar Vulin, dem 
Chef des wichtigsten serbischen Geheimdienstes, angeführt wird, prangerte ebenfalls „die 
Durchsetzung der EU-Integration als fertige Lösung und den einzigen Weg“ sowie „die 
Heuchelei der Brüsseler Regierung“ an .“ VESTI.ru 

Singapur – In Singapur stimmen die Wähler heute über einen neuen Präsidenten ab. Es 
handelt sich nach offiziellen Angaben um die erste Präsidentschaftswahl seit mehr als zehn 
Jahren, bei denen mehrere Kandidaten für das Amt antreten. Als Favorit gilt der 66-jährige 
frühere Vizeministerpräsident und Zentralbankchef Tharman Shanmugaratnam. ORF.at 

Südafrika – Im Zentrum der südafrikanischen Metropole Johannesburg sind bei einem 
Feuer in einem Gebäude heute mindestens 73 Menschen ums Leben gekommen. 
SABC.za 

Uganda – Die Buganda-Königsgräber in Kasubi liegen auf einem Hügel in der Region 
Kampala und erstrecken sich über eine Fläche von fast 30 Hektar. Im Zentrum des 
Geländes, auf einem Hügel, befindet sich der ehemalige Palast der Kabakas von Buganda, 
der 1882 erbaut und 1884 in eine königliche Grabstätte umgewandelt wurde. Er wurde durch 
einen Brand im März 2010 zerstört. Seit dem Brand wurden die Buganda-Königsgräber, die 
in grasgedeckten Gebäuden am Hang untergebracht sind, mit Hilfe internationaler Gelder 
wieder aufgebaut. RT.ru 

Ukraine – Trotz Ukraine-Krieg hat Kiew so viele Währungsreserven wie nie zuvor. 
Umgerechnet verfüge man über 35 Milliarden Euro. 
● «Wir wollen, dass jeder Soldat eine gute Feldapotheke hat», sagt Noschevnikowa. «In 
dieser Frage streiten wir heftig mit dem Staat. Denn bis heute werden viele unserer Soldaten 
mit gefälschten chinesischen Billigapotheken ausgestattet – wenn überhaupt.» Die 
Behörden würden zwar behaupten, alle Kämpfer seien gut ausgerüstet – aber das stimme 
nicht. Nozhevnikowa hat ohnehin große Mühe mit dem Verhalten einiger Politiker, Beamten 
und Militärführer. «Die, die korrupt und unfähig waren, sind es zum Teil immer noch. Wir 
hatten gehofft, dass der Krieg die Menschen ändert, aber das ist nicht geschehen.» So 
würden Soldaten an der Front sterben, weil sie schlecht ausgerüstet seien. «Und der Staat 
gibt Unsummen für eine neue Straßenkreuzung aus oder will ein Museum bauen. Ich kann 
das nicht verstehen. Wenn bei mir das Haus brennt, gehe ich auch nicht Bücher kaufen, 
dann kaufe ich einen Feuerlöscher.» SRF.ch  
● In einem Werbevideo, das diese Woche auf TikTok veröffentlicht wurde, ruft der 
ukrainische Mobilfunkanbieter Київстар Kyivstar seine Abonnenten dazu auf, sich bei den 
im Krieg gegen Russland gefallenen Kämpfern zu bedanken. Sie sollen nur das Wort 
„Danke“ an die Nummer der inzwischen verstorbenen ukrainischen Soldaten senden. Der 
Werbetext verrät, wie viele das sind: „400’000 Helden werden niemals in der Lage sein, den 
Anruf und die Nachricht zu beantworten.“ Nachdem die Botschaft im Netz für 
Aufmerksamkeit gesorgt hatte, löschte Kyivstar das Video. VESTI.ru 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. e) Verteidigungsbündnisse: NATO u.a.                       Seiten E 90 – E 93 
 
01) Stoltenberg verspricht in Kiew weitere Waffenlieferungen an Ukraine 
 
29. 09. 2023  

 
Bild: Telepolis 

Abermals und gefühlt zum Hundertsten Mal versprach NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg dem Präsidenten Selenskij bei seinem Besuch in Kiew am 28. September, mehr 
Militärhilfe. 
  

Auf Grund von „Phantasie-Erfolgen“ der Gegenoffensive 

Die Ukraine erziele Stoltenberg zu Folge allmählich Erfolge in der Gegenoffensive. Selenskij 
sei somit des baldigen NATO-Beitritts sicher. 

Während in den USA sich zunehmender unverhohlener Widerstand gegen eine weitere 
kostenintensive Unterstützung der Ukraine ohne sichtbare „Kriegsresultate“ mehrt, dreht 
sich Europa und der Rest der NATO offenbar immer noch in einer „Wunschspirale“. 

Jens Stoltenberg, der Generalsekretär der NATO, war am 28. September in Kiew 
eingetroffen. Im Rahmen des Besuches, der aus Sicherheitsgründen im Voraus nicht 
angekündigt worden war, traf der Norweger mit dem ukrainischen Präsidenten Selenskij 
zusammen. 

Ganz oben auf der Tagesordnung standen der Verlauf der Gegenoffensive der Streitkräfte 
der Ukraine sowie der NATO-Beitritt des Landes und weitere militärische Hilfe. 

Selbst von Seiten des ukrainischen Militärs ließ man bereits durchblicken, dass besagte 
Gegenoffensive, die ganz klar nicht einmal ihren Namen verdient hatte, längst gescheitert 
ist. Offenbar nicht im Weltbild der NATO, was beinahe schon wie Realitätsverweigerung 
anmutet. 
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Stoltenberg verlangt höhere Investitionen von Deutschland 

Nach Angaben von Reuters äußerte sich Stoltenberg im Zuge der 
Pressekonferenz zuversichtlich, dass Kiew im Rahmen der Gegenoffensive allmählich an 
Boden gewinnen solle. Außerdem betonte der NATO-Generalsekretär, dass das russische 
Militär für „imperiale Illusionen Moskaus“ kämpfe. 

Selenskij erklärte seinerseits, es sei eine Frage der Zeit, bis die Ukraine Mitglied der NATO 
werde. Kiew tue alles dafür, um diesem Zeitpunkt näherzukommen. 

Darüber hinaus forderte Selenskij während des Treffens mehr Unterstützung bei der 
Luftabwehr, um die Energie-Infrastruktur seines Landes vor allem im kommenden Winter 
schützen zu können. Stoltenberg versprach freilich, in diesem Punkt zu helfen. 

Was die Waffenlieferungen angeht, so kündigte Stoltenberg an, dass die NATO nun 
umfangreiche Rahmenverträge mit Rüstungsunternehmen im Gesamtwert von 2,4 
Milliarden Euro habe. Davon soll eine Milliarde auf die festen Verträge entfallen. 

Solche Deals würden es den NATO-Mitgliedern ermöglichen, die erschöpften Vorräte 
aufzufüllen und gleichzeitig die Ukraine weiterhin mit Munition zu versorgen. 

Des Weiteren erklärte er, Deutschland müsse ebenfalls höhere Investitionen dahingehend 
leisten. 

Mit dem heutigen Besuch ist Stoltenberg bereits zum zweiten Mal in Kiew seit der Eskalation 
des Ukraine-Konflikts im Februar 2022. Zuvor war der NATO-Generalsekretär am 20. April 
dieses Jahres in die Ukraine gereist. 

Außer Stoltenberg trafen am 28. September in Kiew ebenfalls die Verteidigungsminister 
Frankreichs, Sébastien Lecornu, und Großbritanniens, Grant Shapps, ein. Die Beiden 
hatten  mit Selenskij die Kooperation im militärischen Bereich besprochen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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02) NATO erklärt: Europa muss sich auf langen Krieg einstellen 
 
20. 09. 2023  

 
Bild: screenshot facebook 

Während beinahe alle seriösen westlichen Analysten mittlerweile eingestehen müssen, 
dass die, vom Westen „hysterisch“ bejubelte ukrainische Offensive gescheitert ist, hat  nun 
NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg selbst eigestandenen, dass ein langer Krieg 
unvermeidlich sein wird. 

  

Ankündigung als Durchhalteparole 

Der Westen muss sich auf einen „langen Krieg“ in der Ukraine vorbereiten, erklärte NATO-
Generalsekretär Stoltenberg am 17. September. 

Obwohl er behauptete, einen „schnellen Frieden“ in der Ukraine anzustreben, betonte 
Stoltenberg, er unterstütze nach wie vor das Ziel des ukrainischen Präsidenten Selenskij, 
einen militärischen Sieg über Russland zu erringen. 

„Die meisten Kriege dauern länger als am Anfang erwartet“, sagte Stoltenberg in einem 
Interview mit der Funke Mediengruppe. 

Weiter erklärte er, „deshalb müssen wir uns auf einen langen Krieg in der Ukraine 
vorbereiten.“ 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Stoltenberg-langer-Krieg-facebook.jpg?fit=495%2C388&ssl=1
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Dabei jedoch völlig außer Acht gelassen haben dürfte er die enormen Verluste der 
ukrainischen Armee, die allerdings im Westen nicht kolportiert werden dürfen. Nach 
Informationen aus ukrainischen Generalstabskreisen, seien angeblich 90 Prozent der, im 
Herbst Rekrutierten, entweder gefallen, kampfunfähig oder invalid. 

Frontlinie zu Wintereinbruch unverändert 

Medienberichten der letzten beiden Monate zu Folge, haben westliche Beamte und 
Militärplaner eingeräumt, dass die laufende Gegenoffensive der Ukraine gegen die 
russischen Streitkräfte höchstwahrscheinlich keinen Erfolg zeitigen wird, sodass die 
Frontlinien bei Wintereinbruch weitgehend unverändert bleiben würden. 

Nach Angaben des russischen Präsidenten Wladimir Putin hat die Ukraine seit Beginn der 
Gegenoffensive im Juni über 71.000 Mann verloren. Trotz dieser hohen Zermürbungsrate, 
einige Einheiten haben nach ukrainischen Angaben 90 Prozent ihrer Truppenstärke 
verloren, betonte Stoltenberg, dass die NATO weiterhin auf eine militärische und nicht auf 
eine diplomatische Lösung drängen werde. 

Stoltenberg dazu, „wir alle wünschen uns einen schnellen Frieden. Aber gleichzeitig müssen 
wir erkennen, wenn Präsident Selenskij und die Ukrainer aufhören zu kämpfen, wird ihr Land 
nicht mehr existieren. Wenn Präsident Putin und Russland ihre Waffen niederlegen, werden 
wir Frieden haben.“ 

Putin als Schuldiger für Selenskijs „Friedensverweigerung“ 

Nachdem er im April letzten Jahres ein, von der Türkei vermitteltes Friedensabkommen 
aufgekündigt hatte, erließ Selenskij ein Dekret, das jegliche Verhandlungen mit Russland 
dann jedoch verbot. 

Darüber hinaus hat er wiederholt klar gemacht, die ehemaligen ukrainischen Regionen 
Donezk, Lugansk, Cherson und Saporoschje sowie die Krim zurückzuerobern, die sich 2014 
mit überwältigender Mehrheit für den Anschluss an die Russische Föderation entschieden 
hatte. 

Selenskijs Haltung wird freilich von Washington unterstützt, wo Beamte wiederholt darauf 
bestanden hatten, dass nur der ukrainische Präsident entscheiden könne, wann er den 
Frieden suchen würde. 

Gleichzeitig hat US-Außenminister Antony Blinken Putin für seine angebliche Ablehnung 
einer „sinnvollen Diplomatie“ verurteilt. 

Russland erklärte bereits mehrmals, offen für eine diplomatische Lösung des Konfliktes zu 
sein, jedes Friedensabkommen müsse jedoch die „neue territoriale Realität“ 
berücksichtigen. Dies bedeute, dass Donezk, Lugansk, Cherson, Saporoschje und die Krim 
niemals an die Ukraine zurückgegeben werden würden. 

Darüber hinaus hatte der russische Außenminister Sergei Lawrow erklärt, dass die 
Verhandlungen „nicht mit Selenskij, der eine Marionette in den Händen des Westens sei, 
sondern direkt mit seinen Herren“ geführt würden. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. f) Europa, Europa und die Welt                                    Seite E 94 – E 113 
 
01) Klima-Wandel bringt Monster-Ameisen nach Europa 
 
11. 09. 2023  

 

Langsam wird die Klimapanik mehr als lächerlich 

 

„Die rote Feuerameise gilt als besonders aggressive Art, ihr Biss ist sehr schmerzhaft. 
Erstmals wurden die Tiere nun auch in Europa entdeckt – und das gleich zu Tausenden. 
Die Befürchtung: Der Klimawandel könnte für eine Ausbreitung der Feuerameise sorgen wie 
schon in anderen Gebieten der Welt.“ (focus) 

Wie sie schließlich nach Europa gelangte, ist noch nicht geklärt. Die Befürchtung der 
Forscher: Betroffen seien zunächst insbesondere Städte im Mittelmeerraum und Städte mit 
großen Häfen wie Amsterdam oder London. 

Auch ohne „Klimawandel‘ “ aktiv 

Im Zuge von weltweitem Handel und Tourismus gelangte die Feuerameise später auch in 
viele andere Länder wie Japan. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E u r o p ä i s c h e   U n i o n   (EU)  (Seiten E 95  - E 101) 
 
01) Es ist an der Zeit Europa vollständig neu zu ordnen 
 
29. 09. 2023  

 
Bild: shutterstock 

Von PETER HAISENKO | Die EU, der politische Überbau des Kontinents, ist zu einem 
Machtapparat verkommen, der nur noch wenig mit Demokratie und dem gemein hat, was 
sich die Bürger der einzelnen Staaten wünschen. Aber das ist noch nicht alles. Auch die 
Grenzen der Staaten entsprechen nicht überall gewachsenen Strukturen. Es ist an der Zeit, 
eine komplette Neuordnung vorzunehmen. 

Die Präsidentin der Europäischen Kommission Ursula von der Leyen ist nicht demokratisch 
gewählt worden. Der eigentliche Wahlsieger Manfred Weber passte Kanzlerin Merkel nicht 
und so drückte sie U.v.d.L. in diesen Posten. Die stand vorher gar nicht zur Wahl. Auch die 
weiteren Gestalten neben ihr sind auf ähnliche Weise ins Amt geschummelt worden. Gegen 
die Präsidentin selbst ermittelt die Staatsanwaltschaft wegen Korruption bei der Bestellung 
von irrsinnigen Mengen an Covid-Spritzen und der Unterschlagung der zugehörigen 
Korrespondenz. Geht man in der Rangordnung weiter nach unten, wird es nicht 
transparenter. Das ist also der Zustand der EU. Der Fisch beginnt am Kopf zu stinken, 
sagt man. 

Diese EU-Kommission erdreistet sich, souveränen Mitgliedsstaaten Sanktionen 
anzudrohen, wenn sie sich nicht vollständig unterordnen. So darf man wohl sagen, dass alle 
EU-Staaten ihre Souveränität verloren haben, sobald sie der EU beigetreten sind. Das war 
aber nicht so ausgemacht, als die EU gegründet worden ist. Das ist scheibchenweise und 
unauffällig nachgereicht worden. So kann es nicht verwundern, dass einige EU-Mitglieder 
nicht mehr einverstanden sind mit dem Treiben in Brüssel und da habe ich noch nicht die 
Differenzen bezüglich der Migrationspolitik angesprochen. Nach England hegen manche  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/EU-riss-flamme.png?fit=554%2C359&ssl=1
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Staaten mittlerweile ebenfalls Austrittsgedanken. So sollte eigentlich klar sein, dass diese 
EU vollständig neu aufgestellt werden muss, wenn sie eine gute Zukunft haben soll. Oder 
überhaupt eine. 

Das Friedensprojekt ist gescheitert 

Die EU sollte das große Friedensprojekt für Europa sein. Ein Modell für die Welt. Auch darin 
ist sie kläglich gescheitert. Es begann mit Jugoslawien und seit einiger Zeit hat sie sich zum 
größten Sanktions- und Kriegstreiber gegen Russland entwickelt. Auch hier war Merkel die 
treibende Kraft. Es ist eine Schande, wie Merkel und Hollande zugegeben haben, dass die 
Minsk-Vereinbarungen eine glatte Lüge waren. Auch die NATO-Osterweiterung konnte nur 
erfolgen, weil die EU dem zugestimmt hat. Die EU ist heute mehr ein diktatorischer 
Zentralstaat als das, was sie einmal sein wollte. Nämlich ein Staatenverbund, der aus 
Nationen besteht, die souverän aber in gemeinsamer Zusammenarbeit Freundschaft und 
Wohlstand für alle schaffen. Die aktuellen Zwistigkeiten belegen das Scheitern dieser Idee 
und mit dem Wohlstand geht es bergab. 

Wo liegen also die Probleme und wie könnte man diese lösen? Ich denke, eines der 
Grundprobleme sind die großen Unterschiede der beteiligten Staaten, nicht nur, was die 
Größe und wirtschaftliche Leistung betrifft. Wie kann man auf die Idee kommen, für die 
nördlichen Staaten dieselben Regeln aufzustellen, wie für den Süden? Haben Finnen und 
Skandinavier nicht ganz andere Probleme als Sizilianer, Spanier, Portugiesen oder 
Griechen? Wird dem in irgendeiner Weise Rechnung getragen? Immerhin gibt es noch das 
Einstimmigkeitsprinzip, aber daran wird auch schon fleißig gesägt. Vergessen wir da nicht, 
welche Handstände gemacht worden sind, um kleine EU-Mitglieder nicht stimmenmäßig 
untergehen zu lassen. Aber ist auch das wirklich demokratisch im Sinne „ein Mann, eine 
Stimme“? 

Ethnische Konflikte wegen falsch gesetzter Grenzen 

Innerhalb der einzelnen EU-Staaten gibt es ethnische Konflikte. Wie könnten die gelöst 
werden? Ich denke, man sollte sich auf die Grundidee eines gemeinsamen Europas 
besinnen. In diesem Sinn halte ich die alten Grenzziehungen für überholt. Europa sollte eine 
Gemeinschaft von eher kleinen, souveränen Staaten, Nationen sein. Was spricht dagegen, 
zum Beispiel allen Basken, die auf Spanien und Frankreich aufgeteilt sind, einen 
gemeinsamen Staat zuzugestehen? Oder den Katalanen Eigenständigkeit zu geben? Was 
ist mit Südtirol? Die wollen eher zu Bayern gehören. Der Beispiele könnte man viele finden. 

An dieser Stelle füge ich ein: Ich bin ein großer Verfechter der Europäischen Idee. Meine 
Gene kommen aus vielen Ecken Europas. Von Frankreich, Böhmen, Mitteldeutschland bis 
Weißrussland und Moldawien. Sogar ein Rest an jüdischen Genen ist bei mir zu finden. Ich 
wünsche mir ein friedliches Zusammenleben nicht nur in Europa. Ich will aber keineswegs, 
dass das alles in einem sozialistischen Einheitsbrei endet. Leider muss ich aber erkennen, 
dass wir, ganz Europa, genau in diese Richtung geführt werden. Aber jeder sollte sein Leben 
leben können, in den Traditionen, die man liebgewonnen hat. 

Wenn Staaten zu groß geworden sind 

Allerdings will ich noch einen anderen Aspekt aufgreifen. Warum müssen Staaten so groß 
sein? Betrachten wir die deutschen Lande. Solange es eine Anzahl an kleinen Staaten gab, 
war alles weitgehend in Ordnung. Der Ärger begann mit der Gründung des Deutschen 
Reichs 1871. Da war Deutschland zu groß geworden und machte anderen Möchtegern-
Weltbeherrschern Angst. Zwar grundlos, aber ja. Solange es zwei deutsche Staaten gab,  
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war alles stabil. Mit der sogenannten Wiedervereinigung ging der Ärger wieder los. Was 
spricht in der modernen Welt dagegen, kleinere Staaten zu schaffen, die jegliche Ansprüche 
auf „Weltmacht“ ausschließen? Man denke da an Österreich oder Singapur, Schweden, 
Ungarn und und und. Geht es diesen kleinen Staaten schlechter als den (über-)großen? 

In diesem Sinn sollte man sich erinnern, dass im Laufe der Geschichte, der Geschichte der 
Jahrtausende, jedes große Reich untergegangen ist, das nach „Weltherrschaft“ gestrebt 
hat. Weltherrschaft, nach dem jeweiligen Wissen um die Welt. China ist das älteste 
durchgängig existierende Reich. Warum ist das so? China hat niemals versucht, ein 
weltumfassendes Imperium aufzubauen oder Kolonien zu erobern. Und das, obwohl China 
schon lange vor Kolumbus wusste, dass es jenseits des Pazifik einen Kontinent gibt, der 
auf der anderen Seite an den Atlantik grenzen musste. Und Russland? Das Zarenreich hat 
sich ausgedehnt, bis es alles hatte, was es zu seiner Existenz brauchte. Russland hat nie 
Kolonien erobert und in seinem eigenen Bereich, dem größten Land der Erde, immer 
versucht, in allen Teilen des Reichs für einigermaßen ausgeglichene Verhältnisse zu 
sorgen, die unterschiedlichen Ethnien und deren Sprachen nicht nur zu respektieren, 
sondern zu fördern. China und Russland werden nicht untergehen, weil sie nie nach 
Weltherrschaft strebten. So spielt in diesen beiden Fällen die Größe des Reichs keine Rolle 
für einen eventuellen Untergang. 

Psychopathen führen jedes Land in den Abgrund 

Daraus sollten wir lernen. Offensichtlich herrscht in diesen Ländern eine andere 
Grundphilosophie als in den westlichen Kulturen. Hierzulande haben machtgierige 
Psychopathen das Regiment übernommen. Das US-Imperium will wie das British Empire 
schon wieder China unterjochen und auch Russland. Wie der aktuelle Verlauf der 
Entwicklungen vermuten lässt, wird auch das amerikanische Imperium an seinem 
Weltbeherrschungsanspruch zugrunde gehen. Was dann mit seinen europäischen Vasallen 
geschehen wird, ist vorgezeichnet, wenn sich Europa nicht doch von seinen amerikanischen 
„Freunden“ abwendet, befreit. 

Es gibt aber noch einen Grundfehler im Konstrukt EU. Der Zentralstaat, der noch 
wirtschaftlich mächtigste, lebt nicht im Frieden mit seinen Nachbarn. Deutschland ist nach 
wie vor im Status des Waffenstillstands. Wie kann eine Europäische Union funktionieren, 
ein Modell für Frieden sein, wenn sich ebendieses Zentralland nicht im Frieden mit seinen 
Nachbarn und vielen anderen EU-Staaten befindet? Zumindest formal. In diesem Sinn 
befindet man sich eben nicht auf Augenhöhe untereinander. Und nicht zu vergessen, die 
BRD ist kein souveräner Staat. In diesem Sinn haben sich alle EU-Staaten Deutschland 
angepasst und mit ihrem EU-Beitritt stückweise ihre eigene Souveränität verloren. 

Alles muss auf den Prüfstand 

Die AfD ist jetzt die erste deutsche Partei, die eine Neuaufstellung der EU fordert. Dem 
schließe ich mich an, konkretisiere aber meine Ideen dazu: 

Meine Lösung lautet: Macht eine große Diskussion in ganz Europa darüber, wer wohin 
gehören oder selbstständig sein will. Dann sollte es entsprechende Volksabstimmungen 
geben. In etwa so, wie „Flurbereinigungen“ durchgeführt worden sind. Das Ergebnis könnte 
sein, dass viele kleine souveräne Staaten entstehen, die unter einem lockeren Deckel der 
EU freundschaftlich miteinander umgehen. Selbstverständlich dürfen an dieser Abstimmung 
nur Menschen teilnehmen, die Staatsbürger eines EU-Staats sind. 
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Etwas Vergleichbares hat schon stattgefunden, als sich die Tschechoslowakei friedlich in 
Tschechien und die Slowakei aufgeteilt hat. Vergessen wir nicht, dass gerade die Grenzen 
in Osteuropa nicht gewachsen sind, sondern nach den großen Kriegen von London diktiert 
worden sind. Gruppen von Ungarn, Rumänen, Slowaken, Polen und Ukrainern müssen in 
Staaten leben, die nicht ihrer sprachlichen Identität entsprechen. Auch Südtirol und Triest 
wurden von London einfach an Italien verschachert. Warum sollten diese Grenzziehungen 
sakrosankt sein? Sollten nicht die Bürger in einer Demokratie das Recht haben, selbst 
darüber zu bestimmen, welchem Staat sie angehören wollen? So, wie es der Artikel 1 der 
UN-Charta als unverbrüchliches Recht festgelegt hat? 

Selenskji hat etwas vergessen 

In diesem Sinn werfe ich noch einen Blick auf das, was gerade in der Ukraine abläuft. Ist es 
vorstellbar, dass es Frieden geben kann, solange den ethnischen Gruppen nicht gestattet 
wird, ihre Muttersprache zu benutzen? Solange dieses irrsinnige Kunstgebilde „Ukraine“ 
nicht aufgeteilt wird, nach ethnischen Prinzipien? Solange auf Grenzen beharrt wird, die es 
niemals hätte geben dürfen, weil sie zusammen pressen was nicht zusammengehört? So 
ist es jetzt Russland, das diesen Jahrhundertirrtum auflöst und zumindest eine Chance 
schafft auf dauerhaften Frieden in der Region. Selenskji reklamiert zwar für sein Land das 
in Artikel 2 der UNO-Charta von 1945 verkündete Recht auf Souveränität und territoriale 
Integrität, ignoriert aber zugleich ein anderes: Das in Artikel 1 derselben Charta verbriefte 
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Ich persönlich betrachte letzteres als das 
höherwertige. 

Beispielhaft führe ich etwas aus meiner persönlichen Erfahrung an. Ich kenne keinen 
Bayern, Tiroler oder Südtiroler, der folgenden Plan kategorisch ablehnen würde: Lasst uns 
einen gemeinsamen Staat gründen, der die südlichen Dialekte der deutschen Sprache 
vereint. Eben den südlichen Teil Bayerns, Tirol und Südtirol. Salzburg, Oberösterreich und 
Kärnten könnten sich anschließen, eben auch im Sinn einer lockeren Föderation. Das wäre 
nicht neu. Vor etwa 800 Jahren hatte das Bistum Freising die Verwaltung bis Trient unter 
sich und es war eine gute Zeit. Tirol gehörte auch einige Zeit zu Bayern, ohne den Klerus. 

Warum sollen Grenzen jetzt unantastbar sein? 

So komme ich zu dem Schluss, dass innerhalb Europas andauernd Grenzen verändert, 
Zugehörigkeiten verschoben worden sind. Insbesondere in Zentraleuropa. Die aktuellen 
Grenzen haben nicht zu dauerhaftem Frieden und Zufriedenheit geführt. Warum also sollten 
diese Grenzziehungen jetzt als unveränderlich, geradezu heilig angesehen werden? Nur 
weil sie von London bestimmt worden sind? Das Britische Empire gibt es nicht mehr und 
das Ende des „Amerikanischen Jahrhunderts“ ist eingeläutet. Ob es die USA in ihrer jetzigen 
Form in wenigen Jahren noch geben wird, ist ungewiss. Auch in Afrika sortiert sich die Welt 
gerade neu. 

So sehe ich zumindest eine Chance, Europa und letztlich die Welt aus dem Jahrhundert der 
Kriege zum Frieden zu führen, indem man echte Demokratie praktiziert. Indem man 
Volksabstimmungen abhält über den Fortbestand von Grenzen, die eben nicht zum Frieden 
geführt haben und diese Entscheidungen dann auch akzeptiert und mit Leben erfüllt. Der 
gesamte „Wertewesten“ ist in jeder Hinsicht verkommen, gescheitert und in vieler Hinsicht 
an einem Ende angekommen. Wie sonst, außer mit einer vollständigen und 
vorbedingungslosen Neuaufstellung, könnten wir diesem Schlamassel entkommen? 
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Anmerkung zum Schluss:  

Unsere Außenministerin hat sich zum Thema Grenzen im Mai 2022 so geäußert: „Werden 
erzwungene Grenzen niemals anerkennen“. Damit meinte sie wahrscheinlich die 
Neuordnung der Ukraine. Ob ihr dabei bewusst ist, dass alle aktuellen Grenzen, die 
Deutschland und auch Österreich-Ungarn betreffen, erzwungene Grenzen sind? 

 

 

Zum Autor: Peter Haisenko ist Schriftsteller, Inhaber des Anderwelt-Verlages und 
Herausgeber von AnderweltOnline.com 

 Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://anderweltverlag.com/
https://www.anderweltonline.com/klartext/klartext-20222/e-autos-wir-fahren-mit-braunkohle/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/


Seite E 100 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 
 
02) Europas „Solar-Produzenten“ vor dem Aus – Fokus ausschließlich auf  
      Windenergie? 
 
15. 09. 2023  

Fürs „Klima“: Gewaltig Windparks sollen nun widerspruchlos hingenommen werden 
müssen.- Bild: wal_172619 auf Pixabay 

Zahlreiche europäische Solarunternehmen stehen kurz vor dem Bankrott. 

Gegen die übermächtige chinesische Konkurrenz ist man chancenlos. 

Erneut EU-Maßnahmen gegen China gefordert 

Nun werden erneut seitens Europa konzentrierte „EU-Maßnahmen“ gegen China gefordert. 

Die Financial Times berichtet jüngst über die schlechte Lage zahlreicher europäischer 
Solarhersteller. 

Demnach wandte sich der Handelsverband der Branche, Solar Power Europe, dem Bericht 
zu Folge am 11. September an die Europäische Kommission. In einem offenen Brief von 40 
Solarherstellern ist die Rede von steigenden Lagerbeständen und einem „harten 
Wettbewerb“ chinesischer Hersteller um Marktanteile in Europa. 

Dieser Wettbewerb habe die Preise für Solarmodule seit Jahresbeginn im Durchschnitt um 
mehr als ein Viertel gesenkt. 

Konkret heißt es dazu, „dies birgt konkrete Risiken für Unternehmen, in die Insolvenz zu 
gehen, da ihre Aktien dadurch erheblich abgewertet werden.“ 

https://www.ft.com/content/8885e301-0956-44f1-bb5c-9141d0c7be9c
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/11/Windraeder-11.png?fit=973%2C644&ssl=1
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Wie die Berliner Zeitung wiederum berichtet am 12. September dazu, dass der norwegische 
Solarzellenhersteller Norwegian Crystals im August bereits Insolvenz angemeldet hatte. 

Kommt Insolvenz-Lawine? 

Ein weiteres Unternehmen kündigte die Einstellung der Produktion für Ende des Jahres an. 
Die Versuche der EU, Solarenergie zum größten Energieerzeuger innerhalb der Union zu 
machen, könnten sich dadurch schlicht in Luft auflösen. 

Bis 2030 sollen ja bekanntlich 45 Prozent der, in der EU verwendeten Energie, aus 
erneuerbaren Energien stammen. Noch in dieser Woche wird das Europäische 
Parlament erneut darüber abstimmen, ob an diesen Plänen festgehalten werden soll 
und kann. 

Im laufenden Jahr sollen bereits 75 Prozent der gesamten europäischen Solarimporte aus 
China stammen.  Die Herstellung von, in Europa produzierten Solarmodulen, kostet nach 
Angaben von Solar Power Europe mehr als das Doppelte im Vergleich zu den in China 
produzierten Modulen. 

Das Aus für „Made in Germany“? 

Die Sprecherin des Verbands, Walburga Hemetsberger, erklärte gegenüber der Financial 
Times, „wir sind uns alle einig, dass der ungebremste Preisverfall ein kritisches Risiko für 
den Sektor darstellt und die Staats- und Regierungschefs der EU dringend Maßnahmen 
ergreifen müssen.“ 

Seit einigen Jahren versucht man in Brüssel zwanghaft, die Energieträger auf 
„klimafreundlich“ zu trimmen. Zusammen mit den Sanktionen gegen Russland könnte sich 
das nun bitter rächen. 

Chinesische Produkte ersetzten somit zunehmend, das in der Vergangenheit „bevorzugte 
Made in Germany“. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. h) Deutschland und nahe Landschaften/Staaten   Seiten E 103 – E 192 
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B R  D e u t s c h l a n d  (ohne Berlin und Land Brandenburg)  
                                                                                      (Seiten E 104 – E 135) 
 
01) „Deutschland einig Vaterland“. Von Ed Koch 
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02) KW 38 (Kalenderwoche 18. bis 24.09.2023). Von Ed Koch 
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03) ACHTUNG REICHELT! 
    Männer weggeschnitten. So manipuliert die ARD Fotos von Lampedusa 
 
22. 09. 2023  

 

Was die Grünen machen, hält unser Land nicht mehr aus! 
JULIAN REICHELT | Die aktuellen Flüchtlingsströme auf der italienischen Mittelmeerinsel 
Lampedusa und an den ostdeutschen Grenzen machen deutlich: Deutschland wird sich 
dramatisch verändern! Wie erschütternd die unkontrollierte Massen-Migration ist, erkennen 
Sie daran, dass inzwischen selbst die Grüne Partei Angst vor ihrer eigenen Ideologie der 
offenen Grenzen bekommt. 

Klar ist: Mit der Grünen Partei in der Regierung wird es nicht geben, was dieses Land am 
dringendsten braucht – offene Atomkraftwerke und geschlossene Außengrenzen. Der 
weltoffene und ehrliche Wahl-Slogan der Grünen Partei bei der nächsten Bundestagswahl 
sollte demnach eigentlich lauten: Besuchen Sie Deutschland, solange es noch steht! 

02:05 Grüne erkennen die Überlastung 
05:43 Richtungswechsel in der grünen Partei 
08:52 So manipuliert ARD Lampedusa-Fotos 
09:43 Immer weniger weibliche Flüchtlinge 
11:52 Gauck spricht aus, was alle denken 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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04) Mehr als eine Minderheit. Von Ed Koch 
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05) Faeser will Wahlrecht für Flüchtlinge – Orban hatte 2015 recht 

     Von unserem Ungarn-Korrespondenten ELMAR FORSTER 

19. 09. 2023  

Designated German Interior Minister Nancy Faeser speaks during a press conference where 
Germany's social democratic SPD party names it's members of the country's future cabinet, 
on Saint Nicholas' Day, December 6, 2021 at the headquarters of their social democratic 
SPD party in Berlin. (Photo by Odd ANDERSEN / AFP) 

Von unserem Ungarn-Korrespondenten ELMAR FORSTER 

Vor 7 Jahren, am Höhepunkt der Flüchtlingskrise unterstellte der linke „Tagesspiegel“ dem 
ungarischen Ministerpräsident Orban – wie üblich – eine „Verschwörungstheorie“: Wonach 
– laut Urban – … 

…„Flüchtlinge eine Verschwörung der Linken und Menschenrechtler sind.“ 

…insbesondere der sogenannte Philanthrop und Spekulanten-Multimilliardär George Soros. 

„Es ist kein Zufall, dass täglich Tausende Migranten nach Europa angeliefert werden. Man 
will eine bewusste linksgerichtete Konstruktion verwirklichen. Man will die europäischen 
Nationalstaaten irrelevant machen.“ 

- so Viktor Orban im Oktober 2015 im italienischen Kulturinstitut in Budapest. 

Ultra-linke deutsche Innenminister Faser will Wahlrecht für alle Flüchtlinge 

Und jetzt, sieben Jahre später, will die ultra-linke Alt-68er-in, die deutsche Innenministerin 
Nancy Faeser diese linke Verschwörung einen ultimativen Schritt weitertreiben: In Zukunft 
sollen alle Flüchtlinge wählen dürfen, die länger als sechs Monate in Deutschland leben. 
Zunächst bei der bevorstehenden Wahl in Hessen. (BILD) 

https://www.tagesspiegel.de/politik/viktor-orban-fluchtlinge-sind-eine-verschworung-der-linken-und-menschenrechtler-6011968.html
https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/auslaender-sollen-in-deutschland-waehlen-faeser-will-stimmrecht-fuer-fluechtling-85454442.bild.html
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/nancy-faeser-101_v-original.jpg?fit=1920%2C1080&ssl=1
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Bisher nämlich war – aus gutem Grund – das Wahlrecht nur EU-Bürger vorenthalten 
gewesen. Der Bremer Migrationsforscher Prof. Stefan Luft warnt: 

„Die Sonderstellung für EU-Bürger jetzt auf ‚alle‘ auszuweiten, entwertet die Einbürgerung. 
Es untergräbt den Zusammenhang von erfolgter Integration, Staatsangehörigkeit und 
Wahlrecht.“ (BILD) 

Orban: „Wirre Träume transnationaler Linker und Finanz-Eliten“ 

Und genau davor hatte Orban vor sieben Jahren gewarnt: 

„Wenn wir uns nicht für Europa einsetzen, dann wird der Kontinent nicht mehr das Euro pa 
der hier lebenden Bürger sein, sondern die wirren Träume einiger großer Geldmänner, 
transnationaler Aktivisten und von niemandem gewählter Funktionäre verwirklichen.“ 
(Tagespiegel) 

Und all das, ist mittlerweile – trotz linker Verschleierungs-Verschwörungs-Propaganda – 
offensichtlich geworden: Nicht nur dass Urban, George Soros für die Flüchtlingsströme mit 
verantwortlich machte: 

„Diese Invasion wird einerseits vom Schlepper-Business gelenkt, andererseits von jenen 
(Menschenrechts-)Aktivisten, die alles unterstützen, was die Nationalstaaten schwächt.“ 

Hinter denen – laut Orban – George Soros und seine „Open Society Foundation (OSF)“ 
stehen, welche – wie etwa „welcome2eu“– als offenes Geheimnis – die internationale 
Migration fördern. 

Und insofern ist die Gefahr noch lange nicht gebannt: 

„Gegen diese Verschwörung, gegen diesen Verrat müssen wir uns an die Demokratie und 
ans Volk wenden.“ (Orban im Oktober 2015) 

Linke „anti-populistische Volksfront“ gegen die Mehrheit der Bürger 

Knapp drei Jahre später, im Juni 2018, warnte der ungarische Ministerpräsident erneut: 
Dass sich die „Europäische Volkspartei (EVP)“ in  eine „anti-populistische Volksfront“ von 
Kommunisten, Grünen, Sozialdemokraten bis hin zu Christdemokraten einspannen lasse – 
zur Verhinderung neu-entstandener rechts-populistischer Parteien. 

Orban bezeichnete schließlich die EU-Kommission als „White Collar“-Schleuser: Also als 
Schleuser, die sich selbst die Hände nicht schmutzig machen. Und damals wie heute 
plädierte Orban dafür, vorerst keine Abstimmungen mehr in EU-Gremien zur 
Flüchtlingsverteilung zu machen. (faz) 

„Faeser ist in der Flüchtlingskrise ein ’Sicherheitsrisiko’” (BILD) 

Wie mittlerweile auch die deutsche „Unions-Spitze langsam erkannt hat – immer allerdings 
noch blauäugig davon ausgehend, dass die Innenministerin nur überfordert wäre, um lieber 
im Hessen-Wahlkampf aufzutreten. 

„Merkel unter Druck gesetzt von den Linken, dass Flüchtlinge wählen dürfen“ (Orban) 

 

https://www.tagesspiegel.de/politik/viktor-orban-fluchtlinge-sind-eine-verschworung-der-linken-und-menschenrechtler-6011968.html
https://www.opensocietyfoundations.org/
https://w2eu.info/en
https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/budapest-viktor-orban-haelt-rede-ueber-fluechtlinge-und-eu-15644009.html
https://www.bild.de/politik/2023/politik/unions-spitze-wirft-faeser-untaetigkeit-vor-sicherheitsrisiko-in-der-fluechtling-85436164.bild.html
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Der ungarische Premier hat also wieder recht behalten: Dass nämlich deutsche und 
europäische Linke, damals der deutschen Kanzlerin Merkel den Flüchtlingskurs auf-
oktroyierten – damit Geflüchtete später links wählen. 

„Ich denke, dass die deutsche und die europäische Linke der deutschen Kanzlerin jene 
Migrationspolitik diktieren, die sie derzeit zu machen gezwungen ist.“ 

- so Orbán 2015 in »Magyar Idök«. 

Somit aber will Faeser diese verbrämte „Verschwörungs-Theorie“ realisieren. Denn (so 
Orban 2015) würden die Flüchtlinge “in zehn Jahren, zusammen mit ihren Angehörigen“ 
eingebürgert werden und dann „in großer Mehrheit die Linke wählen“. (nd) 

Panik-Reaktion der europäischen Linken 

Wissen doch diese genau, dass ihr linker Multikulti-Polit-Traum mittlerweile in eine real 
existierende Sozial-Dystopie (täglicher Messerstechereien und Multikulti-
Vergewaltigungen) umgeschlagen – sich aber mittlerweile vor dem Volk nicht mehr 
vertuschen lässt. 

Das scheint mittlerweile auch die ehemals willfährige, gleichgeschaltete deutsche System-
Presse verstanden zu haben 

„Daher ist falsch, dass Innenministerin Faeser dieses Wahlrecht aufweichen will. Klar ist: 
Das Wahlrecht darf es nie vor einer erfolgreichen Integration geben. 

Umgekehrt muss es sein: Wer nach Deutschland kommt und bleiben darf, muss die Sprache 
lernen. Sich integrieren. Und wer Deutscher wird, darf dann auch mitwählen. 

Bei Faeser drängt sich vielmehr der Verdacht auf: Der SPD-Politikerin und ihrer gebeutelten 
Partei ist das egal. Es geht offenbar um neue Wählergruppen.“ (BILD) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.nd-aktuell.de/artikel/995971.rechtsaussen-orban-merkels-asylpolitik-ist-linke-verschwoerung.html
https://www.bild.de/politik/kolumnen/kolumne/kommentar-erst-integration-dann-das-wahlrecht-85454898.bild.html
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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06) Geschleuste Lampedusa-Migranten werden auf Faesers Anordnung  
      massenhaft nach Deutschland weitergereicht 
 
16. 09. 2023  

 
Man beachte die vielen Frauen und Kinder unter den Schutzsuchenden 

Was ohnehin klar ist, erfährt jetzt seine offizielle Bestätigung: Nämlich, dass ein Gutteil der 
„Geflüchteten“, die derzeit massenhaft nach Italien geschleust werden, letztendlich im 
deutschen oder österreichischen Sozialsystem häng bleiben werden. Zwischendurch log 
man uns vor, die Aufnahme zu stoppen. Hier einige Meldungen aus den Mainstream-
Medien: 
  

„Solidarischer Verpflichtung“ 

„Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) sagte am Freitagabend in der ARD mit Blick 
auf die Ankunft zahlreicher Migranten auf Lampedusa, es sei „natürlich klar, dass wir 
unseren solidarischen Verpflichtungen auch nachkommen“. (zdf.de) 

„Humanitären Verantwortung“ 

„Die Bundesinnenministerin hat betont, dass sich Deutschland immer solidarisch gezeigt hat 
und dies auch weiter tun wird. Wir sehen die Lage in Lampedusa mit großer Sorge“, erklärte 
der Ministeriumssprecher. Deutschland werde „seiner humanitären Verantwortung durch die 
Aufnahme und Versorgung einer großen Zahl von Geflüchteten gerecht“, erklärte er weiter. 
„Das gilt auch für Aufnahmen über den freiwilligen Solidaritätsmechanismus.“ (zdf.de) 

„Aufnahme von Migranten aus Italien doch fortsetzen“ 

„Die Bundesregierung will angesichts der Massenankunft auf der Mittelmeerinsel 
Lampedusa die freiwillige Aufnahme von Migranten aus Italien doch fortsetzen. Sie war erst 
vor kurzem gestoppt worden. Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) sagte am Freitag  

https://www.zdf.de/nachrichten/politik/gefluechtete-deutschland-hoechststand-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/gefluechtete-deutschland-hoechststand-100.html
https://www.zdf.de/nachrichten/politik/gefluechtete-deutschland-hoechststand-100.html
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Migranten-aus-Afrika.png?fit=551%2C303&ssl=1
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der ARD, das freiwillige Aufnahme-Verfahren sei ausgesetzt gewesen, »weil Italien keinerlei 
Bereitschaft gezeigt hat, im Wege des Dublin-Verfahrens Leute zurückzunehmen«. Sie 
fügte unmittelbar hinzu: »Jetzt ist natürlich klar, dass wir unserer solidarischen Verpflichtung 
auch nachkommen.«“ (spiegel.de) 

Die nordafrikanischen Schlepperbanden können beruhigt sein: Ihr Millionengeschäft wird 
wie gewohnt weitergehen – auf Ihre Komplizen in Europa ist allemal Verlass. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/notstand-auf-lampedusa-deutschland-will-doch-wieder-migranten-aus-italien-aufnehmen-a-1c8a4471-2704-4963-850b-8454b73f2d6e
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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07) Hier arbeitet ein Mensch. Von Ed Koch 
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08)  Absurdes. Von Ed Koch 
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09) Eine Tat und kein Täter. Von Henryk M. Broder 
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10) ACHTUNG REICHELT 
      Deutschland ist das Paradies für Gewalttäter - Freigang, Verständnis,  
      Schwere Kindheit 
 
15. 09. 2023  

 

JULIAN REICHELT | Wir lassen rein, wen wir nicht reinlassen sollten. Und wir lassen raus, 
wen wir nicht rauslassen sollten. Über unsere Grenzen kann man einfach zu uns 
reinspazieren. Aus unseren Gefängnissen und Psychiatrien kann man einfach zu uns 
heraus spazieren.  Die meisten Mordopfer in Deutschland dürfte es eigentlich niemals 
geben, weil ihre Mörder entweder gar nicht hier sein dürften oder aber im Gefängnis sitzen 
müssten. Deutschland ist Europas größtes und komfortabelstes Erholungsgebiet für 
Gewalttäter. Was ist der Unterschied zwischen Deutschland und einem Gefängnis in 
Deutschland? In das eine kommt man leicht rein, aus dem anderen leicht wieder raus. 

https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=6s   

01:19 Mutmaßlicher Mara-Mörder Andreas Becker 
05:22 „Schuldunfähig“ – Freigang und Mord 
07:16 Deutschland, Paradies für Gewalttäter 
11:07 Die meisten Opfer dürfte es nicht geben 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=6s
https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=79s
https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=322s
https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=436s
https://www.youtube.com/watch?v=9aVq4NpDhuQ&t=667s
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Achtung-Reichelt-xxxxxxxxxx.png?fit=548%2C345&ssl=1
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11) ACHTUNG REICHELT!: „Selbstzufrieden!“ Habeck macht die Deutschen  
      Arm und beschimpft uns noch dafür 

 
13. 09. 2023  

 

JULIAN REICHELT | Die Grüne Partei hat schon erfolgreich unsere Hauptstadt Berlin in 
einen Moloch gescheiterter Ideen verwandelt, nun nehmen sie sich den Rest des Landes 
vor. Inflation durch wahnwitzige Energie-Politik – das ist das Konzept, das Robert Habeck 
mit seiner Gefolgschaft der Grünen auf ganz Deutschland anwendet. Vor wenigen Tagen 
hat Habeck mit seiner Grünen Partei das sogenannte Heizungsgesetz verabschiedet, das 
die Mehrheit der Menschen in diesem Land nicht nur ablehnt, sondern fürchtet. Wie irrsinnig 
dieses neue Gesetz ist, zeigen wir Ihnen ganz genau hier in diesem „Achtung, Reichelt!“-
Video – jetzt reinschauen! 

https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48  

01:45 Der neue grüne Sozialismus 
04:38 Was wir sparen, verpulvert China 
05:51 Habeck, Vordenker der Öko-Sozialisten 
09:09 Grüne machen genau das, was sie sagen 
12:52 Habeck nennt uns „selbstzufrieden“ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48
https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48&t=105s
https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48&t=278s
https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48&t=351s
https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48&t=549s
https://www.youtube.com/watch?v=rgNWKXGtB48&t=772s
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Achtung-Reichelt-13.09.2023.png?fit=504%2C303&ssl=1
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12) Manipulation mit billigem Trick: Wie eine „Spiegel“-Journalistin Höcke zum  
      Nazi-Verharmloser macht. Von DAVID BERGER 
 
09. 09. 2023  

Fraktionsvorsitzender Björn Höcke.- (Fotoquelle: Facebook) 

In einem Tweet unterstellt die Spiegel-„Fachfrau“ für die AfD Björn Höcke bei seiner 
Rede in Oranienburg die NS-Zeit verharmlost zu haben. Doch der Trick, mit dem sie 
das zu belegen sucht, ist billig (Update s.u.) 

Von DAVID BERGER | Ann-Kathrin Müller, das ist die Fachfrau bei dem Relotius-Organ 
„Spiegel“ für die AfD. Gestern ließ sie zu später Stunde die X-Twitter-Gemeinde wissen: 

-Gebraucht statt gebracht 

„In Oranienburg verharmlost AfD-Mann Björn Höcke mal wieder die NS-Zeit, diesmal 
besonders krass: ‚Wir Deutschen haben die braune Diktatur hinter uns gebraucht, wir 
haben die rote Diktatur hinter uns gebracht, wir werden auch die bunte Diktatur hinter uns 
bringen‘“ 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2016/06/13220772_1329794103702666_820453631484477457_o.jpg?fit=2048%2C1838&ssl=1
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Doch was hat Höcke wirklich gesagt? 

Unser Tweet des Tages beweist es eindeutig: 

Relotiuspresse 

Man muss kein Fan von Höcke sein, nicht einmal einer der täglich mehr werdenden 
Sympathisanten, um hier entschieden den „Spiegel“ zur Seite zu legen und nie mehr in die 
Hand zu nehmen, geschweige denn noch einen Cent dafür auszugeben. Und das sage ich 
als jemand, mit dem dieses Magazin mehrmals Interviews gemacht hat. Allerdings zu jener 
Zeit, als ich – zum Teil mit äußerst fraglichen Methoden – die katholische Kirche und nicht 
den real existierenden Islam und die zunehmende Missachtung von Freiheits- und 
Menschenrechten kritisierte. 

Update (08.09.23, 10.30): Frau Müller hat sich vertippt … 

Frau Müller wäre nicht Frau Müller, wenn nun nicht ihr „Auf der Maus ausgerutscht“ käme: 

 

 

 

https://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/theologe-david-berger-grosser-teil-der-katholischen-kleriker-ist-homosexuell-a-730287.html
https://i0.wp.com/philosophia-perennis.com/wp-content/uploads/2023/09/ann-kathrin-mueller.png.webp?ssl=1
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Dass damit ihr ganzer Post keinen Sinn mehr macht, scheint Müller entweder nicht zu 
bemerken oder sie hält ihre Leser für so dumm, dass die es nicht bemerken: Wäre es 
tatsächlich ein Vertipper gewesen wäre, hätte der Hauptvorwurf der „Verharmlosung“ keinen 
Sinn mehr gemacht. Oder bedeutet für Müller „Hinter uns gebracht“ ein Glorifizieren des NS-
Regimes? 

Dazu sehr treffend auch ein Kommentator direkt an Müller gerichtet: Frau Müller schreibt 
ganz bewusst „gebraucht“. Das ist kein Vertipper. Auch lässt sie das anschließende „… und 
wir haben sie überlebt“ aus, das sich in der Rede über die anderen Diktaturen so fortsetzt. 
Regulär hätte sie das Zitat mit drei Punkten in einer Klammer darstellen müssen, um die 
Auslassung zu veranschaulichen. Sie schreibt „gebraucht“, weil Nazis eben Diktaturen 
brauchen. Das ist es, was sie manipulativ kommunizieren will. Fliegt es auf – so wie jetzt – 
ist es schnell ein Vertipper im Eifer des Gefechts. Passiert. Nein. Das ist böswillig und 
verletzt den journalistischen Kodex. (Quelle) 

Und was ist mit Frau Aman? 

Und schließlich bleibt die Frage, warum der Kollegin Müllers, der Stellv. Chefredakteurin 
des Spiegesl, Melanie Aman das nicht aufgefallen ist, als sie repostet hat? Gilt sie doch als 
eine der intelligentesten und integersten Journalisten des Magazins! Herrscht hier nach wie 
vor die gleiche Nanny-Medien-Mentalität, mit der man die Artikel von Relotius 
durchgewunken hat? Nach der Devise „Hauptsache es dient unseren Propagandazielen“? 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf PHILOSOPHIA PERENNIS, unserem Partner in der 
EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://twitter.com/Echtkunde
https://philosophia-perennis.com/2023/09/08/ann-katrin-mueller-afd/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/philosophia-perennis.com/wp-content/uploads/2023/09/mueller.png.webp?ssl=1
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13) ACHTUNG REICHELT! 
   Stasi-Methoden!  Wie Faeser und Böhmermann einen unschuldigen  
     Menschen zerstören 

 
08. 09. 2023  

 

JULIAN REICHELT | Bundesinnenministerin Nancy Faeser und ZDF-Clown Jan 
Böhmermann, die Politikerin und der Chef-Propagandist, haben einen vollkommen 
unschuldigen Menschen vernichtet. Wir wissen nicht, was Ministerin Faeser gegen BSI-Chef 
Arne Schönbohm hatte. Was wir aber wissen, ist, dass diese Frau vollkommen skrupellos 
ist. Dokumente legen nahe, dass sie sogar den Geheimdienst auf den unliebsamen 
Beamten, ihren eigenen Mitarbeiter, los ließ. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Achtung-reichelt-0908.png?fit=535%2C299&ssl=1
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14) ACHTUNG REICHELT! 
      Was ich mit Tucker Carlsson erlebt habe: Gespräch über Trump &  
      Meinungsfreiheit  

 
03. 09. 2023  

 

JULIAN REICHELT | Fürstin Gloria zu Thurn und Taxis ist zurück bei „Achtung, Reichelt!“ – 
und hat spannende Gedanken über Harald Schmidt und die Cancel Culture im Gepäck. Und 
vor allen Dingen: Einen Abend mit Tucker Carlson! Gloria hat den berühmten US-
Journalisten in Budapest getroffen und mit ihm lange über seinen Blick auf Medien und 
Donald Trump gesprochen. Was Tucker wirklich über Trump denkt: Nur hier im Video! 
  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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B e r l i n  u n d  L a n d  B r a n d e n b u r g  (Seiten E 136 – E 183) 
 
01) KW  39 (Kalenderwoche 25.09.  bis 01.10.2023). Von Ed Koch 
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02) Klaus Wowereit  zum  70sten. Von  Ed  Koch 
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03) Innovationspartnerschaft. Von Ed Koch 
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04) Die stärkste ist nicht die führende Kraft. Von Ed Koch 
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05) Die führende Kraft. Von Ed Koch 
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06) SPD klimaneutral. Von Ed Koch 
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07) Nachhaltigkeitsziele.  Von Ed Koch 
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08) Kleben lassen. Von Ed Koch 
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09) Ein Abend mit Franziska.  Von Ed Koch 
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10) Bagger auf dem Tempelhofer Feld gesichtet. Von Ed Koch 
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11) Klima-Terroristen schlagen wieder zu: Diesmal ist das Brandenburger  
      Tor dran 
 
17. 09. 2023  

 
Foto: "Letzte Generation" 

BERLIN – Am heutigen Sonntagvormittag haben die Klima-Terroristen der sogenannten 
„Letzten Generation“ das Brandenburger Tor mit Farbe besprüht. 
Zeitgleich verschütteten die Weltenretter orange Farbe auf dem Pariser Platz. Weitere Täter 
der sog. „Letzten Generation“, liefen gezielt über den eingefärbten Platz um leuchtende 
Fußspuren auf dem Boden vor dem Berliner Wahrzeichen zu hinterlassen. 

Terror soll weitergehen 
Dass mit keinem Ende der „Aktivitäten“ dieser, in erster Linie von amerikanischen 
Multimillionären (z.B. Getty-Erbin) finanzierten Unruhstiftern, zu rechnen ist, kündigte die 
Sprecherin der Gesetzlosen Marion Fabian“ an. 

„Wir werden unseren Protest erst beenden, wenn die Wende eingeleitet ist. Wir müssen bis 
spätestens 2030 raus aus Erdöl, Gas und Kohle.“ 

An Geld scheint es wie erwähnt nicht zu mangeln: Erst kürzlich soll zu den Geldern der US-
Ölerbin und sonstiger Millionäre, 600.000 Euro bei einer Crowdfunding–Aktion 
dazugekommen sein. Die Spender waren mit Sicherheit keine anständige, arbeitssamen 
Steuerzahler, die beim Weg zu Arbeitsplatz von diesen Spinnern durch Klebe-Aktionen 
regelmäßig behindert werden. 
Wenn nicht über Verwinkelungen über mehrere Ecken hier Steuergelder fließen, so sind die 
edlen Spender vermutlich wohlstandsverwahrloste Kinder der Erbengeneration. 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/szw2vdn7qh67nvpsesb9tw6fokwb4ivm.jpg?fit=720%2C480&ssl=1
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12) Die Lage ist ernst, aber nicht hoffnungslos. Von Ed Koch 
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13)  Die goldenen Zwanziger zurück in Friedenau 
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14)  Ein Höllenritt. Von Ed Koch 
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15) Die Baumeister Berlins. Von Ed Koch 
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16) Zum Glück. Von Ed Koch 
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17) Spurensuche in Tempelhof. Von Ed Koch 
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18) Besuchermagnet HEINZ. Von Ed Koch 
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19) Wir sind Regierender Bürgermeister. Von Ed Koch 
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20) Ausbildungsmesse 
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21) 30 Berliner Schulen für Klima Visionen-Projekt gesucht 
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22)  BERLIN: Linksextreme wollen „Marsch fürs Leben“ im „Desaster“ enden  
       lassen 

 
15. 09. 2023  

 
Der "Marsch fürs Leben" soll von Linksextremisten attackiert werden.- Foto: Wikipedia/Turris 
Davidica Lizenz: CC BY-SA 4.0 

BERLIN – Mehrere linke und linksextreme Gruppierungen haben dazu aufgerufen, den 
jährlichen „Marsch für das Leben“ (MfdL) zu verhindern. Gegen die für 16. September 
geplante Demonstration der Lebensschützer in Berlin mobilisierte unter anderem das sich 
als „queer-feministisch“ bezeichnende linksradikale Bündnis „What the fuck?!“. 
  

Auf „X“ (Twitter) teilte die Gruppierung mit: 

“Wir werden den ‚Marsch für das Leben‘ am 16. September zum Desaster machen. Keine 
Bühne für die transfeindlichen und antifeministischen Fundis!“ 

Sie bekam unter anderem Unterstützung von der vom Verfassungsschutz beobachteten 
Linken Berlins. 

Nun, wo sind wir denn hingekommen, wenn selbst die friedliche Kundgebung einer Gruppe, 
die nichts anderes will als den Schutz des Lebens zu betonen, unter Angriff steht? Natürlich 
kommt dieser Angriff von jenen, die sich stolz als Speerspitze der „Toleranz“ und „Vielfalt“ 
sehen, während sie genau das Gegenteil praktizieren. 

Es ist nichts Neues, dass linke und linksextreme Gruppen, die offenkundig eher in der 
Dunkelkammer der Ideologie denn im Licht der Vernunft operieren, eine pluralistische  

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Marsch-fuers-Leben.png?fit=551%2C369&ssl=1
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Auseinandersetzung ablehnen. Nein, man will nicht diskutieren, man will ersticken und 
unterdrücken. Man will das Andere nicht verstehen, sondern auslöschen. 

Das Beispiel des Marsches für das Leben ist dabei bezeichnend. Da formiert sich also ein 
linksradikales Bündnis, das sich mit schillernden, beinahe absurden Titeln wie „queer-
feministisch“ schmückt, um einen „Desaster“ herbeizuführen. Mit solchen Fanfarenzügen 
der politischen Unkorrektheit versuchen sie die Debatte über ein so essentielles und ethisch 
komplexes Thema wie das Recht auf Leben zum Schweigen zu bringen. 

Und dann die Unterstützung von der vom Verfassungsschutz beobachteten 
„Interventionistischen Linken Berlin“. Das sollte uns zu denken geben. Hier treffen 
Extremismus und ein tiefsitzendes Missverständnis demokratischer Grundwerte 
aufeinander. 

Die Gegendemonstranten, darunter Parteien wie die Jusos, die Grünen, und die Linkspartei, 
fordern die Streichung des Artikels 218 des Strafgesetzbuchs, der Abtreibungen teilweise 
unter Strafe stellt. Ob man für oder gegen dieses Gesetz ist sollte durch ernsthafte Debatten 
und parlamentarische Prozesse entschieden werden, nicht durch Intervention und Krawall. 

Die CDU – die zumindest einmal eine konservative Partei war – wird nun auch unter Druck 
gesetzt, sich vom „Marsch für das Leben“ zu distanzieren. Dabei sollten sie genau das 
Gegenteil tun: Haltung zeigen und für eine wirkliche Pluralität der Meinungen eintreten. Nur 
im Diskurs, im Ringen um die besten Argumente, zeigt sich die wahre Qualität einer 
Demokratie. 

Eines muss uns klar sein: Wenn wir zulassen, dass Extremisten den öffentlichen Raum und 
die Diskussionskultur monopolisieren, ist der Verlust der demokratischen Kultur nicht mehr 
weit. Aber vielleicht ist genau das das Ziel dieser Gruppierungen, und wir sollten ihnen 
diesen Triumph nicht gönnen. 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf ZURZEIT, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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23) Berlin ein Eldorado für Schwerstkriminelle – es droht keine Haft 

 
06. 09. 2023  

JVA Berlin-Plötzensee  

Auf Grund einer Anfrage des justizpolitischen Sprechers der Linke-Fraktion des Berliner 
Abgeordnetenhauses wurden besorgniserregende Zahlen, durch die zuständige 
Senatsinnenverwaltung der Hauptstadt, offengelegt. 

  

1700 Mordverdächtige und Totschläger auf freiem Fuß 

Die Berliner Polizei fahndet aktuell nach 1.761 Verdächtigen, die mit Haftbefehl gesucht 
werden, darunter Mordverdächtige und nachweisliche Totschläger. 

Eine Anfrage des justizpolitischen Sprechers der Linke-Fraktion im Berliner 
Abgeordnetenhaus, Sebastian Schlüsselburg, fördert erstaunliche bis fragwürdige 
Realitäten in der Hauptstadt zu Tage. 

So berichtet die Berliner Zeitung von übermittelten Zahlen, die das Sicherheitsgefühl der 
Bürger nicht wirklich beruhigen können. Die Antwort belegt, laut Zusammenfassung des 
Artikels, dass entweder für „verurteilte Mörder und Vergewaltiger kein Platz im Gefängnis 
ist oder gesuchte Verdächtige einfach abgetaucht sind“. 

Zu den vorliegenden Zahlen wird dargelegt, „de Berliner Polizei fahndet nach 1.761 
Verdächtigen, die mit Haftbefehl gesucht werden.“ 

Darunter befänden sich also Personen, die in der Stadt herumlaufen und sich frei bewegen 
würden, für die aber ein geltender Untersuchungshaftbefehl ausgestellt wurde. 

Aufgelistet wurden demnach seitens der Behörde: 

 

https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/trotz-urteil-und-haftbefehl-tausende-kriminelle-laufen-in-berlin-frei-herum-li.385613
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Berlin-JVA-Ploetzensee.jpg?fit=980%2C490&ssl=1
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58 Mordverdächtige 

acht mutmaßliche Totschläger 

41 mutmaßliche Sexualstraftäter wie Vergewaltiger 

101 Menschen, die wegen gefährlicher Körperverletzung gesucht werden. 

Zudem würde aktuell „nach rund 400 Dieben, neun Geldfälschern und 13 Personen wegen 
Bildung einer terroristischen Vereinigung sowie zwei mutmaßlichen Geheimdienstagenten“ 
gefahndet, so die Angaben Berliner Zeitung. 

Weiter heißt es, „mit Stand 1. Juli waren für Berlin im polizeilichen Fahndungsbestand 
außerdem 7.653 Datensätze zu Haftbefehlen zur Strafvollstreckung offen.“ 

Die hierbei aufgeführten Fakten lauten unter anderem: 

64 Personen, die wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte verurteilt wurden 

50 Menschen, die wegen sexueller Nötigung beziehungsweise Vergewaltigung Haftstrafen 
erhielten 

262 wegen Körperverletzung Verurteilte 

156 wegen gefährlicher Körperverletzung Verurteilte 

„Schwarzfahrer“ hinter Gittern – Schwerverbrecher auf freiem Fuß 

Hinzu kommen „52 verurteilte Wohnungseinbrecher“, die sich im Berliner Stadtbild bewegen 
würden oder abgetaucht wären. Zudem „68 Personen, die wegen Raubes und 79 Personen, 
die wegen schweren Raubes verurteilt wurden“, sich jedoch auf freiem Fuß befänden. 

Anschließend noch „460 Betrüger“. Berlin hat demnach offenbar ein akutes Platzproblem in 
den, zur Verfügungen stehenden Gefängnissen. 

So sei die Justizvollzugsanstalt (JVA) Moabit aktuell zu 100 Prozent belegt. Diese ist mit 
855 Haftplätzen (Stand August 2023) eine der größten Untersuchungshaftanstalten 
Deutschlands. Das Problem, allein „329 Haftplätze seien mit Ersatzfreiheitsstraflern 
belegt, darunter viele sogenannte Schwarzfahrer“, so die Berliner Zeitung. 

Derzeit gibt es in Berlin insgesamt zehn Gefängnisse und ein Haftkrankenhaus. Vier 
Einrichtungen decken dabei den Bedarf an sogenanntem „Geschlossenem Vollzug“ ab. 
Daneben gibt es die Jugendstrafanstalt Plötzensee (502 Plätze, 420 Gefangene) und die 
JVA für Frauen mit Standorten in Pankow und Lichtenberg (165 Plätze, 142 belegt). Zu den 
existierenden anderen Einrichtungen in der Stadt wurde zum Thema der aktuellen 
Belegungszahlen im Artikel kein Status quo bekannt gegeben. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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24) Berliner Klimatag 2023 
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25) Der kleine Grieche um die Ecke. Von Ed Koch 
 

 
 
 



Seite E 184 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 
 
Ö s t e r r e i c h (Seiten E 184 – E 191) 
 
01) Alice Weidel zu Gast in Wien auf Pressekonferenz mit Herbert Kickl (FPÖ) 
 
20. 09. 2023  

 

  

Alice Weidel zu Gast in Wien  
Gemeinsamer Kampf für Freiheit, Heimat und Demokratie! 

  

Die Alternative für Deutschland hat in den letzten Jahren eindrucksvoll bewiesen, dass sie 
die Hoffnung der ganz normalen Leute, deren Anker, Sprachrohr und auch Anwalt ist! 

Gemeinsam mit der AfD kämpft die FPÖ für Freiheit, Heimat und Demokratie und gegen die 
gesellschaftszersetzende Elitenpolitik – die AfD in Deutschland und die FPÖ in Österreich. 
Und gestern (19.09.2023) war die Bundessprecherin und Fraktionsvorsitzende der 
Alternative für Deutschland, Dr. Alice Weidel in Wien. Mehr dazu in dieser Pressekonferenz! 

Sehen Sie hier die gemeinsame Pressekonferenz von Alice Weidel und Herbert Kickl: 

https://www.youtube.com/watch?v=k4eP5ALhzF8&t=472s  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=k4eP5ALhzF8&t=472s
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02) Österreich im Kreuzfeuer der Globalisten wegen FPÖ-Aufstieg –  
      „Internationale Aufsicht gefordert“ 
 
19. 09. 2023  

 

Unverschämt: Globalisten fordern Druck auf Österreich wegen Aufstiegs 
der FPÖ 

Die weitgehende Aufgabe der Neutralität Österreichs, die russlandfeindlichen Wortspenden 
führender Österreichischer Politiker, etwa die des Bundespräsidenten Alexander van der 
Bellen oder des Außenministers Alexander Schallenberg, haben lediglich bewirkt, dass der 
hervorragende Ruf Österreichs als Vermittler und Tagungsort von Friedensgesprächen 
verlorengegangen ist. Auf der einen Seite wird Österreich nun als feindlicher Staat von 
Russland eingestuft und auf der anderen Seite blieb der erhoffte Judaslohn seitens des 
Wertewestens aus. Das online-Magazin ZURZEIT, unser Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION schreibt dazu: 

Der Aufstieg der FPÖ, die bei der nächsten Nationalratswahl den ersten Platz erreichen 
könnte, wird von globalistischen Kreisen mit Argusaugen verfolgt. Und dabei wird sogar der 
Wunsch geäußert, Österreich unter internationale Aufsicht zu stellen. Anlass ist die Reaktion 
auf den „Blutgeld“-Sager von Martin Selmayr, dem Vertreter der EU-Kommission in 
Österreich. 

Österreich „unter Druck“ stellen 

In einem in der Europa-Ausgabe des US-Magazins „Politico“ veröffentlichten 
Meinungsbeitrag ( )wird gefordert, dass Österreich „unter Druck“ gesetzt werden müsse, um 
sich von seiner Neutralität zu verabschieden und der NATO beizutreten. Kritisiert wird auch 
das angeblich enge Verhältnis zu Russland. Und nicht fehlen darf auch der Hinweis auf die 
Nähe vieler Österreicher zum nationalsozialistischen Unrechtsregime. 

https://zurzeit.at/index.php/droht-oesterreich-eine-waldheim-2-0-kampagne/
https://www.politico.eu/article/its-time-to-end-austrias-gemutlichkeit/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Globalist.png?fit=581%2C362&ssl=1
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Primitive Hetze eines Austro-Halb-Amerikaners 

Der Beitrag des Journalisten Matthew Karnitschnig, der Sohn eines österreichischen Vaters 
und einer US-amerikanischen Mutter ist, strotzt nur so von Vorurteilen und Gehässigkeiten: 

 „Sich selbst überlassen, beherrschen die schlimmsten Instinkte der Österreicher.“ 

Ein besonderer Dorn im Auge ist dem Autor, dass die überwiegende Mehrheit der 
Österreicher die Neutralität schätzt. Die Neutralität sei jahrzehntelang „fetischisiert“ worden, 
Österreich sei ein … 

… „Trittbrettfahrer gegenüber seinen Nachbarn und den Vereinigten Staaten und wird dies 
so lange tun, bis es unter Druck gesetzt wird, seinen Kurs zu ändern.“  

Und „die EU und die USA müssen es unbequem machen.“ Außerdem brauche es „mehr 
Klartext von Leuten wie Selmayr, nicht weniger.“ 

„Orbanismus“ befürchtet 

Am Ende des Artikels lässt Karnitschnig wissen, warum Österreich in die NATO gezwungen 
werden müsse: 

„Wenn Österreichs Partner weiterhin eine Konfrontation vermeiden, dürfte das Land weiter 
in Richtung Orbánismus abgleiten.“  

Dann nimmt der Autor auf die Umfragewerte der FPÖ Bezug und auf die bevorstehende 
Parlamentswahl in der Slowakei, die einen Sieg jener politischen Kräfte bringen dürfte, die 
ein korrektes Verhältnis zu Russland wollen. 

Druck von außen gefordert 

Folglich müsse der Aufstieg der FPÖ gestoppt werden, wozu es Druck von außen brauche: 

„Bisher haben die EU und Washington zum besorgniserregenden Aufstieg der FPÖ 
geschwiegen und darauf gesetzt, dass die Österreicher damit Schluss machen werden. 
Wenn sie keinen Druck von außen ausüben, werden sie das nicht tun. Warum sollten 
sie auch?“ 

Karnitschnig, der in seiner beruflichen Laufbahn unter anderem für das „Wall Street Journal“ 
tätig war, fordert nichts anderes als eine Art Waldheim 2.0-Kampagne gegen Österreich, um 
ein den Globalisten unangenehmes Wahlergebnis zu verhindern. Damit zeigt, wer die 
größte Gefahr für die Demokratie ist: nicht die angeblichen „Rechtspopulisten“, sondern die 
Globalisten. 

Dass der Artikel, in dem offen eine Manipulation der nächsten Nationalratswahl durch eine 
ausländische Kampagne in der Europa-Ausgabe von „Politico“ erschienen ist, kann kein 
Zufall sein. Denn „Politico Europe“ befindet sich im Eigentum des Springer-Verlags, zu 
dessen Leitlinien die Befürwortung des transatlantischen Bündnisses zwischen den USA 
und Europa zählt. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03) Wiener Akademikerbund: Festakt zum 340. Jahrestag der Türkenbefreiung  
      Wiens mit Ehrengästen  
 
16. 09. 2023  

Bilder: Petr Bystron im Wiener Akademikerbund | Buchcover Wien 1683. Die zweite 
Türkenbelagerung.- abebooks.com 

Wie jedes Jahr fand auch heuer wieder ein Treffen von Patrioten in den Räumlichkeiten des 
Wiener Akademikerbundes anlässlich des Sieges über die Türken statt, die Wien im Jahre 
1683 belagerten und knapp davorstanden, die Stadt zu erobern. Die diesjährigen 
Feierlichkeiten zeichneten sich dadurch aus, dass es sich um eine „rundes“ Jubiläum 
handelte, nämlich den 340 Jahrestag. 

Auch heuer waren neben den Mitgliedern des Akademikerbundes zahlreiche Gäste aus dem 
Ausland, wie der ehemalige Ministerpräsident der Slowakei Dr. Jan Carnogursky, aus Polen 
der Vize-Präsident der Parlamentspartei Konfederacja Korony Polskiej, und Roman Fritz 
mit  Michael Specjalski, Panta Rei Foundation, Ökonom und Kulturmanager, klassisch 
liberal-konservativer Aktivist, aus Dänemark Henrik Raeder Clausen oder aus der Ukraine 
der Exilpolitiker Roman Revedshuk, um nur einige zu nennen. 

Einige der Gäste hielten kurze Ansprachen und beleuchteten die politische Lage des Jahres 
1683 und die Angriffe der Türken auf Europa. 

Unter den Ehrengästen ist besonders der außenpolitische Sprecher der AfD und 
Abgeordnete zum deutschen Bundestag, Petr Bystron, hervorzuheben, der in einer 
spannenden Ansprache den noch immer aktuellen Bezug und die gravierenden 
Unterschiede der damaligen Ereignisse zur jetzigen Situation in Europa herstellte. 

Zwischen heute und dem Türkenansturm liegen zwar 350 Jahre, das Grundproblem ist 
allerdings nach wie vor dasselbe: Es geht um die Verteidigung Europas gegen kulturfremde 
Invasoren und um die Bewahrung unserer christlich-abendländischen Kultur gegenüber 
einem noch immer, oder schon wieder auf Eroberung ausgerichteten Islam. Daraus machen 
nicht einmal mehr islamische Politiker einen Hehl, alleine naive Gutmenschen bei uns wollen 
das nicht wahrhaben. Und schlimmer noch: Unsere Funktionärs-Eliten stehen nicht mehr 
auf unserer Seite und befeuern sogar mit Hilfe der Kirchen die Islamisierung. Das unterstrich 
Petr Bystron in seiner Ansprache an die Festgäste. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Petr-Bystron-Wien-1683.png?fit=604%2C285&ssl=1
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Fassen wir zusammen: 

Der AfD-Politiker begann seine Ausführungen mit einem historischen Exkurs zu 
Europa.  „Europa“ gibt es als Begriff erst seit dem 8. Jahrhundert. Zuvor war nur von der 
Christenheit die Rede. Anknüpfend daran stellte Bystro die Frage, was unsere Vorfahren 
vor 340 Jahren bewahrt haben. Wofür sind sie gestorben? Aus heutiger Sicht würde man 
sagen für unseren „way of life“. Aus damaliger Sicht für unser Abendland, basierend auf 
griechischer Philosophie, dem römischen Recht, für das Christentum. Auf für die Achtung 
des Menschen als Individuum, für die Nächstenliebe. Später kam noch die Aufklärung dazu, 
sowie die Trennung von Kirche und Staat. 

Heute sind all diese Errungenschaften durch die EU nicht mehr gewährleistet. Die EU ist 
nicht Verteidigerin genau dieser Werte, so wie wir es uns denken. Im Gegenteil. Die EU ist 
zu einer technokratischen Maschine geworden, wo Direktiven erlassen werden, die unser 
Leben massiv beeinflussen. Nationalstaaten werden zerstört, Profite für Lobbygruppen 
sollen erzielt werden, die Demokratie wird ausgehöhlt, die Islamisierung Europas wird aktiv 
vorangetrieben. 

Bystron wird das Gefühl nicht los, dass die EU das Ziel hat, genau die Werte, für die unsere 
Vorfahren gestorben sind, gezielt zu zerstören. Niemand will die traditionelle Familie 
erhalten, stattdessen bekommen wir LGBT vorgesetzt. 

Heute vertreten unsere Regierungen transnationale Vorgaben. Im Gegensatz dazu haben 
unsere Vorfahren damals unsere Souveränität verteidigt. Ein gemeinsames Merkmal der 
Regierungen und der Brüsseler Führung ist es, dass jene nicht mehr loyal die Interessen 
der eigenen Bevölkerung vertreten. 

Im Moment erleben wir auch eine Erosion der Demokratie auf sehr vielen Ebenen, selbst 
die Meinungsfreiheit und der Korridor des noch Sagbaren wird immer mehr eingeengt. 
Zensurmaßnahmen unterschiedlichster Natur werden gerade ausgebrütet. 

Diejenigen, welche die globalistische Agenda kritisieren, einschließlich Kritik am Islam, 
haben mit überaus großen Sanktionen zu rechnen, und selbst die Kirche versagt dabei. 
Heute macht sie nicht mehr das, wofür sie 2000 Jahre gestanden ist. Heute ist das 
umgekehrt. 

Zurückzukommen auf die Belagerung Wiens ist festzuhalten, dass die Kirche damals sich 
massiv finanziell für die Befreiung des Reiches eingesetzt hat. Und heute? Der letzte Papst, 
der es gewagt hat, noch dazu sehr vorsichtig, und nicht mal mit seinen eigenen Worten, den 
Islam kritisch zu beleuchten, war Papst Benedikt XVI, der in seiner berühmten 
Regensburger Rede den Byzantinischen König Manuel II zitierte: 

„Zeige mir doch was Mohamed Neues gebracht hat?…“ 

Es hieß da, dass der Glaube den er gebracht hat, durch das Schwert zu verbreiten sei., 
zitierte der damalig Hl. Vater weiter. Das hat bereits genügt, dass er massiv kritisiert wurde. 
Am Ende war er der erste Papst nach 700 Jahren, der zu Lebzeiten abdanken musste. 

Soweit einige der wichtigsten Passagen in den Ausführungen Bystrons, der abschließend 
noch seine Hoffnung ausdrückte, dass man sich nächstes Jahr wiedersehen werde. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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04) Österreich: Jetzt sind auch Mehlspeisen dran – „Kardinal-Schnitte“  
      historisch belastet 
 
12. 09. 2023  

 

Vor genau 90 Jahren, zum 250 Jahrestag des Sieges über die Türken, fand von 7. Bis 12. 
September 1933 in Wien der Deutsche Katholikentag statt. Papst Pius XI. hatte ein heiliges 
Jahr ausgerufen, in der Hauptstadt nahm man das Jubiläum der Schlacht gegen die 
Osmanen und das 500-jährige Bestehen des Stephansdoms zum Anlass für die 
Massenveranstaltung. 
  

Aus diesem Anlass kreierte die Wiener Konditor Heiner die Kardinalschnitte und widmete 
die Mahlspeise dem damaligen Kardinal Theodor Innitzer. 

Die beiden Farben, die die Kardinalschnitte trägt, Gelb (Biskuit) und Weiß (Baisermasse) 
wurden also nicht zufällig ausgewählt. Sie sollten die Flagge des Vatikans repräsentieren. 
Alles legitim und dem Anlass entsprechend, würde man meinen. Doch ausgerechnet jetzt, 
an ihrem runden Ehrentag wird die Geburtsstunde der beliebten Mehlspeise ins rechte Licht 
gerückt, wie es kurier.at formuliert. 

Kardinal Innizer, zu dessen Ehre, wie erwähnt, die Schnitte entstanden sein soll ein war 
gern gesehener Gast in der ehrwürdigen Hofzuckerbäckerei. Auf deren Webseite ist zu 
lesen ist: 

 

https://kurier.at/mehr-platz/kardinalschnitte-faschistischer-hintergrund-austrofaschismus/402590843
https://www.heiner.co.at/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Kardinalschnitte.png?fit=526%2C394&ssl=1
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„Dieser süßen Versuchung konnte sich auch Kardinal Theodor Innitzer nicht entziehen. Das 
Erzbischöfliche Palais liegt übrigens zwischen unserem Stammhaus, der Wollzeile und dem 
Stephansdom“.  

Kardinal „belastet“ 

Laut der Zeitung „der Standard“ sei die Herkunft der Mehlspeise allerdings nicht 
unproblematisch. Innizer und die Bischöfe unterzeichneten 1938 einer Erklärung an das 
Volk für den Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich. Und schlimmer noch: Einen 
Begleitbrief signierte der Kardinal mit „Heil Hitler“. 

Ein Nazi aus Schrott und Korn war Innizer allerdings nicht. Ganz im Gegenteil. Und die 
genannte Zeitung kommt nicht umhin, dass der Kardinal „das kirchliche Leben im 
Untergrund fortführte und die Hilfsstelle im erzbischöflichen Palais, die Juden zur Flucht 
verhalf“, unterstützte. Zu wenig – er hätte zuvor mehr „Haltung“ zeigen sollen. 

Und was für eine Ungeheuerlichkeit: „Die Kardinalschnitte findet sich heute trotz der 
kontroversen Figur, der sie gewidmet wurde, in jeder Kuchenvitrine des Landes“, endet der 
Bericht im „Standard“. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
05) Österreich: FPÖ startet „Herbstoffensive gegen Linksextremismus“ 
 
07. 09. 2023  

 

FPÖ: Netzwerke von Linksextremen und deren Förderungen sollen 
aufgedeckt und sichtbar gemacht werden 

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/04/Antifa-14.png?fit=630%2C389&ssl=1
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Das Böse ist allgegenwärtig: Hinter jedem Gebüsch ortet der von den Linken unterwanderte 
politisch-mediale Komplex einen „Rechtsextremisten“. Die künstliche Aufregung um ein 
Video der freiheitlichen Jugend, in dem Missstände in unserem Land thematisiert wurden, 
ist nur das jüngste Beispiel. Der Linksextremismus und die Gefahr, die er für Freiheit und 
Demokratie darstellt, ist für die politisch korrekten Bedenkenträger hingegen kein Thema. 

Um der Verharmlosung des politischen Extremismus entgegenzutreten, präsentierten im 
Rahmen einer Pressekonferenz FPÖ-Generalsekretär Christian Hafenecker und die 
freiheitliche Klubobmann-Stellvertreterin und Verfassungssprecherin Susanne Fürst die 
freiheitliche „Herbstoffensive gegen Linksextremismus“. Dabei sollen unter anderem 
parlamentarische Anfragen an alle Ministerien eingebracht werden, um Förderungen für 
linksextreme Organisationen aufzudecken und Netzwerke sichtbar zu machen. 

FPÖ-Generalsekretär Christian Hafenecker und die freiheitliche Klubobmann-
Stellvertreterin und Verfassungssprecherin Susanne Fürst kündigen die freiheitliche 
„Herbstoffensive gegen Linksextremismus“ an. (Bild: FPÖ) 

„Der Linksextremismus hat aus unserer Sicht neue Dimensionen angenommen. Das 
beginnt bei zum Teil auslandsfinanzierten Pseudo-NGOs, wie den Klimaextremisten der 
‚Letzten Generation´ und von ‚Extinction Rebellion´, die sich massiv in die Innenpolitik 
einmischen, geht über die linksmarxistische grüne Regierungspartei mitsamt dem grünen 
Bundespräsidenten, der sich weigert, Wahlergebnisse zu akzeptieren, bis hin zur KPÖ, die 
bereits in zwei Landtagen vertreten ist und offen über Enteignungen nachdenkt. Eine ganz 
neue linksextreme Spielart ist dabei noch die SPÖ mit Andreas Babler, die mit Erbschafts- 
und Vermögenssteuern alle, die sich etwas geschaffen haben, enteignen will und sich mit 
Grünen und KPÖ darum ‚matcht´, wer der bessere Marxist ist. Insgesamt sollten daher 
eigentlich schon bei allen die Alarmglocken laut schrillen“, erklärte Hafenecker. 

Fürst wiederum übte Kritik an der Entscheidung der türkis-grünen Bundesregierung, das 
linkslinke „Dokumentationsarchiv des Österreichischen Widerstandes“ (DÖW) mit der 
Erstellung eines „Rechtsextremismusberichts“ zu betrauen. Insbesondere kritisierte sie , 
dass die Regierung die Beauftragung des DÖW als „Kooperation mit der Wissenschaft“ 
verkaufen wolle: 

„Präsident des DÖW ist Wiens Ex-SPÖ-Bürgermeister Häupl, einer der Vizepräsidenten ist 
der steirische SPÖ-Politiker Anzenberger und im Stiftungsrat sitzt auch die grüne 
Abgeordnete Blimlinger. Damit ist klar, dass hier Vertreter der Parteien des linken 
Spektrums, aber auch der ÖVP, agieren, um einen angeblich objektiven Bericht über 
politisch Andersdenkende verfassen zu lassen.“ 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf ZURZEIT, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 

https://zurzeit.at/index.php/fpoe-startet-herbstoffensive-gegen-linksextremismus/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Leerseite 
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E. i)  Ostmitteleuropa                                                     Seiten E 193  – E 214 
 
P o l e n (Seiten E 193 – E 194) 
 
01) Polen mit Ultimatum an EU wegen ukrainischem Getreide 
 
17. 09. 2023  

Bild: rrn.media 

Im Streit um die Einfuhr ukrainischen Getreides in die EU hat nun Polens Regierung eigenen 
Angaben zufolge am 12. September, von der Europäischen Kommission ultimativ gefordert, 
das, am 15. September auslaufende Einfuhrverbot bis Jahresende, zu verlängern. 

  

Polen legt sich quer 

Der polnische Ministerpräsident Mateusz Morawiecki hat nun der Europäischen 
Kommission ein Ultimatum gestellt.  Das Einfuhrverbot für ukrainisches Getreide muss 
seiner Ansicht nach verlängert werden. 

Morawiecki erklärte dazu am Nachmittag des 12. September, „ich habe der Europäischen 
Kommission ein Ultimatum gestellt, eine unmissverständliche Forderung. Entweder Sie 
verlängern das Einfuhrverbot für vier ukrainische Getreidesorten über den 15. September 
hinaus oder wir verlängern dieses Verbot selbst, weil wir eine Schädigung des polnischen 
Marktes nicht hinnehmen können.“ 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Polen-Ultimatum-Getreide-Ukraine-EU-rrn.media_.jpg?fit=1024%2C682&ssl=1
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Dem Politiker zu Folge ist Warschau bestrebt, Bedingungen zu schaffen, die sowohl der 
Ukraine als auch Polen zugutekommen. 

Die Sicherheit der örtlichen Landwirte hat jedoch absoluten Vorrang. Letzte Woche hatte 
Morawiecki erklärt, dass Polen unabhängig von einer Entscheidung der Europäischen 
Kommission das Verbot von Getreideeinfuhren aus der Ukraine verlängern werde. 

Klare Ansage – Polen „first“ – Andere gehen mit 

Der polnische Minister für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung Robert Telius gab 
bekannt, dass neben Warschau auch Bratislava, Sofia, Budapest und Bukarest 
beabsichtigen, eine Verlängerung des Einfuhrverbots für Getreide aus der Ukraine bis zum 
Ende des Jahres zu fordern. 

Der ukrainische Staatschef Selenskij erklärte dazu seinerseits, Kiew würde Polen vor einem 
internationalen Schiedsgericht verklagen, falls das Einfuhrverbot für ukrainische 
Agrarerzeugnisse in die EU auch nach dem 15. September in Kraft bleibe. 

Im Frühjahr dieses Jahres hatten Polen, die Slowakei, Ungarn, Rumänien und Bulgarien 
nach Protesten der örtlichen Landwirte die Einfuhr ukrainischer Agrarerzeugnisse 
ausgesetzt, die zollfrei auf den gesamteuropäischen Markt gelangen sollen. 

Daraufhin verhängte die Europäische Kommission ein vorübergehendes Verbot für die 
Einfuhr von Weizen, Mais, Raps und Sonnenblumen in fünf an die Ukraine angrenzende 
Länder. Die Beschränkungen sollten bis zum 5. Juni gelten, wurden aber später bis zum 15. 
September verlängert. 

Daraufhin hatte Ukraines Präsident Selenskij nun abermals eine seiner „berühmten“ 
Drohungen ausgesprochen, nunmehr fordere er diesbezüglich eine EU 
Schiedsgerichtsentscheidung. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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T s c h e c h i e n (Seiten E 195 – E 205) 
 
01) Deutschland startet verstärkte Grenzkontrollen gegenüber Tschechien 
 
27.09.2023 

Die deutsche Polizei führt ab sofort verstärkt flexible und mobile Kontrollen an den Grenzen 
zu Tschechien und Polen durch, um Schleuser zu bekämpfen, kündigte die deutsche 
Innenministerin Nancy Faeser an. Die Kontrollen, die "nicht stationär, sondern an die 
aktuelle Situation angepasst" sein werden, seien mit den Nachbarstaaten vereinbart worden 
und müssten daher nicht bei der Europäischen Union (EU) notifiziert werden, so die 
Ministerin. Ihr tschechischer Amtskollege Vít Rakušan (STAN), fügte hinzu, dass die 
stichprobenartigen mobilen Kontrollen auf eine Vereinbarung mit Faeser und eine Reihe von 
Treffen zwischen der tschechischen und der deutschen Polizei in dieser Woche folgten. 

 
Bild: Elke Ray 

Wir müssen den Schleusern unbedingt Einhalt gebieten, denn sie setzen für maximalen 
Profit Menschenleben aufs Spiel. Deshalb startet die Bundespolizei ab sofort zusätzliche 
flexible Kontrollen an Schlüsselstellen der Schleuserrouten an den Grenzen zu Tschechien 
und Polen", so Faeser. 

"Diese zusätzlichen Kontrollen werden die verdeckten Fahndungen, die wir bereits in den 
letzten Monaten intensiviert haben, erweitern. So wird die Bundespolizei mit zahlreichen 
Kräften im gesamten Grenzgebiet präsent sein. Mein Ziel ist es, maximalen Druck auf die 
Schleuser auszuüben, um das Leben der Menschen zu schützen, die oft ohne Wasser und  
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Zugang zu frischer Luft über die Grenze geschleust werden", sagte sie. Die Ministerin 
betonte, dass die Migrationskrise nur durch ein gemeinsames europäisches Asylsystem 
gelöst werden könne, da sonst die Zukunft der offenen Binnengrenzen in der EU gefährdet 
sei. 

"Vorerst" keine stationären Kontrollen 

Deutschland wird vorerst keine stationären Kontrollen einführen, wie sie seit 2015 an 
ausgewählten Punkten an der Grenze zu Österreich durchgeführt werden. Faeser schloss 
deren Einführung jedoch nicht aus und hat sie in der Vergangenheit wiederholt als letztes 
Mittel bezeichnet. 

Obwohl es sich bei den neu angekündigten zusätzlichen Kontrollen nicht um permanente 
Grenzkontrollen handelt, sollten Autofahrer, die aus Polen und der Tschechischen Republik 
nach Deutschland reisen, auf mögliche Verzögerungen vorbereitet sein. Die Standorte der 
Kontrollen können "nicht im Voraus festgelegt werden, da sie sich häufig ändern werden". 
Es wird sowohl direkt an der Grenze als auch in der Grenzregion gestreift werden. Die 
Bundespolizei wird nicht nur Dokumente kontrollieren, sondern auch in die Kofferräume von 
Autos und in die Laderäume von Transportern und Lastwagen schauen. In Zügen und auf 
Bahnhöfen in der Grenzregion ist mit erhöhten Sicherheitsvorkehrungen zu rechnen, so das 
deutsche Innenministerium. 

Die Ministerin sagte auch, dass Berlin gemeinsam mit den Nachbarn an den verstärkten 
Kontrollen arbeite. "Wir stehen in engem Kontakt mit unseren Nachbarstaaten Tschechien 
und Polen sowie den Bundesländern Sachsen und Brandenburg über diese zusätzlichen 
Maßnahmen", sagte sie. Sie fügte hinzu, Deutschland könne sich glücklich schätzen, dass 
die Tschechische Republik und Polen zur Zusammenarbeit bereit seien. 

Noch am Wochenende hatte Faeser stationäre Grenzkontrollen an den deutschen Grenzen 
zu Polen und Tschechien gefordert. Ihr tschechischer Amtskollege Rakušan sprach 
ebenfalls von fixen Kontrollstellen, laut Radio Prag allerdings nur auf "ausgewählten 
Grenzübergängen". 

POWIDL-Newsletter 

https://www.powidl.info/politik/deutschland-startet-verst%C3%A4rkte-
grenzkontrollen-gegen%C3%BCber-
tschechien?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newslette
r_19_2023&utm_term=2023-10-01  

 

Politik • Wirtschaft • Sport • Reisetipps • Kultur 

Deutschsprachige News aus Tschechien alle 14 Tage kostenlos in Ihrer Mailbox! 

https://www.subscribepage.com/powidl
https://www.powidl.info/politik/deutschland-startet-verst%C3%A4rkte-grenzkontrollen-gegen%C3%BCber-tschechien?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_19_2023&utm_term=2023-10-01
https://www.powidl.info/politik/deutschland-startet-verst%C3%A4rkte-grenzkontrollen-gegen%C3%BCber-tschechien?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_19_2023&utm_term=2023-10-01
https://www.powidl.info/politik/deutschland-startet-verst%C3%A4rkte-grenzkontrollen-gegen%C3%BCber-tschechien?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_19_2023&utm_term=2023-10-01
https://www.powidl.info/politik/deutschland-startet-verst%C3%A4rkte-grenzkontrollen-gegen%C3%BCber-tschechien?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=newsletter_19_2023&utm_term=2023-10-01
https://www.subscribepage.com/powidl
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02) Vertrauen in tschechische Wirtschaft sinkt 

Das Vertrauen in die tschechische Wirtschaft ist im September gegenüber dem Vormonat 
um 4,2 Punkte auf 89,2 Punkte gesunken. Es erreichte damit den niedrigsten Stand seit 
März 2021. Das Vertrauen ist auch im Jahresvergleich niedriger, im vergangenen 
September lag es bei 90,3 Punkten. Im Vergleich zum August sank das Vertrauen sowohl 
bei Geschäftsleuten als auch bei Verbrauchern. In den beiden vorangegangenen Monaten 
war es noch gestiegen. Dies geht aus den Daten hervor, die das tschechische Statistikamt 
(ČSÚ) am Montag veröffentlichte. 

Laut Analysten deutet der Rückgang des Vertrauens in die Wirtschaft auf ein Problem mit 
der wirtschaftlichen Erholung hin. Sie verweisen auf verstärkte Sorgen über das zukünftige 
Preiswachstum. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 111, 2023 

Wien, am 28. September 2023 
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03) Sudetendeutsche Verluste 

Das Sudetenland hat eine Größe von 29.000 km², es ist damit fast so groß wie Belgien. 

Mit der Vertreibung fielen dem tschechischen Staat insgesamt 5.354 Industriebetriebe, 
236.818 Gewerbe- und über 200.295 Landwirtschaftsbetriebe, 200.000 Einfamilienhäuser, 
die Einrichtungsgegenstände von über 1 Million Wohnungen sowie – damals schon (!) – 
120.000 Kraftfahrzeige zu. Inschrift einer Tafel auf dem „Schatz“ in Zwingendorf im 
Weinviertel. 

 
 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 111, 2023 

Wien, am 28. September 2023 

https://drive.google.com/file/d/16cmiOuDTX6GZPupwoYlNNV4uWc7Ah7PQ/view?usp=sharing
https://drive.google.com/file/d/16cmiOuDTX6GZPupwoYlNNV4uWc7Ah7PQ/view?usp=sharing
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04) Verfassungsrichter Koudelka: „Beneš-Dekrete sind unbedingt zu verteidigen“ 

 Tschechiens Verfassungsrichter Zdeněk Koudelka erklärt in einem halbseitigen Beitrag 
in der heutigen Ausgabe von „Mf dnes“, warum der Fall Liechtenstein anders sei wie die 
anderen juristischen Fälle in der Vergangenheit, wo es um die Beneš-Dekrete ging: 

Der Staatspräsident Petr Pavel traf sich ja vergangene Woche bei der UN-Vollversammlung 
in New York mit Alois, Prinz von und zu Liechtenstein, um u.a. die Staatenklage des 
Fürstentums gegenüber Tschechien zu bereden. 

Koudelka sagt es klar: Die Beneš-Dekrete dürfen NIEMALS in Frage gestellt werden, sie 
seien die Grundlage des tschechischen Rechtssystems. Der Zweck dieser Dekrete war, 
wie der Autor auch zugibt, „die Deutschen und Ungarn aus dem Gebiet der 
Tschechoslowakei auf dem Prinzip der KOLLEKTIVSCHULD wegen ihres Verrates zu 
bestrafen“. 

Und das war ganz richtig so. Allerdings, die zu neuem Leben erwachte Demokratie der 
Tschechoslowakei war im Jahr 1945 noch nicht richtig stark genug: man hat viele Fehler 
begangen, so wurden auch die Beneš-Dekrete damals missbraucht.  

Das Geschlecht Liechtenstein lebte seit dem 13. Jahrhundert auf dem Gebiet Mährens und 
das war so bis zum Jahr 1938 so, als die fürstliche Familie wegen Adolf Hitler nach Vaduz 
umziehen musste. Liechtenstein hat in der Kriegszeit aber heimlich die tschechische 
Opposition gegen das deutsche NS-Besatzungssystem unterstützt. 

Die Tschechische Republik muss die Beneš-Dekrete unbedingt vor allen Angriffen 
verteidigen, d. h. aber zugleich, sie muss auch gegen den Missbrauch von Dekreten 
protestieren, so habe sie bereits die jüdischen Opfer dieser Dekrete entschädigt. Ein 
Ausgleich mit Liechtenstein wäre also ganz gerecht, schließt der Autor. 

Peter Barton, Prag 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 111, 2023 

Wien, am 28. September 2023 

 
 
05) Nachstellung der Schlacht am Weißen Berg 

Mehrere hundert Menschen haben am Samstag in Prag einer Nachstellung der Schlacht 
am Weißen Berg von 1620 beigewohnt. Die Veranstaltung, bei der rund 1000 bewaffnete 
Kämpfer aufeinandertreffen, dauerte bis Sonntag. 

Die Schlacht am Weißen Berg vom 8. November 1620 gilt als die erste große militärische 
Auseinandersetzung im Dreißigjährigen Krieg. Dabei unterlagen die Truppen der 
böhmischen Stände dem kaiserlichen und bayerischen Heer der Katholischen Liga. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 110, 2023 

Wien, am 25. September 2023 
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06) Treffen Präsident Pavels mit Alois von Liechtenstein bei UN-Gipfel in New   
      York 

Beim UN-Gipfel in New York trafen Tschechiens Staatspräsident Petr Pavel und Erbprinz 
Alois von Liechtenstein, amtsausführender Stellvertreter des Fürsten, zusammen. Beide 
Staatsmänner haben ihre gemeinsame Haltung zum Krieg in der Ukraine bekräftigt.  Danach 
wurde auch über den Streit Liechtensteins mit der Tschechischen Republik gesprochen.  
Liechtenstein verlor sein Eigentum im Jahr 1945 auf der Grundlage der Beneš-Dekrete. 
Der Streit verläuft nicht nur vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(Staatenklage Liechtensteins vor ca. drei Jahren, ein endgültiges Urteil steht aus) sondern 
ebenso vor tschechischen Gerichten. Egal wie der Streit Tschechiens mit Liechtenstein 
aktuell aussieht, wollen beide Länder ihre gemeinsamen Beziehungen vertiefen. Hier geht 
es zum Bericht auf novinky.cz 

https://www.novinky.cz/clanek/zahranicni-lichtenstejnsko-chce-hledat-reseni-sporu-
s-cr-i-mimosoudne-rekl-pavlovi-princ-40444195   

(Peter Barton, Prag) 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 109, 2023 

Wien, am 22. September 2023 

07) 25 Jahre Deutsch-Tschechischer Zukunftsfonds 

Der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds hat große Bedeutung für die 
grenzüberschreitenden Beziehungen. Wie wichtig er ist, zeigt sich schon daran, dass es ihn 
immer noch gibt – auch wenn dies anfangs gar nicht so geplant war. Dieses Jahr feiert er 
25 Jahre seines Bestehens. Das größte Fest gab es am Samstag, zusammen mit 
zahlreichen Projektpartnern, in Berlin beim Bürgerfest des deutschen Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier (SPD). Aus diesem Anlass lesen bzw. hören Sie ein Interview mit 
den Geschäftsführern des Zukunftsfonds, Petra Ernstberger und Tomáš Jelínek. Die 
Fragen stellte Till Janzer bei einem Besuch in den Büros des Fonds in Prag. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 103, 2023 

Wien, am 11. September 2023 

https://deutsch.radio.cz/spass-und-vertrauen-der-zusammenarbeit-25-jahre-
deutsch-tschechischer-8793432  
 

„Spaß und Vertrauen in der Zusammenarbeit“ – 25 Jahre Deutsch-
Tschechischer Zukunftsfonds 
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volume  
„Spaß und Vertrauen in der Zusammenarbeit“ – 25 Jahre Deutsch-Tschechischer 
Zukunftsfonds 
Länge 26:49  
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https://www.novinky.cz/clanek/zahranicni-lichtenstejnsko-chce-hledat-reseni-sporu-s-cr-i-mimosoudne-rekl-pavlovi-princ-40444195
https://www.novinky.cz/clanek/zahranicni-lichtenstejnsko-chce-hledat-reseni-sporu-s-cr-i-mimosoudne-rekl-pavlovi-princ-40444195
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Foto: Deutsch-Tschechischer Zukunftsfonds  

Der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds hat große Bedeutung für die 
grenzüberschreitenden Beziehungen. Wie wichtig er ist, zeigt sich schon daran, dass es ihn 
immer noch gibt – auch wenn dies zu Anfang gar nicht geplant war. Dieses Jahr feiert er 25 
Jahre seines Bestehens. Die größte Party steigt an diesem Samstag, zusammen mit 
zahlreichen Projektpartnern, in Berlin beim Bürgerfest des deutschen Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier (SPD). Aus diesem Anlass hören Sie ein Interview mit den 
Geschäftsführern des Zukunftsfonds, Petra Ernstberger und Tomáš Jelínek. Die Fragen 
stellte Till Janzer bei einem Besuch in den Büros des Fonds in Prag. 

Der Zukunftsfonds nahm im Laufe des Jahres 1998 seine Arbeit auf. Die lag erst einmal vor 
allem darin, die deutschen Entschädigungszahlungen an die tschechischen NS-Opfer zu 
koordinieren. In der Folge wurde der Fonds aber immer mehr zu einem Motor 
grenzüberschreitender Aktivitäten ganz unterschiedlicher Art. Finanziert wird er sowohl vom 
tschechischen als auch vom deutschen Staat. 
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Tomáš Jelínek und Petra Ernstberger.- Foto: Archiv des Deutsch-Tschechischen 
Zukunftsfonds 

Petra Ernstberger ist von deutscher Seite die Geschäftsführerin des Zukunftsfonds. Zwar 
glaubt sie, dass es auch ohne ihn grenzüberschreitende Zusammenarbeit gebe. „Aber ich 
bin mir sicher, nicht in dem Ausmaß“, sagt sie im Interview für Radio Prag International. Ihr 
tschechischer Kollege Tomáš Jelínek stellt zudem die Frage nach der Qualität einer solchen 
Zusammenarbeit: „Sie kann brüchig sein oder nur pragmatisch und irgendwie kalt, oder sie 
kann mit Vertrauen, Spaß und in angenehmer Atmosphäre vonstattengehen.“ Letzteres 
treffe eben auf Tschechien und Deutschland zu und trage dazu bei, in Krisenzeiten 
gemeinsam stark zu bleiben, so Jelínek weiter. 

Rund 13.000 tschechisch-deutsche Projekte hat der Zukunftsfonds in den vergangenen 25 
Jahren gefördert, und das mit insgesamt 75 Millionen Euro. Ein „Leuchtturm der 
Zusammenarbeit“ sei für sie das Theaterfestival deutscher Sprache, das immer im Herbst 
in Prag stattfindet, sagt Ernstberger. Jelínek verweist auch auf erst kürzlich entstandene 
neue Initiativen wie etwa vom Verein Dokrajin, der in Králův Mlýn / Königsmühle im 
Erzgebirge ein Landart-Festival veranstaltet. Beide Geschäftsführer betonen zugleich, dass 
die Liste erfolgreicher Projekte enorm lang sei. 

Institution mit Vorbildfunktion 

ZUM THEMA 
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Kultur im Sonderzug nach Berlin: Der Deutsch-Tschechische 
Zukunftsfonds feiert 

In den zweieinhalb Jahrzehnten seines Bestehens hat sich der Zukunftsfonds zu einer 
Partnerinstitution entwickelt, die so weder Deutschland noch Tschechien mit irgendeinem 
anderen Staat haben. Ein konkretes Vorbild habe es wohl aber nicht gegeben, vermutet 
Petra Ernstberger. „Ich würde fast sagen: Inzwischen ist der Zukunftsfonds selbst eine 
Blaupause.“ Sie verweist auf den neuen Aachener Vertrag zwischen Frankreich und 
Deutschland von 2020, in den die Bürgernähe aus der tschechisch-deutschen 
Zusammenarbeit übernommen worden sei. Und Tomáš Jelínek ergänzt, dass der Fonds als 
Inspiration gedient habe für den Visegrád-Fonds, der die Zusammenarbeit der vier 
mitteleuropäischen Staaten Tschechien, Polen, Ungarn und Slowakei fördert. 

Und so feiert der Zukunftsfonds nun seinen Geburtstag. Das geschieht an diesem 
Wochenende, also Freitag und Samstag. Denn der Fonds ist dann Gast beim Bürgerfest 
des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier (SPD), bei dem das deutsche 
Staatsoberhaupt ehrenamtliches Engagement würdigt. Tschechien fungiert in diesem Jahr 
als Gastland. „Der Sinn der Sache ist auch, der breiteren Öffentlichkeit zu zeigen, wie 
attraktiv und interessant die deutsch-tschechische Welt ist“, betont Jelínek. Er erinnert 
daran, dass der Fonds zu seinem 20. Jahrestag ein Straßenfest auf einer Moldaubrücke in 
Prag veranstaltet hatte. In Berlin aber eine entsprechende Öffentlichkeit zu finden, sei viel 
schwerer, sagt der Geschäftsführer. Deswegen unterstreicht Tomáš Jelínek, er sei 
außerordentlichen dankbar dafür, dass der Bundespräsident dem Zukunftsfonds dies mit 
dem Fest ermögliche. 

 

 

 

 

https://deutsch.radio.cz/kultur-im-sonderzug-nach-berlin-der-deutsch-tschechische-zukunftsfonds-feiert-8791208
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Kulturzug.- Foto: Deutsch-Tschechischer Zukunftsfonds 

Petra Ernstberger zählt eine Reihe an Programmpunkten des Bürgerfestes auf. Der Bogen 
spannt sich von einem Konzert des Barockorchesters Collegium 1704 zusammen mit dem 
Popmusiker Vojtěch Dyk bis zum Mitkicken bei der Deutsch-Tschechischen Fußballschule. 

Tschechisch als Sprache der Begegnung 

Was aber könnten die kommenden 25 Jahre für den Zukunftsfonds bedeuten? Ernstberger 
verweist darauf, dass natürlich erst einmal die finanzielle Sicherung gewährleistet sein 
müsse. Sie wünsche sich, „dass der Zukunftsfonds weiter in dieser Dynamik bleibt und sich 
an die Gegebenheiten anpasst, die er nicht beeinflussen kann.“ 

Und Jelínek hofft auf neuartige Projekte aufgrund von Fortschritten in den tschechisch-
deutschen Beziehungen: „Ich hoffe, dass es dann nicht mehr darum geht, wie man Deutsche 
motiviert, Tschechisch zu lernen. Sondern dass in den Grenzgebieten dann schon Projekte 
umgesetzt werden, bei denen auch Tschechisch die Sprache der Begegnung ist.“ Ebenso 
wünscht er sich, dass der gegenseitige Schüleraustausch zu einem festen Bestandteil der 
Schulbildung in beiden Ländern wird. 

Autor: Till Janzer  
 

 
 
 

https://deutsch.radio.cz/till-janzer-8099571
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08) Außenhandel weist Defizit auf 

Der Außenhandel der Tschechischen Republik hat im Juli mit einem Defizit von 5,9 
Milliarden Kronen (244 Millionen Euro) abgeschlossen, 16,6 Milliarden Kronen (686 
Millionen Euro) weniger als im Vorjahr. Dies ergibt sich aus vorläufigen Daten, die am 
Mittwoch vom tschechischen Statistikamt (ČSÚ) veröffentlicht wurden. 

Die negativen Auswirkungen auf das Ergebnis sind laut Experten vom Statistikamt vor allem 
auf einen Rückgang des Handels mit Strom zurückzuführen, auch das Defizit im Handel mit 
Computern, elektronischen und optischen Geräten weitete sich aus. 

Sudetendeutscher Pressedienst (SdP) Österreich, Nr. 102, 2023 

Wien, am 07. September 2023 

 
 
09) Modernisierung der Bahnstrecke München - Prag 

„Deutschland und Tschechien werden ein Memorandum über die 
Modernisierung der Eisenbahnstrecke aus Prag nach München 
unterschreiben“. Das ist das Ergebnis der letzten Verhandlung zwischen den 
Verkehrsministern der beiden Länder. Die Strecke über Pilsen, Furth im Wald 
Schwandorf und Regensburg muß rasch modernisiert werden, die Züge 
brauchen i.d.R. fast sechs Stunden, um diese Entfernung (ca. 400 km) zu 
bewältigen. Auch der bayerische Ministerpräsident Markus Söder (CSU) 
drängt darauf. Ganz schwierig sei der einspurige Abschnitt zwischen den 
Städten Taus / Domažlice und Furth im Wald, dieser Zustand sei untragbar. 

Wie im Artikel der tschechischen Presseagentur ČTK steht, sei an der Misere 
hauptsächlich die deutsche Seite schuld, weil sie diesen Bau nicht als wichtig 
betrachtet hat. (P. Barton, Prag) 
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U n g a r n (Seiten E 206 – E 210) 
 
01) „Europäische Werte“: Ungarn thematisiert Diskriminierung der ungarischen  
      Minderheit in der Ukraine 
 
28. 09. 2023  

 

Orbán stellt klar: Keine Unterstützung für Ukraine, solange Sprachrechte der 
ungarischen Minderheit nicht wiederhergestellt sind 

In Sachen Ukrainekrieg ist Ungarn jenes EU-Mitglied, das eine ausgewogene Haltung 
einnimmt und aus dem Kreis der Selenski-Verehrer ausschert. Das hat aber nichts damit zu 
tun, dass Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán ein „Putin-Versteher“ wäre, sondern mit 
der Diskriminierung der in der ukrainischen Oblast Transkarpatien lebenden magyarischen 
Minderheit. 

Daran erinnerte Orbán am Montag in seiner Rede vor dem ungarischen Parlament. Wie die 
Nachrichtenagentur Reuters berichtet, sagte der nationalkonservative Politiker, Ungarn 
werde die Ukraine in keiner internationalen Angelegenheit unterstützen, solange die 
Sprachrechte der ethnischen Ungarn dort nicht wiederhergestellt sind. 

In Transkarpatien, das bis zum Friedensdiktat von Trianon 1920 Teil Ungarns war und auch 
unter der Bezeichnung Karpatenukraine bekannt ist, leben rund 150.000 ethnische Ungarn, 
deren Recht zum Gebrauch ihrer Muttersprache insbesondere im Bildungswesen vom  

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Beregszasz_city_limit_sign_rovas_script-1170x878-1.jpg?fit=1170%2C878&ssl=1


Seite E 207 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 840 vom 03.10.2023 

Kiewer Regime immer mehr eingeschränkt wird. „Sie wollen (ungarische Schulen) in 
ukrainische Schulen umwandeln, und wenn das nicht klappt, wollen sie sie schließen“, 
erklärte Orbán. 

Konkret geht es um ein 2017 beschlossenes Gesetz, welches den Gebrauch von 
Minderheitensprachen an ukrainischen Schulen einschränkt und auf dessen Grundlage 
rund 100 ungarische Schulen in Transkarpatien geschlossen wurden. Das 2017 
beschlossene Sprachengesetz wurde übrigens auch von der Venedig-Kommission des 
Europarates kritisiert: „Das Staatssprachengesetz der Ukraine schafft es nicht, ein 
Gleichgewicht zwischen der Stärkung des Ukrainischen und dem Schutz der sprachlichen 
Rechte der Minderheiten zu finden“. 

Dieser Beitrag erschien zuerst auf ZURZEIT, unserem Partner in der EUROPÄISCHEN 
MEDIENKOOPERATION 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
02) Demographie-Gipfel in Budapest: Ungarische Familienpolitik erfolgreich –  
       Migration gescheitert (Orban-Interview) 
 
17. 09. 2023  

 
"Familie ist Familie" Ministerpräsident Orban mit seiner großen Familie bei Papst-Audienz 

https://zurzeit.at/index.php/ungarn-thematisiert-diskriminierung-der-ungarischen-minderheit-in-der-ukraine/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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Von unserem Ungarn-Korrespondent ELMAR FORSTER 

5. Budapester Migrations-Gipfel 

 

Migration gescheitert: Multikulti-Gewalt, Überlastung des Sozialstaates 

Zwar zeichnet sich in der westlichen Welt mittlerweile ab: Die von links-liberalen Eliten 
propagierte Massenmigration zur Lösung des demographischen Notstandes ist gescheitert. 
Denn diese planlose Zuführung von Migranten aus der ehemaligen Dritten Welt konnte u.a. 
auch den Arbeitskräftemangel nicht lösen: 

Im Jahr 2021 kamen gerade einmal 18 Prozent aller Zuwanderer mit gültiger 
Aufenthaltserlaubnis in die EU. Im Jahr 2018 waren nach Angaben der deutschen 
„Bundesagentur für Arbeit“ drei von vier in Deutschland lebenden Migranten arbeitslos, 
wodurch ihr Unterhalt eine erhebliche finanzielle Belastung für den Staat darstellt. Ganz zu 
schweigen von den sozialen Multikulti-Kollateralschäden wie Vergewaltigungen und Gewalt. 

Ungarn: Abschottung gegen illegale Migration, Fruchtbarkeitsrate plus 29 Prozent 

Nun hat sich nach der strikten ungarischen Abschottungspolitik gegen illegale 
Einwanderung auch dessen konservative Familienpolitik durchgesetzt, indem die 
ungarische Regierung Familien unterstützt und so die Geburtenrate erhöht. 

Zwischen 2011 und 2021 stieg die Gesamtfruchtbarkeitsrate in Ungarn um etwa 29 Prozent, 
die Zahl der Eheschließungen um 101 Prozent und die Zahl der Abtreibungen sakn um 46 
Prozent. Somit ist Ungarn unter allen EU-Mitgliedstaaten Spitzenreiter in dieser positiven 
demographischen Entwicklung. 
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Das ungarische Modell spricht für sich: Zwischen 2011 und 2021 stieg die 
Gesamtfruchtbarkeitsrate in Ungarn um etwa 29 Prozent, die Zahl der Eheschließungen um 
101 Prozent und die Zahl der Abtreibungen sank um 46 Prozent. Ungarn ist nun 
diesbezüglich unter den EU-Mitgliedstaaten in einer Spitzenposition, und zwar noch deutlich 
besser als 2011, und selbst im Jahr 2022 lag die Geburtenrate pro tausend Menschen über 
dem EU-Durchschnitt. 

Lob von Elton Musk, Jordan Peterson und Nobelpreisträger Heckmann 

Der fünfte Budapester Demographiegipfel wurde unter dem Motto „Familie ist der Schlüssel 
zur Sicherheit“ von der ungarischen Staatspräsidentin Katalin Novák, eröffnet. An der 
Veranstaltung nahmen auch einflussreiche Experten wie der Wirtschaftsnobelpreisträger 
James Heckman oder der weltbekannte kanadische klinische Psychologe Jordan B. 
Peterson teil. Sowohl Peterson und Elon Musk lobten ausdrücklich die ungarischen 
demographischen Maßnahmen. (origo) 

 

Tucker Carlson 

 

@TuckerCarlson 

Ep. 20 Hungary shares a border with Ukraine. We traveled to Budapest to speak with the country’s 

prime minister, Viktor Orbán. 

12:00 vorm. · 30. Aug. 2023 

https://twitter.com/TuckerCarlson/status/1696643892253466712?ref_src=twsrc%5Etf
w%7Ctwcamp%5Etweetembed%7Ctwterm%5E1696665945329037774%7Ctwgr%5E0
4b03449fe400f2df4e67b5bd1279bcf9092f973%7Ctwcon%5Es3_&ref_url=https%3A%
2F%2Funser-mitteleuropa.com%2Fdemographie-gipfel-in-budapest-ungarische-
familienpolitik-erfolgreich-migration-gescheitert-orban-interview%2F  

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03)  Orbáns Botschaft an Brüssel: „Was muss sich ändern“ 
 
18. 09. 2023  

 

Auf seiner ungarischen Facebook-Seite teile der ungarische Premierminister mit, was sich 
in der EU ändern müsse: Die EU solle dem Frieden, den Familien, der Eindämmung der 
illegalen Migration und der Abschaffung der Doppelmoral gegenüber Polen und Ungarn 
Priorität einräumen. 

„1. Wir müssen Frieden an Europas Grenzen schaffen! 

2. Die Aufgabe der Brüsseler Führung ist es nicht, Gender-Propaganda und Migration 
voranzutreiben, sondern die Menschen in Europa zu vertreten. 

3. Die gemeinsamen Grenzen müssen geschützt und Familien unterstützt werden! 

4. Die Brüsseler Doppelmoral gegenüber Polen und Ungarn muss abgeschafft werden!“ 

Viktor Orbán sprach in der Sendung „Guten Morgen, Ungarn“, im „Kossuth-Radio“ am 
Donnerstag, dass er die „Brüsseler Wende“ nach den EU-Wahlen-2024 als eine 
wachsende, realistisches Möglichkeit ansieht. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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S l o w e n i e n (Seiten E 211 – E 212) 
 
01) Migranten-Invasion jetzt auch in Slowenien: 1.100 illegale Grenzübertritte   
      allein am Wochenende 
 

14. 09. 2023  

Illegale Migranten im slowenischen Istrien.- Foto: Archiv Demokracija 

Auch Slowenien sieht sich in diesem Jahr mit einer Zunahme der illegalen Migration 
konfrontiert. Die konzertierte Aktion, Europa mit vorwiegend jungen Männern aus fremden 
Kulturkreise zu fluten, macht auch vor den Grenzen Sloweniens nicht halt. DEMOKRACIJA 
unser, Partner in der EUROPÄISCHEN MEDIENKOOPERATION schreibt dazu: 
 

Derzeitige Linksregierung ließ Grenzzaun abbauen 

Der Abbau des Zauns an der Südgrenze, den die derzeitige linke Regierung im 
vergangenen Jahr initiiert hat, fand entlang der westlichen Balkanroute der Migranten 
Widerhall und sendete eine klare Botschaft an die Migranten, sich nach Slowenien zu 
begeben. An diesem Wochenende erreichte die Migranteninvasion ihren Höhepunkt, als 
Polizeibeamte aus Brežice und Krško in nur wenigen Tagen, von Freitag, dem 8. 
September, bis Montag, dem 11. September, insgesamt 1.075 illegale Migranten aufgriffen. 

„Bunte“ Palette 

Unter den aufgegriffenen illegalen Einwanderern befanden sich 480 Afghanen, gefolgt von 
235 Marokkanern, 100 Pakistanern und 54 Bürgern aus Bangladesch. Darüber hinaus 
nahmen Polizeibeamte je 29 syrische und russische Staatsangehörige, 20 Algerier, 13 
Inder, 12 Migranten aus Sri Lanka, je 11 aus dem Irak und Nepal, neun burundische  

https://demokracija.si/fokus/vec-kot-1-100-nezakonitih-prehodov-meje-v-zadnjem-vikendu-ilegalni-migranti-se-sprehajajo-po-sloveniji-ob-belem-dnevu-bo-golobova-vlada-koncno-ukrepala/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Migranten-Slowenien.png?fit=618%2C393&ssl=1
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Staatsangehörige, sieben Iraner, vier Palästinenser und vier sudanesische 
Staatsangehörige, je drei aus Eritrea und dem Kongo, zwei Ägypter, zwei Tunesier, zwei 
Sierra Leoneaner und je einen aus Kamerun, Ghana, dem Libanon und dem Senegal fest. 

Asylzentren überfüllt – Hochbetrieb für Schlepper 

Neben der Festnahme von illegalen Einwanderern, die in großer Zahl  einreisen und durch 
das Land irren, während die Asylzentren überfüllt sind, hat die Polizei auch mit ständigen 
Versuchen zu tun, Migranten zu schleusen. Am Freitag stoppte die Polizei im Gebiet 
Obrežje ein Fahrzeug mit rumänischen Kennzeichen, in dem ein 20-jähriger rumänischer 
Staatsbürger sechzehn Syrer hereinschleuste. Am Samstag wurde erneut ein rumänischer 
Staatsbürger angehalten, der sieben illegale Migranten aus Syrien und zwei aus dem Irak 
in seinem Auto mitführte. In der Nähe von Čatež ob Savi hielt die Polizei ebenfalls am 
Samstag ein Fahrzeug mit kroatischen Kennzeichen an, dessen Fahrer die Polizei zunächst 
ignorierte und sich weigerte, anzuhalten. Hinter dem Steuer saß ein Pakistaner, der vier 
Türken schleppte, natürlich ohne die für die Einreise nach Slowenien erforderlichen 
Dokumente. In der Gegend von Drnovo erwischte die Polizei am selben Tag einen 
rumänischen Fahrer, der vier Türken in einem Auto mit italienischen Kennzeichen 
transportierte und versuchte, vor der Polizei zu fliehen. 

Obwohl die meisten illegalen Grenzübertritte im Gebiet der Polizeiverwaltung von Novo 
Mesto stattfinden, haben Polizeibeamte in Koper am Wochenende auch 64 illegale 
Migranten aufgegriffen. Unter anderem hielten sie in Petrinje ein Auto mit französischen 
Kennzeichen an, das von einem in Frankreich lebenden russischen Staatsbürger gefahren 
wurde. Er transportierte sieben russische Staatsbürger ohne die erforderlichen Dokumente. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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S e r b i e n (Seiten E 213 – E 214) 
 
01) Serbien: Ungarische Ortstafel in Maria-Theresiopel / Szabadka komplett  
      zerstört 
 
08. 09. 2023  

 
Die zerstörte Tafel des ungarischen Ortsnamens Szabadka in den ungarischen Farben rot-
weiß-grün. Foto: z.V.g 

SUBOTICA – In der in Serbien liegenden Stadt Maria-Theresiopel (serbisch Subotica, 
ungarisch Szabadka) wurde vor wenigen Monaten auf Grund der großen ungarischen 
Minderheit ein Schriftzug mit dem ungarischen Ortsnamen enthüllt. Dieser wurde nun von 

ungarnfeindlichen Vandalen*) zerstört. 

Toroczkai empört über Schaden 

Der Grad der Zerstörung ist dabei auf dem Titelbild zu sehen. Die Tafel ist völlig 
demoliert. László Toroczkai, der Fraktionsvorsitzende der patriotischen Partei Unsere 
Heimat im ungarischen Parlament, äußerte sich auf seiner X-Seite (vormals Twitter) 
folgendermaßen: 

Uns Ungarn erinnern unsere Nachbarnationen immer wieder daran, dass wir nicht aufhören 
dürfen, uns als Menschen zu betrachten. In den letzten Tagen geschah dies in der Nähe 
meiner Heimat, in Szabadka. Dort wurde die ungarische Ortstafel in Stücke gehauen. 

Serbisch-ungarisches Verhältnis gilt als gut 

Dabei ist die Zerstörung gerade in Maria-Theresiopel, das direkt an der ungarischen Grenze 
liegt, ungewöhnlich. Anders als zum Beispiel mit Rumänien oder der Ukraine, mit denen  

https://twitter.com/ToroczkaiLaszlo/status/1699148493070193033?t=uX-PWVDHx3cnG9laxHdtiQ&s=19
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Ortstafel-Szabadka.png?fit=558%2C363&ssl=1
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Ungarn traditionell ein schlechtes Verhältnis hat, gilt das ungarisch-serbische Verhältnis als 
sehr gut. Die Stadt liegt in der Region Wojwodina, die eine autonome Region in Serbien 
darstellt. Dabei gelten die Autonomierechte als weitgehend und gesichert, ethnische 
Ausschreitungen sind seit Jahren nicht bekannt. 

Wojwodina stark ungarisch geprägt 

Das Gebiet der heutigen Wojwodina gehörte bis 1921 rund 1.000 Jahre lang zum Königreich 
Ungarn. Es setzt sich aus zwei historischen Regionen zusammen, dem westlichen Banat 
und der südlichen Batschka. Heute sind laut letzter Volkszählung (2011) noch 13 Prozent 
der Einwohner Ungarn, dies entspricht rund 250.000 Menschen. Maria-Theresiopel ist dabei 
die einzige Großstadt, in der Ungarn mit 33 Prozent der 100.000 Einwohner die größte 
Bevölkerungsgruppe darstellen (Serben 30 Prozent, Rest Kroaten, Zigeuner und sonstige). 

*) Hetze gegen die Vandalen wie auch den Hetzbegriff „Vandalismus“ verbitten wir uns! 

   Anm. der AWR-Redaktion 

   Siehe auch: auf den Seiten 6-7: 

<https://www.westpreussen-berlin.de/westpreussen/AWR-
Leitseiten/20200810_Leitseiten_Forderungen-Grundsaetze.pdf> 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. j) Osteuropa                                                                 Seiten E 215 – E 225 

 
W e i ß r u s s l a n d (Seiten E 215 – E 217) 
 
01) Weißrussland erklärt Unterstützung Afrikas im Kampf gegen „koloniales  
      Erbe“ 

 
13. 09. 2023  

Lukaschenko beim Staatsbesuch in Äquatorialguinea.- Bild: deu.belta.by 

Anlässlich eines Treffens mit dem Präsidenten Äquatorialguineas erklärte der 
weißrussische Präsident Alexander Lukaschenko, dass Weißrussland den Afrikanern helfen 
werde, sich vom „Diktat westlicher transnationaler Konzerne“ zu befreien und Herren über 
ihre eigenen Länder zu werden. 

Unterstützung bei „Befreiung vom Diktat westlicher Konzerne“ 

Weißrussland ist bereit, den Ländern in Afrika mit Technik bei ihrer Entwicklung im Kampf 
gegen das koloniale Erbe zu helfen. Dies erklärte der weißrussische Präsident Alexander 
Lukaschenko anlässlich der Gespräche mit dem Präsidenten von Äquatorialguinea Teodoro 
Obiang Nguema Mbasogo. 

Lukaschenko betonte dabei, „Weißrussland ist bereit, bei der Industrialisierung des Landes, 
der Modernisierung der Landwirtschaft und der Gewährleistung der Ernährungssicherheit 
zu helfen und eine breite Palette von Maschinen und anderen Industrie- und 
Lebensmittelprodukten zu liefern.“ 

Darüber hinaus verfüge Minsk über „gute Kompetenzen beim Bau moderner Fleisch- und 
Milchverarbeitungs- und anderer Verarbeitungskomplexe“, bei der Erkundung und 
Gewinnung von Mineralien sowie bei der Durchführung gemeinsamer Infrastrukturprojekte. 
Das Land könne auch im humanitären und medizinischen Bereich Hilfe leisten. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Lukaschenko-in-Aequatorialguinea-deu.belta_.by_.jpg?fit=870%2C486&ssl=1
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Lukaschenko weiter, „Afrika ist dabei, sich von seinem kolonialen Erbe zu befreien. Wir 
engagieren uns in jeder erdenklichen Weise für diesen Prozess. Wir sind ein 
Technologieland. Wir sind bereit, diese Technologie an Ihr Land und an die afrikanischen 
Menschen weiterzugeben.“ 

Möglicher Nutzen für ganz Afrika 

Er wies darauf hin, dass sich der Staatschef von Äquatorialguinea mit der weißrussischen 
Produktion vertraut machen und darüber informieren kann, ob Minsk für sein Land oder für 
ganz Afrika von Nutzen sein kann. 

Lukaschenko betonte auch, dass es in der Welt unterschiedliche Auffassungen von Afrika 
gebe, aber alle sich einig seien, dass die Zukunft dieses Planeten weitgehend der 
afrikanischen Region gehört. 

Lukaschenko fügte noch hinzu, „diese Meinung vertrete ich auch.“ 

Der weißrussische Staatschef betonte, dass sich die afrikanischen Länder jetzt aus dem 
„Diktat westlicher transnationaler Konzerne befreien wollen, die ihnen die Rolle von 
Rohstoffanhängseln auferlegt hatten“ und Öl, Gold und Gas absaugen, was die Völker 
Afrikas „zu einem elenden Dasein und Hunger“ verdammt. 

Hilfe um „Herren der eigenen Länder zu werden“ 

Weißrussland wiederum wolle den Afrikanern helfen, die Herren in ihren eigenen Ländern 
zu werden, also eine nationale Industrie aufzubauen, die Landwirtschaft zu modernisieren 
sowie Wissenschaft und Technik zu entwickeln. 

Äquatorialguineas Präsident bedankte sich bei Lukaschenko und erklärte, er wolle die 
bilaterale Zusammenarbeit diskutieren. Er räumte ein, dass die afrikanischen Länder nach 
wie vor „Opfer des Neokolonialismus“ seien und den Druck der Länder spüren würden, die 
versuchen, diese Politik fortzusetzen. 

Obiang Nguema Mbasogo stellte dazu fest, „wenn die extreme Armut auf dem afrikanischen 
Kontinent bis heute anhält, zeigt das, dass die imperialen neokolonialen Kräfte unsere 
Länder weiterhin ausbeuten.“ 

Vor kurzem hatte Bloomberg berichtet, dass die EU-Länder die Abwesenheit des russischen 
Präsidenten Wladimir Putin und des chinesischen Staatschefs Xi Jinping beim G20-Gipfel 
in Indien nutzen wollen, um den „Globalen Süden“ für Treffen mit afrikanischen Führern zu 
erreichen. Die Quellen der Agentur erklärten, die EU wolle zeigen, dass es ihr trotz des 
schweren Erbes des Kolonialismus mit der Überprüfung ihrer Partnerschaft mit Afrika 
ernst sei. 

Im August hatte US-Präsident Joe Biden den US-Kongress um 200 Millionen US-Dollar zur 
Unterstützung Afrika in der Konfrontation mit Russland gebeten. 

Denn bereits im Juli dieses Jahres hatte Wladimir Putin auf dem Russland-Afrika-Gipfel 
erklärt, dass die russische Führung in Moskau dem Kontinent nicht nur humanitäre Hilfe, 
sondern auch Handelspräferenzen, Unterstützung bei der Schaffung moderner Industrien 
und Hilfe durch internationale Organisationen gewähren wolle. 
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Putin wies darauf hin, dass der Gesamtbetrag der, von Russland mittlerweile erlassenen 
Schulden afrikanischer Länder derzeit 23 Milliarden US-Dollar entspräche. Im September 
kündigte der russische Präsident weiters kostenlose Getreidelieferungen an sechs 
afrikanische Länder, an. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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U k r a i n e (Seite E 218) 
 
- Keine Berichte!  - 
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R u s s l a n d (Seiten E 219 - E 225) 
 
01) Russen versteigern Zelenskyjs Luxus-Penthouse auf der Krim 
 
20. 09. 2023  

 

Die russischen Behörden auf der Halbinsel Krim teilten am Samstag mit: Sie planten, etwa 
100 ukrainische Immobilien zu verkaufen, darunter eine im Besitz des ukrainischen 
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj – wie „Reuters“ berichtete. 

Wladimir Konstantinow, Sprecher des Krim-Parlaments, sagte, dass verstaatlichtes 
Eigentum bald verkauft werden würde. Die Behörden haben bereits die ersten acht 
Versteigerungen von Immobilien ukrainischer Geschäftsleute durchgeführt. Die 
Kaufverträge haben einen Wert von mehr als 815 Millionen Rubel (8,51 Millionen US-Dollar), 
teilte Konstantinov auf seinem Telegram-Account mit. Die 2013 erworbene Wohnung wurde 
unter dem Marktpreis verkauft. 

Die Wohnung befindet sich im sog. Kaiserkomplex, der von zwei steinernen Löwen auf 
beiden Seiten des Eingangs bewacht wird in einer dicht bewaldeten Parklandschaft mit Blick 
auf das Schwarze Meer im Krim-Kurort Jalta. 

Nebenan befindet sich der Liwadija-Palast, in dem US-Präsident Franklin D. Roosevelt 
wohnte, als er am Ende des Zweiten Weltkriegs an der Konferenz von Jalta mit dem 
sowjetischen Führer Josef Stalin und dem britischen Winston Churchill teilnahm. 

Selenska wird im ukrainischen Grundbuch als aktuelle Eigentümerin der Wohnung 
angegeben. 

 

https://www.businessinsider.com/russia-selling-zelenskyy-penthouse-apartment-crimea-fund-ukraine-war-2023-5
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/IMG_20230920_195116-scaled.jpg?fit=2560%2C1655&ssl=1
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Ihre Wohnung wurde im April bei der Immobilienagentur Prichal 82 zu einem Preis von 
790.668 US-Dollar zum Verkauf angeboten, mehr als das Vierfache des Kaufpreises von 
2013 oder umgerechnet 5.195 US-Dollar pro Quadratmeter. (Reuters) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
02) Diplomatie funktioniert noch – nur nicht im Westen – Über das Treffen Putin  
      und Erdogan 
 
15. 09. 2023  

Putin und Erdogan beim Treffen in Sotschi.- Bild: AFP 

Der Westen erwartete sich zweifellos viel vom Treffen der Präsidenten Russlands und der 
Türkei. 
  

In erster Lesung wohl eine Wiederaufnahme der Schwarzmeer-Initiative. Widererwarten 
ersetzen Moskau und Ankara jenes Getreideabkommen jedoch stattdessen mit einem 
Neuen. Der Grund dafür ist so simpel wie real, Unabhängige Politik innen wie außen. 

Diplomatie der „alten Schule“ 

Dass sich die beiden Gesprächspartner bei ihren Treffen mit Dolmetschern verkabeln 
müssen, ist hierbei wohl die geringste Herausforderung. Putin und Erdoğan zeigen vor, wie 
Diplomatie funktioniert auch unter vielfältigen, schwierigen Bedingungen, sofern beide 
Seiten tatsächlich verhandlungswillig sind. 

https://www.reuters.com/article/us-ukraine-election-zelenskiy-property-e/exclusive-wife-of-ukraine-president-elect-got-penthouse-bargain-from-tycoon-idUSKCN1S7373
https://unser-mitteleuropa.com/
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https://freedert.online/international/179764-treffen-in-sotschi-putin-und-erdogan/
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Putin-und-Erdogan-AFP-scaled.jpg?fit=2560%2C1707&ssl=1
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Hierzu eine Analyse von Pjotr Akopow für RIA Novosti. 

Das Treffen der Präsidenten Wladimir Putin (Russland) und Recep Tayip Erdoğan 
(Türkei) im russischen Sotschi war das erste seit Herbst des Vorjahres. 

Damals sprachen beide Staatsmänner zweimal bei Gipfeltreffen in Mittelasien miteinander. 
Viel wichtiger wurde das Treffen in Sotschi jedoch deswegen, weil es das erste nach der 
Wiederwahl Erdoğan vor drei Monaten war, denn nach den Wahlen gab es viele 
Spekulationen um einen Kurswechsel Ankaras. 

In der Türkei wie in Russland wurde seitdem viel darüber gesprochen: „Erdogan vollzieht 
harte Halse zum Westen hin“, hieß es dazu. Und alles, aber auch alles wurde damit in 
Verbindung gebracht, einschließlich der, Russland so missfallenen Rückgabe der Asow-
Bandenbosse an Kiew, die zuvor in der Türkei interniert gewesen waren. 

Daher sollte dieses jüngste Treffen die Stimmung und Einstellung der beiden Staatschefs 
zeigen sowie den Zustand der Beziehungen zwischen Russland und der Türkei. 
Ausgerechnet das, und nicht etwa eine Wiederaufnahme des Getreideabkommens, bildete 
bei diesem Treffen das Hauptinteresse. 

Getreide-Deal ein Nebenthema 

Mit dem Getreidedeal war ja ohnehin alles klar. Es wird ihn nicht mehr geben, weil die Türkei 
nicht auf die Position des Westens bezüglich einer Umsetzung der Forderungen Russlands 
einwirken kann. 

Dies bestätigte auch dieses Treffen. An die Stelle des alten Getreideabkommens trat eine 
Übereinkunft Russlands mit der Türkei und Katar über die Ausfuhr russischen Getreides. 
Diese ist lukrativ sowohl für Moskau als auch für Ankara, da beide darauf fokussiert sind, 
nicht etwa allein die bestehenden Probleme in ihrer bilateralen Beziehung zu lösen, sondern 
diese Beziehung selbst genauso unabhängiger vom Einfluss äußerer Kräfte zu machen. 

Moskau und Peking wenden die Formel „Die Beziehung zweier Länder hängen nicht von 
äußeren Einflüssen ab“ bereits auf die Beziehungen zwischen Russland und China an. Der 
Wunsch, solch „wetterfester“ Verbindungen auch zwischen Russland und der Türkei 
aufzubauen, besteht ebenfalls. 

Tatsache ist ebenfalls, die Türkei ist NATO-Mitglied, sie beansprucht größeren Einfluss auf 
Transkaukasien, das zum Interessenbereich Russlands gehört, sie hat mit Russland 
Differenzen zu Syrien, von der Position des offiziellen Ankara zur Ukraine, ganz zu 
schweigen. 

Doch wie in der NATO und auch in Syrien führt Erdoğan auch bezüglich der ukrainischen 
Frage sein eigenes Spiel und vertritt eine Position, die den türkischen Interessen entspricht. 
Zumindest so, wie er diese Interessen versteht, anstatt fremden Willen auszuführen und 
Interessen von Drittstaaten zu vertreten. 

Darin besteht der grundlegende Unterschied zu den Staatschefs des kollektiven Westens 
von Deutschland bis Japan. Erdoğan ist ein selbständiger Politiker, der ausschließlich von 
den Interessen des eigenen Staates geleitet ist. 

 

https://freedert.online/meinung/175226-schwenk-nach-westen-warum-hat/
https://freedert.online/international/179866-erdogan-es-besteht-keine-hoffnungsvolle/
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Das wiederum verbindet ihn mit Putin in einem weitaus höheren Maß als die objektiven wie 
subjektiven Probleme und Widersprüche zwischen Russland und der Türkei sie 
voneinander zu trennen vermögen. 

Putin erklärte bereits mehrmals, „mit Erdoğan zu tun zu haben, ist durchaus annehmbar.“ 

Selbiges kann der türkische Präsident über seinen russischen Kollegen sagen, mit dem er 
bereits zwei Jahrzehnte lang zusammenarbeitet. 

Beide respektieren einander 

Gerade deshalb sprach Erdogan in Sotschi über neue Projekte in den russisch-türkischen 
Beziehungen, nicht zuletzt über den Bau eines weiteren Atomkraftwerks nach dem 
fertiggestellten Akkuyu. 

Nicht etwa, um Putin zu gefallen oder von ihm Eingeständnisse in irgendwelchen anderen 
Arbeitsbereichen zu erkaufen, sondern weil er weiß, dass die Beziehungen dieser beiden 
Länder Zukunft haben. 

Diese Zukunft scheint also eine recht strahlende zu sein. Sowohl kraft dessen, dass diese 
Beziehungen für beide Länder vorteilhaft sind, als auch weil deren weiterer 
Entwicklungsweg eben ausschließlich von Moskau und Ankara abhängt. Die Probleme, die 
zwischen den beiden Ländern objektiv existieren, sind in der Form, in der sie vorliegen nicht 
von Dauer. 

Wenn schon drei Kriege, in die beide Länder auf die eine oder andere Art auf gegnerischen 
Seiten involviert sind, jedoch Putins Beziehung zu Erdoğan nicht torpedieren konnten. 
Obwohl dies während der achtmonatigen Pause nach Abschuss eines russischen 
Kampfflugzeugs an der syrisch-türkischen Grenze zumindest zu erwarten war. 

Alleine deshalb, weil die beiden Politiker ihre Augen vor den Differenzen nicht verschlossen, 
sondern aufrichtig nach Lösungswegen gesucht hatten. Oft fanden sie diese auch wie 
beispielsweise in Syrien, wo im Übrigen die Lageentwicklung der letzten Tage, als Araber 
sich gegen Kurden erheben, Russland und der Türkei neue Annäherungsmöglichkeiten gibt. 

Erdogan „spielt“ gerne auf allen Bühnen 
 
Erdoğans Gesten in Richtung Westen muss man also gemäß deren Wert betrachten. Als 
Element seines ständigen Spiels auf allen „Bühnen“. 
Eine grundsätzliche Besserung der Beziehungen zwischen Ankara und Washington ist 
ebenso unmöglich wie ein EU-Beitritt der Türkei. Erdogan weiß das nur zu genau. 
Unmöglich ist beides deswegen, weil der türkische Präsident nicht gewillt ist, in Fragen, die 
er als Grundsatzfragen ansieht, klein beizugeben, ob in der Innen- oder der Außenpolitik, 
weil er nicht vorhat, türkische Interessen sei es in Syrien, Transkaukasien, auf Zypern oder 
in den Beziehungen zu Griechenland zu vernachlässigen. Obwohl seine westlichen 
„Partner“ eben gerade dies von ihm verlangen. 
Ebenfalls käme diesen „Partnern“ eine Änderung der türkisch-russischen Beziehungen sehr 
gelegen. Allerdings scheint Erdogan viel eher deren Verbesserung als Verschlechterung zu 
wollen. 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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03) Russland-Nordkorea-Militärpakt durchkreuzt Ukraine-Pläne 
 
07. 09. 2023  

Bild: © UPI Photo/Imago 

Die West-Medien fokussierten sich dieser Tage mit großem Interesse auf eine mögliche 
Militärkooperation zwischen Russland und Nordkorea. 

Diesen Berichten zu Folge wäre es eine schlechte Entwicklung für die Ukraine und Europa, 
sollte Nordkorea Waffen an Russland liefern. 

Mehr Waffen als Problem für ukrainische Gegenoffensive 

Jede Waffe, die Russland aus dem Ausland erhalte, sei ein zusätzliches Problem für die 
ukrainische Gegenoffensive, so die einhelligen Medien-Berichte des Westens. Völlig außer 
Acht gelassen wird dabei freilich, dass besagte Gegenoffensive der Ukraine bereits im 
Ansatz gescheitert war. 

Ein hochrangiger Beamter des Weißen Hauses drohte dazu, Nordkorea werde „einen Preis“ 
zahlen, wenn es Waffen an Russland für den Ukraine-Krieg verkaufe. 

Die Verwarnung erfolgte wenige Tage, nachdem Washington behauptet hatte, dass 
Pjöngjang mit Moskau Gespräche über ein mögliches Waffengeschäft führen würde. Der 
nationale Sicherheitsberater der USA, Jake Sullivan, erklärte dazu am 5. September, die 
Vereinigten Staaten seien der Ansicht, dass die Verhandlungen zwischen Nordkorea und 
Russland „aktiv voranschreiten.“ 

„Die Lieferung von Waffen an Russland für den Einsatz auf dem Schlachtfeld wird kein gutes 
Licht auf Nordkorea werfen, und sie werden in der internationalen Gemeinschaft einen Preis 
dafür zahlen“, drohte Sullivan unverhohlen in Anwesenheit von Reportern. 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Putin-uns-Kim-www.fr_.de_.jpg?fit=2400%2C1350&ssl=1
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Moskau hingegen hält sich zu der Meldung über mögliche Waffengeschäfte bislang 
bedeckt, bestätigt jedoch, dass Gespräche über gemeinsame Militärübungen zwischen 
Russland und Nordkorea geführt würden. Im Juli hatte der russische Verteidigungsminister 
Schoigu bekanntlich Pjöngjang besucht. Es war der erste Besuch eines russischen Ministers 
seit langer Zeit. 

Einladung zu gemeinsamen Manövern mit Russland und China 

Bereits am Wochenende hatte der russische Botschafter in Nordkorea gegenüber der TASS 
geäußert, dass es „angebracht“ wäre, Nordkorea zu gemeinsamen Manövern Russlands 
und Chinas einzuladen. 

Militärübungen der USA und ihrer Partner in Asien, die offen gegen China, Nordkorea und 
Russland gerichtet seien, würden „gemeinsame Antworten“ notwendig machen. 

Erst kürzlich hatte Südkorea zusammen mit den USA und Japan Militärübungen 
abgehalten. Dieses Bündnis wurde bereits zynisch als Miniatur-Nato im Pazifik tituliert. 

Nordkorea führte als Reaktion darauf einen simulierten Atomwaffenangriff auf Ziele in 
ganz Südkorea durch. Pjöngjang bezeichnete die kollektiven Übungen der USA mit 
ihren beiden Partnern im Pazifik als Vorbereitung auf einen atomaren Präventivschlag 
Washingtons. 

Berichten zu Folge haben der russische Präsident Putin und der nordkoreanische 
Staatschef Kim Jong-Un sich schriftlich ausgetauscht, wobei sie einander ihrer engen 
bilateralen Beziehungen versicherten. 

In der New York Times hieß es dazu unter Berufung auf ranghohe Beamte aus dem Weißen 
Haus, Kim plane in diesem Monat einen Besuch in Russland. 

Demnach solle er vermutlich mit seinem gepanzerten Zug in die Hafenstadt Wladiwostok im 
Osten Russlands reisen, die etwa 250 Kilometer von der nordkoreanischen Grenze entfernt 
liegt. 

Geplantes Treffen Putins mit Kim? 

Als sicher gilt, dass Präsident Putin am 12. September zu einem Wirtschaftsforum nach 
Wladiwostok reisen wird. Das teilte sein Sprecher Dmitri Peskow am 5. September mit. Auf 
die Fragen russischer Journalisten nach einem möglichen Treffen mit Kim antwortete 
Peskow laut der russischen Nachrichtenagentur TASS, „wir haben dazu nichts zu sagen.“ 

Ebenfalls am 5. September warnte der Sprecher des US-Außenministeriums, Vedant Patel, 
Nordkorea davor, Waffen an Russland zu liefern. Er behauptete gegenüber Reportern, 
Moskaus Hinwendung zu Pjöngjang in Bezug auf Waffenlieferungen  zeige die Wirksamkeit 
der US-Sanktionen, die im Zuge des Ukraine-Krieges verhängt worden seien. 

Die West-Medien hatten in den vergangenen Tagen der mutmaßlichen Militärkooperation 
zwischen Russland und Nordkorea große Aufmerksamkeit geschenkt, wobei sie 
kommentiert hatten, es wäre eine schlechte Entwicklung für die Ukraine und Europa, 
sollte Nordkorea Waffen an Russland liefern. Jede Waffe, die Putin aus dem Ausland 
erhalte, sei ein zusätzliches Problem für die ukrainische Gegenoffensive. 

 

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/putin-und-nordkorea-ein-gegengewicht-in-ostasien-19152873.html
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Käme es nun zu einer Militärkooperation zwischen Moskau und Pjöngjang, dann würde dies 
in Ostasien ein mehr als veritables Gegengewicht zu der neuen Dreierallianz USA, 
Südkorea und Japan darstellen. Biden traf kürzlich die Präsidenten Japans und Südkoreas 
in Camp David, um besagte „Mini-NATO“ im Pazifik gegen die aufstrebende Weltmacht 
China aufzubauen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. k) Kaukasusgebiet / Türkei                                                       Seite E 244 

 
Armenien / Aserbaidschan (Seiten E 226 - E 227) 
 
01) Republik Bergkarabach existiert nicht mehr 
 
28. 09. 2023  

Bild: Wikipedia 

Der Präsident von Bergkarabach hat ein Dekret unterzeichnet, wonach die nicht anerkannte 
Republik ab dem kommenden Jahr nicht mehr existieren wird. 

Diese Entscheidung sei „im Zusammenhang mit der derzeit schwierigen militärisch-
politischen Lage“ getroffen worden. 

Republik hört auf zu existieren 

Die Behörden von Bergkarabach haben am Morgen des 28.September die Auflösung der 
selbsternannten Republik angekündigt. 

Der Präsident Samwel Schachramanjan unterzeichnete ein entsprechendes Dekret. Die 
Republik Bergkarabach wird ab dem nächsten Jahr nicht mehr existieren. „Alle staatlichen 
Institutionen und Organisationen, die deren Ressorts unterstellt sind, sind bis zum 1. Januar 
2024 aufzulösen, und die Republik Bergkarabach (Arzach) hört auf zu existieren“, heißt es 
in dem Dokument. 

Die Entscheidung sei „im Zusammenhang mit der derzeit schwierigen militärisch-politischen 
Lage“ getroffen worden, um die „physische Sicherheit und lebenswichtige Interessen der 
Bevölkerung“ sicherzustellen und die Vereinbarungen mit Aserbaidschan, die durch 
Vermittlung russischer Friedenstruppen erreicht wurden, zu berücksichtigen. 

https://www.dtx.gov.az/az/news/1788.html
https://www.dtx.gov.az/az/news/1788.html
https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Bergkarabach-Wikipedia.png?fit=1200%2C747&ssl=1
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In dem Dokument heißt es auch, dass die Bewohner der Region, einschließlich jener, die 
das Gebiet verlassen haben, „sich mit den, von der Republik Aserbaidschan angebotenen 
Reintegrationsbedingungen, vertraut machten“ und eine unabhängige Entscheidung 
darüber treffen sollten, ob sie in Bergkarabach bleiben beziehungsweise dorthin 
zurückkehren wollen. 

Außenminister „ergibt“ sich aserbaidschanischen Behörden 

Daraufhin teilte der ehemalige Außenminister von Bergkarabach mit, er habe beschlossen, 
sich den aserbaidschanischen Behörden zu ergeben. Dawid Babajan erklärte, dass er auf 
einer Schwarzen Liste Aserbaidschans stehe, weshalb er gezwungen sei, wegen 
Ermittlungen nach Baku zu reisen. 

„Mein Nichterscheinen oder, schlimmer noch, meine Flucht würde unserem leidgeprüften 
Volk, vielen Menschen, ernsthaften Schaden zufügen, und ich als ehrlicher Mensch, harter 
Arbeiter, Patriot und Christ kann das nicht zulassen“, schrieb er dazu auf Facebook. 

Bereits am 19. September hatte das aserbaidschanische Verteidigungsministerium den 
Beginn sogenannter lokaler „Antiterrormaßnahmen“ in Bergkarabach angekündigt, um „die 
verfassungsmäßige Ordnung wiederherzustellen“. 

Zwei Tage später berichteten die aserbaidschanischen Behörden, dass die Armee „alle 
zugewiesenen Aufgaben in Bergkarabach erfolgreich abgeschlossen und die Souveränität“ 
ihres Landes wiederhergestellt habe. Die Behörden von Bergkarabach kündigten auf 
Vorschlag russischer Friedenstruppen einen Waffenstillstand an. Armeniens 
Premierminister Nikol Paschinjan sagte, dass das Land nicht an den Verhandlungen 
zwischen Bergkarabach und Aserbaidschan teilgenommen habe. 

Mehr als die Hälfte der Einwohner, über 65.000 Menschen, haben daraufhin das Gebiet, 
ihre Heimat verlassen. Beim Versuch, nach Armenien einzureisen, wurde der 
Geschäftsmann und ehemaliger Staatsminister Ruben Wardanjan, der zuvor die Regierung 
von Bergkarabach geleitet hatte, von Seiten Aserbaidschans verhaftet. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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T ü r k e i (Seiten E 228 - E 229) 
 
01) Musk trifft Erdogan – neue Tesla-Riesenfabrik in Türkei geplant 
 
19. 09. 2023  

 
Bild: Koha Ditore 

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan hat sich am 17. September mit dem Tech- 
Milliardär Elon Musk getroffen. 

Mögliche Investitionen in die türkische Industrie standen dabei auf der Tagesordnung, 
überdies warb Erdogan bei Musk für eine Tesla-Fabrik in seinem Land. 

SpaceX für die Türkei 

Recep Tayyip Erdoğan hat sich am 17. September in New York mit Tesla-Chef Elon Musk 
getroffen. Darüber berichtete sein Büro auf X. 

Während des Treffens sei die Rede von Ankaras „technologischen Durchbrüchen“ sowie 
der Nationalen Strategie für künstliche Intelligenz gewesen, zitierte ihn die türkische 
Kommunikationsdirektion. 

Dem zu Folge wolle SpaceX mit den türkischen Behörden zusammenarbeiten, um eine 
erforderliche Lizenz zu beschaffen, sodass der Satelliteninternetdienst Starlink in der Türkei 
angeboten werden könne. 

Angaben der Nachrichtenagentur Anadolu zu Folge habe der türkische Staatschef den 
Unternehmer Musk auch ersucht, sein Land als Standort für die nächste Gigafabrik zur 
Produktion seiner Tesla-Elektrofahrzeuge auszuwählen. 

https://twitter.com/trthaber/status/1703549226586640396
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„Familiärer“ Charakter des Gespräches 

Auf Fotos ist etwa zu sehen, wie Musk während der Gespräche mit Erdogan, seinen Sohn 
auf dem Schoß hält. 

Bild: Gettyimages.ru Anadolu Agency  

Zu den Ergebnissen der Gespräche hat sich der US-Unternehmer jedoch noch nicht 
geäußert. Tesla verfügt derzeit über sechs Gigafabriken in den USA, Deutschland und 
China und baut derzeit eine siebte in Mexiko. 

Der Autohersteller könnte bis Ende 2023 einen Standort für seine nächste große 
Produktionsstätte auswählen, wie Musk bereits Anfang des Jahres angedeutet hatte. 

Erst im August bekundete das Unternehmen Interesse am Bau einer Fabrik in Indien, 
nachdem Musk im Anschluss an ein Treffen mit Indiens Premierminister Narendra Modi in 
den USA im Juni, erhebliche Investitionen zugesagt hatte. 

Erdoğan hält sich derzeit in den USA auf, um an der 78. Sitzung der UN-
Generalversammlung teilzunehmen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. l) Südosteuropa                                                         Seiten E 230 – E 233 

 
B u l g a r i e n (Seiten E 230 – E 233) 
 
01) Internationales Russophilen-Treffen in Bulgarien 
 
20. 09. 2023  

foto: private 

Absolut unbeeindruckt von der durch den Westen beinahe hysterisch geschürten „Angst 
vor allem Russischen“, fand dieser Tage das Treffen der internationalen Russophilen-
Bewegung, statt. 

 

 

 

 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/Russophilen-Treffen-Bulgarien-9-2023-Titelbild.jpg?fit=720%2C614&ssl=1
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Bild: privat  

Jährliche Zusammenkunft diesmal in Bulgarien 

Letztes Wochenende fand in Bulgarien, unter reger Anteilnahme von rund 10.000 
Teilnehmern, das jährliche Treffen der internationalen Russophilen-Bewegung, statt. 

Dieses Mal wurde der Event mit einem großen Fest für alle Teilnehmer verbunden. Dabei 
traf man sich auf einem riesigen Freiluft-Areal, das beinahe „Woodstock-Charakter“ 
versprühte. 

 
Internationale Teilnehmer am Russophilen-Treffen.- Bild: privat  
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Zahlreiche künstlerische und traditionelle kulturelle Darbietungen wurden dabei für die 
Teilnehmer und Zuseher des Russophilen-Treffens, geboten 

Auch zahlreiche ausländische Gäste folgten in diesem Jahr der Einladung des 
Vorsitzenden der Russophilen-Bewegung Nikolai Malinov. 

 
Bildmitte: Initiator und Präsident der Russophilen-Bewegung Nikolai Malinov.- Bild: privat  

Nach dem sehr gut besuchten (im Schnitt ca. 10.000 Besucher) kulturellen Event am 16. 
September, gab es am darauffolgenden Sonntag den 17. September eine 
Pressekonferenz. 

Anlässlich dieser kamen die einzelnen internationalen Vertreter und Teilnehmer der 
Russophilen-Bewegung mit ihren Ausführungen zu den Inhalten der Tagung, zu Wort. 
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Pressekonferenz in Sofia Bild: privat  

Nachdem sich die Bewegung seit 20 Jahren vor allem in Bulgarien stetig entwickelt hatte, 
sind mittlerweile Aktivitäten auch in anderen Staaten geplant worden. 

Das erklärte Ziel ist es dabei, der westlichen, vor allem medial gesteuerten Anti-
Russischen Propaganda aktiv entgegenzuwirken. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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E. m) Süd- und Westeuropa                                              Seite E 234 – E 239 
 
I t a l i e n (Seiten E 234 – E 236) 
 
01) Lampedusa-Migranten fliehen schon wider: Diesmal aus Aufnahmelager  
      auf Sizilien Richtung Norden 
 
19. 09. 2023  

 

Die gutmenschliche Frohbotschaft von Innenministerin Faeser, eine Gutteil der Lampedusa-
„Flüchtlinge“ aus  nach Deutschland zu holen, hätte sie sich sparen können. Die 
Herrschaften sind bereits unterwegs zu uns. 

Im sizilianischen Porto Empedocle kommen viele Migranten von der Insel Lampedusa 
zunächst an, um später weiter aufs italienische Festland gebracht zu werden. Die Stadt gilt 
daher als Transitort. Derzeit ist nach Ansa-Angaben das Lager überlastet, da der Transfer 
aufs Festland nur langsam vorangeht berichtet rnd.de. 

Einsatzkräfte konnten die Ausreißer nicht stoppen 

Die Einsatzkräfte versuchten die erneut Flüchtenden am Montag zu stoppen, konnten sie 
jedoch nicht aufhalten. Wie auch? Mit liebem Zureden vielleicht? Auch eine Ausrede für das 
Verhalten der „Flüchtlinge“ hat man parat: Die Bedingungen im Lager seien unmenschlich, 
sagte der Bürgermeister Calogero Martello, denn „sie sind nicht davongelaufen, um an 
andere Orte zu gehen, sondern um Essen und Trinken zu suchen.“ 

Dass Afrikaner, die illegal in Europa landen Gefahr laufen zu verhungern oder zu verdursten 
und nach Nahrung suchend umherirren, stellt wohl neueste Masche zur Entschuldigung der 
Leute dar, die in keinster Weise geneigt sind sich den Regeln und Vorgaben der 
Aufnahmeländer unterzuordnen. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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02) Salvini: „Massenmigration ist Kriegserklärung “ +UPDATE 16.09+ Melloni  
      kündigt Verschärfungen gegen Illegale an 
 
16. 09. 2023  

 

+++ UPDATE v. 16.09.2023 +++ 

Ministerpräsidentin Meloni kündigt Verschärfungen gegen Illegale an 

Georgia Meloni, die sich diese Woche in Budapest beim „Demographie-Gipel“ mit dem ungarischen 

Ministerpräsident Viktor Orbán getroffen hatte, kündigte als Reaktion auf die rekordverdächtigen 

Migrationsströme der letzten Wochen außerordentliche Maßnahmen an: 

Und zwar die Inhaftierung und Unterbringung in kontrollierten Lagern sowie die Ausweisung von 

illegalen Migranten – so Giorgia Meloni in einer am Freitagabend veröffentlichten Videobotschaft. 

Außerdem rief sie zu einer europäischen Marinemission auf, um deren Abreise aus Nordafrika zu 

stoppen. 

18 Monate Haft 

Auf der geplanten Kabinettssitzung am Montag sollen die Regeln zur Inhaftierung illegaler 

Einwanderer geändert werden: Dabei soll die Frist für die Unterbringung illegaler Migranten in 

geschlossenen Lagern auf 18 Monate erhöht werden. 

Aus Mangel an genügend Unterbringungsplätzen wird das Verteidigungsministerium für die 

Einrichtung neuer Lager in dünn besiedelten, gut kontrollierbaren Gebieten zuständig sein. Diese 

Zentren können dann die Migranten erst nach einer positiven Asylentscheidung verlassen. Jene 

ohne Flüchtlingsstatus werden unverzüglich abgeschoben. 

 

 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2023/09/8cea7612c6a64906b5107a19e0c29c26.jpg?fit=850%2C478&ssl=1
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Nach der derzeitigen Praxis werden die meisten Illegalen automatisch als Asylbewerber behandelt 

und können sich im Land frei bewegen, bis ihr Antrag geprüft wird mit teils verheerenden Folgen. 

Brief an EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen  

In diesem Brief bat Meloni, dass von der Leyen Lampedusa besuche, um sich selbst ein Bild von 

der ernsten Lage auf der Insel zu machen, die das Tor zur Migration in Südeuropa ist. 

Außerdem verlangte Meloni von der EU-Kommission die Umsetzung des im Sommer mit Tunesien 

getroffenen Abkommens: Dass nämlich die dem nordafrikanischen Land zugesagten 250 Millionen 

schnell überwiesen werden sollen. 

Auch Charles Michel, Vorsitzender des Europäischen Rates, wurde gebeten, das Thema Migration 

auf die Tagesordnung der Oktobertagung zu setzen. Dann werde Meloni eine sofortige europäische 

Mission fordern, um die Boote bereits an der nordafrikanischen Küste zu stoppen. (Hirado) 

Meloni bittet die Italiener um Geduld 

Meloni hätte ihre Anti-Migrations-Einstellung nicht geändert habe und versuche ihr 

Wahlversprechen, nämlich einen vollständigen Stopp der illegalen Einwanderung, einzuhalten. Dies 

erfordere jedoch Zeit und Geduld, vor allem, weil einige die Arbeit der Mitte-Rechts-Partei aufgrund 

„ideologischer Interessen“ behinderten – so Meloni weiter. 

Seit Beginn dieses Jahres sind mehr als 127.000 Menschen an den italienischen Küsten 

angekommen. Im gleichen Zeitraum des letzten Jahres waren es nur etwas mehr als 66.000. 

+++ ERST-Artikel 19.09.2023 +++ 

Salvini: „Massenmigration ist Kriegserklärung an Europa“ 

Lega-Chef Matteo Salvini sagte m Mittwoch vor Auslandskorrespondenten in Rom: Die 

Massenankunft von Migranten sei ein inszeniertes Ereignis. Denn wenn 120 Boote gleichzeitig 

Migranten anlanden, sei die Situation nicht in Ordnung, sondern: 

„Es handelt sich nicht um ein spontanes Phänomen, sondern um eine Botschaft des Krieges.“ 

Gesteuerte Aktion von Menschenhändlern 

Der stellvertretende Ministerpräsident der rechtsgerichteten Regierung in Rom, derzeit Minister für 

Infrastruktur und Verkehr, verwies auf die Hunderte von Booten mit Tausenden von Migranten, die 

an einem einzigen Tag auf der Insel Lampedusa gelandet waren. Außerdem betonte er: Weil das 

Problem nicht nur auf Lampedusa bestehe, drohe die Situation, „die italienische Gesellschaft als 

Ganzes zusammenbrechen zu lassen“. Er sei überzeugt, dass die Massenauswanderung von 

kriminellen Organisationen, darunter auch Menschenhändlerorganisationen, gesteuert werde. 

Europa habe Italien völlig im Stich gelassen, um seine Land- und Seegrenzen zu schützen. 

(Mandiner, MTI) 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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F r a n k r e i c h e (Seiten E 237 – E 239) 
 
01) Macron der „Buhmann“ der Rugby-Weltmeisterschaft 
 
16. 09. 2023  

Macron bei Eröffnung der Rugby-WM.- Bild: screenshot X 

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron wurde bei der Eröffnungsfeier der Rugby-
Weltmeisterschaft in Frankreich ausgebuht. 

Politiker unterschiedlicher Couleur zeigten sich nicht überrascht und erklärten, dass eine 
solche Reaktion der Bevölkerung auf „seine“ sehr unbeliebte Rentenreform zurückzuführen 
sei. 

Menge spottet lautstark 

Die Menge buhte, pfiff und spottete während der Ansprache des französischen Präsidenten 
Emmanuel Macron zur Eröffnung der Rugby-Weltmeisterschaft am 8. September. Die 
Buhrufe begannen, als Macron das Spielfeld im Stade de France in Paris betrat, und wurden 
lauter, als er mit seiner, dadurch kaum hörbaren Rede, begann. 

Nach Angaben der Nachrichtenagentur AFP gab es eine ähnliche Reaktion, als der 
französische Staatschef auf Fernsehbildschirmen in speziellen Fan-Zonen von Paris und 
Marseille erschienen war. 

 

 

 

 

 

https://twitter.com/TOysmueller/status/1700259042843857013
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Manuel Bompard, ein linker Abgeordneter der französischen Nationalversammlung, 
kommentierte dazu auf der Plattform X (ehemals Twitter). 

„König Macron wurde vom französischen Volk ausgebuht! Wir werden ihn nie in Ruhe 
lassen!“ 

Macrons Popularität ist nach der Umsetzung der höchst unpopulären Rentenreform, bei der 
das Rentenalter schrittweise auf 67 Jahre angehoben wird, rapide gesunken. Der Schritt 
löste Anfang des Jahres breite Proteste aus. Die Opposition forderte ein Referendum zu 
dieser Frage. 

Nicht nur Rentenreform als „Auslöser“ 

Im März des Jahres setzte der französische Präsident die Reformen unter Umgehung des 
Parlaments, auf der Grundlage von Artikel 49 der französischen Verfassung in Kraft. Dies 
löste weitere Proteste und Forderungen nach seinem Rücktritt aus. 

Bastien Lachaud, ein Abgeordneter der linken Partei La France insoumise, kommentierte 
den Vorfall im Stadion ebenfalls. 

„Die Menschen haben die Beleidigungen und die Rentenreform nicht vergessen. Er hat den 
Empfang bekommen, den er verdient.“ 

Stephanie Galzy, eine Abgeordnete der rechtsgerichteten Nationalen 
Sammlungsbewegung, nannte die Buhrufe „ein Symbol“. 

Die Eröffnungsfeier fand vor dem Spiel zwischen Frankreich und Neuseeland statt, das die 
französische Mannschaft mit 27:13 Punkten gewann. 
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Mathieu Lefèvre, Abgeordneter der regierenden Partei Renaissance, erklärte hingegen zu 
dem Vorfall, „den Präsidenten der Republik auszubuhen, heißt Frankreich auszubuhen.“ 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
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